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Texte fran9ais 

Zusammenfassung 
der Beratungen 

Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und Vermögensübertragung (Fusionsgesetz; FusG) 

Chronologie: 
21.03.2001 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
12.03.2003 NR Abweichend. 
05.06.2003 SR Abweichend. 
16.06.2003 NR Abweichend. 
15.09.2003 SR Zustimmung. 
03.10.2003 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
03.10.2003 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2003 6691; Ablauf der Referendumsfrist: 22. Januar 2004 
Amtliche Sammlung des Bundesrechts 2004 2617 

Amtliches Bulletin - die Wortprotokolle 

Zuständig 
Behandelnde Kommissionen 

Behandlungskategorie NR: 

Konnexe Geschäfte 

Deskriptoren 

Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) 
Kommission für Rechtsfragen NR (RK-NR) 
Antrag: Eintreten 
Kommission für Rechtsfragen SR (RK-SR) 
Antrag: Differenzbereinigung 
III, Reduzierte Debatte (Art. 68 GRN) 

01.3015 01.3016 

Fusionskontrolle; Fusion von Unternehmen; Spaltung von Unternehmen; 
Unternehmenszusammenschluss; Rechtsform einer Gesellschaft; 
Gesellschaft des Handelsrechts; Genossenschaft; Vereinigung; Stiftung; Unterrichtung der 
Arbeitnehmer/innen; Steuerrecht; Mittelübertragung; 

, ... ~Horne 
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Deutscher Text 

Synthese des 
deliberations 

Message du 13 juin 2000 concernant la loi federale sur la fusion, la scission, la transformation et le transfert 
de patrimoine (Lai sur la fusion, LFus) (FF 2000 3995) 

Projet 1 
Lai federale sur la fusion, la scission, la transformation et le transfert de patrimoine (Lai sur la fusion, LFus) 

Chronologie: 
21-03-2001 CE Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
12-03-2003 CN Divergences. 
05-06-2003 CE Divergences. 
16-06-2003 CN Divergences. 
15-09-2003 CE Adhesion. 
03-10-2003 CE La loi est adoptee en votation finale. 
03-10-2003 CN La loi est adoptee en votation finale. 
Feuille federale 2003 6131; delai referendaire: 22 janvier 2004 
Recueil officiel des lois federales 2004 2617 

Bulletin officiel - les proces-verbaux 

Competence 
Commissions traitant l'objet 

Categorie objet CN: 

Objets apparentes 

Descripteurs 

Departement de justice et police (DFJP) 
Commission des affaires juridigues CN (CAJ-CN) 
Amendement: Entrer en matiere 
Commission des affaires juridigues CE (CAJ-CE) 
Amendement: Traitement des divergences 
III, Debat reduit (art. 68 RCN) 

01.3015 01.3016 

Fusionskontrolle; Fusion von Unternehmen; Spaltung von Unternehmen; 
Unternehmenszusammenschluss; Rechtsform einer Gesellschaft; 
Gesellschaft des Handelsrechts; Genossenschaft; Vereinigung; Stiftung; Unterrichtung der 
Arbeitnehmer/innen; Steuerrecht; Mittelübertragung; 

1 ... ~Horne 
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00.052 - Zusammenfassung Uebersicht 

00.052 Fusionsgesetz 
Botschaft vom 13. Juni 2000 zum Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung (Fusionsgesetz, FusG) (881 2000 4337) 

Ausgangslage 

Der vorliegende Entwurf regelt die privatrechtlichen Aspekte der Fusion, der Spaltung und der Umwandlung 
von Gesellschaften. Die neuen Bestimmungen sollen die bestehenden Vorschriften des Obligationenrechts 
über die Fusion und Umwandlung ersetzen und bedeutende Regelungslücken schliessen. Während das 
geltende Recht die Fusion nur für Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesellschaften und 
Genossenschaften regelt, soll sie inskünftig für alle Handelsgesellschaften (Kollektivgesellschaften, 
Kommanditgesellschaften, Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesellschaften, Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung), für Genossenschaften sowie für Vereine und Stiftungen gesetzlich geordnet werden. 
Weiter soll die Änderung der Rechtsform, die bis heute vom Gesetz nur für die Umwandlung einer 
Aktiengesellschaft in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung geregelt wird, generell vorgesehen werden, 
soweit die Strukturen der betroffenen Rechtsformen grundsätzlich vereinbar sind. Die Umwandlung bedingt in 
ihrer neuen Ausgestaltung keine Übertragung von Rechtsbeziehungen, sondern besteht in einem blassen 
Wechsel der Rechtsform unter Fortbestand aller vermögens- und mitgliedschaftsrechtlichen 
Rechtsbeziehungen. Zusätzlich soll die Neustrukturierung von Unternehmen durch die Einführung des 
Rechtsinstituts der Spaltung erleichtert werden; die Spaltung erlaubt eine Neuzuteilung des Vermögens und 
der Mitgliedschaftsrechte. Schliesslich wird die Übertragung eines Unternehmens oder eines Teils davon 
durch das neue Instrument der Vermögensübertragung erleichtert. Die neuen Regelungen der Fusion, der 
Spaltung und der Umwandlung erfassen sowohl Vorgänge unter Gesellschaften derselben Rechtsform 
(beispielsweise die Fusion von zwei Vereinen) wie auch solche unter Gesellschaften unterschiedlicher 
Rechtsform (beispielsweise die Fusion eines Vereins mit einer Genossenschaft). Die vorgeschlagene 
Neuordnung erstreckt sich ausserdem auf grenzüberschreitende Vorgänge, d.h. auf solche, an denen 
Gesellschaften mit Sitz in verschiedenen Staaten beteiligt sind. Erfasst werden ebenfalls Fusionen und 
Umwandlungen, die der Überführung von Instituten des öffentlichen Rechts in Gesellschaften des 
Privatrechts dienen (beispielsweise die Umwandlung einer Kantonalbank in eine Aktiengesellschaft). 
Der vorliegende Entwurf bezweckt, eine grössere Beweglichkeit innerhalb der Rechtsformen zu schaffen und 
eine optimale rechtliche Organisation von Unternehmensträgern zu ermöglichen. Der Entwurf gewährleistet 
weiter auch die für entsprechende Vorgänge erforderliche Rechtssicherheit und Transparenz unter 
Berücksichtigung der Interessen der Gläubigerinnen und Gläubiger, der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie der Personen mit Minderheitsbeteiligungen. Er trägt dazu bei, die Rahmenbedingungen der Schweiz 
als Wirtschaftsstandort zu verbessern. Um zu vermeiden, dass den neuen privatrechtlichen 
Handlungsmöglichkeiten Hindernisse entgegenstehen, die sich aus dem Steuerrecht ergeben können, wird 
dieses so teilrevidiert, dass die Umstrukturierung von Unternehmen erleichtert wird. 

Verhandlungen 

21.03.2001 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
12.03.2003 NR Abweichend. 
05.06.2003 SR Abweichend 
16.06.2003 NR Abweichend. 
15.09.2003 SR Zustimmung. 
03.10.2003 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (43:0) 
03.10.2003 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (175:12) 

Der Ständerat nahm den Entwurf zum Fusionsgesetz mit 32 zu O Stimmen an, nachdem er daran einige 
Änderungen vorgenommen hatte. 
Beim steuerlichen Teil der Vorlage entschied der Rat entgegen dem Bundesrat, bei der Umstrukturierung von 
Personalgesellschaften und Unternehmen des öffentlichen Rechts die Emissionsabgabe auf den Nominalwert 
(anstelle des Verkehrswertes) zu reduzieren. Im Bestreben, das Gebot der Steuerneutralität konsequent zu 
befolgen, stimmte er zudem mit 21 zu 1 O Stimmen einem Minderheitsantrag zu, wonach bei konzerninternen 
Beteiligungsumstrukturierungen auf die Umsatzabgabe zu verzichten sei. 
Gemäss dem Antrag der Kommissionsmehrheit lockerte der Ständerat die Bedingungen für die Fusion zu 
Sanierungszwecken in dem Sinne, dass auf die Anforderung an das frei verfügbare Eigenkapital verzichtet 
werden kann, sofern die Gläubiger einen Rangrücktritt ihrer Forderungen akzeptieren. Ebenfalls dem Antrag 
der Kommission folgend führte der Rat in Anlehnung an das Europarecht Erleichterungen in Bezug auf die 
Zwischenbilanz ein, die fusionierende Unternehmen oder Unternehmen, die an einer Spaltung oder 
Umwandlung beteiligt sind, zu erstellen haben. Schliesslich führte er in Artikel 70 für im Rahmen von 
Vermögensübertragungen (aber nicht von Spaltungen gemäss Art. 36) erfolgende 
Liegenschaftsübertragungen wieder die öffentliche Beurkundung ein, dies im Gegensatz zum Bundesrat, der 
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für beide Fälle nur die einfache schriftliche Form vorsah. 
Mit 20 zu 9 Stimmen lehnte der Ständerat es ab, den Arbeitnehmenden bei Umstrukturierungen das 
Klagerecht einzuräumen. Ebenfalls abgelehnt wurde ein weiterer Antrag der Minderheit, die KMU nur nach 
deren durchschnittlichen Beschäftigtenzahl pro Jahr zu definieren, ohne dabei den Umsatz und die Bilanz zu 
berücksichtigen, damit das Gesetz auf einen breiteren Unternehmenskreis Anwendung findet. 
Der Nationalrat ist im Grassen und Ganzen den Beschlüssen des Ständerats gefolgt. Er schloss sich seiner 
Kommission an, welche in Artikel 70 Absatz 2 die vom Ständerat angenommene Regelung über die 
Vertragsform für die Übertragung von Grundstücken im Rahmen einer Vermögensübertragung präzisierte. 
Der Nationalrat nutzte die im Zuge des neuen Fusionsgesetzes erforderliche Teilrevision des 
Obligationenrechts zu einer Revision der Bestimmung über die Staatsangehörigkeit und den Wohnsitz der 
Verwaltungsratsmitglieder einer Aktiengesellschaft. Diese mit den bilateralen Abkommen mit der 
Europäischen Union nötig gewordene neue Regelung ändert das Erfordernis der schweizerischen 
Staatsangehörigkeit für Mitglieder der Verwaltung und vereinfacht das Wohnsitzerfordernis. Künftig muss nur 
noch ein Verwaltungsratsmitglied in der Schweiz wohnhaft sein. 
Die Linke und die Grünen versuchten vergeblich, Bestimmungen zur Verbesserung der Rechte und des 
Schutzes der Arbeitnehmenden einzuführen. Mit 86 zu 61 Stimmen abgelehnt wurde somit der Antrag von 
Anne-Catherine Menetrey (G, VD), wonach Unternehmen, die fusionieren ohne dass deren wirtschaftliches 
Fortbestehen bedroht ist, die zuständigen Behörden zu konsultieren und einen Sozialplan aufzustellen haben, 
bevor sie Massenentlassungen vornehmen. Der Nationalrat sprach sich auch dagegen aus, das 
Anhörungsrecht der Arbeitnehmenden zu verstärken und vor Abschluss eines Fusionsvertrags eine Anhörung 
der Arbeitnehmerschaft einzuführen. Auch lehnte er es ab, das Anhörungsrecht auf Angestellte 
öffentlichrechtlicher Anstalten auszudehnen. 
Beim steuerlichen Teil der Vorlage folgte der Nationalrat seiner Kommission und nahm einige Präzisierungen 
vor. Er schloss sich den Änderungen des Ständerats zum grössten Teil an. Mit 92 zu 60 Stimmen nahm er 
den Antrag von Alexander J. Baumann (V, ZH) an und schaffte die bei Umstrukturierungen von den Kantonen 
oder Gemeinden erhobenen Handänderungssteuern ab. Abgelehnt wurden die Minderheitsanträge gegen die 
Entlastungen bei den Stempelabgaben. 
In der Gesamtabstimmung wurde das Fusionsgesetz mit 83 zu 29 Stimmen bei 28 Enthaltungen 
angenommen. 
Nach den Beratungen im Ständerat blieben neben einigen kleineren eher formalen Unterschieden zwei 
materielle Differenzen bestehen. Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier stimmten einem Antrag von 
Jean Studer (S, NE) mit 15 zu 12 Stimmen zu und strichen die Bestimmungen des Gesetzes, mit welchen die 
kantonalen Handänderungsgebühren abgeschafft wurden (Art. 102a). Jean Studer war der Meinung, dass die 
Verfassungsgrundlage für eine solche Abschaffung ungenügend sei. Zudem strich der Ständerat die 
Bestimmungen über den Wohnsitz von Verwaltungs- und Geschäftsführungsorganen, welche vom Nationalrat 
eingefügt worden waren. 
Die Beschlüsse des Ständerates zu den Artikeln 102a und 109 Absatz 3 fanden keine Zustimmung im 
Nationalrat. In beiden Fällen folgten die Parlamentarierinnen und Parlamentarier einer Minderheit ihrer 
Kommission und hielten an ihren Beschlüssen fest. Im Zusammenhang mit Artikel 102a waren sie 
insbesondere der Meinung, dass der Bundesrat auf Grund der Verfassung über eine genügende Kompetenz 
verfüge, um die kantonalen Handänderungsgebühren abzuschaffen, welche als überzogene Massnahme die 
Möglichkeit von Fusionen beeinträchtigen. 
Im Ständerat argumentierte Jean Studer (S, NE) erneut mit den steuerlichen Zuständigkeiten des Bundes 
und der Kantone, konnte aber diesmal keine Mehrheit hinter sich versammeln und der Rat folgte in der Frage 
der Handänderungssteuern mit 22 zu 16 Stimmen dem Nationalrat. 
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00.052 - Note de synthese Resume 

00.052 Loi sur la fusion de patrimoine 
Message du 13 juin 2000 concernant la loi federale sur la fusion, la scission, la transformation et le transfert 
de patrimoine (Lai sur la fusion, LFus) (FF 2000 3995) 

Situation initiale 

Ce projet regle les aspects de droit prive lies a la fusion, la scission et la transformation de societes. Les 
nouvelles dispositions legales doivent remplacer les quelques regles existantes du code des obligations en 
matiere de fusion et de transformation et combler d'importantes lacunes de la loi. Alors que le droit actuel ne 
regle la fusion que pour les societes anonymes, les societes en commandite par actions et les societes 
cooperatives, la fusion doit a l'avenir etre prevue au niveau de la loi pour toutes les societes commerciales 
(societes en nom collectif et societes en commandite, societes anonymes et societes en commandite par 
actions, societes a responsabilite limitee), les societes cooperatives ainsi que pour les associations et les 
fondations. Par ailleurs, la transformation, qui, jusqu'a ce jour, n'est prevue par la loi que dans l'hypothese du 
changement de forme juridique d'une societe anonyme en une societe a responsabilite limitee, doit etre 
instauree de maniere generale, a la condition toutefois que les formes juridiques en cause soient 
fondamentalement compatibles quant a leurs structures. Selon la nouvelle conception de la transformation, 
celle-ci ne necessite pas le transfert des rapports juridiques, mais consiste en un simple changement de la 
forme de droit, l'ensemble des rapports patrimoniaux et sociaux de la societe etant rnaintenus. En outre, la 
modification des structures juridiques des entreprises doit etre facilitee par l'introduction de l'institution de la 
scission, qui permet une nouvelle repartition du patrimoine et du societariat d'une societe. Enfin, le transfert 
d'une entreprise ou d'une fraction de celle-ci est facilite par la nouvelle reglementation du transfert de 
patrimoine. La nouvelle reglementation de la fusion, de la scission et de la transformation envisage aussi bien 
les operations entre societes de meme forme juridique (p. ex. la fusion entre deux associations) que les 
operations entre societes de forme juridique differente (p. ex. la fusion entre une association et une societe 
cooperative). La reglementation proposee s'etend egalement aux operations transfrontalieres, c'est a dire aux 
operations impliquant des societes ayant leur siege dans differents Etats, ainsi qu'aux fusions et 
transformations ayant pour objet la „conversion" d'instituts de droit public en societes de droit prive (p. ex. la 
transformation d'une banque cantonale en une societe anonyme). 
Le but de ce projet est d'ameliorer la mobilite entre les differentes formes de droit et de permettre aux 
entreprises d'adopter des structures juridiques optimales. Le projet garantit egalement la securite du droit et 
la transparence qui sont necessaires a ce genre d'operations, taut en tenant campte des interets des 
creanciers, des travailleurs et des associes minoritaires. II contribue ainsi a ameliorer les conditions cadres de 
la place economique suisse. 
Afin d'eviter que les nouvelles possibilites offertes par le droit prive ne soient entravees par des obstacles 
decoulant de dispositions de droit fiscal, une revision partielle de la legislation fiscale, annexee a ce projet, 
facilite la restructuration d'entreprises. 

Deliberations 

21-03-2001 CE Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
12-03-2003 CN Divergences. 
05-06-2003 CE Divergences. 
16-06-2003 CN Divergences. 
15-09-2003 CE Adhesion. 
03-10-2003 CE La loi est adoptee en votation finale. (43:0) 
03-10-2003 CN La loi est adoptee en votation finale. {175:12) 

Le Conseil des Etats a adopte par 32 voix sans opposition le projet de loi sur la fusion de patrlmolne, apres 
l'avoir remanie. 
Pour ce qui est des aspects de droit fiscal, la Chambre des cantons s'est distancee du Conseil federal Elle a 
decide, en cas de restructuration de societes de personnes et d'entreprises de droit public, de reduire le droit 
d'emission preleve sur la valeur nominale (et non sur la valeur commerciale). En outre, une proposition de 
minorite concernant la restructuration des participations au sein d'un groupe l'a emporte. Dans le but de 
preserver la neutralite fiscale, les Etats ont decide, par 21 contre 1 O, de supprimer le droit de timbre dans un 
tel cas. 
Le Conseil des Etats a egalement suivi la majorite de sa commission en introduisant une reglementation plus 
permissive en ce qui concerne les conditions pour une fusion d'assainissement. La proposition adoptee 
permet de renoncer a l'exigence relative aux fonds propres librement disponibles dans la mesure ou des 
creanciers acceptent que leur creance soit postposee. En reprenant le droit europeen, comme le proposait sa 
commission, les Etats ont egalement introduit des allegements pour le bilan intermediaire que doit etablir une 
societe qui fusionne, qui participe a une scission ou a une transformation. Enfin, a l'article 70, ils ont 
reintroduit la forme de l'acte authentique pour les transferts d'immeubles dans le cadre d'un transfert de 
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patrimoine (mais pas dans le cadre d'une scission, art. 36) contrairement au projet du Conseil federal qui ne 
prevoyait que la simple forme ecrite dans les deux cas. 
Par 20 voix contre 9, les senateurs ont refuse de conferer aux travailleurs le droit d'agir en justice contre une 
restructuration. lls ont egalement repousse une autre proposition de minorite visant a definir les PME 
seulement par une moyenne annuelle des employes, sans tenir compte du chiffre d'affaires et du bilan, afin 
que la loi s'applique a un plus grand nombre d'entreprises. 
Le Conseil national s'est rallie dans les grandes lignes aux decisions du Conseil des Etats. II a suivi sa 
commission qui a clarifie, a l'art. 70 al. 2, la reglementation adoptee par le Conseil des Etats concernant la 
forme du contrat pour les transferts d'immeubles dans le cadre d'un transfert de patrimoine. Le Conseil 
national a egalement profite de la revision partielle du Code des obligations induite par la nouvelle loi sur la 
fusion pour approuver une modification de la reglementation relative a la nationalite et au domicile des 
membres du conseil d'administration d'une societe anonyme. Cette nouvelle reglementation, rendue 
necessaire par les accords bilateraux avec !'Union europeenne, modifie l'exigence de la nationalite suisse 
pour les administrateurs et simplifie l'exigence de domicile. II suffit desormais qu'au moins un des membres 
du Conseil d'administration soit domicilie en Suisse. 
La gauche et les verts ont essaye en vain d'introduire des clauses qui etendraient les droits et la protection 
des travailleurs. Les entreprises qui fusionnent alors que leur survie economique n'est pas menacee ne 
seront pas obligees de consulter les pouvoirs publics et de presenter un plan social avant de proceder a des 
licenciements collectifs. La proposition de Anne-Catherine Menetrey (G, VD) en ce sens a ete rejetee par 86 
voix contre 61. La Chambre du peuple a egalement refuse de renforcer le droit de consultation et de prevoir 
une consultation des travailleurs avant la conclusion du contrat de fusion. Elle n'a pas non plus voulu etendre 
le droit le droit de consultation aux employes d'instituts de droit public. 
Concernant le volet fiscal, le Conseil national, suivant sa commission, a procede a quelques precisions 
techniques et pour l'essentiel, adhere aux modifications adoptees par le Conseil des Etats. II a accepte, par 
92 voix contre 60, une proposition de Alexander Baumann (V, ZH) et supprime la perception des droits de 
mutation par les cantons ou les communes en cas de restructurations. Les propositions de minorites qui 
voulaient rejeter les allegements pour le droit de timbre ont ete repoussees. 
Au vote sur l'ensemble, la loi sur la fusion de patrimoine a ete approuvee par 83 voix contre 29 et 28 
abstentions. 
Apres les deliberations du Conseil des Etats, outre quelques differences mineures et plutöt formelles, deux 
divergences d'ordre materiel subsistaient. Les senateurs ont en effet suivi une proposition de Jean Studer (S, 
NE) et raye, par 15 voix contre 12, les dispositions de la loi qui abrogeaient les droits de mutation cantonaux 
(art. 102a). Le depute neuchätelois avait estime la base constitutionnelle insuffisante pour une telle 
abrogation. La Chambre des cantons a d'autre part bitte les dispositions sur le domicile des administrateurs 
introduites par le Conseil national. 
Les decisions du Conseil des Etats aux art. 102a et 109, al. 3 n'ont pas trouve gräce aux yeux du Conseil 
national. Dans les deux cas, les deputes ont suivi une minorite de leur commission et maintenu leur decision. 
lls ont notamment estime, dans le cadre de l'art. 102a, que le Conseil federal disposait, de par" la Constitution, 
d'une competence suffisante pour abroger les droits de mutation cantonaux, per9us comme une mesure 
excessive restreignant les possibilites de fusion. 
Au Conseil des Etats, Jean Studer (S, NE) a repris ses arguments precedents sur les competences de la 
Confederation et des cantons dans le domaine fiscal mais il n'a cette fois pas rallie la majorite du conseil et 
c'est avec 22 voix contre 16 que la Chambre haute a suivi le Conseil national sur la question des droits de 
mutation. 
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00.052 Conseil des Etats 

00.052 

Fusionsgesetz 
Loi sur la fusion 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 13.06.00 (BBI 2000 4337) 
Message du Conseil federal 13.06.00 (FF 2000 3995) 

Ständerat/Conseil des Etats 21.03.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Gestatten Sie 
mir drei Vorbemerkungen: 
1. Es ist die selbstverständliche Pflicht der Verwaltung, Ge­
setzesvorlagen auszuarbeiten und zu kommentieren. Nicht 
selbstverständlich ist, wenn dies in einer Art und Weise ge­
schieht, die nicht anders denn als kompetent, ja hervorra­
gend bezeichnet werden kann. Beim Fusionsgesetz war 
dem so, und ich spreche den Herren Koller, Kläy und Turin 
vom Bundesamt für Justiz sowie den Herren Stockar und 
Neuhaus vom Eidgenössischen Finanzdepartement im Na­
men der Kommission für Rechtsfragen meinen Dank und 
meine Anerkennung aus. 
2. Das Fusionsgesetz ist komplex, was zuhanden der Mate­
rialien an sich eine ausgiebige Kommentierung durch den 
Berichterstatter erfordern würde. Ich versuche nun aber, 
eine vernünftige Mitte zwischen diesem Kommentierungs­
bedarf und der Parlamentseffizienz zu finden. Wenn Ihnen 
meine Ausführungen trotzdem etwas langatmig vorkommen 
sollten, ersuche ich Sie um Verständnis. Die spätere Rechts­
und Gerichtspraxis wird für die erläuternden und präzisieren­
den Aussagen, die im Ständerat gemacht werden, dankbar 
sein. 
3. Ich werde meine Berichterstattung so aufbauen, dass ich 
mich zum wohl unbestrittenen Eintreten nur kurz äussere, 
dann aber vor den jeweiligen Kapiteln - also vor den Fu­
sions-, Spaltungs-, Umwandlungsbestimmungen usw. -
kommentierende Ausführungen mache. Es scheint mir, dass 
eine solche Strukturierung der Debatte der Komplexität der 
Materie am besten gerecht wird. 
Doch nun zum Eintreten: Mit dem Fusionsgesetz soll die 
Wirtschaft unterstützt und ihre gesellschaftsrechtliche Ge­
staltungsfreiheit erweitert werden. Damit von solchen Er­
weiterungen auch tatsächlich Gebrauch gemacht wird, soll 
steuerrechtlich eine Situation geschaffen werden, die mög­
lichst steuerneutraie Umstrukturierungen erlaubt. Insoweit 
der Bund dazu beitragen kann, wird eine solche Zielsetzung 
durch das Fusionsgesetz weitgehend erreicht. Es wäre nun 
wünschbar, wenn die Kantone im Rahmen ihrer Steuerbe­
fugnisse - Stichwort Handänderungssteuern - nachziehen 
und eine analoge Steuerneutralität gewährleisten würden. 
Ihre Kommission wird diesbezüglich eine Empfehlung einrei­
chen. 
Die heutige Wirtschaft ist von einer starken Dynamik ge­
prägt. Man hört fast täglich von Fusionen, Spaltungen, Aus-
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gliederungen, Umwandlungen und Ähnlichem. Heute steht 
die geltende schweizerische Rechtslage einer solchen Dy­
namik noch entgegen; hierzu einige Beispiele: 
- Nach einer Fusion muss das Vermögen während zwei Jah­
ren getrennt weitergeführt werden, was Grossfusionen er­
schwert, ja praktisch verunmöglicht. 
- Man kann heute nur innerhalb der gleichen Rechtsform fu­
sionieren, also AG mit AG, GmbH mit GmbH. 
- Als Umwandlung ist nur diejenige der AG in die GmbH ge­
regelt. Spaltungen sind dem Gesetz völlig unbekannt. 
- Bei der Übernahme von Vermögen nach Artikel 181 müs­
sen alle Aktiven einzeln übertragen werden. 
Es ist nun der Flexibilität der Handelsregisterbehörden und 
teilweise auch der Gerichte zu verdanken, dass in der Ver­
gangenheit, trotz der Starre unserer seit 1937 nicht mehr ak­
tualisierten Gesetzesnormen, zukunftsgerichtete Lösungen 
gefunden werden konnten, so z. B. bei der Umwandlung der 
Rentenanstalt von einer Genossenschaft in eine AG oder 
der Überführung der Solothurnischen Kantonalbank in das 
Privatrecht und die anschliessende Übernahme durch den 
Schweizerischen Bankverein. 
Die Lückenfüllung durch die Handelsregisterbehörden 
konnte aber nur eine Übergangslösung darstellen und ver­
mochte die Rechtssicherheit nie genügend zu gewährlei­
sten. Insbesondere rechtsformüberschreitende Umstruktu­
rierungen werfen Fragen auf, die ihrer Natur nach zwingend 
vom Gesetzgeber politisch entschieden werden müssen. Al­
lein der Gesetzgeber kann in Abwägung aller relevanten In­
teressen die erforderlichen Entscheidungen fällen und die 
Voraussetzungen für gesellschaftsrechtliche Restrukturie­
rungen definieren. 
Das Ihnen vorliegende Gesetzeswerk bezweckt, eine grös­
sere Beweglichkeit in der rechtlichen Organisation von Un­
ternehmen, Vereinen und Stiftungen zu schaffen und da­
durch die Anpassung gegebener Unternehmensstrukturen 
an ein verändertes wirtschaftliches Umfeld und an verän­
derte wirtschaftliche Bedürfnisse zu erreichen. Mit dem Ziel 
einer optimalen rechtlichen Organisation von Unterneh­
mensträgern werden die Handlungsmöglichkeiten zu Reor­
ganisationen in beachtlicher Weise erweitert. 
Im Rahmen dieser Zielsetzung hat der Gesetzgeber einen 
rechtspolitisch vertretbaren Ausgleich zwischen den Interes­
sen der Unternehmensführungen und denjenigen von Per­
sonen mit Minderheitsbeteiligungen zu treffen. Minderheiten 
können bei Restrukturierungen von Unternehmungen in be­
sonderem Masse auf den Schutz ihrer Rechte und ihrer 
rechtlich relevanten Interessen angewiesen sein, so etwa, 
wenn durch eine Umwandlung oder durch eine rechtsform­
überschreitende Fusion Nachschuss- oder Nebenpflichten 
entstehen oder wenn das Gesellschaftsvermögen mittels ei­
ner Spaltung aufgeteilt wird. Die gesetzliche Regelung muss 
aber auch vermeiden, dass Personen mit Minderheitsbeteili­
gungen sinnvolle und wirtschaftlich erforderliche Restruktu­
rierungen blockieren können. 
Die im Gesetz vorgesehenen Möglichkeiten der Restruktu­
rierung bedingen weiter auch Vorschriften zum Schutze der 
Gläubiger und insbesondere Vorschriften zum Schutze der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Rechtsvergleichend betrachtet holt das Fusionsgesetz ge­
genüber dem Ausland den Rückstand des schweizerischen 
Gesellschaftsrechtes im Bereiche der Reorganisation von 
Unternehmungen auf und erlaubt eine gewisse Harmonisie­
rung mit dem Recht unserer Nachbarstaaten und der EU. 
Es sei auf einige formelle Belange eingegangen. Das Fusi­
onsgesetz ist ein Sondergesetz. Von der Integration ins OR 
hat man hauptsächlich aus zwei Gründen abgesehen: 
1. Der erhebliche Umfang der Neuordnung hätte eine Ein­
ordnung schwierig gemacht. 
2. Das Fusionsgesetz erfasst auch die im ZGB geregelten 
Rechtsformen des Vereins und der Stiftung. 
Der relativ grosse Umfang des Gesetzes hat auch bei Ihrer 
Kommission für Rechtsfragen die Frage aufgeworfen, ob 
nicht eine gewisse Straffung möglich gewesen wäre. Wir 
sind übereinstimmend zur Auffassung gelangt, dass wir da­
mit einen Fehler gemacht hätten. Zwar hätte man für alle 
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Umstrukturierungstatbestände gemeinsam geltende Rege­
lungen in einem allgemeinen Teil zusammenfassen und 
dann bei den einzelnen Instituten hierauf verweisen können. 
Allein, ein so aufgebautes Gesetz wäre in der Praxis nur we­
nig tauglich gewesen. 
Insbesondere deshalb, damit nicht nur Juristen das Fusions­
gesetz verstehen, werden im Gesetz je für alle Institute die 
zu regelnden Vorgaben klar und vollständig dargestellt. Auch 
für Laien wird es so möglich sein, die Voraussetzungen und 
Abläufe der verschiedenen Umstrukturierungsmöglichkeiten 
zu verstehen und nachzuvollziehen. 
Nun noch zu dem, was nicht Gegenstand des Fusionsgeset­
zes ist bzw. sein soll: Die Regelung der Frage, ob es aus 
ethischen und wirtschaftspolitischen Gründen sinnvoll ist, 
Unternehmungen umzuwandeln, ist nicht Sache des Fusi­
ons-, sondern des Kartellgesetzes. Das Fusionsgesetz ent­
hält privatrechtliche Regelungen darüber, wie gesellschafts­
rechtliche Umstrukturierungen zu erfolgen haben. Das Kar­
tellgesetz dagegen enthält öffentliches Recht und nimmt zur 
Frage Stellung, ob eine Fusion volkswirtschaftlich und sozial 
schädlich ist oder ob sie den marktwirtschaftlichen Wettbe­
werb gefährden könnte. 
Wegen dieser unterschiedlichen Zielsetzungen ergeben sich 
aus dem Nebeneinander aber keine Schwierigkeiten. Beide 
Gesetze können im konkreten Einzelfall zwar kumulativ zur 
Anwendung kommen, nämlich dann, wenn Fusionen und 
Spaltungen, welche aufgrund des privatrechtlichen Fusions­
gesetzes durchgeführt werden, zu Unternehmenszusam­
menschlüssen führen, die einer Bewilligung der Wettbe­
werbskommission bedürfen. 
Das privatrechtliche Fusionsgesetz versteht sich auch nicht 
als Gesetz, welches zu regeln hat, wie bei Umwandlungen 
allenfalls resultierende sozialpolitische Probleme abgefedert 
werden sollen. Die Regelung solcher Probleme obliegt dem 
Arbeitsrecht und anderen sozialrechtlichen Vorschriften. 
Das Fusionsgesetz selber beschränkt sich auf zwei sozial­
politische Belange: 
1. Es stellt klar, dass die Regelungen von Artikel 333 OR be­
treffend Übernahme der Arbeitsverhältnisse auf Fusion, 
Spaltung und Vermögensübertragung Anwendung finden. 
2. Die Pflicht zur Konsultation der Arbeitnehmerverträge 
nach Artikel 333a ist auch in diesen Fällen zu beachten. 
Interessieren mag abschliessend noch die Frage, ob das 
Fusionsgesetz den speziellen Gegebenheiten bei den KMU 
entgegenkommt. Mit Ja kann man diese Frage insofern be­
antworten, als den KMU wesentliche Erleichterungen zuge­
standen werden, so z. B. bezüglich des Verzichtes auf das 
Erstellen eines Fusionsberichtes und der Einhaltung von 
Prüfungserfordernissen sowie der Durchführung von Ein­
sichtsberechtigungen. Die Frage kann aber auch mit einem 
Nein beantwortet werden, und zwar deshalb, weil Vorausset­
zung für die vorerwähnten Erleichterungen zugunsten der 
KMU immer ist, dass alle Gesellschafter von KMU solchen 
Erleichterungen zustimmen. Ist dies nicht der Fall, laufen 
Umstrukturierungen bei den KMU gleich ab wie bei grösse­
ren Unternehmungen. Notwendig ist dies wegen des Schut­
zes von Personen mit Minderheitsbeteiligungen, welcher 
Schutz bei den KMU oft von grosser Bedeutung sein kann. 
Da das Fusionsgesetz einem dringenden Bedürfnis der Wirt­
schaft entspricht, hat es Ihre Kommission für Rechtsfragen 
sehr zügig durchberaten. 
Ich hoffe, dass sich unser Rat dieser Zügigkeit anschliesst, 
und beantrage in diesem Sinne, auf die Vorlage einzutreten. 

Cottier Anton (C, FR): La Commission de l'economie et des 
redevances a examine la lol sur la fuslon egalement, mals 
exclusivement sous l'aspect fiscal. A cet effet, alle a dresse 
un corapport a l'attention de la Commission des affalres juri­
diques. Et comme Je rapporteur de la CAJ l'a fait, je dois 
aussi relever !'excellente et tres precieuse collaboration qui 
a ete assuree par 1' Administration federale des contributions, 
collaboralion qui nous a guides dans notre examen. 
Cette loi est aujourd'hui indispensable. En effet, alle renforce 
las conditions-cadres necessaires a l'economie suisse. Le 
droit actuel est lacunaire an matiere de restructuration des 
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entreprises. Trop de dispositions se trouvent dispersees 
dans de nombreuses lois ou font meme defaut. C'est le cas, 
par exemple, pour Ja scission d'entreprises. Las operations 
de restructuration sont, sur un plan economique, souvent 
indispensables pour Ja survie d'entreprises. Des lors, la 
charge fiscale les frappant ne doit pas constituer un frein, 
voire un obstacle. Le Conseil federal a veille a ce que la 
neutralite fiscale soit respectee. La CER a applique ce prin­
cipe avec plus de logique et de rigueur encore, ce qui expli­
que les modifications apportees a Ja partie fiscale de la loi. 
En l'espece, l'application du principe de la neutralite fiscale a 
la scission produit, par exemple, l'effet qua le transfert de re­
serves latentes sur une ou plusieurs des entreprises creees 
par la scission n'entraine pas d'imposition. 
La reforme des dispositions fiscales ne pose pas de pro­
bleme forme! Jorsque las dispositions sont du domaine fede­
ral. En revanche, iorsqu'elles relevant de la competence des 
cantons, le Parlament federal ne peut intervenir, c'est le cas 
notamment pour las droits de mutation en matiere de trans­
fert de proprietes immobilieres, ou las cantons sont seuls 
maitres. A juste titre, la CAJ a fait sienne la recommandation 
invitant le Conseil federal a entamer un dialogue avec ies 
directeurs cantonaux des finances afin de prevoir une exo­
neration des droits de mutation cantonaux lors de restructu­
rations. 
Par ces considerations, dans le cadre de l'entree en matiere, 
je vous invite a soutenir cette loi qui est indispensable pour 
la place industrielle suisse. 

David Eugen (C, SG): Ich möchte mich dem positiven Urteil 
über dieses Gesetz, das der Kommissionssprecher und jetzt 
auch Herr Cottier hier abgegeben haben, anschliessen. Das 
Gesetz geht auch im Steuerteil in die richtige Richtung, und 
es bringt Verbesserungen gegenüber dem heutigen Zu­
stand. Ich möchte aber drei Punkte aufgreifen, die nach mei­
ner Überzeugung nicht befriedigend gelöst sind und noch im 
Laute dieses Gesetzgebungsverfahrens besser gelöst wer­
den müssen. Ich habe hier keine Anträge gestellt, weil es 
nicht möglich ist, das im Plenum zu machen. Die Fragen 
wurden in der Kommission andiskutiert, nach meiner Mei­
nung aber noch nicht zu Ende diskutiert. 
Zu dieser Beurteilung komme ich vor allem auch aufgrund 
eines Artikels von Professor Markus Reich im «Forum für 
Steuerrecht», das im Januar erschienen ist; er bestätigt 
diese Punkte, die ich in der Kommission schon angespro­
chen habe. Die Kommission konnte davon nicht mehr Kennt­
nis nehmen. Ich möchte das jetzt aber hier nochmals 
zuhanden der weiteren Beratungen einbringen. 
Der erste Punkt ist derjenige des Betriebserfordernisses bei 
Spaltungen. Hier wird eine strenge Voraussetzung gefordert, 
damit man bei Spaltungen überhaupt steuerneutral Reser­
ven übertragen kann. Dieses Betriebserfordernis, so wie es 
jetzt im Gesetz steht, verlangt, dass eine Aktiengesellschaft 
nur dann steuerneutral geteilt werden kann, wenn sich zwei 
Betriebe bilden, die aus eigenen Mitteln funktionsfähige wirt­
schaftliche Einheiten sind. Das ist eine sehr hohe Hürde, die 
viele Spaltungen verhindert. Insbesondere habe ich Beden­
ken bezüglich Jointventures. 
Ich möchte ein einfaches Beispiel machen: Wenn sich zwei 
Aktiengesellschaften zusammentun und eine neue gründen 
möchten, um ein Produkt zu entwickeln, dann ist das nur 
möglich, wenn sie zwei Betriebe in diese Gesellschaft ein­
bringen. Aber es ist sehr oft so, dass eine grosse Firma wohl 
einen Betrieb einbringt, aber die kleine Firma nur das Know­
how, Patente oder Lizenzen usw. In einem solchen Fall muss 
die kleine Firma steuerlich abrechnen. Sie kann das Joint­
venture so nicht machen. Die Auslagerung des Patentes in 
die neue Firma ist nach der jetzigen steuerlichen Regelung 
nur mit erheblichen, mit grossen Steuerfolgen möglich. 
Ähnliche Probleme stellen sich bei Sanierungen. Wenn Sie 
aus einer Firma Teile ausgliedern müssen, die nicht mehr 
funktionieren und die keine Betriebe sind, dann können Sie 
das nicht ohne Steuerkonsequenzen tun. Dieser Punkt ist 
nicht befriedigend; er muss geändert und ergänzt werden. 
Insbesondere halte ich den Ansatz, der auch von Herrn Pro-
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fessor Markus Reich vorgebracht wird - dass man bei den 
Gestehungskosten anhängen, dass man mit diesem Ele­
ment ergänzend arbeiten muss -, für richtig. Ich bin der Mei­
nung, dass dieses Element im weiteren Fortgang der 
Gesetzgebung eingebaut werden muss. 
Der zweite Punkt, der meiner Meinung nach mangelhaft ge­
regelt ist, ist der Ausschluss der Immobiliengesellschaften 
von einer Lösung im Fusionsbereich. Nach diesem Gesetz 
können Sie Immobiliengesellschaften praktisch nicht spal­
ten, weil sofort abgerechnet werden muss. Es gibt aber 
keinen sachlichen Grund, dies im Immobilienbereich zu ver­
unmöglichen, umso weniger, als dort die Grundstücksge­
winnsteuer besteht. Die Gefahr, dass Steuerlücken entste­
hen, besteht also jedenfalls auf kantonaler Ebene nicht. Es 
ist auch so, dass bei den Immobiliengesellschaften ein Be­
darf an Mobilisierung besteht; man müsste also bei Um­
strukturierungen im Immobilienbereich mehr mobilisieren 
können. Dieses Problem ist nicht gelöst. Auch hier schliesse 
ich mich Herrn Professor Reich an. Auch dieser Punkt muss 
nochmals aufgegriffen werden. 
Der letzte Punkt ist die Handänderungssteuer. Herr Cottier 
hat darauf hingewiesen, dass mit der Empfehlung eine Lö­
sung ins Auge gefasst wird. Ich bin der Meinung, dass wir 
selbst aktiv werden könnten, dass uns Artikel 122 der Bun­
desverfassung auch erlaubt, aktiv zu werden. Es gibt übri­
gens bereits eine Bestimmung in der Bundesgesetzgebung, 
nämlich Artikel 14 Absatz 3 des Bankengesetzes, die den 
Kantonen in bestimmten Fällen - bei Umstrukturierungen 
von Banken - vorschreibt, auf die Handänderungssteuer zu 
verzichten. Es gibt keinen sachlichen Grund, in anderen Be­
reichen - hier im Fusionsgesetz, bei dem sich das gleiche 
Problem stellt - davon abzusehen. Auch das Thema Hand­
änderungssteuer muss im weiteren Verfahren nochmals auf­
gegriffen werden. In vielen Fällen sind Handänderungs­
steuern von 1, 2 oder 3 Prozent ein grosses Hindernis bei 
der Realisierung einer sinnvollen Verbesserung der Unter­
nehmensstruktur. 
Diese drei Punkte sind meiner Meinung nach im weiteren 
Verfahren noch zu korrigieren. Ich habe sie jetzt quasi zu­
handen der Materialien deponiert, damit man hier noch wei­
terarbeiten kann. Ich möchte aber klarstellen, dass das 
Gesetz als Ganzes nach meiner Überzeugung sowohl im zi­
vilrechtlichen als auch im steuerrechtlichen Teil eine wesent­
liche Verbesserung der Situation in diesem Bereich bringt. 

Bürgi Hermann (V, TG): Wenn in anderem Zusammenhang 
gesagt wird, dass der Wandel das einzige Konstante sei, 
dann gilt dies zweifellos auch im Zusammenhang mit Unter­
nehmungen. Dieser Wandel und insbesondere die damit 
verbundenen Anpassungen beschränken sich bei Unterneh­
mungen nicht nur auf die Produkte, ihre Dienstleistungen, 
die Märkte, die Fachkräfte, die Produktionsanlagen und was 
auch immer - nein, auch die rechtlichen Strukturen müssen 
sich verändern. Der Gewerbebetrieb, der sich vom Ein­
mannbetrieb in eine arbeitsteilige Unternehmung entwickelt 
hat, muss somit beispielsweise von einer Einzelfirma in eine 
Kapitalgesellschaft umgewandelt werden können. Betriebli­
che und damit strukturelle Gründe können auch eine Auftei­
lung einer Firma oder die Vereinigung mit einer anderen 
nötig machen. 
Es sind dies nur einige Beispiele, einige wenige Gesichts­
punkte, die zeigen, dass es im Bereich der rechtlichen Orga­
nisation von Unternehmen eben um viel mehr als um blosse 
juristische Spielerei geht. Aufgabe des Gesetzgebers muss 
es deshalb sein, im Interesse der Wirtschaft und im Inter­
esse des Unternehmensstandortes Schweiz taugliche recht­
liche Grundlagen zu schaffen, um den Wandel, die Anpas­
sungen und die Veränderungen rasch, klar und unkomp­
liziert zu ermöglichen. Diese Zielsetzung wird meines 
Erachtens mit dem vorliegenden Gesetzentwurf erfüllt, wes­
halb · in der Kommission Eintreten auch völlig unbestritten 
war. 
Trotz dieser Ausgangslage scheint es mir gerechtfertigt, 
noch einige Aspekte dieser Vorlage näher zu streifen. Der 
erste Gesichtspunkt betrifft die Form des Gesetzes: Dieses 
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Gesetz regelt bekanntlich nicht nur die Fusion, sondern 
eben auch Spaltung, Umwandlung oder Vermögensübertra­
gung. Es umfasst auch die verschiedenen Rechtsformen 
von Unternehmungen und darüber hinaus Vereine, Stiftun­
gen, Körperschaften des öffentlichen Rechtes; all dies muss 
also in ein Gesetz gepackt werden. 
In Bezug auf die Form bin ich der Meinung, dass der Ent­
scheid zur Schaffung eines Sondergesetzes zweifellos rich­
tig war. Erstaunen oder möglicherweise auch einige Skepsis 
hervorzurufen vermag dabei der Umfang des Gesetzes. Im­
merhin handelt es sich, ohne die zahlreichen Änderungen 
geltenden Rechtes, um 109 Artikel. Persönlich bin ich kein 
Freund voluminöser Gesetze und allzu detaillierter oder so­
gar kasuistischer Regelungen. Ich kann mich aber dennoch 
vorbehaltlos hinter dieses Gesetz mit zugegebenermassen 
etwas voluminöser Ausgestaltung stellen und mich mit ihm 
einverstanden erklären, und zwar deshalb, weil - das ist 
auch schon erwähnt worden - dieses Gesetz eine Art 
«Kochbuch-Charakter» hat, und zwar in dem Sinne, dass es 
die einzelnen rechtlichen Operationen eben sehr detailliert, 
Schritt für Schritt, darlegt, erläutert und regelt. Dieses 
«Kochbuch» wird dadurch eben nicht nur für Juristen praxis­
freundlich; dadurch wird es auch für andere Anwender zwei­
fellos benutzungsfreundlich. Durch dieses auf die Praxis 
ausgerichtete Gesetz wird dessen Ziel, nämlich vorhandene 
rechtliche Strukturen einfach und rasch an ein verändertes 
Umfeld und an neue Bedürfnisse anpassen zu können, er­
reicht. 
Im Zentrum der Beurteilung dieser Vorlage steht für mich 
selbstverständlich auch die Frage, ob das Fusionsgesetz nur 
für Grossfirmen von Nutzen sei. Diese Frage kann aus mei­
ner Sicht klar, eindeutig und vorbehaltlos verneint werden. 
Dadurch, dass die KMU in Anlehnung an Artikel 727b OR 
ausdrücklich definiert werden und zudem, wie der Kommis­
sionssprecher es dargelegt hat, für die KMU auch erleich­
ternde Sondervorschriften vorgesehen sind, ist das 
Fusionsgesetz eben auch für mittlere und kleinere Unter­
nehmen, insbesondere für Gewerbebetriebe, von Nutzen. 
Gerade für kleine Betriebe, welche wachsen, kann die Ver­
änderung der rechtlichen Strukturen von existenzieller Be­
deutung sein. Dass aber für solche Unternehmen nicht der 
gleiche Massstab wie für eine global tätige Grossfirma ange­
setzt wird, das erscheint mir zwingend - und dem ist auch 
Rechnung getragen worden. 
Es gibt im Zusammenhang mit den KMU noch einen weite­
ren Gesichtspunkt zu erwähnen: Es geht nämlich nicht nur 
um den Wechsel des Rechtskleides - nicht nur das kann für 
ein kleines oder mittleres Unternehmen relevant sein-, son­
dern es lassen sich auch die Nachfolgeprobleme in derarti­
gen Betrieben aufgrund der breiten Palette an Möglichkeiten 
in Zukunft besser lösen. Ich denke dabei insbesondere an 
Familienunternehmen. 
Wir haben uns im Weiteren auch überzeugen lassen, dass 
aufgrund der in Artikel 2 Buchstabe e enthaltenen Legaldefi­
nition rund 99 Prozent der schweizerischen Unternehmen zu 
den KMU gehören. Alle diese Betriebe haben somit die Mög­
lichkeit, den strengen Anforderungen il] Bezug auf Berichte 
und deren Prüfung auszuweichen. Im Ubrigen ist jedoch zu 
betonen, dass in allen Fällen, auch In Jenen mit Sondervor­
schriften, die Rechte der Gläubiger sowie der Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter gewährleistet sind und gewährleistet 
bleiben. Möglicherweise wird die Zahl von 200 Arbeitneh­
mern in dieser Legaldefinition noch zu Diskussionen führen. 
Ich bin aber der Meinung, dass diese Zahl ausgewogen ist. 
Ais Letztes noch ein Wort zur steuerlichen Situation: Es 
muss das erklärte Ziel dieser Vorlage sein, dass die mit dem 
Fusionsgesetz beabsichtigte Förderung bzw. Erleichterung 
von strukturellen Veränderungen nicht durch steuerliche 
Aspekte, durch steuerliche Nachteile, durchkreuzt wird. 
Nachdem die Unternehmenssteuerreform aus dem Jahre 
1997 bereits ein Schritt in die richtige Richtung war, wird die­
ser Weg mit den Änderungen im Steuerbereich im Rahmen 
dieser Vorlage konsequent fortgesetzt. Wir dürfen feststel­
len, dass Umstrukturierungen nun generell steuerneutral 
sein werden. 
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Gleichzeitig, und das scheint mir eben auch wichtig, werden 
auf Gesetzesebene Schranken gegen Missbräuche gesetzt. 
Mit Befriedigung darf man feststellen, dass wir in Zusam­
menhang mit diesen Steuerdiskussionen mit einem sehr 
kooperativen Finanzminister zusammenarbeiten durften. Ab­
gesehen von einer Differenz, die noch zu bereinigen sein 
wird, kann man sagen, dass die Ziele in steuerlicher Hinsicht 
grundsätzlich erreicht sind. Dabei möchte ich hervorheben, 
dass das, was Herr Kollege David gesagt hat, durchaus rich­
tig und auch bedenkenswert ist. Es ist möglich, dass die 
Ziele, die er anvisiert hat, schlussendlich auch noch umge­
setzt werden. 
Ich meine, wir hätten es hier mit einem ausgewogenen, mit 
einem guten Gesetz zu tun. Was mich sehr beeindruckt hat, 
war - ich möchte auch das unterstreichen - die ausgezeich­
nete Vorbereitung dieser Gesetzesvorlage; sie war meines 
Erachtens mustergültig für eine Zusammenarbeit mit dem 
Parlament. Ich hoffe, dass diese Vorlage nun speditiv verab­
schiedet wird und dass das Fusionsgesetz auch möglichst 
bald in Kraft gesetzt werden kann. 

Stadler Hansruedi (C, UR): Wir haben heute ein Gesetz vor 
uns, das Handlungsspielraum schafft und auf die heutige 
Dynamik der Wirtschaft Rücksicht nimmt. Das Gesetz zeigt 
mit der integralen Neuregelung der Fusion, mit der Öffnung 
der Umwandlung, mit dem Rechtsinstitut der Spaltung und 
mit dem neuen Instrument der Vermögensübertragung Lö­
sungen für die Anpassung gegebener Unternehmensstruk­
turen an ein verändertes wirtschaftliches Umfeld und an die 
Bedürfnisse der Wirtschaft auf. Das Fusionsgesetz schliesst 
Lücken im geltenden Recht; es trägt ganz allgemein zur 
Rechtssicherheit, zur Verkehrssicherheit und zur Transpa­
renz bei. 
Der bundesrätliche Entwurf zum Fusionsgesetz ist einfach 
geglückt! Kollege Bürgi hat von einem «Kochbuch» gespro­
chen. Erfreulich ist, dass mindestens bis heute noch nicht zu 
viele Köche den Brei verdorben haben. Bei der Vermögens­
abtretung kann man eigentlich von einem kreativen Wurf 
sprechen. Dieses ganz neue Rechtsinstrument wurde erst 
spät, nämlich bei der Erarbeitung der Botschaft, eingeführt; 
dies nicht zuletzt gestützt auf Bedürfnisse und Rückmeldun­
gen im Zusammenhang mit dem Vernehmlassungsverfah­
ren. 
Wir können das Gesetz unter ganz bestimmten Gesichts­
punkten einer Querschnittsprüfung unterziehen. Wie verhält 
es sich z. B. mit der KMU-Tauglichkeit? Das Gesetz besteht 
meines Erachtens auch einen solchen Test. Die Verfasser 
dachten nicht nur an die grossen Unternehmen. Denn es ist 
doch heute unbestritten, dass KMU ebenso grosse Bedürf­
nisse nach Anpassung haben, wenn sie wachsen, oder nach 
Umwandlung, wenn es beispielsweise Familienunterneh­
men sind, und nach Fusion, wenn die wirtschaftliche Lage 
dies erfordert. Das Gesetz sieht deshalb eine ganze Reihe 
von Erleichterungen zugunsten der KMU vor - auf diesen 
Punkt wurde bereits mehrmals eingegangen. Im Weiteren 
können wir das Gesetz auch unter dem Gesichtspunkt des 
Gläubigerschutzes oder des Schutzes der Arbeitnehmer ei­
ner Prüfung unterziehen. Ich meine, dass auch in diesen 
beiden Bereichen auf diese Schutzziele gebührend Rück­
sicht genommen wurde. 
Eine ganz besondere Interessenabwägung ist zwischen den 
Mehrheits- und Minderheitsbeteiligungen vorzunehmen. 
Dazu möchte ich noch einige Ausführungen machen: Es ist 
unbestritten, dass Minderheiten bei Restrukturierungen von 
Unternehmen ganz besonders auf den Schutz ihrer Rechte 
angewiesen sind. Ich meine, dass auch im vorliegenden Ge­
setzentwurf die vorgesehenen Schutzmechanismen in etwa 
stimmen. Als Beispiel kann man die Umwandlung beiziehen. 
Die Mitgliedschaft sämtlicher Gesellschafter bleibt bei der 
Umwandlung gewahrt. Wir müssen aber beachten, dass die 
mitgliedschaftlichen Rechte und Pflichten infolge des Wech­
sel der Rechtsform inhaltlich einschneidende Veränderun­
gen erfahren können. Es kann z. B. eine Nachschusspflicht 
oder eine andere persönliche Leistungspflicht entstehen. 
Auch bei der Umwandlung braucht es deshalb einen ent-
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sprechenden Schutz der Personen mit Minderheitsbeteili­
gungen. Diesen Schutzmechanismus finden wir in diesem 
Fall bei den Zustimmungserfordernissen von Artikel 64 des 
Entwurfes. 
Der Entwurf hat aber besonders in zwei Punkten, in den Arti­
keln 18 und 43, für die Minderheitsbeteiligungen eine Ver­
schlechterung gebracht. Der Entwurf rückt bei der Fusion 
mit ausschliesslicher Barabfindung und bei der asymmetri­
schen Spaltung vom Einstimmigkeitsprinzip ab, wie es im 
Vernehmlassungsentwurf vorgesehen war. Als Begründung 
wird angeführt, dass es nicht sein dürfe, dass Personen mit 
Minderheitsbeteiligungen sinnvolle und wirtschaftlich erfor­
derliche Restrukturierungen blockieren könnten. Dies konnte 
ich auch in verschiedenen Vernehmlassungen nachlesen. 
Inzwischen wurde diese Verschlechterung auch in einzelnen 
Aufsätzen kritisiert. Ich habe ein gewisses Verständnis für 
diese Kritik. Es fragt sich doch, ob hier noch ein ausgewo­
genes Verhältnis zwischen den Mehrheitsbeteiligungen und 
den Minderheitsbeteiligungen besteht. Gerade bei den nicht 
börsenkotierten Aktiengesellschaften geben z. B. Vinkulie­
rungsvorschriften die Möglichkeit, die Entwicklung des Aktio­
närskreises wesentlich mitzubestimmen und zu steuern. Es 
ist deshalb nicht unbedingt einzusehen, wieso wir nun hier 
bei Umstrukturierungen von der Einstimmigkeit abrücken 
sollten, handelt es sich doch um einschneidende Eingriffe für 
die Minderheitsbeteiligungen. 
Ich habe mir in diesem Zusammenhang überlegt, ob in den 
Artikeln 18 und 43 keine differenziertere Lösung möglich ge­
wesen wäre, indem nämlich bei börsenkotierten Aktien­
gesellschaften eine Zustimmung von 90 Prozent der stimm­
berechtigten Gesellschafter genügen könnte und bei nicht 
börsenkotierten Aktiengesellschaften Einstimmigkeit ver­
langt würde. Durch diese Differenzierung würde man meines 
Erachtens den Interessen der Minderheitsbeteiligungen ge­
rechter werden. 
Ich habe aber diesen Punkt nicht in allen Aspekten reflek­
tiert. Ich bin Ihnen dankbar, wenn diese Überlegungen in die 
Beratung des Nationalrates einbezogen und vielleicht noch 
näher geprüft werden. 
Abschliessend ersuche ich Sie natürlich auch, auf diesen 
Gesetzentwurf einzutreten. Es ist angerichtet. 

Dettling Toni (R, SZ): Nach den umfassenden Ausführun­
gen des Kommissionssprechers und meiner Vorredner 
möchte ich auf Wiederholungen verzichten. Dafür möchte 
ich einen weiteren Gedankengang einbringen. 
Einmal mehr hinkt die Gesetzgebung der tatsächlichen Ent­
wicklung hinterher. In der Praxis hat der Umstrukturierungs­
prozess schon längst Platz gegriffen. Allerdings mussten die 
Umstrukturierungswilligen bislang häufig Wege wählen, 
die - nebst dem wirtschaftlichen Wagnis - sowohl in zivil­
rechtlicher wie vor allem auch in steuerlicher Hinsicht mit ei­
nigen Unsicherheitsfaktoren behaftet waren. Gerade aus 
diesem Blickwinkel ist das Fusionsgesetz besonders zu be­
grüssen und sollte möglichst bald verabschiedet werden. Es 
schafft endlich Klarheit über die zivilrechtlichen und letztlich 
auch über die steuerrechtlichen Wirkungen der wirtschaftlich 
ohnehin meist komplexen und deshalb auch riskanten Um­
strukturierungen. 
Dabei ist die vielleicht prima vista durchaus etwas allzu de­
taillierte Gesetzgebung im schuld- und gesellschaftsrechtli­
chen Teil in Kauf zu nehmen. Auch wenn dieser Gesetzesteil 
beinahe die Züge einer Litanei oder - wie hier auch gesagt 
worden ist - eines «Kochbuches» angenommen hat, so 
dient er eben der bei Umstrukturierungen besonders wichti­
gen Rechtssicherheit und ist in Kauf zu nehmen; denn die 
einmal getroffenen Umstrukturierungsmassnahmen müs­
sen in der Praxis standhalten, zumal sie nicht mehr leicht 
rückgängig gemacht werden können. 
Das Gleiche gilt natürlich für den steuerlichen Bereich. Da­
bei ist dieser Teil naturgemäss weniger überschaubar. Es 
wäre daher reizvoll gewesen, im steuerlichen Teil eine Be­
stimmung aufzunehmen, wonach die umstrukturierende 
Firma im Vorfeld einen verbindlichen Vorbescheid über die 
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steuerlichen Folgen der vorgesehenen Umstrukturierung 
hätte verlangen können. 
Mit anderen Worten: Das Bedürfnis nach einer Formalisie­
rung des heute praktizierten steuerlichen Auskunftsverfah­
rens wäre gerade bei Umstrukturierungen auf den ersten 
Blick zweckmässig. In einem umfassenden Bericht, für den 
ich an dieser Stelle nochmals danken möchte, hat jedoch die 
Eidgenössische Steuerverwaltung überzeugend dargelegt, 
dass man die heute geltende grosszügige Auskunftspraxis -
die Verwaltung stellt sich jederzeit kurzfristig für Diskussio­
nen und Anfragen zur Verfügung - nicht formalisieren sollte; 
dies umso weniger, als auf diese Weise unnötige Streitfälle 
verhindert werden und ein effizientes Verwaltungshandeln 
viel eher gewährleistet ist. 
Die Steuerverwaltung schreibt, dass gerade die flexible Art 
des Umgangs mit den Steuerpflichtigen letztlich ein für die 
Interessen des Standortes Schweiz besonders dienliches 
Verhalten sei. Wie Recht hat doch die Verwaltung mit dieser 
Feststellung! Einer solchen Perspektive ist eigentlich nichts 
mehr beizufügen, selbst dann nicht, wenn diese im steuerli­
chen Bereich nicht immer die letzte Sicherheit zu schaffen 
vermag. 
In diesem Sinn ersuche ich Sie um Eintreten. 

Epiney Simon (C, VS): Qu'on le veuille ou non, J'economie 
ignore Jes frontieres et se joue des mesures protectionnis­
tes. Les societes se font et se defont; Jes actions s'echan­
gent partout, Jes entreprises se transforment, fusionnent, se 
scindent en fonction des besoins de croissance ou d'acces 
au marche des capitaux. 
Marne les societes en main de !'Etat passent en main privee. 
Des entreprises etatiques se muent en societes de droit 
prive tout en continuant a remplir des täches d'utilite publi­
que, par exemple dans Je domaine bancaire, electrique, 
dans le domaine de J'eau, de J'epuration, des höpitaux ou 
d'autres etablissements de soins. 
Mais Je droit des societes n'a pas suivi cette evolution. Le 
Tribunal federal et !'Office federal du registre du commerce 
ont dü souvent se substituer au Jegislateur en interpretant 
des silences qualifies, en interpretant Ja Joi de maniere ex­
tensive, voire parfois en comblant des Jacunes. Or, c'est au 
Parlement qu'il incombe de Jegiferer en tenant compte du 
fait que l'economie a besoin de securite juridique. Certains 
secteurs, tout particulierement, ont besoin de protection: Jes 
travailleurs, Jes creanciers, Jes actionnaires minoritaires. 
La presente loi sur Ja fusion repond globalement a ces pre­
occupations legitimes ainsi qu'au besoin de flexibilite. Cer­
tes, eile ne va peut-etre pas assez loin pour Ja gauche en 
matiere de protection de travailleurs. Peut-etre n'est-elle pas 
assez contraignante pour plus de 95 pour cent des entrepri­
ses qui se transforment. Pour Ja droite, peut-etre est-elle 
trop contraignante en matiere de transfert de patrimoine, 
trop penalisante sur le plan fiscal, en particulier Jorsqu'il 
s'agit d'exteriorisation des reserves latentes. Mais pour 
nous, cette Joi est moderne, equilibree si J'on prend soin de 
ne pas introduire par Ja bande des concepts etrangers a la 
loi sur les fusions, comme par exemple J'abandon de Ja 
forme authentique pour le transfert de proprietes immobi­
lieres ou l'introduction de nouveaux droits pour les tra­
vailleurs. 
A ces reserves pres, nous vous invitons a entrer en matiere 
et a suivre Ja commission. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Es wurde in der 
Eintretensdebatte vorweg zum Ausdruck gebracht, dass 
man das Gesetz gut findet und Eintreten unbestritten ist. 
Das freut uns. Es wurden auch einige Fragen aufgeworfen 
und einige Aspekte dargestellt, die meines Erachtens in der 
Detailberatung zum Ausdruck kommen werden. Ich möchte 
zu zwei Sachen schon im Rahmen des Eintretens etwas 
sagen: 
Herr Kollege David hat ausgeführt, dass mit Bezug auf die 
Immobiliengesellschaften im Fusionsgesetz bzw. in der da­
mit zusammenhängenden Steuergesetzgebung keine Lö­
sung gefunden worden sei. Diese Aussage ist in dieser 
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Absolutheit nicht richtig. Gemäss dem Fusionsgesetz ist 
auch die Spaltung einer Immobiliengesellschaft möglich; es 
bestehen dort überhaupt keine Einschränkungen. Er spricht 
wohl die Frage an, ob die Aufspaltung einer Immobilienge­
sellschaft steuerliche Folgen hat. Das ist dann zu bejahen, 
wenn die Ausgliederung des einen Teils der Immobilien nicht 
einem Betrieb bzw. Teilbetrieb zugeordnet werden kann. 
Wenn es hingegen so ist, dass innerhalb einer Immobilien­
gesellschaft zwei Teilbetriebe in Erscheinung treten, ist auch 
eine steuerfreie Ausgliederung des einen Immobilienteils 
möglich. Das Problem ist, wie die Gesetzgebung bzw. die 
Praxis in Zukunft den Begriff «Betriebsteil» definieren wer­
den. Wenn diesbezüglich eine etwas flexiblere Praxis zur 
Anwendung kommt, wird den diesbezüglichen Anliegen von 
Herrn Kollege David entsprochen werden können. Es ist 
richtig, wenn der Nationalrat diesen Aspekt noch einmal dis­
kutiert. 
Vor allem für unseren Rat ist die Frage nicht unwichtig, ob es 
für uns möglich gewesen wäre, eine Verpflichtung zu stipu­
lieren, wonach die Kantone die Handänderungssteuer für 
Umstrukturierungsprozesse abschaffen müssten. Es gibt in 
der Tat ein Gutachten von Professor Reich, das eine solche 
Kompetenz bejaht. Es gibt aber andere Gutachten, die eine 
solche Kompetenz verneinen. In dieser Situation haben die 
WAK und die RK, sich dieser Auffassung anschliessend, 
entschieden, dass wir zumindest in einer ersten Phase an­
ders vorgehen wollen, nämlich in dem Sinne, dass der Bun­
desrat auf die Kantone via die Finanzdirektorenkonferenz 
dahingehend einwirken möge, dass doch die Kantone von 
sich aus diese Erleichterungen für Fusionen und andere 
Umstrukturierungen der Firmen schaffen. 
Es ist in der Tat zu hoffen, dass die Kantone in diesem Punkt 
nachgeben werden und dabei akzeptieren, dass gewisse 
Steuerausfälle entstehen. Persönlich glaube ich, dass die re­
sultierenden Steuerausfälle weit weniger nachteilig sind als 
die Gefahr, dass sinnlose oder nicht mehr praxisnahe Be­
triebsstrukturen aufrechterhalten werden, wenn diese Steu­
ern bestehen bleiben. Aber wie gesagt: Der Bund will vorerst 
darauf verzichten, die Kantone dazu zu zwingen, und glaubt, 
dass gute Worte mehr zu bewegen vermögen. 
Herr Kollege Stadler hat das Problem aufgeworfen, dass 
man bei zwei typischen Belangen, die wir nun besprechen 
werden, nämlich bei der asymmetrischen Symmetrie und bei 
der Abspaltung mit Abfindungsverpflichtung, auf das Ein­
heitsprinzip zumindest bei kleineren Gesellschaften ein­
schwenken sollte. Das ist eine rechtsphilosophische Frage. 
Es ist in der Tat so, dass der Minderheitsschutz einen hohen 
Stellenwert geniessen muss und dass die zwangsweise 
Wegnahme von Privatrechten etwas Heikles ist. Das ist die 
eine Seite dieser Angelegenheit. Auf der anderen Seite -
und das war in unserer Kommission eine wegweisende 
Überlegung - müssen wir den Unternehmungen auch dann 
Flexibilisierungsmöglichkeiten geben, wenn bei ihnen der 
Wurm drin ist. Wir wollen also die Möglichkeit schaffen, dass 
bei - auch im persönlichen Bereich - nicht mehr gut funktio­
nierenden Unternehmungen eine gewisse Flurbereinigung 
vorgenommen werden kann. Wir wollen die Möglichkeit 
schaffen, dass allenfalls auch gewisse Querulanten aus sol­
chen Gesellschaftsverbänden ausgeschlossen werden kön­
nen - selbstverständlich unter Wahrung ihrer vermögens­
mässigen Rechte. 
Dies ist die Abwägung, die Sie vornehmen müssen: Wollen 
Sie die Rechtsstellung der Minderheitsaktionäre, den Ge­
danken des Schutzes, extrem stark gewichten - dann 
braucht es in der Tat eine hundertprozentige Zustimmung -, 
oder wollen Sie der Wirtschaft auch in solchen Punkten die 
Flexibilität geben, die notwendig ist, um Strukturbereinigun­
gen vornehmen zu können? Ihre Kommission hat sich für 
Letzteres entschieden. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Vorentwurf zu einem Fu­
sionsgesetz wurde bereits in der Vernehmlassung von der 
Wirtschaft und den Kantonen sehr gut aufgenommen. Der 
Entwurf des Bundesrates ist allerdings noch um einiges in­
novativer als der in die Vernehmlassung gegebene Vorent-
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wurf. Die wichtigsten Neuerungen liegen in den folgenden 
Punkten: 
Mit der Aufnahme der Vermögensübertragung wird eine Art 
funktionelle Generalklausel geschaffen. Mit ihr soll auch für 
nicht vorgesehene und für nicht vorhersehbare Restrukturie­
rungen eine einfache und bedürfnisgerechte Lösung ange­
boten werden. Die Vermögensübertragung ist eine im Inter­
esse der Rechtssicherheit abschliessend konzipierte Rege­
lung mit dem Ziel einer möglichst liberalen Ordnung. 
Der Bundesrat hat eine Reihe von Erleichterungen für die 
KMU in den Entwurf aufgenommen. Er hat hierbei allerdings 
darauf geachtet, dass der Schutz der Gläubiger und der 
Schutz von Personen mit Minderheitsbeteiligungen nicht ge­
fährdet wird. Umgekehrt gilt es auch zu vermeiden, dass 
Minderheiten dringend nötige Restrukturierungen blockieren 
können. 
Ich möchte hier kurz auch auf die Frage von Herrn Stadler 
eingehen. Im Vorentwurf wurde in beiden Fällen, die Sie an­
getönt haben, die Einstimmigkeit verlangt. In der Vernehm­
lassung wurde dieses Erfordernis dann sehr stark kritisiert. 
Die Abkehr von der Zustimmung aller Gesellschafter im Ent­
wurf des Bundesrates wurde überwiegend begrüsst, stiess 
aber auch wieder auf Kritik. Es muss einfach darauf hinge­
wiesen werden, dass sich bei jeder Lösung unbillige Einzel­
fälle ergeben können. Diese Frage kann man in der Kommis­
sion des Nationalrates durchaus noch einmal aufnehmen. 
Der Entwurf des Bundesrates sieht in Ergänzung zum Vor­
entwurf eine Regelung des Schutzes der Arbeitnehmer vor, 
aber ohne sachfremde Anliegen aufzunehmen. Geachtet 
haben wir insbesondere auf die Praxistauglichkeit der Lö­
sungen. Anders, als man dies nach der Lektüre des Kurzti­
tels des Gesetzes vielleicht meinen könnte, leistet das 
Fusionsgesetz aber nicht einseitig der wirtschaftlichen Kon­
zentration Vorschub; die zentralen Neuerungen liegen weni­
ger in einer verbesserten Regelung der Fusion als vielmehr 
in den neuen Instituten der Spaltung und der Vermögens­
übertragung. Der Entwurf bringt damit auch für eine wirt­
schaftliche Dekonzentration interessante Möglichkeiten. Er 
erleichtert insbesondere die Ausgliederung und die Neuor­
ganisation von Betriebsteilen sowie die Aufteilung von Un­
ternehmen, beispielsweise Im Erbfall. 
Ergänzend unterbreitet der Bundesrat Änderungen im Steu­
errecht. Herr Bundesrat Villiger wird Ihnen dazu dann wei­
tere Erklärungen abgeben. Die neuen Handlungsmöglich­
keiten in der Praxis dürfen nämlich nicht daran scheitern, 
dass wirtschaftlich dringende Restrukturierungen unterblei­
ben, weil sie nicht tragbare Steuerfolgen hätten. Im Übrigen 
muss das Fusionsgesetz auf die zivilrechtliche Regelung der 
Reorganisation von Unternehmen beschränkt bleiben. 
Das Gesetz will eine optimale rechtliche Ausgestaltung der 
Unternehmen erleichtern und Wege zur Anpassung an ver­
änderte Bedürfnisse eröffnen. Darüber hinaus kann und soll 
das Gesetz aber keine rein wirtschafts- oder strukturpoliti­
schen Ziele verfolgen. Wirtschaftspolitische Wertungen von 
Fusionen oder Spaltungen müssen unterbleiben. Es wäre 
auch gar nicht möglich, generell-abstrakte Beurteilungen 
vorzunehmen. Wirtschaftspolitische Schranken müssten -
wenn man sie wollte - allenfalls in einem wirtschaftspoliti­
schen Erlass geschaffen werden und nicht in einem zivil­
rechtlichen Fusionsgesetz. 
Ich möchte aber unterstreichen, dass Eingriffe in den Struk­
turwandel der Wirtschaft ausserordentlich heikel und aus 
nationalökonomischer Sicht bedenklich wären. Die langfristi­
gen Folgen könnten sich als kontraproduktiv erweisen. Es 
wäre auch gefährlich, wenn staatliche Behörden beurteilen 
wollten, was wirtschaftlich geboten ist. Wir wissen, dass 
ganze Branchen in Gefahr geraten können, wenn sie sich 
nicht veränderten Anforderungen anpassen können. Das 
Fusionsgesetz will und kann aber den Strukturwandel weder 
bremsen noch beschleunigen; es will einzig und allein die zi­
vilrechtlichen Instrumente für die Anpassung der Unterneh­
mensstrukturen an veränderte Bedürfnisse schaffen. Damit 
ist es für eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung von er­
heblicher Bedeutung, und seine Realisierung ist für die Wirt­
schaft wirklich dringend. 
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Ich freue mich, dass das Fusionsgesetz von der vorberaten­
den Kommission sehr gut aufgenommen worden ist, und ich 
danke auch für die Anerkennung, welche Sie meinen Mitar­
beitern aus dem Bundesamt für Justiz ausgesprochen ha­
ben, aber auch für die Anerkennung an die Adresse der 
Eidgenössischen Steuerverwaltung. 
Wie die Kommission beantragt, bitte auch ich Sie, auf diese 
Vorlage einzutreten. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L.:entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung 
Loi federale sur la fusion, la scission, la transformation 
et le transfert de patrimoine 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3, 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... und Gläubiger, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer so­
wie .... 

Art.1 
Proposition de Ja commission 
Al. 1, 3, 4 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.2 
.... les creanciers, les travailleurs et les personnes .... 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Angesichts 
dessen, dass die Rechte von Arbeiterinnen und Arbeitern in 
verschiedenen Bestimmungen des Fusionsgesetzes aufge­
nommen wurden, haben wir es als richtig erachtet, schon im 
Zweckartikel den Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer zu erwähnen. Der Schutz der Arbeitnehmer besteht 
in dem, was später in einzelnen Bestimmungen des Geset­
zes ausgeführt ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 

e ..... die überdies 100 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt 
der beiden dem Fusions-, Spaltungs- oder dem Umwand­
lungsbeschluss vorangegangenen Geschäftsjahre nicht 
überschreiten; 

Art. 2 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Minorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 

e ..... ne depassent pas une moyenne annuelle de 100 em­
plois a plein temps pendant les deux exercices qui prece­
dent la decision de fusion, de scission ou de transformation; 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ich habe nur 
zu Artikel 2 Litera e Bemerkungen, weil dort ein Minderheits­
antrag vorliegt. Es geht bei Litera e um die Definition der 
KMU. Unstrittig zwischen Mehr- und Minderheit ist, dass von 
einer KMU dann nicht gesprochen werden kann, wenn de­
ren Anteile an der Börse kotiert sind oder wenn Anleihens­
obligationen ausstehen. 
Die Minderheit Ihrer Kommission ist der Auffassung, dass 
nebst diesen beiden Kriterien nur noch die Zahl der Vollzeit­
stellen massgebend sein sollte und eine Unternehmung, die 
mehr als 100 Vollzeltstellen hat, nicht mehr eine KMU sein 
soll. 
Die Kommissionsmehrheit dagegen ist mit dem Bundesrat 
der Auffassung, dass für die Umschreibung des Begriffes 
KMU die gleichen Kriterien gelten sollen, wie sie schon 
heute im Aktienrecht gelten, nämlich in Artikel 727b Absatz 1 
OR, bei dem der Beizug eines besonders befähigten Revi­
sors geregelt ist. 
Konkret heisst dies, dass von drei Voraussetzungen zwei er­
füllt sein müssen, damit eine Unternehmung nicht mehr eine 
KMU ist. Diese drei Voraussetzungen sind: Bilanzsumme 
über 20 Millionen Franken, Umsatz über 40 Millionen Fran­
ken, 200 Vollzeitstellen. Die Berücksichtigung von Umsatz 
und Bilanzsumme rechtfertigt sich nach Auffassung der 
Kommissionsmehrheit deshalb, weil sonst wirtschaftlich be­
deutendste Firmen als KMU gelten würden, was vor allem 
unter dem Aspekt des Gläubigerschutzes fragwürdig wäre. 
Denken Sie dabei beispielsweise an grössere Vermögens­
verwaltungs- und Finanzinstitute mit gewaltigen Bilanzsum­
men, welche aber weniger als 100 Vollzeitstellen haben. 
Solche riesigen Vermögensverwaltungs- und Finanzgesell­
schaften haben auch in unserem Volksempfinden nicht den 
Charakter einer KMU. 
Zu wissen ist nun, warum die KMU im Fusionsgesetz über­
haupt definiert werden. Vorab geschieht dies deshalb, weil 
den KMU, sofern alle Gesellschafter zustimmen, Erleichte­
rungen bei Umstrukturierungen gewährt werden. Diese Er­
leichterungen betreffen aber nioht Belange, die den Schutz 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zum Gegenstand 
haben. Vielmehr geht es um das Entbinden von Verpflichtun­
gen, die letztlich den Schutz der Gesellschafter und hier wie­
derum vorab solcher mit Minderheitsbeteiligungen bezwek­
ken. Die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
werden durch diese Erleichterungen nicht negativ tangiert. 
Auch dies muss Grund dafür sein, den KMU-Begriff mög­
lichst weit zu fassen, damit die KMU möglichst erleichtert 
und damit auch kostengünstig umstrukturiert werden kön­
nen. 
Im Übrigen mag es Sie interessieren, dass es in der 
Schweiz im Jahre 1998 rund 320 ooo Unternehmungen gab. 
Davon haben etwa 1200 Unternehmungen mehr als 200 
Vollzeitstellen; die Zahl der Unternehmungen, die zwischen 
100 und 200 Vollzeitstellen haben, dürfte heute rund 2000 
betragen. So oder so qualifizieren sich somit, nach der im 
Fusionsgesetz gewählten Definition, mehr als 99 Prozent al­
ler schweizerischen Unternehmungen als KMU. 

Studer Jean (S, NE): Le rapporteur vient de vous le dire, 
cette loi qua nous traitons sur ce sujet actuel qu'est la fusion 
s'appliquera obligatoirement a moins de 1 pour cent des en­
treprises suisses. Las 99 pour cent des entreprises pourront 
y echapper si l'ensemble de leurs associes est d'accord. 
Parce qu'avec la definition qui est donnee ici des petites et 
moyennes entreprlses, on offre cette possibilite effective­
ment a 99 pour cent de nos entreprises. 
Las allegements qua prevoit la loi pour las petites et moyen­
nes entreprises sont extraordinaires, au sens litteral du 
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terme, par rapport au droit des pays voisins et par rapport au 
droit de !'Union europeenne: la possibilite pour de petites et 
moyennes entreprises de ne pas presenter de rapport de fu­
sion, de ne pas soumettre a verification le contrat de fusion, 
l'etablissement dudit rapport, la presentation du bilan et l'im­
possibilite de consulter les documents servant de base a la 
fusion, ne se retrouvent pas dans les droits que notre ordre 
juridique suisse a pris l'habitude de suivre depuis plusieurs 
annees. lls n'ont pas de pendants dans les pays voisins, sur­
tout pas lorsque ces petites et moyennes entreprises sont 
des societes anonymes. 
En raison de ces particularites, le projet soumet ces allege­
ments a l'approbation de tous les associes. II suffit que l'un 
des associes s'y oppose pour que la petite et moyenne en­
treprise soit soumise a toutes les rigueurs de la loi. Si cette 
exigence protege les participations minoritaires, eile ne 
donne par contre aucune garantie aux autres personnes que 
la loi veut aussi proteger, et en particulier aux creanciers. II 
taut donc etre bien attentif a la definition des petites et 
moyennes entreprises. 
Le choix fait dans le projet s'inspire, cela a deja ete dit, de 
l'article 727b du Code des obligations, a savoir de l'article 
qui definit les criteres qui doivent etre reunis pour qu'une so­
ciete anonyme soumette ses comptes pour revision a des 
personnes particulierement qualifiees. Cette reference peut 
paraTtre a premiere vue seduisante pour sa coherence for­
melle, mais elle n'est pas rassurante pour les creanciers. En 
effet, eile signifie que les creanciers des societes qui n'ont 
pas besoin de reviseurs particulierement qualifies ne seront 
pas non plus proteges dans le cadre d'operations de fusion, 
de scission ou de transformation, puisque dans cette hypo­
these-la, avec l'accord de tous les associes - qui peuvent 
etre peu nombreux -, on echappera au rapport de fusion, a 
la verification du contrat de fusion et au droit de consulter les 
documents servant de base a la fusion. 
l..'.autre argument qui plaide pour la proposition de la minorite 
est la volonte d'etendre un peu le champ de la loi. Un peu, 
parce que si vous suivez la proposition de la minorite, c'est 
ce qu'ont revele les reflexions de la commission, ce n'est 
pas 1 pour cent des entreprises suisses qui sera soumis a la 
loi, mais le double. Et quand on dit le double, 9a fait plaisir, 
mais on en raste a 2 pour cent. C'est pour 9a que je vous dis 
que c'est une satisfaction legere, mais qui me semble impor­
tante, en particulier vis-a-vis de la protection des interets 
des creanciers. 
Je vous invite a suivre la proposition de minorite. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: In Ergänzung zu dem, was be­
reits vom Kommissionssprecher gesagt worden ist, möchte 
ich Folgendes noch einmal festhalten: 
Die Begriffsbestimmung durch den Bundesrat ist in der Tat 
sehr grosszügig. Voraussetzung für die Erleichterungen für 
die KMU ist aber stets die Zustimmung der betroffenen Ge­
sellschafter. Eine gewisse Einschränkung der Erleichterun­
gen für KMU ergibt sich im Konzept des Bundesrates eben 
richtigerweise viel mehr aus dem Erfordernis der Zustim­
mung der Gesellschafter, die von diesen Erleichterungen be­
troffen sind, als durch die in diesem Artikel 2 festgesetzten 
Schranken. Diese Schranken sind im Interesse der Wirt­
schaft gewollt grosszügig bemessen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit .... 25 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 4 Stimmen 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schwelger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Im 2. Kapitel 
geht es um die Fusion von Gesellschaften. Ganz kurz, es 
gibt zwei Arten von Fusionen: 
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1. Eine oder mehrere Gesellschaften werden aufgelöst und 
von einer bestehenden Gesellschaft übernommen, also 
gleichsam absorbiert, weshalb sie Absorptionsfusion ge­
nannt wird. 
2. Alle an der Fusion beteiligten Gesellschaften werden auf­
gelöst, und ihre Vermögen werden auf eine neue Gesell­
schaft übertragen. 
Die Fusion folgt den Grundsätzen der Kontinuität des Ver­
mögens und der Mitgliedschaft. Das heisst, alle Aktiven und 
Passiven der übertragenden Gesellschaft gehen von Geset­
zes wegen auf die übernehmende Gesellschaft über, und 
sämtlichen Gesellschaftern der übertragenden Gesellschaft 
müssen Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte an der überneh­
menden Gesellschaft eingeräumt werden - dies entspre­
chend ihrer bisherigen Beteiligung und dem Umtausch­
verhältnis. 
Vom zweiten Grundsatz gibt es nun allerdings eine Aus­
nahme: Im Fusionsvertrag kann vereinbart werden, dass die 
Gesellschafter der übertragenden Gesellschaft zwischen 
Anteils- und Mitgliedschaftsrechten einerseits und einer Ab­
findung andererseits wählen können. Das Fusionsgesetz 
geht sogar noch etwas weiter und schlägt eine völlige Neu­
regelung vor, nämlich dass ein Gesellschafter sogar ge­
zwungen werden kann, eine blasse Abfindung akzeptieren 
zu müssen. Das ist ein schwer wiegender Eingriff in die 
Rechte eines Gesellschafters, weshalb eine solche Abfin­
dungsverpflichtung nur statuiert werden kann, wenn dem 
90 Prozent der stimmberechtigten Gesellschafter der über­
tragenden Gesellschaft zustimmen. 
Wirtschaftlich kann eine solche Verpflichtung - was ich vor­
her schon zum Votum von Herrn Stadler gesagt habe - dann 
sinnvoll sein, wenn mit einer Fusion gleichzeitig eine Flurbe­
reinigung erfolgen kann. Dies ist beispielsweise in einer 
Gesellschaft, bei der es auch aus persönlichen Gründen 
zwischen den Mitgesellschaftern nicht mehr allzu gut klap­
pen sollte, der Fall. 
Erleichterte Fusionen sieht das Gesetz zudem in zwei Fällen 
vor: Bei der Mutter-und-Tochter-Fusion sowie bei Schwes­
terfusionen. Es können nicht alle Gesellschaften miteinan­
der fusionieren; vielmehr besteht ein Numerus clausus 
derjenigen Gesellschaftstypen, die befugt sind, miteinander 
Fusionen einzugehen. Überall dort, wo Fusionen gemäss 
diesem Numerus clausus nicht möglich sind, kann wirt­
schaftlich ein ähnliches Ziel durch die Vermögensüber­
nahme erreicht werden. 
Artikel 3 Absatz 1 bedeutet nicht, dass an einer Absorptions­
fusion nur zwei Gesellschaften beteiligt sein dürfen. Möglich 
ist, dass eine übernehmende Gesellschaft mehrere andere 
Gesellschaften übernimmt. 

Angenommen - Adopte 

Art. 4, 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Überschuldung verfügt. Diese Voraussetzung entfällt, so­
weit Gläubigerinnen und Gläubiger der an der Fusion betei­
ligten Gesellschaften im Rang hinter allen anderen Gläubi­
gerinnen und Gläubigern zurücktreten. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 6 
Proposition de Ja commlssion 
Al. 1 
. ... au surendettement. Cette exigence ne s'applique pas 
dans la mesure ou des creanciers des societes participant a 
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la fusion acceptent qua leur creance soit placee a un rang 
inferieur a celui de toutes les autres creances. 
A/.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Bei Artikel 6 
geht es um die so genannten Sanierungsfusionen, somit 
also um Fusionen, bei denen eine der Gesellschaften über­
schuldet ist oder nicht mehr das volle Eigenkapital aufweist. 
Eine solche Sanierungsfusion kann sowohl für die Gläubiger 
wie für die Minderheitsgesellschafter der übernehmenden 
Gesellschaft äusserst heikel sein. Volkswirtschaftlich aber 
sind Sanierungsfusionen vielfach sachlich richtig, weil sie oft 
die einzige Möglichkeit bieten, Substanz, die sonst verloren 
ginge, erhalten zu können. Auch ist damit oft eine Rettung 
von Arbeitsplätzen verbunden. 
Ihre Kommission ist deshalb einhellig der Auffassung - dies 
im Gegensatz zu einzelnen Lehrmeinungen -, dass Sanie­
rungsfusionen zulässig sein müssen, zumal solche Fusio­
nen empirisch betrachtet zumeist zwischen Mutter und 
Tochter oder zwischen Schwestern geschehen. 
Bei Sanierungsfusionen wird der Schutz der Gläubiger da­
durch erreicht, dass die eine an der Fusion beteiligte Gesell­
schaft so viel frei verwendbares Eigenk~pital haben muss, 
dass damit die Unterdeckung oder gar Uberschuldung der 
anderen Gesellschaft zumindest ausgeglichen werden kann. 
Dies muss vor der Fusion durch einen besonders befähigten 
Revisor ausdrücklich bestätigt werden. 
Wegen der volkswirtschaftlichen Bedeutung von Sanie­
rungsfusionen möchte nun Ihre Kommission für Rechtsfra­
gen sogar noch etwas weiter gehen, indem an die Stelle des 
frei verwendbaren Eigenkapitals ganz oder teilweise auch 
Guthaben von Gesellschaftsgläubigern treten können, so­
fern solche Gläubiger einen sogenannten Rangrücktritt er­
klären. Der Schutz der anderen Gläubiger wird dadurch 
nicht verwässert, ist es doch gerade der Sinn von Rangrück­
trittserklärungen, dass solche «andere» Gläubiger vorrangig 
befriedigt werden. 
Erwähnt mag sein dass eine analoge Regelung in Arti­
kel 725 Absatz 2 OR bezüglich der Pflicht, den Richter im 
Falle einer Überschuldung der Gesellschaft zu benachrichti­
gen, besteht. Diese Pflicht, den Richter zu benachrichtigen, 
ist letztlich auch eine Gläubigerschutzmassnahme, die dann 
nicht mehr notwendig ist, wenn einzelne Gesellschaftsgläu­
biger im Ausmass der Unterdeckung im Rang hinter alle an­
deren Gesellschaftsgläubiger zurücktreten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 7-10 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum E_ntwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Die Erstellung der Zwischenbilanz erfolgt gemäss den Vor­
schriften und Grundsätzen für den Jahresabschluss unter 
Vorbehalt folgender Vorschriften: 
a. eine körperliche Bestandesaufnahme ist nicht notwendig; 
b. die in der letzten Bilanz vorgenommenen Bewertungen 
brauchen nur nach Massgabe der Bewegungen in den 
Geschäftsbüchern verändert zu werden. Abschreibungen, 
Wertberichtigungen und Rückstellungen für die Zwischen­
zeit sowie wesentliche, aus den Büchern nicht ersichtliche 
Veränderungen der Werte müssen jedoch berücksichtigt 
werden. 
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Art. 11 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.2 
L.:etablissement du bilan intermediaire est regi par Jes dispo­
sitions et les principes relatifs aux comptes annuels. Les dis­
positions suivantes demeurent reservees: 
a. il n'est pas necessaire de proceder a un nouvel inventaire 
reel; 
b. les evaluations figurant au dernier bilan ne sont modifiees 
qu'en fonction des mouvements d'ecriture. Les amortisse­
ments, les corrections de valeur et les provisions interimai­
res ainsi que les changements importants de Ja valeur 
n'apparaissant pas dans les ecritures doivent cependant 
etre pris en consideration. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Nach einhelli­
ger Meinung der Kommission ist es vertretbar, dass bei der 
Erstellung von Zwischenbilanzen - ich betone: Zwischenbi­
lanzen, nicht Übernahmebilanzen - gewisse Erleichterun­
gen gewährt werden können. Zu Ihrer Orientierung diene die 
Information, dass diese Erleichterungen weitgehend mit 
denjenigen identisch sind, welche die EU-Richtlinien vorse­
hen. Auch wer die Initiative «Ja zu Europa!» abgelehnt hat, 
kann trotzdem zustimmen! 

Angenommen - Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: In der Kom­
mission wurde, angeregt durch die Wirtschaft, diskutiert, ob 
in den Fusionsvertrag eine Bestimmung aufgenommen wer­
den könnte, die das oberste Verwaltungsorgan ermächtigen 
würde, nach der Generalversammlung noch Änderungen 
am Fusionsvertrag vorzunehmen - dies beispielsweise 
dann, wenn von den Handelsregisterbehörden die Fusions­
unterlagen nicht tel quel akzeptiert würden. 
Wir haben ~efunden, dass dies im Regelfall nicht zulässig 
sein kann. Anderungen des Inhaltes des Fusionsvertrages 
sind in aller Regel der Generalversammlung zur Genehmi­
gung zu unterbreiten. Eine Ermächtigung an das oberste 
Verwaltungsorgan, Änderungen vorzunehmen, kann nur und 
ausschliesslich zulässig sein, wenn sie sich nicht auf Essen­
tialia des Vertrages, sondern blass auf Nebenpunkte bezie­
hen. 
Weiter haben wir im Zusammenhang mit dieser Bestim­
mung - weil es um nachträgliche Korrekturen der Behörden 
geht, Herr Dettling hat es angesprochen - diskutiert, ob wir 
im Fusionsgesetz eine Norm schaffen sollten, die die Han­
delsregister- und Steuerbehörden verpflichten würde, Fusi­
onsunterlagen vorgängig zu prüfen und vorzuentscheiden. 
Wir haben das abgelehnt, aus der Erkenntnis heraus, dass 
die infrage kommenden Behörden schon jetzt und seit jeher 
bereit waren, Vorprüfungen vorzunehmen, und dies auch 
künftig so sein wird. Eine formelle gesetzliche Prüfungs­
pflicht würde die Flexibilität dieser Behörden nur einengen 
und hätte zudem zur Folge, dass gegen Vorprüfungsent­
scheide wohl Rechtsmittel eingeräumt werden müssten. 
Generell vertritt Ihre Kommission die Auffassung, dass die in 
der Schweiz bestehende Pragmatik und Grosszügigkeit 
bezüglich der Vorprüfungen durch Behörden gesetzlichem 
Perfektionismus vorzuziehen ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Die Aufzählung 
des Inhaltes des Fusionsberichtes im Gesetz ist nicht ab­
schliessend. Es steht den Parteien selbstverständlich frei, 
weitere Belange im Fusionsvertrag zu regeln. 

Angenommen - Adopte 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3-5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
(die Änderung betrifft nur den französischen Text) 

Art. 14 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3-5 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
.... de tous les associes. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ich erwähne 
diesen Artikel, um anhand dieser Regelung zu zeigen, wie 
die Erleichterungen der KMU funktionieren. 
Absatz 2 von Artikel 14 ist ein typisches Beispiel für die den 
KMU gewährten Erleichterungen. KMU können auf den Fu­
sionsbericht verzichten, wenn alle Gesellschafter zustim­
men. Ist eine solche hundertprozentige Zustimmung nicht 
erreichbar, bedeutet dies allerdings nicht, dass ein Minder­
heitsgesellschafter die Fusion blockieren könnte. Er kann 
nur erreichen, dass sie komplizierter und indirekt auch teurer 
wird. Unter dem Aspekt des Minderheitsschutzes ist diese 
Konsequenz zu akzeptieren. Für Personen mit Minderheits­
beteiligungen kann eine Fusion gefährlich sein. Es rechtfer­
tigt sich deshalb, dass im Interesse solcher Personen ein 
hoher Schutzstandard stipuliert wird. Es rechtfertigt sich 
dies auch aus praktischen Gründen. Würden nämlich die In­
formationsbedürfnisse der Minderheitsgesellschafter nicht 
schon im Fusionsverfahren gewahrt, stiege die Wahrschein­
lichkeit, dass solche Gesellschafter später den Fusionsbe­
schluss gerichtlich anfechten würden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3, 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
(die Änderung betrifft nur den französischen Text) 

Art. 15 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3, 4 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
.... l'approbation de tous les associes. 

Angenommen -Adopte 

Art.16-18 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 
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Art. 19 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Streichen 

Art. 19 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Bitter 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Bei Artikel 19 
geht es darum, dass bei Fusionen Vereinsmitgliedern ein 
Austrittsrecht gewährt wird, und zwar ein vorzeitiges Aus­
trittsrecht. Das erklärt sich mit den ideellen Zwecken, welche 
Vereine in aller Regel haben; die Mitgliedschaft in einem 
Verein hat deshalb vielfach auch eine sehr persönliche, ja 
sogar eine emotionale Komponente. Nehmen Sie den Fall, 
dass GC mit dem FCZ fusionieren würde. Für fundamentale 
FCZ-Anhänger wäre das ein kaum erträglicher Gedanke. 
Oder stellen Sie sich vor, dass sich zwei Glaubensgemein­
schaften zusammenschliessen würden. Ein solcher Zusam­
menschluss könnte mit den religiösen Gefühlen der Min­
derheit einer der fusionierenden Glaubensgemeinschaften 
nicht vereinbar sein. Für solche Fälle sieht das Fusionsrecht 
eine gegenüber den ordentlichen Austrittsregelungen des 
ZGB schnellere Austrittsmöglichkeit vor, nämlich Austritts­
möglichkeit nach zwei Monaten, und zwar rückwirkend, das 
Vereinsrecht eine sechsmonatige Jeweils auf Ende des Ver­
einsjahres. 
Freilich können solche vorzeitigen Austritte für fusionierende 
Gesellschaften finanzielle, aber auch andere Probleme zur 
Folge haben, da mit dem Austritt rückwirkend auch die Ver­
pflichtung erlischt, Mitgliedschaftsbeiträge zu bezahlen und 
dort, wo dies nicht schon die Statuten ausschliessen, per­
sönlich mitzuhaften. Ihre Kommission hat die beidseitigen 
Interessen abgewogen und befunden, den Belangen des 
Persönlichkeitsschutzes sei der Vorzug zu geben. 
Der Vollständigkeit halber sei noch angeführt, dass in kras­
sen Fällen ein Mitglied eines fusionierenden Vereins auch 
die Möglichkeit des sofortigen Austritts hat; dies dann, wenn 
es sich auf einen wichtigen Grund berufen kann. 

Studer Jean (S, NE): Cet article est important aussi en rai­
son de la valeur de la vie associative dans notre pays. II vise 
donc a imposer a n'importe quelle association Je droit de 
quitter l'association aux membres qui refuseraient Ja fusion 
avec un effet retroactif a Ja date de Ja decision de fusion, le 
rapporteur vous l'a dit. Deux motifs sont avances a l'appui 
da catte proposition: c'ast Ja protaction de la parsonnalite 
das mambras qui pourraiant ätra contraints d'adherer a une 
association dans laqualla ils na sa retrouvent nullement et Ja 
protaction da laurs rasponsabilites financieras. 
La pramiar argumant n'a pas besoin de cette nouvelle dispo­
sition pour ätra realise. Dans Ja droit actuel deja, on ne paut 
pas lmposer a un membre d'une association d'adherar a un 
but social qul ne correspond pas a calui qui l'avait amane a 
adherar a cette association. L.:administration l'a d'aillaurs ra­
connu dans le cadra des travaux da la commission. C'ast 
una application da l'article 74 actuel du Coda civil. Et ja vous 
rappalla qu'on na paut pas imposer un changemant de but 
social, on na paut pas non plus forcement imposer un ajout 
d'un nouvaau but social. Ces daux situations sont visees par 
l'articla 74 actual du Coda civil. 
Quant a Ja responsabilite financiera, il ast vrai qua l'articla 71 
alinea 2 actuel du Code civil precisa qua las mambras da 
l'association sont responsables financleramant, mais il pre-
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eise bien que cette responsabilite financiere ne s'exerce que 
s'il n'y a pas de disposition contraire des statuts. Chacun 
d'entre nous a eu affaire a une association, mais vraisembla­
blement a plusieurs, a peut-etre ete appele a participer a Ja 
redaction de statuts. Cela a en tout cas ete mon cas et je 
n'ai jamais vu une seule association dont les statuts n'ex­
cluaient pas precisement Ja responsabilite financiere de ses 
membres. · 
Le risque donc que dans Je cas d'une association, la respon­
sabilite financiere des membres soit recherchee est quasi 
inexistant. II est egalement inexistant dans Je cadre d'un pro­
cessus de fusion. II est d'autant moins existant, car un pro­
cessus de fusion d'associations n'est pas quelque chose qui 
intervient subitement. C'est un element qui est discute, ana­
lyse, et qui fait l'objet de differentes reunions entre les deux 
ou plusieurs associations concernees. Et si l'association re­
prise presente effectivement des risques financiers, il parait 
evident que l'association reprenante fera en sorte de s'assu­
rer, dans ses statuts, que ses membres ne soient pas tenus 
a une quelconque responsabilite personnelle. 
En fait, il y a surtout trois objections qui conduisent a refuser 
cette disposition: l'ambigu"ite du texte, sa rigidite et son im­
previsibilite. 
D'abord, l'ambigu"ite du texte. Dans sa formulation, vous 
constatez que ce droit de sortie ne s'adresse pas a n'im­
porte quel membre, mais a ceux qui n'approuvent pas la 
fusion. On n'a donc pas voulu en faire beneficier tout Je 
monde, mais on n'a pas dit comment doit etre enregistree 
cette desapprobation. On peut partir du principe qu'elle doit 
se manifester au moment Oll la decision est prise. Si ce 
n'etait pas Je cas, tout le monde alors pourrait demissionner, 
ce qui n'est de nouveau pas le but que vise la disposition du 
projet. Si par contre la desapprobation doit etre enregistree 
au moment Oll la decision est prise, le texte ne nous dit pas 
comment cette decision de desapprobation doit etre enregis­
tree. Doit-elle faire l'objet d'un vote nominal, pour que l'on 
sache qui est pour et qui est contre et pour que seulement 
ceux qui se sont nominalement exprimes contre puissent 
sortir de l'association? Ou bien, doit-elle faire simplement 
l'objet d'une declaration de desapprobation au moment Oll la 
decision est prise? Le texte ne nous dit rien de tout c;:a, et 
comme il ne nous dit rien de tout c;:a, il ne peut pas s'imposer 
aux statuts, dont la plupart ne prevoient d'ailleurs pas des 
possibilites de votes nominaux. II y a la une ambigu"ite, 
source d'incertitude dans l'exercice du droit qu'on veut re­
connaitre. 
Deuxieme objection: la rigidite du texte. Le droit de l'associa­
tion a aujourd'hui un aspect plus contractuel que legal. Les 
normes imperatives du Code civil sont tres peu nombreuses. 
On laisse une grande liberte aux associations dans leur or­
ganisation, leur vie et leur contröle. Sans aucun doute, cette 
grande flexibilite est a l'origine de l'intense vie associative 
que connait notre pays. Je ne vois de nouveau pas les rai­
sons pour lesquelles, dans ce domaine particulier de la fu­
sion, on devrait imposer une rigueur qu'on ne retrouve pas 
sur d'autres plans de la vie associative. 
Enfin, darniere objection, l'imprevisibilite qu'introduit cette 
disposition, a la fois sur les effactifs des associations qui fu­
sionnaront, mais aussl sur les consequences financieres da 
la fusion. En vertu de l'articla 73 alinea 2 du Coda civil, on 
sait qua las cotisations doivent ätra rambourseas a la data 
du depart du societaire. 
II ma semblait, Monsieur Schweiger, qua Grasshoppar etait 
desormais une societe anonyme. Elle ne ma samble donc 
pas concernee directemant par la droit de sortia de l'asso­
ciation. Nauchätel Xamax ast aussi devenu una societe ano­
nyme, mais prealablement c'etait une association. En ville 
de Neuchätal, avant Xamax, il y avait deux grands clubs de 
football. II y avait le FC Cantonal et le FC Nauchätel Xamax. 
La via sportive de la ville de Nauchätel a ete animee pan­
dant de nombrauses annees par la necessite ou non da fu­
sionner ces deux clubs de football: la club plutöt bourgeois 
du FC Cantonal et le club un peu moins bourgeois du FC 
Xamax. Las discussions ont ete tres longues. Cala a dure 
jusqu'a ce qua les necessites financieres releguant au sa-
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cond plan l'orgueil de chacun et conduisent a la constitution 
d'une seule association de football en ville de Neuchätel. 
Mais beaucoup de «Cantonaliens», comme on les appelait 
chez nous, sont restes degus par ce choix et ont quitte l'as­
sociation. Si on considere par exemple que ces «Cantona­
liens», je n'ai pas les chiffres de l'epoque, representaient 
environ 3000 personnes qui payaient des cotisations a hau­
teur de 20 francs par mois, finalement le nouveau club aurait 
dü rembourser 120 000 francs a ces 3000 degus parce 
qu'on leur aurait reconnu un droit de sortie. Cela signifie que 
le nouveau club, devant deja assumer une situation finan­
ciere qui, a l'epoque pas plus que maintenant, n'etait pas 
forcement tres florissante, aurait ete pendant deux mois 
dans une totale incertitude a la fois sur son nombre de mem­
bres et sur sa structure financiere et qu'en plus, il aurait dü 
provisionner d'eventuelles restitutions de cotisations. 
Tous ces elements-la rendent a mes yeux tres imprevisible 
l'application de la disposition. Elle serait susceptible d'avoir 
des consequences financieres dans des decisions de fusion 
qui, le plus souvent, en matiere d'associations, visent juste­
ment a apporter un peu de serenite sur le plan de la gestion. 
Des lors, pour l'ensemble de ces raisons, il ne me parait pas 
necessaire d'introduire cette nouvelle disposition dans la vie 
des associations. On peut plutöt en rester simplement au 
droit qua le Code civil actuel reconnait a chaque membre de 
quitter l'association s'il y a transformation du but social et, de 
toute fagon, a l'echeance de l'annee civile ou de la periode 
propre a l'association. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ich kann mich 
kurz fassen; ich habe das Wesentliche bereits gesagt: Im 
Regelfall mag es in der Tat so sein, dass es nicht recht ver­
ständlich ist, warum beispielsweise ein Verein anders be­
handelt wird als vergleichbare Institutionen. Man muss nun 
einfach sehen, dass es Vereine gibt, in denen die persönli­
che Note, die Frage des Persönlichkeitsrechtes, eine grosse 
Rolle spielt. 
Ich habe das Beispiel von Glaubensgemeinschaften er­
wähnt, die in der Regel Vereine sind. Wenn wir uns die 
Frage stellen müssen, ob wir ein vorzeitiges Austrittsrecht 
geben wollen, dann müssen wir an solche denken. Es kann 
sein, dass zwei Glaubensgemeinschaften, sehr ähnliche 
Religionsgemeinschaften, gleich lautende Zweckartikel ha­
ben - sie fördern das religiöse Leben in der und der Art -, 
aber aus irgendwelchen Gründen untereinander völlig zer­
stritten sind. Das Angehören-Müssen, das Zusammen-in-ei­
nem-Verein-sein-Müssen führt für jemanden, für den das 
Ganze richtig emotional nicht stimmt, eben zu Schwierigkei­
ten. Auch der Umstand, dass man in einem Verein, den man 
nicht mehr unterstützt, Mitgliedbeiträge bezahlen muss, ist 
etwas, das es unseres Erachtens rechtfertigt, eine frühere 
Rücktrittsmöglichkeit zu geben. 
Selbstverständlich ist es so, dass im bestehenden Recht 
schon eine sofortige Rücktrittsmöglichkeit besteht, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. Der Unterschied ist aber der, 
dass man nach dem Fusionsgesetz zurücktreten kann, ohne 
dies begründen zu müssen, ohne einen wichtigen Grund 
nachweisen zu müssen. Man hat also keine Begründungs­
pflicht; ein Rücktritt Ist in diesem Sinne auch nicht mehr justi­
ziabel, während es nach der Regel des ZGB eines zusätzli­
chen Elementes, einer zusätzlichen Begründung bedarf, was 
bereits einer Erschwerung gleichkommt. 
Darum glauben wir, dass diesem Persönlichkeitselement in 
diesem Punkt eine grössere Gewichtung einzuräumen ist. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat erachtet es im 
Sinne der Rechtsklarheit und im Interesse der Betroffenen 
als sinnvoll, im Gesetz sowohl die Möglichkeit eines Austritts 
bei Fusionen als auch dessen Modalitäten klarzustellen. Da­
mit lassen sich Rechtsstreitereien mit ungewissem Ausgang 
verhindern. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Mehrheit Ihrer Kom­
mission zu folgen. 
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Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 19 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 5 Stimmen 

Art. 20-22 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 23 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ich muss nur 
eine kurze Bemerkung machen, die später von Belang sein 
könnte: Ich muss präzisierend festhalten, dass gemäss die­
ser Bestimmung nur Mutter und Tochter einerseits und 
Schwestern andererseits miteinander fusionieren können. 
Eine erleichterte Fusion von Grossmutter und Enkelin sowie 
von Cousinen ist nicht möglich. In dieser Bestimmung ist 
also auf den direkten und nicht auf den indirekten Besitz von 
Beteiligungen abzustellen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 25, 26 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ich weise Sie 
bezüglich dieser beiden Artikel nur darauf hin, dass in die­
sem Zusammenhang der Schutz der Gläubiger geregelt ist. 
Dieser Schutz ist zweifach vorhanden: 
1. Er ist gewährleistet durch die nachträgliche Sicherstellung 
oder die Bezahlung ausstehender Forderungen, sofern nicht 
ausdrücklich festgestellt wird, dass das freie Vermögen der 
beteiligten Gesellschaften zu deren Bezahlung ausreicht. 
2. Er ist gewährleistet durch die persönliche Haftung der Ge­
sellschafterinnen und Gesellschafter der übertragenden Ge­
sellschaft, selbstverständlich unter der Voraussetzung, dass 
sie schon vorher gehaftet haben. 
Eine Sonderregelung besteht bei der Sanierungsfusion. Der 
entscheidende Unterschied dabei ist, dass bei der Sanie­
rungsfusion das ausreichende Vorhandensein von genü­
gend freiem Vermögen nicht nachträglich, sondern schon 
vor dem Fusionsbeschluss formell festgestellt sein muss. 

Angenommen - Adopte 

Art. 27, 28 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: In diesen Arti­
keln wird der Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer geregelt. Ich erwähne die Elemente und die Institute, 
die dafür vorgesehen sind: 
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1. Bei Fusionen gehen die Arbeitsverhältnisse auf die über­
nehmende Gesellschaft über. 
2. Auch die Arbeitnehmer können wie die Gläubiger die Si­
cherstellung ihrer Forderungen verlangen, und der Arbeitge­
ber ist berechtigt, sie vorgängig zu bezahlen. 
3. Der Arbeitgeber hat eine Konsultationsverpflichtung der 
Arbeitnehmervertretung gegenüber, und zwar vor der Be­
schlussfassung über die Fusion; dies nach Massgabe von 
Artikel 333a OR. 
4. Eine weitere Bestimmung regelt, dass die Auswirkungen 
einer Fusion sowie eines allfälligen Sozialplans im Fusions­
bericht erwähnt werden müssen. 
Ich muss nun allerdings erwähnen - Herr Studer hat schon 
darauf hingewiesen -, dass in der überwiegenden Zahl der 
Fälle, nämlich bei allen Fusionen von KMU, auf einen Fusi­
onsbericht verzichtet werden kann. Wird ein solcher Verzicht 
durch alle Gesellschafter beschlossen, umfasst die Konsul­
tationspflicht der Arbeitnehmervertretung das, was in Arti­
kel 333a OR geregelt ist. Weiter gehende Rechte bezüglich 
Konsultation schafft das Fusionsgesetz in diesem Fall nicht. 
Werden die Konsultationsverpflichtungen der Arbeitgeber­
seite gegenüber den Arbeitnehmervertretungen nicht ein­
gehalten, besteht die Sanktionsmöglichkeit darin, dass die 
Arbeitnehmervertretung die Eintragung der Fusion im Han­
delsregister gerichtlich untersagen lassen kann. 

Angenommen - Adopte 

Art. 29-31 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Einige einlei­
tende Ausführungen zur Spaltung: Eine Spaltung liegt dann 
vor, wenn eine Gesellschaft einen Teil oder mehrere Teile ih­
res Vermögens auf andere Gesellschaften überträgt und die 
Gesellschafter der übertragenden Gesellschaft Anteil- oder 
Mitgliedschaftsrechte erhalten. Es sind verschiedene Spal­
tungsformen vorgesehen, nämlich: 
1. Die Aufspaltung. Das ist somit jene Situation, in der sich 
die sich spaltende Gesellschaft auflöst. 
2. Die Abspaltung. Die sich spaltende Gesellschaft besteht 
zwar weiterhin, ein Teil des Vermögens geht jedoch auf eine 
andere Gesellschaft über. 
Die Übertragung des Vermögens kann auf bereits beste­
hende oder auf neu gegründete Rechtsträger erfolgen. Er­
folgt sie auf einen bestehenden Rechtsträger, liegt eine Art 
Teilfusion vor, die man funktional auch als Spaltungsfusion 
bezeichnen könnte. 
Die Anteils- und Mitgliedschaftsrechte an der übernehmen­
den Gesellschaft können den Gesellschaftern der übertra­
genden Gesellschaft symmetrisch oder asymmetrisch zu­
gewiesen werden. Was damit gemeint ist, erkläre ich am 
besten anhand eines allerdings sehr einfachen Beispiels: 
Müller und Meier sind zu je 50 Prozent Eigentümer einer AG, 
welche eine Schreinerei betreibt. Diese Schreinerei hat zwei 
gleich grosse Geschäftsbetriebe, die Möbelherstellung und 
die Bauschreinerei. Man beschliesst nun, die AG zu spalten 
und den Möbelherstellungsbereich in eine neue AG einzu­
bringen. Möglich ist nun, dass Müller und Meier an der ver­
bleibenden Gesellschaft wie auch an der neuen Möbel­
herstellungs-AG zu je 50 Prozent beteiligt bleiben. Ist dies 
nicht der Fall, liegt eine asymmetrische Abspaltung vor. 
Denkbar ist nämlich, dass Meier zu 100 Prozent Anteils­
eigner der alten Bauschreinerei AG bleibt und Müller zu 
100 Prozent Anteilseigner der neuen Möbelherstellungs-AG 
wird. 
Das bzw. die Teilvermögen gehen mit dem Handelsregister­
eintrag der Spaltung auf die übernehmende Gesellschaft 
bzw. auf die übernehmenden Gesellschafter über. Gehören 
zu diesem Teilvermögen auch Grundstücke, liegt gleichwohl 
der Fall einer Universalsukzession vor, wonach auch Grund-
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stücke zum Zeitpunkt des Handelsregistereintrages überge­
hen. Das hat zur Folge, dass deswegen für eine gewisse 
Übergangszeit das Grundbuch unrichtig wird. Weil dem so 
ist, trifft die Organe der spaltenden Gesellschaft die Ver­
pflichtung, das Grundbuchamt möglichst bald, spätestens 
aber innert dreier Monate zu benachrichtigen und den ent­
sprechenden Eintrag so zu bereinigen. 
Wichtig zu wissen ist ebenfalls, dass Spaltungen nur für Ka­
pitalgesellschaften, also für AG, Kommandit-AG, GmbH und 
zudem noch für Genossenschaften möglich sind, wobei die 
übernehmende Gesellschaft innerhalb dieses Rahmens 
durchaus eine andere Rechtsform als die übertragende Ge­
sellschaft haben kann. So kann eine AG beispielsweise in 
eine GmbH und eine Genossenschaft aufgespalten werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 32-34 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 35 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Die Erstellung der Zwischenbilanz erfolgt gemäss den Vor­
schriften und Grundsätzen für den Jahresabschluss unter 
Vorbehalt folgender Vorschriften: 
a. eine körperliche Bestandesaufnahme ist nicht notwendig; 
b. die in der letzten Bilanz vorgenommenen Bewertungen 
brauchen nur nach Massgabe der Bewegungen in den 
Geschäftsbüchern verändert zu werden. Abschreibungen, 
Wertberichtigungen und Rückstellungen für die Zwischen­
zeit sowie wesentliche, aus den Büchern nicht ersichtliche 
Veränderungen der Werte müssen jedoch berücksichtigt 
werden. 

Art. 35 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
l..'.etablissement du bilan intermediaire est regi par les dispo­
sitions et les principes relatifs aux comptes annuels. Les dis­
positions suivantes demeurent reservees: 
a. il n'est pas necessaire de proceder a un nouvel inventaire 
reel; 
b. les evaluations figurant au dernier bilan ne sont modifiees 
qu'en fonction des mouvements d'ecriture. Les amortisse­
ments, les corrections de valeur et les provisions interimai­
res ainsi que les changements importants de la valeur 
n'apparaissant pas dans las ecritures dolvent cependant 
ätre pris en consideration. 

Schwelger Rolf {R, ZG), für die Kommission: Für die Zwi­
schenbilanz werden die gleichen Erleichterungen vorge­
schlagen, wie dies bei der Fusion der Fall ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 36 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
.... (Art. 43). Die Übertragung von Grundstücken im Rahmen 
einer Spaltung bedarf Jedoch der öffentlichen Beurkundung. 
Eine einzige öffentliche Urkunde genügt auch dann, wenn 
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Grundstücke in verschiedenen Kantonen liegen. Die Ur­
kunde muss durch eine Urkundsperson am Sitz der übertra­
genden Gesellschaft errichtet werden. 

Minderheit 
(Dettling, Marty Dick, Schweiger, Slongo, Reimann, Wenger) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 36 
Proposition de la commission 
Majorite 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
.... (art. 43). Le transfert d'immeubles dans le cadre d'une 
scission doit cependant revetir la forme authentique. Un acte 
authentique unique suffit, meme lorsque les immeubles sont 
situes dans differents cantons. L:acte authentique est etabli 
par un officier public au siege de la societe transferante. 

Minorite 
(Dettling, Marty Dick, Schweiger, Slongo, Reimann, Wenger) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Es ist unbestrit­
ten, dass für den Spaltungsvertrag als solchen die schriftli­
che Form genügt. Mehrheitlich ist Ihre Kommission für 
Rechtsfragen jedoch der Auffassung, dass hiervon dann 
eine Ausnahme zu machen ist, wenn im Rahmen einer Spal­
tung auch Grundstücke übertragen werden. Diesfalls soll, 
gleichsam als Feststellung dessen, was bezüglich Grund­
stücke im Hauptvertrag geschieht, eine öffentliche Urkunde 
erstellt werden. Dabei ist nicht die Meinung, dass der ge­
samte Spaltungsvertrag öffentlich zu beurkunden ist, und es 
ist nicht die Meinung, dass der Grundstücksvertrag für die 
Grundstücksübertragung konstitutive Wirkung hat. 
Es genügt also, wenn über die Grundstücksübertragung 
eine allenfalls separate Urkunde ausgefertigt wird, die ei­
gentliche Handänderung aber schon im normalen Spal­
tungsvertrag erfolgt. Werden nun bei einer Spaltung meh­
rere Grundstücke in verschiedenen Kantonen übertragen, 
genügt eine Urkunde, welche durch einen Notar am Sitz der 
übertragenden Gesellschaft zu erstellen ist. Zuhanden der 
Materialien sei festgehalten, dass dann, wenn ein Kanton 
mehrere Notariatskreise aufweist, ein Notar in demjenigen 
Notariatskreis für die öffentliche Beurkundung zuständig ist, 
in welchem der Sitz der übertragenden Gesellschaft liegt. 
Aspekte der Sicherheit des grundbuchlichen Rechtsverkehrs 
sind Grund dafür, dass Ihre Kommission für Rechtsfragen 
die öffentliche Beurkundung für Grundstücksübertragungen 
vorsieht. Ich habe bereits früher erwähnt, dass bei einer 
Spaltung Grundstücksübertragungen auch dann, wenn ein 
separater Vertrag gemacht werden müsste, schon vor dem 
Grundbucheintrag, nämlich beim Eintrag der Spaltung ins 
Handelsregister, wirksam werden, weil die Spaltung eine 
Universalsukzession zur Folge hat. Weil dies aus dem 
Grundbuch aber nicht ersichtlich ist, könnten Doppelverfü­
gungen ergehen. Damit nun umgehend und In formell richti­
ger Art und Weise eine Bereinigung des Grundbuches 
erfolgen kann, ist es die Meinung der Kommissionsmehrheit, 
dass hiefür ein Fachmann, eben ein Notar, zugezogen wer­
den soll. 

Dettllng Toni (R, SZ): Wie bereits der Berichterstatter aus­
geführt hat, bilden die Minderheitsanträge zu den Arti­
keln 36, 70 und 103 ein Alternativkonzept zum Antrag der 
Kommissionsmehrheit. Es ist daher zweckmässig, alle drei 
Minderheitsanträge als Einheit zu behandeln und gleich 
auch zu begründen. 
Wie Sie aus der Fahne ersehen, übernimmt die von mir an­
geführte Minderheit das Konzept des Bundesrates, während 
die Kommissionsmehrheit ein anderes Konzept unterbreitet. 
Um was geht es? Es stehen hier zwei unterschiedliche Kon­
zepte für die Beurkundung von Grundstücksübertragungen 
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im Rahmen von Spaltungen bzw. von Vermögensübertra­
gungen zur Diskussion. Weil in diesen Fällen der überneh­
mende Rechtsträger - vor allem zwecks Verhinderung von 
möglichen unrechtmässigen dinglichen Verfügungen des al­
ten Rechtsträgers - umgehend handeln muss, sieht der 
Bundesrat in Artikel 103 der gemeinsamen Verfahrensvor­
schriften ein einfaches Verfahrenskonzept vor. 
In diesen Fällen sowie im Spezialfall von Artikel 103 Ab­
satz 2 Buchstabe a genügt eine einzige öffentliche Urkun­
de - die von jedem Schweizer Notar an einem beliebigen 
Ort, vorzugsweise natürlich von dem beratenden Notar bzw. 
Anwalt der umstrukturierenden Firma, erstellt werden kann -
sowohl als Ausweis für die Eigentumsübertragung der be­
treffenden Grundstücke wie auch zur Anmeldung für das 
Grundbuch. Mit diesem einfachen Verfahren entspricht das 
bundesrätliche Konzept exakt dem Grundkonzept des Fu­
sionsgesetzes. Dieses will ja bei allen vier Umstrukturie­
rungsinstitutionen unter anderem auch ein Optimum an 
Verfahrensökonomie erreichen, d. h. also eine rasche, kos­
tengünstige und unkomplizierte Verfahrensabwicklung, wo­
bei das Prinzip «alles in einem Akt» eine zentrale Rolle 
spielt. So gesehen überzeugt das Konzept des Bundesrates, 
welches ich Ihnen dringend zur Annahme empfehle. 
Demgegenüber will eine knappe Kommissionsmehrheit bei 
Grundstücksübertragungen im Rahmen von Spaltungen und 
Vermögensübertragungen die öffentliche Beurkundung 
durch den oder die zuständigen Beurkundungsbeamten 
oder Notare vorschreiben. 
Nach dem nunmehr bereinigten Antrag der Kommission ge­
nügt zwar für die Übertragung sämtlicher Grundstücke eine 
einzige öffentliche Urkunde, welche am Sitz der übertragen­
den Gesellschaft zu erstellen ist. Als Grund für diese öffentli­
che Beurkundung wird im Wesentlichen die Rechtssicherheit 
im Grundstücksverkehr ins Feld geführt. In Wirklichkeit geht 
es aber, mit Verlaub, schon eher um die Erhaltung des Beur­
kundungsmonopols vor Ort. Dies ist umso mehr der Fall, als 
die Rechtssicherheit durch den Antrag der Kommissions­
mehrheit kaum wesentlich erhöht wird, zumal ja der zustän­
dige Beurkundungsbeamte oder Notar am Sitz der übertra­
genden Gesellschaft für die Beurkundung von Grundstücks­
übertragungen in allen andern Kantonen ebenfalls zuständig 
sein soll. In der Tat wird damit lediglich ein mehr oder weni­
ger kostspieliges Beurkundungsverfahren am Standort der 
übertragenden Gesellschaft verankert. 
Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass wir etwa im Falle 
von Grundstücksübertragungen im Rahmen von Erbteilun­
gen auf die Mitwirkung einer Urkundsperson ganz verzich­
ten, ohne dass sich hier in der Praxis nennenswerte Schwie­
rigkeiten ergeben, ebenso bei den ausserbuchlichen Eigen­
tumsübertragungen von Gesetzes wegen, etwa im Fall von 
Scheidungsurteilen oder bei Zwangsvollstreckungen. Ne­
benbei bemerkt wird mit dem System der Kommissions­
mehrheit in die Beurkundungskompetenz der Kantone ein­
gegriffen, indem zuständigen Beurkundungsbeamten oder 
Notaren am Sitz der übertragenden Gesellschaft die Kompe­
tenz für die Beurkundung der Grundstücksübertragung in 
anderen Kantonen zugesprochen wird. Sie sehen also, dass 
das Konzept des Bundesrates vom Standpunkt der Rechts­
sicherheit her hinreichend, kohärent, kostengünstig und -
das ist im Rahmen der vorliegenden Gesetzgebung von be­
sonderer Bedeutung - verfahrensoptimal ist. 
Ich bitte Sie daher, dem Minderheitsantrag zuzustimmen, 
der dem Konzept des Bundesrates folgt. 

Studer Jean (S, NE): Je vais declarer mes interäts: je suis 
avocat et non pas notaire. Je suis en faveur de la proposition 
de Ja majorite de la commission a l'article 36 mäme si, 
comme avocat, 9a me ferait plaisir parfois de vendre des im­
meubles. 
Si je suis favorable a la proposition de la majorite, c'est en 
raison de l'inegalite qui est inscrite dans la proposition de Ja 
minorite de la commlssion. La regle de base dans notre pays 
est que la vente d'un immeuble fait l'objet d'un acta authenti­
que. Cette regle de base beneficierait d'une exception lors­
que la partie qul vend est une soch~te commerciale. Par 
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contre, le prive qui vendrait son immeuble a un autre prive 
devrait toujours passer par un notaire. 
Ainsi, si vous avez une societe immobiliere ou une societe 
commerciale dont l'activite consiste uniquement en la vente 
de biens immobiliers, cette societe commerciale pourrait 
sans autre proposer un contrat ecrit sans passer par un no­
taire a la personne privee qui souhaiterait acheter un appar­
tement, alors que la personne qui vient d'acheter son 
appartement et qui voudrait le vendre a une autre personne 
privee devrait passer par un notaire. 
Je ne vois pas vraiment, malgre les discussions que nous 
avons eues en commission, les raisons pour lesquelles on 
devrait traiter differemment la meme operation seien que la 
personne qui vend est une societe commerciale ou une per­
sonne privee, en tout cas pas a l'egard du but recherche par 
l'acte authentique, qui est d'assurer la regularite de l'opera­
tion et sa securite. 

Epiney Simon (C, VS): Au niveau des interets, j'ai de la 
chance par rapport a M. Studer, car je suis a la fois avocat et 
notaire, ce qui me permet d'etre beaucoup plus libre dans 
l'appreciation de cette matiere. 
Ensuite, j'aimerais dire que ce que nous allons decider a 
l'article 36 n'a pas tout a fait la meme portee de ce que nous 
deciderons a l'article 70 ainsi qu'a l'article 103, meme si le 
concept que nous adopterions a l'article 36 pourrait etre va­
lable aux articles 70 et 103. Ces derniers articles concernent 
en effet des situations qui sont a notre avis differentes. 
La minorite Dettling voudrait donc autoriser tout transfert de 
propriete immobiliere sous la simple forme ecrite. Ce nou­
veau concept, qui est aujourd'hui introduit par la bande dans 
le cadre du projet de loi sur la fusion, n'est pas acceptable 
pour la majorite de la commission pour les raisons suivan­
tes: 
1. Comme vous l'avez entendu tout a l'heure, ce concept 
viele le principe de la forme authentique qui est applicable 
en cas de tout transfert d'immeuble, soit dans le Code des 
obligations, soit dans le Code civil, avec une ou deux excep­
tions en matiere successorale. En effet, seien l'article 657 du 
Code civil, tout transfert de propriete immobiliere necessite 
la forme authentique, et notamment lorsqu'il s'agit de vente 
ou de donation d'immeuble. 
2. Ce concept viele le principe de l'egalite de traitement. Je 
partage pleinement ce qui a ete dit par M. Studer: il est cho­
quant, notamment lorsque vous evoquez des societes im­
mobilieres, que celles-ci puissent se dessaisir d'une partie 
du patrimoine immobilier simplement sous la forme ecrite 
alors que les prives, eux, doivent passer par la forme 
authentique. C'est d'autant plus choquant si vous vous trou­
vez en presence d'une societe immobiliere tres importante 
qui peut abuser de sa situation de force dans une transac­
tion. 
3. Ce concept va a l'encontre precisement de la securite du 
droit dont nous avons dit qu'il etait l'element essential qui 
nous faisait adopter cette loi sur la fusion. En cas de fusion, 
de grands interets sont en jeu, fusion au sens large bien sür. 
Le risque qua le plus fort ecrase le plus faible est evident, et 
an particulier l'associe minoritaire. De plus, les creanciers 
rlsquent de perdre une partie du substrat de la societe trans­
ferante, malgre le delai de protection qui a ete porte de deux 
a trois ans. 
Et c'est ici le lieu de rappeler pourquoi le legislateur a retenu 
dans notre ordre juridique la forme authentlque. 11 l'a retenue 
pour trois raisons essentielles: il s'agit, premierement, de 
proteger les parties contre des decisions irreflechies par un 
devoir d'information qui est impose a l'officier public. Une 
procedure qui serait simplifiee a !'extreme va a l'encontre de 
la securite du droit. 
Deuxiemement, il s'agit de promouvoir la securite du droit au 
niveau des exigences formelles. Lorsqu'un acta est signe, il 
faut produire toute une serie de documents. En particulier, 
on exige une precision particuliere dans la formulatlon de la 
volonte des parties. 
Troisiemement, il convient de disposer d'une base süre pour 
pouvoir proceder aux inscriptions dans las registres publics. 
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Un transfert d'immeuble necessite une preparation, un 
assemblage de documents. Pour pouvoir inscrire un acte 
notarie ou une convention ecrite au registre foncier, des do­
cuments cadastraux, des extraits de protocoles sont neces­
saires. II convient de proceder aux verifications d'identite, a 
l'examen des procurations. Parfois, on doit requerir des 
autorisations, par exemple dans le domaine de la lex Fried­
rich. Si on doit transferer des immeubles qui sont en partie 
en zone a bätir, en partie en zone agricole, le notaire doit 
regler tout le probleme des servitudes et des hypotheques. 
Parfois, ii doit repartir des hypotheques entre la zone a bätir 
et la zone agricole, voire diviser les hypotheques entre les 
immeubles. II doit obtenir egalement des autorisations fisca­
les et verifier qu'il n'existe pas de risque d'hypotheques le­
gales entre la societe transferante et la societe qui reprend 
les immeubles. 
Bref, il existe toute une serie d'operations qui font que c'est 
extremement dangereux de ne pas avoir la securite du droit 
a travers un acte authentique. D'ailleurs, c'est tellement vrai 
que lorsque vous lisez le projet, vous constatez une certaine 
confusion ou un amalgame entre differentes operations qui 
necessitent la forme authentique et d'autres qui necessitent 
seulement la forme ecrite, parce que precisement les ex­
perts ont trouve qu'il etait dangereux de ne pas recourir a la 
forme authentique dans toute une serie d'operations. Cer­
tes, a l'article 36 dont nous discutons maintenant, on peut di­
verger d'opinion et admettre cas echeant que la forme ecrite 
pourrait suffire, comme on l'a accepte pour la fusion. 
Par contre, ce qui est dit maintenant est surtout valable pour 
l'article 70 et l'article 103. A cet article, le projet prevoit l'in­
tervention d'un notaire, en fin d'operation, pour preparer les 
documents a l'intention du registre foncier. C'est une preuve 
que les operations prealables n'offrent pas la securite juridi­
que suffisante. A l'article 103, la presence d'un officier public 
pour inscrire un transfert immobilier au registre foncier se 
justifie, parce qu'il y a un risque que le simple contrat de 
base ecrit soit insuffisant. II est des lors plus sage qu'un offi­
cier public intervienne pour ce qui concerne la partie immo­
biliere des le depart, et non pas en fin de parcours pour 
corriger les eventuelles erreurs et maladresses ou pour cor­
riger tout simplement des inexactitudes. 
II en va de l'interet de la securite juridique, de la transpa­
rence aussi par rapport au prix, par rapport aux emoluments 
qui sont encaisses par les cantons. A force de simplifier la 
procedure, on risque, je le crains, dans la pratique, par aug­
menter la confusion. Je rappelle, par exemple, que dans cer­
tains cantons, Jes offices du registre du commerce accusent 
plusieurs mois de retard. Alors, comment voulez-vous tra­
vailler avec ces offices du registre du commerce qui ont six, 
huit ou neuf mois de retard, si vous n'avez pas au moins la 
securite juridique au niveau immobilier, a travers le registre 
foncier? 
Lorsqu'on dit, par exemple, a l'article 103 alinea 1 er, que, 
dans les trois mois qui suivent, le contrat ecrit doit etre pre­
sente au registre foncier, on se berce d'illusions parce que, 
dans la pratique, ii est impossible d'inscrire dans les trois 
mois un contrat important de scission ou de transformation 
de societe. II suffit d'imaginer simplement las problemes 
d'autorisations bancalres de recherche au registre foncier. 
Pour ces raisons, nous sommes convaincus qua ce qui a ete 
choisi initialement dans le projet du Conseil federal n'est pas 
la bonne solution pour garantir la securite du droit et, an par­
ticulier, qua c'est une erreur de modifier ce qu'on appelle 
l'effet constitutif au registre foncier, c'est-a-dire qu'on est 
proprietaire d'un immeuble seulement a partir du moment ou 
on est inscrit au registre foncier. C'est cela qui donne une 
garantie pour l'acquereur. En effet, si vous avez une societe 
transferante qui cede par contrat de droit prive toute une se­
rie d'immeubles a une autre societe, cette operatlon-la n'est 
inscrite au registre foncier qua plusieurs mois apres. Or, s'il y 
a un changement de conseil d'admlnistration de la societe 
transferante dans l'intervalle et qua cette soclete-la vend a 
un tiers une partie des immeubles qui faisait deja partie du 
contrat de base, le tiers acquereur est protege par la foi pu­
blique qui est rattachee au registre foncier. II y a donc la. un 
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risque de modifier ce qui fonctionne bien dans notre pays et 
ce qui fonctionne bien egalement au sein de l'Union euro­
peenne. 
C'est pour ces raisons que je vous invite a suivre la proposi­
tion de la majorite de la commission. 

David Eugen (C, SG): Herr Epiney hat es schon angetönt: 
Ich bitte Sie, in dieser Frage zu differenzieren, und zwar zwi­
schen dem Fall der Spaltung und dem Fall der Vermögens­
übertragung. 
Die Fusionen, Umstrukturierungen und Spaltungen betref­
fend haben wir jetzt immer darüber diskutiert, dass wir keine 
unnötigen administrativen Lasten und natürlich auch keine 
unnötigen Steuern anfallen lassen wollen. Hier geht es nicht 
um Steuern, sondern um Gebühren. Ich finde, wir müssen 
die Verfahren so regeln, dass keine unnötigen Gebühren 
anfallen. Wir wissen: Wenn wir öffentliche Beurkundungen 
machen, fallen Gebühren an. Was Herr Epiney bzw. die 
Mehrheit bei Artikel 36 vorschlagen, bedeutet schlicht und 
einfach, dass man zwei Mal eine Beurkundungsgebühr be­
zahlen muss; damit bin ich nicht einverstanden. Es genügt 
eine öffentliche Urkunde zum Spaltungsbeschluss. Danach 
haben wir noch die Feststellungsverfügung, die meiner Mei­
nung nach - das sage ich ganz klar - nur noch ein Vollzugs­
akt ist. Das ist nicht mehr gebührenpflichtig. Der Antrag der 
Mehrheit geht aber dahin, dass wir neben de.!TI Spaltungsbe­
schluss bei der Spaltung nochmals eine Ubertragungsur­
kunde brauchen. Damit wird zwei Mal eine Gebühr bezogen. 
Wie es heute üblich ist, gibt es auf den Verkehrswert einen 
Prozentsatz an Gebühren, der in der Regel vom Promille­
bis in den Prozentbereich oder darüber hinaus reicht. Diese 
Gebühr ist also happig, sie liegt in einem ähnlichen Bereich 
wie die Handänderungssteuer. 
Ich möchte Ihnen empfehlen, bei Artikel 36 Absatz 3 bei der 
Lösung des Bundesrates zu bleiben, d. h., der Minderheit 
zuzustimmen. 
Bei Artikel 70, in dem es um die Vermögensübertragung 
geht, kann man es anders anschauen. Dort haben wir keine 
öffentliche Urkunde, wir haben nur den schriftlichen Vertrag. 
Dort möchte Herr Epiney die andere Lösung, die er mit der 
öffentlichen Beurkundung der Übertragung vorschlägt. Das 
ist ein Akt, mit dem ich leben kann; das ist für mich kein Pro­
blem. Hier hingegen, beim Akt der Spaltung, der übrigens 
auch der viel häufigere Vorgang ist - das andere kennen wir 
heute noch nicht, vielleicht wird das dann auch häufig ge­
schehen -, finde ich, sollten wir aus Kostengründen unbe­
dingt davon absehen, zwei Mal per Gesetz eine Gebühr zu 
verlangen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Es geht hier um eine Gesamt­
konzeption der Artikel 36 Absatz 3, Artikel 70 und Artikel 103 
Absatz 3. Bei Artikel 36 Absatz 3 geht es um die Modalitäten 
der Übertragung von Grundstücken im Rahmen einer Spal­
tung,._ Die gleiche Frage stellt sich aber auch in Artikel 70 für 
die Ubertragung von Grundstücken mittels der Vermögens­
übertragung. Die Regelung steht weiter in Zusammenhang 
mit Artikel 103 Absatz 3 gemäss Entwurf des Bundesrates, 
wo die Anmeldung beim Grundbuchamt geregelt wird. 
Sowohl die Spaltung wie auch die Vermögensübertragung 
stellen neue Möglichkeiten gesellschaftsrechtlicher Restruk­
turierungen dar, die in ihrer Funktion der Fusion verwandt 
sind. Wie dies für die Fusion seit jeher selbstverständlich ist, 
muss auch für die Spaltung und für die Vermögensübertra­
gung ein Rechtsübergang uno actu, das heisst auf dem Weg 
einer Art partiellen Universalsukzession, vorgenommen wer­
den. Das heisst, sämtliche Aktiven und Passiven müssen 
zum gleichen Zeitpunkt übergehen, und das bedeutet, dass 
der Eigentumsübergang von Grundstücken nicht durch den 
zeitlich unterschiedlichen und zum Teil verzögerten Grund­
bucheintrag in allenfalls verschiedenen Kantonen erfolgen 
darf. 
Nur mit einem Rechtsübergang uno actu, also In einem ein­
zigen Rechtsakt, können diese neuen Instrumente ihre Auf­
gaben erfüllen. Gerade die Spaltung und die Vermögens­
übertragung bringen für die Wirtschaft dringend benötigte 

neue Restrukturierungsmöglichkeiten. Dieser Rechtsüber­
gang uno actu bewirkt aber zwingend einen ausserbuchli­
chen Rechtsübergang an Grundstücken, das heisst: Das 
Grundeigentum geht nicht erst durch den Grundbucheintrag 
über, sondern durch den Handelsregistereintrag. 
Ich verstehe sehr gut, wenn die Tatsache eines ausserbuch­
lichen Eigentumsübergangs Befürchtungen bezüglich einer 
Gefährdung der Verlässlichkeit des Grundbuches auslöst. 
Genau besehen sind ausserbuchliche Erwerbe in der Praxis 
aber keineswegs selten. Ich weise zum Beispiel auf den 
Erwerb durch Erbgang, durch Fusion oder durch Zuschlag 
im Zwangsvollstreckungsverfahren hin. Mit der Spaltung und 
der Vermögensübertragung entstehen zwei zusätzliche 
Fälle, die demjenigen der Fusion vergleichbar sind. In fast 
allen Ländern Europas steht die Möglichkeit der Spaltung 
schon seit langem zur Verfügung, ohne dass dies unseres 
Wissens zu Problemen mit dem Grundbuch geführt hätte. 
Dennoch nehme ich, wie Sie, die Sorge um die Rechtssi­
cherheit und insbesondere um die Verlässlichkeit des 
Grundbuches sehr ernst. Der Entwurf des Bundesrates und 
der Antrag der Mehrheit der vorberatenden Kommission un­
terscheiden sich lediglich darin, dass zwei verschiedene 
Konzepte zur Gewährleistung der Rechtssicherheit vorge­
schlagen werden. Der Unterschied zwischen beiden Syste­
men ist also viel kleiner, als dies auf den ersten Blick 
erscheinen mag. Beide Modelle beruhen auf einem Rechts­
übergang uno acto mit der Eintragung im Handelsregister. 
Wie ich bereits gesagt habe, ist dies für die Spaltung und die 
Vermögensübertragung im selben Masse unabdingbar wie 
für die Fusion. 
Artikel 103 Absatz 2 stellt die Zuverlässigkeit des Grundbu­
ches dadurch sicher, dass bei der Abspaltung und bei der 
Vermögensübertragung ein Eigentumsübergang umgehend 
dem Grundbuchamt angemeldet werden muss. Auch hier 
unterscheiden sich die beiden Konzepte nicht. Sowohl nach 
dem Modell der Mehrheit der vorberatenden Kommission 
wie auch nach dem Entwurf des Bundesrates muss die Ein­
tragung im Grundbuch auf einer öffentlichen Urkunde beru­
hen; auch hier besteht kein Unterschied. 
Der einzige Unterschied besteht in der Frage, wann die öf­
fentliche Beurkundung erfolgen soll. Die Kommissionsmehr­
heit will, dass die öffentliche Urkunde im Rahmen des Spal­
tungsvertrages oder des Vertrages zur Vermögensübertra­
gung erstellt werden muss. Demgegenüber verlangt der 
Entwurf des Bundesrates eine Feststellungsurkunde, die un­
mittelbar im Anschluss an die Eintragung im Handelsregister 
erstellt wird. 
Warum hat der Bundesrat diese Lösung getroffen? Der 
Grund liegt darin, dass mit einer so genannten Feststel­
lungsurkunde Grundstücke in der gesamten Schweiz erfasst 
werden können, während bei der Verurkundung eines Ver­
trages die Zuständigkeit der Urkundsperson am Standort der 
Sache zu beachten ist. 
Dies würde bedeuten, dass im Rahmen einer Spaltung oder 
Vermögensübertragung zahlreiche öffentliche Urkunden er­
stellt werden müssten, falls mehrere Grundstücke in ver­
schiedenen Kantonen und Grundbuchkreisen lägen. Aber 
auch hier sind sich die Kommissionsmehrheit und der Bun­
desrat einig: Im Interesse der schweizerischen Wirtschaft 
muss unbedingt vermieden werden, dass für eine einzige 
Restrukturierung eine Vielzahl von öffentlichen Urkunden er­
forderlich ist. Der Antrag der Kommissionsmehrheit stellt 
dies in Artikel 36 und In Artikel 70 explizit sicher. Demgegen­
über ergibt sich dies im Entwurf des Bundesrates aus dem 
Erfordernis einer Feststellungsurkunde. 
Mit der ausdrücklichen Regelung in den Artikeln 36 und 70 
muss die vorgesehene Lösung der Kommissionsmehrheit je­
doch in das Beurkundungsrecht der Kantone eingreifen, und 
da liegt eigentlich das Problem. Demgegenüber weist die 
Lösung gemäss Entwurf des Bundesrates den Vorzug auf, 
dass sie weitestgehend zum gleichen Resultat gelangt, ohne 
dass In das Beurkundungsrecht der Kantone eingegriffen 
werden müsste. Herr Studer hat geltend gemacht, dass bei 
den Veräusserungen von Immobilien die Gesellschaften ge­
genüber Privaten privilegiert würden, weil sie keine öffentli-
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ehe Beurkundung brauchen würden. Das trifft eben gerade 
nicht ganz zu, denn nach Artikel 103 muss der Eintragung 
im Grundbuch in jedem Fall eine öffentliche Urkunde zu­
grunde gelegt werden, die Feststellungsurkunde, wie sie in 
Artikel 103 erwähnt ist. 
Ich empfehle Ihnen daher, in Artikel 36 Absatz 3, in Arti­
kel 70 Absatz 2 und in Artikel 103 Absatz 3 beim Konzept 
des Bundesrates zu bleiben, wie dies die Kommissionsmin­
derheit beantragt. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 20 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 17 Stimmen 

Art. 37 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Probleme stel­
len sich bezüglich des Detaillierungsgrades des Inventars. 
Aus dem Umstand, dass nur Grundstücke, Wertpapiere und 
immaterielle Werte einzeln aufzuführen sind, ergibt sich, 
dass für andere Vermögenswerte Sammelposten möglich 
sind. Aber auch solche Sammelposten müssen die zu über­
nehmenden Vermögenswerte klar umschreiben. Was das 
genau heisst, kann nicht auf abstrakter Ebene umschrieben 
werden. Es wird den Parteien obliegen, den erforderlichen 
Detaillierungsgrad zu bestimmen. Sie tragen das Risiko und 
haben ein Interesse an einer hinreichend detaillierten Zu­
weisung und Umschreibung der zugewiesenen Vermögens­
werte. 

Angenommen - Adopte 

Art. 38 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

a ..... in dem das Reinvermögen nach .... 

Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 38 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 

a . .... proportionnellement a la fortune nette qui leur .... 

Al.2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schwelger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Der Ausdruck 
«Nettoaktiwermögen» ist im schweizerischen Recht unbe­
kannt. Wir haben ihn deshalb durch den aus dem Steuer­
recht bekannten Begriff «Reinvermögen» ersetzt, welcher 
genau das meint, was im Fusionsgesetz bezüglich der Fest­
legung der Miteigentumsquoten der nicht zuteilbaren Akti­
ven gelten soll. 

Angenommen - Adopte 

Art. 39-52 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 
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Art. 53-55 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

00.052 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Kurz zur Frage, 
was eine «Umwandlung» ist: Sie kann als Änderung der 
Rechtsform einer Gesellschaft unter Fortbestand aller ver­
mögens- und mitgliedschaftsrechtlichen Beziehungen defi­
niert werden. Genau genommen gibt es drei Umwandlungs­
formen: 
1. Die blosse Umwandlung der Rechtsform, also beispiels­
weise die Umwandlung einer juristischen Person in eine an­
dere juristische Person, z. B. einer AG in eine Genossen­
schaft. 
2. Die übertragende Funktion, bei der ein Rechtsträger ohne 
Rechtspersönlichkeit zu einer juristischen Person wird, so 
z. B. die Kollektivgesellschaft, die zu einer AG wird. 
3. Die Umwandlung infolge Verminderungen im Kreis der 
Gesellschafter einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, 
indem beim Eintritt eines Kommanditärs eine Kollektivgesell­
schaft zu einer Kommanditgesellschaft und beim Austritt 
aller Kommanditäre die Kommanditgesellschaft zu einer Kol­
lektivgesellschaft wird. 
Für die letzterwähnte Form, also den Eintritt bzw. Austritt 
von Kommanditären, finden die Vorschriften des Fusionsge­
setzes keine Anwendung. 

Angenommen - Adopte 

Art. 56, 57 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 58 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Die Erstellung der Zwischenbilanz erfolgt gemäss den Vor­
schriften und Grundsätzen für den Jahresabschluss unter 
Vorbehalt folgender Vorschriften: 
a. eine körperliche Bestandesaufnahme ist nicht notwendig; 
b. die in der letzten Bilanz vorgenommenen Bewertungen 
brauchen nur nach Massgabe der Bewegungen in den 
Geschäftsbüchern verändert zu werden. Abschreibungen, 
Wertberichtigungen und Rückstellungen für die Zwischen­
zeit sowie wesentliche, aus den Büchern nicht ersichtliche 
Veränderungen der Werte müssen jedoch berücksichtigt 
werden. 

Art. 58 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
l..'.etablissement du bilan intermediaire est regl par las dispo­
sitions et las principes relatifs aux comptes annuels. Les dis­
positions suivantes demeurent reservees: 
a. il n'est pas necessaire de proceder a un nouvel inventaire 
real; 
b. las evaluations figurant au dernier bilan ne sont modifiees 
qu'en fonction des mouvements d'ecriture. Les amortisse­
ments, les corrections de valeur et las provisions interimai­
res ainsi que les changements importants de la valeur 
n'apparalssant pas dans las ecritures doivent cependant 
ätre pris en consideration. 

Angenommen -Adopte 
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Art. 59-68 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 69 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Die Vermö­
gensübertragung kann definiert werden als Rechtsinstitut, 
mit dem im Handelsregister eingetragene Rechtsträger ihr 
Vermögen oder Teile davon nach Massgabe eines Inventars 
uno actu - das ist entscheidend - auf andere Rechtsträger 
übertragen können, ohne dass die für die Einzelübertragung 
der erfassten Vermögenswerte geltenden Vorschriften be­
folgt werden müssen. 
Der Rechtsübergang erfolgt mit der Eintragung der Vermö­
gensübertragung ins Handelsregister, wobei diese Eintra­
gung an die Stelle anderer Publizitätsformen, z. B. derjeni­
gen des Grundbuches, tritt. 
Die Vermögensübertragung ist das innovativste Element des 
neuen Fusionsgesetzes und wird wahrscheinlich einen gros­
sen praktischen Anwendungsbereich finden. Als Folge einer 
Vermögensübertragung ändert sich an den Mitgliedschafts­
verhältnissen einer Gesellschaft nichts. Weil sie aber wirt­
schaftlich einer Fusion, Spaltung oder Umwandlung doch 
recht nahe kommen kann, ist die Vermögensübertragung 
doch von gesellschaftsrechtlicher Relevanz, weshalb eine 
gewisse gesellschaftsinterne Offenlegung erforderlich ist. 
Eine Vermögensübertragung kann entgeltlich oder unent­
geltlich erfolgen. Sie kann das ganze Vermögen eines 
Rechtsträgers, nur beliebige Vermögensteile oder, im Ex­
tremfall, sogar nur einen einzigen Vermögenswert umfas­
sen. Die zu übertragenden Vermögensteile brauchen keine 
irgendwie geartete Sachgesamtheit, z. B. einen Betriebsteil, 
zu bilden. 
Im Unterschied zu Artikel 181 OR bedarf es für die Übertra­
gung der Aktiven nicht zusätzlich einer Übertragung gemäss 
den Regeln der Singularsukzession. 

Angenommen - Adopte 

Art. 70 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... Form. Die Übertragung von Grundstücken im Rahmen ei­
ner Vermögensübertragung bedarf jedoch der öffentlichen 
Beurkundung. Eine einzige öffentliche Urkunde genügt auch 
dann, wenn Grundstücke in verschiedenen Kantonen liegen. 
Die Urkunde muss durch eine Urkundsperson am Sitz der 
übertragenden Gesellschaft errichtet werden. 

Minderheit 
(Dettling, Marty Dick, Schweiger, Slongo, Reimann, Wanger) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 70 
Proposition de la commlsslon 
Ma/orlte 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
.... ecrite. Le transfert d'immeubles dans le cadre d'un trans­
fert de patrimoine doit cependant revetir la forme authen­
tique. Un acta authentique unlque suffit, meme lorsque les 
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immeubles sont situes dans differents cantons. L:acte au­
thentique est etabli par un officier public au siege de la so­
ciete transferante. 

Minorite 
(Dettling, Marty Dick, Schweiger, Slongo, Reimann, Wanger) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Meines Erach­
tens ist die Problematik dieselbe, obwohl Herr Kollege David 
eine andere Auffassung vertreten hat. Die Auffassung von 
Herrn David scheint mir aus folgendem Grund nicht richtig 
zu sein: Bei der Spaltung muss der Spaltungsbeschluss 
öffentlich beurkundet werden, l}icht hingegen der Spaltungs­
vertrag. Hier geht es um den Ubertragungsvertrag, welcher 
die Parallele zum Spaltungsvertrag ist. Wenn wir den Spal­
tungsvertrag nicht öffentlich beurkunden müssen, muss das 
analog auch für den Übernahmevertrag gelten. Die öffent­
liche Beurkundung des Spaltungsbeschlusses ist nur die öf­
fentliche Beurkundung einer Generalversammlung, die dem 
Grundbuchamt nichts nützt. Deshalb besteht meines Erach­
tens völlige Identität, und es müsste sinnvollerweise auch 
identisch darüber abgestimmt werden. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 19 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 13 Stimmen 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich habe Ihnen bei Artikel 36 
empfohlen, dass man über die Gesamtkonzeption abstimmt. 
Was jetzt passiert ist, ist schlicht ein Unding. Es resultiert 
daraus, dass es im Saal jetzt unterschiedliche Mehrheiten 
gibt. Ich bitte Sie, irgendwann auf diesen Entscheid zurück­
zukommen. Es kann nicht sein, dass bei Artikel 36 das eine 
und bei Artikel 70 das andere Konzept gewählt wird, zumal 
bei Artikel 103 noch einmal der Zusammenhang hergestellt 
werden muss. Ich bin davon ausgegangen, dass bei Arti­
kel 36, bei dem auch die Grundsatzdebatte geführt worden 
ist, eigentlich auch der Grundsatzentscheid über das Kon­
zept gefällt worden ist. 
Ich bin davon ausgegangen, dass man bei Artikel 36 über 
das Gesamtkonzept abstimmt. Aus den Präsenzen und aus 
der Debatte, die bei Artikel 36 erfolgt ist, ist zu schliessen, 
dass der Rat dort über die Gesamtkonzeption abgestimmt 
hat. 

La presidente (Saudan Franc;oise, presidente): Apres une 
brave concertation avec le vice-president, je vous propose 
de revoter sur le concept, en fonction de ce que vient de 
suggerer Mme Metzler, conseillere federale. J'avoue que ce 
probleme ne s'est jamais pose. Je soumets au vote la propo­
sition de voter sur le concept global a la suite des explica­
tions donnees par Mme la conseillere federale, qui a absolu­
ment le droit, quant au principe, de proposer de revenir sur 
un vote. 

Escher Rolf (C, VS): Ich wehre mich gegen diesen Antrag. 
Es ist das Recht des Parlamentes, zu jedem einzelnen Arti­
kel Stellung zu nehmen. Ich für mich habe diesem Artikel be­
wusst zugestimmt, da ich die Sache hier anders bewerte als 
beim vorhergehenden Artikel. 

La presldente (Saudan Franc;oise, presidente): Ma premiere 
proposltion ayant ete contestee par M. Escher, je mets au 
vote cette motion d'ordre. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Escher .... 19 Stimmen 
Dagegen .... 3 Stimmen 

Art. 71-77 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 78-87 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Im 6. Kapitel 
wird die Fusion zwischen zwei oder mehreren Stiftungen so­
wie die Vermögensübertragung zwischen Stiftungen gere­
gelt. Nicht vorgesehen wird die Spaltung, da dies nicht sinn­
voll wäre, weil Stiftungen keine Mitglieder haben und die 
Spaltung eine Konzeption mit gesellschaftsrechtlicher 
Rechtsstellung der Beteiligten ist. Nicht vorgesehen wird 
auch die Umwandlung. Die direkte Umwandlung einer Stif­
tung in eine Gesellschaft ist eigentlich schon sachlich aus­
geschlossen. Ergänzend kann hier das Institut der Vermö­
gensübertragung herangezogen werden, da dieses weit­
gehend zu demselben Ziel führt wie die Spaltung oder Um­
wandlung. Zwischen der Fusion einer Stiftung und einer Ge­
sellschaft gibt es zwei hauptsächliche Differenzen: 
Die erste Differenz rührt daher, dass die Stiftung keine Mit­
glieder hat, sodass alle diesbezüglichen Schutzvorschriften 
überflüssig sind. 
Die zweite Differenz erklärt sich aus dem Umstand, dass 
Stiftungen im Prinzip einer staatlichen Überwachung unter­
stellt sind. Die staatliche Aufsichtsbehörde muss deshalb im 
Regelfall überprüfen, ob die Voraussetzungen für eine Fu­
sion von Stiftungen gegeben sind, und sie muss ihre Bewilli­
gung hierzu erteilen. 
Anders sieht die Situation bei Familienstiftungen und kirchli­
chen Stiftungen aus, weil diese gemäss ZGB keiner staatli­
chen Aufsicht unterstehen. Nicht sicher war sich unsere 
Kommission darüber, ob es in einzelnen Kantonen eine kan­
tonalrechtlich geregelte öffentliche Aufsicht über kirchliche 
Stiftungen gibt. Im Hinblick auf die Beratungen im Nationalrat 
wird dies vom Bundesamt für Justiz noch näher abgeklärt. 

Angenommen - Adopte 

Art. 88 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Zum 7. Kapitel: 
Die Fusion von Vorsorgeeinrichtungen war eines der schwie­
rigsten Kapitel; dies deshalb, weil sich bei Vorsorgeeinrich­
tungen Fusionen, Umwandlungen und Vermögensübertra­
gungen ohne entgegenstehende Schutzbestimmungen auf 
die Rechte der Versicherten sehr negativ auswirken könn­
ten. Unsere Kommission für Rechtsfragen hat deshalb den 
Präsidenten des Schweizerischen Pensionskassenverban­
des angehört und ihn zusätzlich befragen können. Wir durf­
ten dabei feststellen, dass die vorgeschlagenen Regelungen 
mit einer kleinen Modifikation begrüsst wurden. Herr Walser 
hat ausgeführt, dass diese Regelungen «einen wesentlichen 
Rechtsfortschritt auf einem Gebiet bedeuten, das auch für 
die Vorsorgeeinrichtungen von ständiger Aktualität ist». 

Angenommen - Adopte 

Art. 89 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 
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Art. 90-97 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Zu Artikel 90: 
Die Kommission für Rechtsfragen legt Wert darauf, dass ich 
als Berichterstatter auf Folgendes hinweise: Das Fusionsge­
setz regelt die zivilrechtlichen Belange einer Fusion von Vor­
sorgeeinrichtungen, somit also beispielsweise den Rechts­
übergang von Aktiven und Passiven sowie die Haftung 
gegenüber Drittgläubigern. Die Normen des Fusionsrechtes 
greifen aber nicht in den Bereich des Aufsichtsrechtes ein, 
das auf den Schutz der Versicherten zielt. Das Fusionsge­
setz trifft also nicht vorsorgerechtliche Massnahmen. Für die 
vorsorgerechtlichen Belange, die im Zusammenhang mit ei­
ner Fusion entstehen können, ist allein die diesbezügliche 
Spezialgesetzgebung massgebend. So kann beispielsweise 
eine Fusion von Vorsorgeeinrichtungen in einem konkreten 
Einzelfall vorsorgerechtlich gleichzeitig auch eine Liquidation 
oder eine Teilliquidation einer der involvierten Vorsorgeein­
richtungen sein. Ist dies der Fall, kommen für die Beurteilung 
und Ausgestaltung einer solchen Liquidation oder Teilliqui­
dation primär vorsorgerechtliche Normen zur Anwendung. 
Dass deren Anwendung auch tatsächlich erfolgt, wird da­
durch gewährleistet, dass Fusionen und Vorsorgeeinrichtun­
gen gemäss Artikel 96 einer Genehmigung durch die Auf­
sichtsbehörde bedürfen. Die Aufsichtsbehörde hat dabei 
nicht nur die Einhaltung der fusionsrechtlichen, sondern 
auch die Einhaltung der vorsorgerechtlichen Normen zu 
überprüfen. Damit ist sichergestellt, dass im konkreten Ein­
zelfall die Beurteilung der Rechtmässigkeit und Ausgestal­
tung einer Fusion sowohl unter dem Aspekt des Fusions­
rechtes wie unter demjenigen des Vorsorgerechtes erfolgt. 

Angenommen - Adopte 

Art. 98 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
Vermögensübertragungen im Rahmen einer Teil- oder Ge­
samtliquidation bedürfen der Genehmigung der Aufsichts­
behörde, wenn dies im Recht der beruflichen Vorsorge 
vorgesehen ist. 

Art. 98 
Proposition de Ja commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
Tout transfert de patrimoine dans le cadre d'une liquidation 
totale ou partielle necessite une approbation de l'autorite de 
surveillance si cela est prevu par le droit de la prevoyance 
professionnelle. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Der Antrag der 
Kommission zu Absatz 3 rührt von einer Anregung des 
Schweizerischen Pensionskassenverbandes her. Weil Ver­
mögensübertragungen im Gegensatz zu Fusionen und Um­
wandlungen nicht a priori durch die Aufsichtsbehörde ge­
nehmigt werden müssen, könnte der Fall eintreten, dass bei 
solchen Vermögensübertragungen die vorsorgerechtlichen 
Belange und Normen nicht oder ungenügend berücksichtigt 
würden. Deshalb ist positiv stipuliert, dass dann, wenn eine 
Vermögensübertragung gemäss Fusionsgesetz gleichzeitig 
als Teil- oder Gesamtliquidation nach den einschlägigen vor­
sorgerechtlichen Bestimmungen qualifiziert werden müsste, 
zwingend eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde zu er­
folgen hat. Negativ ausgedrückt bedeutet Absatz 3, dass 
eine Vermögensübertragung, die vorsorge-rechtlich nicht 
Liquidationscharakter hat, keiner Genehmigung bedarf. Dies 
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wäre beispielsweise dann der Fall, wenn eine Vorsorgeein­
richtung, die Hunderte von Immobilien besitzt, durch eine 
Vermögensübertragung gegen Entgelt einzelne ihrer Lie­
genschaften an Dritte übereignen würde. 

Angenommen - Adopte 

Art. 99 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Im 8. Kapitel 
wird die privatrechtliche Grundlage für die Überführung öf­
fentlich-rechtlicher Institute in Rechtsformen des Privatrech­
tes geschaffen. Auch für Institute des öffentlichen Rechtes 
gilt gemäss Fusionsgesetz im Hinblick auf die Wahl der 
Rechtsform des Privatrechtes und die Form der Strukturän­
derung der gleiche Numerus clausus, der für die Fusion und 
die Umwandlung von ausschliesslich privatrechtlichen 
Rechtsträgern gilt. 
Es steht dem Bund und den Kantonen nach wie vor offen -
dies ist für Sie wichtig zu wissen -, Umstrukturierungen öf­
fentlich-rechtlicher Institute untereinander innerhalb des 
öffentlichen Rechtes vorzunehmen und selbst zu regeln. So­
mit bleiben die diesbezüglichen Kompetenzen der Kantone 
unangetastet. 
Im Übrigen ist ausdrücklich festzuhalten, dass die Fusion 
l,!nd die Umwandlung öffentlich-rechtlicher Institute sowie die 
Ubertragung von Vermögen solcher öffentlich-rechtlicher In­
stitute gemäss Artikel 103 Absatz 3 einer gemäss dem kom­
munalen, kantonalen oder Bundesrecht zu beurteilenden 
gesetzlichen Grundlage bedarf. Der Regierungsrat des Kan­
tons X kann also nicht bei Nacht und Nebel die Kantonal­
bank seines Kantons mit der UBS oder CS fusionieren, 
wenn ihm das kantonale Recht nicht die Kompetenz hierzu 
gibt. 
Den Kantonen bleibt auch die Kompetenz, in ihrer Gesetz­
gebung vorzusehen, dass alle oder bestimmte öffentlich­
rechtliche Institute nicht privatisiert werden dürfen. Das Fusi­
onsgesetz als Bundesgesetz steht dem nicht entgegen. 
Bundesrecht derogiert kantonales Recht insoweit nicht. 

Angenommen - Adopte 

Art. 100 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Im Zusammen­
hang mit Artikel 100 Absatz 2 ist eine bedeutsame steuer­
rechtliche Aussage zu machen: Wenn nämlich ein Institut 
des öffentlichen Rechts umgewandelt wird, fusioniert oder 
eine Vermögensabtretung mit einem privatrechtlichen Ge­
bilde vornimmt, ist das insbesondere im Falle der Umwand­
lung zumeist mit dem Eintritt in die Steuerpflicht verbunden. 
Dies kann negative Auswirkungen haben, wenn man Mehr­
werte nicht offen legen kann. Zu denken ist beispielsweise 
an die Privatisierung einer Kantonalbank. Eine solche be­
dingt von der bankengesetzlichen Ordnung her eine Konti­
nuität der Buchwerte. Das heisst, dass alle stillen Reserven, 
die noch unter der Steuerfreiheit entstanden sind, nicht offen 
gelegt werden könnten. Dank der Inventar- und Bewertungs­
pflicht gemäss Absatz 2 werden nun aber diese stillen Re­
serven sichtbar, sowohl für den Fiskus als auch für den 
Aktionär. Der künftige Aktionär weiss bei einer Umwandlung, 
was die Aktien verkörpern, und der Fiskus weiss, dass darin 
stille Reserven enthalten sind. Der Fiskus kann diese in der 
so genannten Steuerbilanz zugunsten der Kantonalbank 
festhalten, und es kann diesfalls die ehemalige Kantonal­
bank auf diesen höheren Werten Abschreibungen vorneh-

men. Wenn sie Aktiven veräussert, wird in der Handelsbilanz 
zwar ein Kapitalgewinn sichtbar, aber steuerlich gilt er be­
reits als abgerechnet, weil er noch vor der Steuerpflicht ent­
standen ist. Die lnventarpflicht gemäss Absatz 2 dient 
deshalb einerseits fiskalischen Zwecken und andererseits 
der Transparenz gegenüber den künftigen Aktionären. 

Angenommen - Adopte 

Art. 101, 102 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 103 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
Streichen 

Minderheit 
(Dettling, Marty Dick, Schweiger, Slongo, Reimann, Wanger) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 103 
Proposition de la commission 
Majorite 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
Biffer 

Minorite 
(Dettling, Marty Dick, Schweiger, Slongo, Reimann, Wanger) 
Adherer au projet du Conseil faderal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Dadurch, dass 
Sie unterschiedlich abgestimmt haben, müsste Artikel 103 
nun neu gefasst werden, sodass nur noch in dem Fall, für 
den Sie keine öffentliche Beurkundung festgelegt haben, 
nachträglich eine öffentliche Feststellungsurkunde gemacht 
werden müsste. Sinngemäss müsste es also - immer unter 
dem Vorbehalt der Redaktion - heissen: «Wenn bei Abspal­
tungen eine Liegenschaft abgetreten wurde, bedarf es .... » 

Denn bei der Vermögensübertragung haben wir die öffentli­
che Urkunde festgelegt und bei der Spaltung nicht. Kurz zu­
sammengefasst also: «Wenn im Rahmen einer Spaltung 
eine Liegenschaft abgetrennt wurde, bedarf es .... » Das 
wäre der Sinn von Artikel 103 Absatz 3. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich bitte Sie, nicht darüber abzu­
stimmen. Das ist eine Konsequenz dessen, was in Artikel 36 
bzw. 70 entschieden worden ist. Wenn man hier der Mehr­
heit folgen und den Absatz streichen würde, dann hätte man 
keine Möglichkeit mehr, die Feststellungsurkunde zu verlan­
gen, die wir eben bei Artikel 36 mit einbezogen haben. Des­
halb ist richtig, was der Kommissionssprecher sagt, nämlich 
dass es hier eine differenzierte Lösung braucht: Für Arti­
kel 36 brauchen wir die Feststellungsurkunde, für Artikel 70 
brauchen wir die Feststellungsurkunde nicht. 

Angenommen gemäss modifiziertem Antrag der Minderheit 
Adopte selon la proposition moditiee de la minorite 

Art. 104 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art.105 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Studer Jean, Berger, Brunner Christiane, Epiney) 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
Die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und 
deren VertreJung sowie die Arbeitnehmerverbände, falls ein 
Gesamtarbeitsvertrag besteht, können ebenfalls gerichtlich 
vorgehen. 

Art. 105 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Studer Jean, Berger, Brunner Christiane, Epiney) 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
Les travailleurs concernes et leur representation, ainsi que 
les associations de travailleurs s'il existe une convention col­
lective de travail, ont egalement Je droit d'agir en justice. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Zum Minder­
heit~antrag: Es ist in der Tat so, dass im Fusionsgesetz ver­
schiedene Rechte zugunsten der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer stipuliert sind. Bezüglich all dieser Rechte 
sieht aber das Fusionsgesetz besondere verfahrensrechtli­
che Regelungen vor. Wird beispielsweise die Konsultations­
v~rpflichtun~ v~rletzt, könne~ die Arbeitnehmervertretung 
wie auch die einzelnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer dem Richter beantragen, die Eintragung der Fusion, der 
Spaltung oder Vermögensübertragung im Handelsregister 
zu ver~ieten. Verletzt ein Gesellschafter seine Haftungs­
oder S1cherstellungsverpflichtung, steht der Zivilweg offen. 
Hingegen regelt Artikel 105 die Anfechtbarkeit durch solche 
Per~onen, die durch eine Verletzung der Bestimmungen des 
Fusionsgesetzes in ihrer vermögens- und gesellschafts­
rechtlichen Rechtsstellung direkt betroffen sind. Hierfür steht 
den Gesellschafterinnen und Gesellschaftern genauso ein 
Rechtsmittelweg offen, wie er den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern bezüglich ihrer Rechtsstellung auf diejenige 
:l\rt und Weise, die ich vorstehend erwähnt habe, eingeräumt 
1st. 
Deshalb beantragt Ihnen die Kommissionsmehrheit den 
Minderheitsantrag abzulehnen. ' 

Studer Jean (S, NE): lci, on a affaire a une loi de pur droit 
prive qui regle des relations entre des personnes, singuliere­
ment des personnes morales, et dont Je respect n'est pas 
soumi~ a Ja surveillance de l'Etat. Vous constaterez que, 
c?ntra1ren:i~nt a une autre lol dont on a un peu discute hier, il 
n y a pas 1c1 de norme penale. En fait, Ja lol reserve aux per­
sonnes interessees Je soin de veiller au respect de cette loi. 
Parmi les personnes interessees, il taut notamment retenir 
celles que Ja loi veut proteger. Or, a l'article 1 er alinea 2, Ja 
commission a ainsi defini ces personnes qui doivent ätre 
protegees: les personnes disposant de participations minori­
taires, les creanciers, mais aussl Jes travailleurs, de teile 
sorte qu'il paraTt juste que, lorsqu'on laisse aux personnes 
interessees Je soin de veiller au respect de cette loi, on re­
tienne aussi Ja possibilite pour les travailleurs d'interpeller Ja 
justice au cas ou on constaterait que cette loi n'est pas res-
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pectee. Cela parait d'autant plus juste si on considere - et 
c'est Ja derniere fois que je Je dirai - que cette Joi n'est obli­
gatoire que pour 1300 des 312 000 entreprises de Suisse. 
Cela a deja ete aborde Jorsqu'on a examine l'article 6. Les 
311 000 entreprises, en gros, qui sont definies comme des 
petites et moyennes entreprises peuvent, si leurs associes 
sont d'accord, echapper a un certain nombre de contraintes 
importantes pour cette loi. II parait donc aussi utile, sous cet 
angle, de reconnaitre a cette categorie de personnes qu'on 
veut proteger Ja possibilite d'agir en justice. II n'y a dans 
cette possibilite rien d'extraordinaire. l.:idee est simplement 
reprise de Ja loi federale sur l'egalite entre femmes et hom­
mes qui reconnait aussi aux travailleurs, de mäme qu'a leur 
representation, Ja possibilite de faire respecter Ja Joi. 
Des lors, je vous invite a soutenir Ja proposition de Ja minorite. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Artikel 105 beinhaltet nicht den 
gesamten Rechtsschutz des Fusionsgesetzes, sondern nur 
die Anfechtung von Beschlüssen durch die Gesellschafter. 
Dem Rechtsschutz der Arbeitnehmer dienen verschiedene 
andere Vorkehren. 
Das Recht auf Konsultation der Arbeitnehmervertretung wird 
dadurch abgesichert, dass die Eintragung einer Fusion im 
Handelsregister durch den Richter untersagt werden kann, 
wenn die gesetzlichen Vorschriften nicht erfüllt werden. Die 
Vorschriften zur Haftung für Forderungen aus dem Arbeits­
vertrag k~_nnen auf dem Klageweg durchgesetzt werden. 
Auch der Ubergang des Arbeitsvertrages kann auf dem Kla­
geweg durchgesetzt werden. Die den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern eingeräumten Rechtsansprüche sind so­
mit vom Entwurf absolut verlässlich abgesichert. 
Das Anfechtungsverfahren gemäss Artikel 105 dient dazu, 
eine allfällige Verletzung der Rechte der Gesellschafter ge­
richtlich überprüfen zu lassen. Es macht keinen Sinn, dass 
sich Arbeitnehmer für die Ansprüche der Aktionäre wehren. 
Ich bitte Sie also, hier der Mehrheit zu folgen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 20 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

Art. 106-109 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Änderung bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Ziff.1 Art. 181 Abs. 2, 4; 182; 704 Abs.1 Ziff. 8; 738; 748-
750; 770 Abs. 3; 824-826; 888 Abs. 2; 893 Abs. 2; 914; 
936a;4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 1 art. 181 al. 2, 4; 182; 704 al. 1 eh. 8; 738; 748-750; 
770 al. 3; 824-826; 888 al. 2; 893 al. 2; 914; 936a; 4 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff.1 Art. 622 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Ch. 1 art. 622 al. 4 
Proposition de la commission 
Biffer 

Angenommen -Adopte 
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Ziff. 2-5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 2-5 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Angesichts der 
fortgeschrittenen Zeit verzichte ich auf die vorbereiteten Vo­
ten. Sie können davon ausgehen, dass die Bestimmungen 
des Internationalen Privatrechtes (Ziff. 3) durchdacht formu­
liert worden sind, in unserer Kommission zu keinen Diskus­
sionen Anlass gegeben haben und auch so kompliziert sind, 
dass im Plenum wohl kaum eine Diskussion entstehen 
würde. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 6 Art. 9 Abs. 1 Bst. e 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
e. auf Beteiligungsrechten, die in Durchführung von Be­
schlüssen über die Fusion, Spaltung oder Umwandlung von 
Einzelfirmen, Handelsgesellschaften ohne juristische Per­
sönlichkeit, Vereinen, Stiftungen oder Unternehmen des öf­
fentlichen Rechtes begründet oder erhöht werden, sofern 
der bisherige Rechtsträger während mindestens fünf Jahren 
bestand: 1 Prozent des Nennwertes, vorbehältlich der Aus­
nahmen in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h. Über den Mehr­
wert wird nachträglich abgerechnet, soweit während den der 
Umstrukturierung nachfolgenden fünf Jahren die Beteili­
gungsrechte veräussert werden. 

Minderheit 
(Studer Jean, Berger, Brunner Christiane, Marty Dick, 
Stadler) 
Streichen 

Ch. 6 art. 9 al. 1 let. e 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
e. sur les droits de participation crees ou augmentes confor­
mement a des decisions de fusion, scission ou transforma­
tion de raisons individuelles, societes commerciales sans 
personnalite juridique, associations, fondations ou entrepri­
ses de droit public, dans la mesure Oll le sujet de droit con­
cerne existait depuis cinq ans au moins: a 1 pour cent de la 
valeur nominale, sous reserve de l'exception de l'article 6 
alinea 1 er lettre h. La plus-value fait apres coup l'objet d'un 
decompte dans la mesure Oll au cours des cinq annees qui 
suivent la restructuration, les droits de participation sont 
alienes. 

Minorite 
(Studer Jean, Berger, Brunner Christiane, Marty Dick, 
Stadler) 
Blffer 

Villlger Kaspar, Bundesrat: Ich danke Ihnen, dass Sie bereit 
sind, weiterzufahren, damit ich morgen nicht noch einmal ins 
Tessin kommen muss. 
Vielleicht nur kurz zur Ausgangslage: Im Grundsatz war die 
Steuerneutralität von Umstrukturierungen immer unbestrit­
ten. Sie ist bereits heute im Gesetz verankert. Die geltenden 
Bestimmungen sind jedoch revisionsbedürftig. Die steuer­
neutralen Umstrukturierungsvorgänge werden zwar ge­
nannt, es fehlen aber Regelungen über die Rechtsfolgen, 
wenn die Bedingungen nicht oder nur teilweise erfüllt sind. 
Auch ist die Praxis uneinheitlich, vor allem bei Spaltungen. 
Die Unternehmenssteuerreform bedingt auch weitere An­
passungen betreffend Beteiligungen bei Umstrukturierun­
gen. 
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Umstrukturierungen sollen steuerneutral sein, soweit eine 
spätere Besteuerung in der Schweiz sichergestellt ist und 
die stillen Reserven weiterhin mit einem Betrieb verknüpft 
sind; das ist der Grundsatz. Eine weitere Zielsetzung ist, 
dass steuerneutrale Umstrukturierungen von Unternehmen 
von steuerbaren Privatentnahmen und Teilliquidationen klar 
abgegrenzt werden müssen. Die Steuerfolgen müssen ge­
regelt sein, wenn keine steuerneutrale Umstrukturierung 
vorliegt. Missbräuche sollen nach Möglichkeit gesetzlich 
verhindert werden, trotzdem sollen die Regeln transparent 
und einfach sein; das zur Einführung. 
Bei den Anträgen können wir faktisch überall Ihrer Kommis­
sion folgen. Wir haben den Eindruck, dass Ihre Kommission 
das Gesetz in wesentlichen Teilen verbessert hat. Wir geben 
das auch von der Verwaltung und vom Bundesrat her gerne 
zu. Es ist vor allem gelungen, die Flexibilität für die Unter­
nehmen im Bereich der Umstrukturierungen noch zu erhö­
hen, ohne Missbrauchsmöglichkeiten zu schaffen. 
Ich möchte hier noch zuhanden der Materialien etwas sa­
gen, weil eine entsprechende Aussage anscheinend in der 
Beratung In der Kommission - vor allem in den Subkom­
missionen - gewünscht worden ist. Es betrifft Artikel 18 Ab­
satz 2 DBG, ich muss dann dort nichts mehr sagen. Wie uns 
die Vertreter der Steuerlehre bestätigen, ändert sich an der 
Auslegung des steuerlichen Tatbestandes der Verwertung 
und der Privatentnahme durch das Fusionsgesetz nichts. 
Deshalb kann sich der Bundesrat auch dem Antrag Ihrer 
Kommission zu Artikel 18 Absatz 2 anschliessen. 
Ich habe dann bei den Stempelabgaben einmal eine andere 
Meinung als Ihre Mehrheit und einmal eine andere als die 
Minderheit, aber ich werde das dann dort kurz begründen. 
Zu den Empfehlungen muss ich nachher nichts mehr sagen, 
wenn ich schon jetzt verkünde, dass der Bundesrat gerne 
bereit ist, diese entgegenzunehmen. 
Ich habe vernommen, dass Herr David - so sein Eintretens­
votum - vor allem bei den kantonalen Handänderungssteu­
ern der Meinung ist, das sei vielleicht rechtlich sogar vom 
Bund her lösbar. Wir sind nicht dieser Meinung, weil wir nur 
bei den direkten Steuern einen Harmonisierungsauftrag ha­
ben. Aber wir nehmen die Empfehlung entgegen und sind 
gerne bereit, diese Frage im Rahmen der Umsetzung der 
Empfehlung noch einmal vertieft zu prüfen. Ich hoffe, dass 
ich damit eine Antwort auf Ihr Eintretensvotum geben kann, 
das Ich nicht gehört habe. 

Wicki Franz (C, LU): Bevor wir zu der Detailberatung der 
Änderungen der verschiedenen Steuergesetze übergehen, 
möchte ich als Präsident der WAK kurz auf Folgendes hin­
weisen: 
Unsere Kommission hat der Kommission für Rechtsfragen 
einen eingehenden Mitbericht abgegeben. Vor allem wurden 
die steuerlichen Aspekte geprüft. Wir haben der Kommission 
für Rechtsfragen konkrete Abänderungsanträge unterbreitet. 
Ich verzichte darauf, hier auf die einzelnen Anträge einzuge­
hen. Unsere Anträge wurden auch dem Eidgenössischen 
Finanzdepartement zugestellt, und wir konnten feststellen, 
dass Herr Bundesrat Villiger all unseren Anträgen - ausser 
jenen betreffend das Bundesgesetz über die Stempelabga­
ben - zustimmte. Die Kommission für Rechtsfragen hat nun 
in ihrer Mehrheit bei Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe e des 
Bundesgesetzes über die Stempelabgaben dem Antrag der 
WAK zugestimmt. In Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe j ent­
spricht der Antrag der Minderheit dem Vorschlag der WAK. 
Im Übrigen hat die Kommission für Rechtsfragen unseren 
Anträgen vollumfänglich zugestimmt und sie übernommen. 
Zudem hat unsere Kommission der Kommission für Rechts­
fragen vorgeschlagen, im Ständerat zwei Vorstösse einzurei­
chen. Der eine Vorstoss richtet sich an die Kantone, der 
andere betrifft den Gesetzesvollzug. Da beide Vorstösse 
keine gesetzliche Änderung erfordern, ist die Form der Emp­
fehlung angebracht. Der Bundesrat ist bereit, die beiden 
Empfehlungen entgegenzunehmen. Sie fanden die Zustim­
mung des Bundesrates und des Eidgenössischen Flnanzde­
partementes, wie das Herr Bundesrat Villiger gesagt hat. Die 
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Empfehlungen sind Gegenstand der beiden nächsten 
Traktanden. 
Ich bitte Sie bereits jetzt, diese Empfehlungen zu überwei­
sen. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Das geltende 
Recht sieht bei Umstrukturierungen die Befreiung von der 
Emissionsabgabe nur für Kapitalgesellschaften und Genos­
senschaften, nicht aber für Personengesellschaften und an­
dere Rechtsträger vor. Die Arbeitsgruppe Steuern bei Um­
strukturierungen, welche vom Bundesrat schon vor einiger 
Zeit eingesetzt wurde, wollte den in der Praxis häufig anzu­
treffenden Vorgang der Umwandlung einer Personenunter­
nehmung in eine juristische Person sowie die Privatisierung. 
öffentlicher Unternehmungen insofern steuerlich entlasten, 
als die Emissionsabgaben in diesen Fällen nur auf dem 
Nennwert und nicht wie heute auf dem Verkehrswert der Un­
ternehmungen erhoben würden. Die Arbeitsgruppe begrün­
dete diesen Vorschlag damit, dass die von einer Umstruktu­
rierung erfassten Kapitalgesellschaften die Emissionsab­
gabe in der Regel ebenfalls nur auf dem nominellen Kapital 
entrichten müssten. 
Der Bundesrat hat sich in seiner Botschaft vom 13. Juni 
2000 gegen diesen Vorschlag ausgesprochen. Die Argu­
mentation der Arbeitsgruppe ist aber nach wie vor zutref­
fend, auch wenn zwischenzeitlich, seit 1998, der Satz der 
Emissionsabgabe auf 1 Prozent herabgesetzt wurde. Zu­
dem soll klargestellt werden, dass die in Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe h des Bundesgesetzes über die Stempelabga­
ben geregelte Freigrenze von 250 000 Franken auch bei den 
erwähnten Umstrukturierungen Platz greift. Die Einnahmen­
einbussen aus der Steuerentlastung wären, wenn Sie der 
Kommissionsmehrheit zustimmen, ungefähr in der Grössen­
ordnung von 40 bis 60 Millionen Franken. 
Die vorgeschlagene Entlastung birgt ein erhebliches 
Missbrauchspotenzial. Die Emissionsabgabe bei der Grün­
dung von Kapitalgesellschaften oder -genossenschaften 
könnte nämlich weitgehend vermieden werden, indem zu­
erst eine Personenunternehmung errichtet und anschlies­
send eine Umwandlung vorgenommen wird. Aus diesem 
Grund soll die Entlastung bei Umwandlungen nur dann ein­
treten, wenn der bisherige Rechtsträger während minde­
stens fünf Jahren bestanden hat. Im Weiteren soll die Ab­
gabe auf dem Mehrwert, wie analog im Bundesgesetz über 
die direkte Bundessteuer und im Steuerharmonisierungsge­
setz vorgesehen, nachträglich erhoben werden, wenn die 
aus der Umwandlung hervorgehenden Beteiligungsrechte 
während den nachfolgenden fünf Jahren veräussert werden. 
Für diejenigen in diesem Saal, die nicht Steuerrechtler sind, 
möchte ich das, was ich jetzt gesagt habe, anhand eines 
Beispiels erklären: Eine öffentlich-rechtliche Kantonalbank 
musste bis heute keine Steuern bezahlen und bei der Grün­
dung logischerweise auch keine Stempelabgaben entrich­
ten. Wenn sie nun in eine private AG umgewandelt würde 
und gleichzeitig auch eine Steuerpflicht entstünde, würden 
die Aktiven und Passiven aktienrechtlich beurteilt und zum 
Nennwert eingebracht, der seinerseits auf dem Buchwert 
basiert. Würden Sie nun der Mehrheit Ihrer Kommission zu­
stimmen, wäre dieser Nennwert- somit also weitgehend der 
Buchwert - massgebend für die Höhe der Stempelabgabe. 
Würden Sie dagegen der Kommissionsminderheit zustim­
men, wären die Verkehrswerte massgebend. 
Nun ist Ihnen allen bekannt, dass zwischen den Buchwerten 
und den Verkehrswerten gerade bei älteren Gesellschaf­
ten - und Kantonalbanken sind ältere Gesellschaften - ein 
erklecklicher Unterschied besteht. Gerade in solchen Situa­
tionen kann der Unterschied, ob ich die Stempelabgabe auf 
dem Nennwert, der seinerseits in gewisser Weise auf dem 
Buchwert basiert, oder dem Verkehrswert berechne, sehr 
hoch sein. 
Die Tatsache, dass öffentlich-rechtliche Unternehmungen in 
den nächsten Jahren vermehrt umgewandelt werden könn­
ten, ist wahrscheinlich der Grund dafür, dass so hohe Steu­
erausfälle resultieren würden, was aber von mir mit letzter 
Sicherheit so nicht beurteilt werden kann. 
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Studer Jean (S, NE): A l'article 9 alinea 1er lettre e de la loi 
federale sur les droits de timbre, je voudrais vous inviter a ne 
pas suivre la proposition de la majorite de la commission. 
Le rapporteur, M. Schweiger, vous l'a dit, ce dont on est en 
train de parler en cette fin de seance, c'est d'un montant de 
!'ordre de 40 miilions de francs en tout cas; M. Schweiger a 
dit jusqu'a 60 millions de francs; en commission, on a parle 
de 80 millions de francs. Et on parle peut-etre meme encore 
d'un peu plus si on imagine en particulier les potentielles pri­
vatisations qui peuvent etre induites non seuiement dans le 
secteur bancaire, mais surtout dans le secteur de l'electri­
cite. La discussion qu'on a maintenant a donc une impor­
tance certaine sur le plan financier. 
S'il apparait a la minorite de la commission qu'il ne convient 
pas d'accorder cet allegement, c'est justement parce qu'il 
n'y a pas de comparaison possible a faire entre une societe 
qui se constitue d'emblee en societe anonyme ou en societe 
cooperative et une raison individuelle ou une entreprise pu­
blique - pour reprendre ces deux exempies - qui se transfor­
ment en soclete anonyme ou en societe cooperative. II n'y a 
pas de comparaison a faire parce que dans le premier des 
cas la societe n'a pas encore eu d'activite, alors que dans le 
second eile a deja deploye une activite et a deja une valeur 
commerciale. Cette difference ne permet pas de justifier que 
dans l'un et l'autre des cas on s'en tienne a la valeur nomi­
nale. 
En outre, l'exoneration de l'entreprise, qui est deja une so­
ciete anonyme ou une societe cooperative, se justifie parce 
qu'elle s'est deja acquittee des droits de timbre au moment 
de sa constitution, ce qui n'est pas le cas de la societe indivi­
duelle ou de l'entreprise publique qui se transforme ensuite 
en societe anonyme ou en societe cooperative. 
Enfin, on sait combien les valeurs nominales, qui sont des 
valeurs susceptibles d'arrangements, de modifications, ne 
sont pas des valeurs identiques pour chacune des entrepri­
ses. 
Ces raisons-la justifient que vous appuyiez la proposition de 
la minorite de la commission. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Wie Sie gehört haben, ist eine 
Umstrukturierung nach geltendem Recht immer dann von 
dieser Emissionsabgabe befreit, wenn das eine Kapitalge­
sellschaft oder eine Genossenschaft betrifft. Hier spielt die 
Überlegung eine Rolle, dass diese Gesellschaften die Emis­
sionsabgabe schon einmal bezahlt haben. Anders ist das 
bei Personengesellschaften, Vereinen, Stiftungen und vor 
allem Unternehmungen des öffentlichen Rechtes; dort wird 
nach geltendem Recht die Emissionsabgabe bei der Um­
wandlung einer Einzelfirma oder Personengesellschaft in 
eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft erhoben, oder 
auch bei der Umwandlung eines öffentlichen Unternehmens 
in eine Kapitalgenossenschaft. 
Sie wissen, dass diese Abgabe nur noch 1 Prozent auf dem 
Wert beträgt, der der Kapitalgesellschaft oder Genossen­
schaft zufliesst. Hier stellt sich auch die Frage der Wettbe­
werbsneutralität. Ich erinnere mich, dass die Kantonalban­
ken diese Emissionsabgaben schon bei der Revision des 
Bankengesetzes abschaffen wollten. Die anderen Banken 
haben sich ganz klar gewehrt und haben gesagt, es dürfe 
nicht sein, dass ein Wettbewerbsvorteil für eine Banken­
gruppe entstehe, die mit der Staatsgarantie usw. ohnehin 
schon ein paar andere Wettbewerbsvorteile hat. 
Ich bin froh, dass Ihre Kommission die Emissionsabgabe 
grundsätzlich vorsieht. Es stellt sich nun einfach die Frage 
des Wertes. 
Sie haben es gehört, Herr Schweiger hat das erklärt: Sie 
möchten die Emissionsabgabe nur auf dem Nennwert erhe­
ben. Nach diesem Vorschlag wären die stillen Reserven -
darüber könnte man ja vielleicht noch reden -, aber auch die 
offenen, die bei einer Umwandlung eines öffentlichen Unter­
nehmens in eine Aktiengesellschaft zufliessen, von dieser 
Emissionsabgabe ausgenommen. 
Warum hat der Bundesrat hier eine andere Meinung? Sie 
haben gehört, dass es um Ausfälle von 40 bis 60 Millionen 
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geht; das kann sehr stark variieren. Ich glaube, die 
Swisscom alleine hat 300 Millionen eingebracht, als sie um­
gewandelt wurde. Bei den KMU macht es nicht so viel aus. 
Der Betrag hängt davon ab, wie viele Kantonalbanken oder 
Elektrizitätsgesellschaften usw. umgewandelt werden. 
Es sind drei Gründe, weshalb Sie der Bundesrat bittet, der 
Minderheit zuzustimmen: 
1. Das Verhältnis zwischen Nennwert und tatsächlichem 
Wert des Zuflusses variiert von Unternehmen zu Unterneh­
men stark, auch bei gleichen Substanzwerten. Das ist eine 
recht willkürliche Grösse, Sie können diese Grösse auch 
durch die Festlegung des Agios steuern. Das ist also kein 
Wert, der wirtschaftlich klar fassbar ist. 
Bei den KMU sind seit der Unternehmenssteuerreform 1997 
Erleichterungen eingeführt worden - die es früher nicht 
gab -, indem die ersten 250 000 Franken steuerfrei sind. 
Wenn jemand z. B. dann 500 000 Franken zufliessen lässt, 
bedeutet das, dass ein halbes Prozent in der Mischrechnung 
ist usw. Das macht bei den KMU einiges aus. 
Nun sind wir der Meinung, dass der Nennwert - weil er eben 
willkürlich ist, weil er beeinflusst werden kann - klar zu tief 
ist. Ich gebe durchaus zu: Die Meinung ist vertretbar, dass 
der Verkehrswert - bezogen auf eine Unternehmung, die 
früher gegründet worden ist und Reserven gebildet hat - als 
sehr hoch betrachtet werden kann. 
2. Sie dürfen nicht vergessen, dass diese Abgabe bis 1996 
noch 3 Prozent betrug. 1996 wurde sie auf 2 Prozent redu­
ziert, und mit der Unternehmenssteuerreform 1997 wurde 
auf 1 Prozent zurückgegangen. Das bedeutet, dass in fak­
tisch allen Fällen, vor allem bei den öffentlich bekannten, die 
dann der Wettbewerbsneutralität wegen wieder mit Unter­
nehmen in der gleichen Branche verglichen werden, die 
Emissionsabgaben zu 90 Prozent 3 Prozent, vielleicht bei ei­
nigen Kapitalerhöhungen dann 2 Prozent betrugen. Deshalb 
wird diese Differenz - die man hier noch kritisieren könnte 
und die irgendwo zwischen dem Substanzwert und dem 
Nennwert liegen sollte - durch das, was die anderen früher 
abgeliefert haben, weit überkompensiert. 
3. Natürlich ist jetzt wegen des guten Rechnungsabschlus­
ses des Bundes vom letzten Jahr überall die Illusion entstan­
den, man hätte beliebig Geld, um es beliebig für Steuerer­
leichterungen oder Mehrausgaben einsetzen zu können. 
Der Bundesrat schliesst nicht aus, dass neben der Familien­
besteuerung vielleicht noch ein Unternehmenssteuerpaket 
kommen wird. Wir haben zwei Studien in Vorbereitung: eine 
interne Standortstudie, wo schon sehr interessante Ansätze 
vorliegen, und jene der Kommission Oberson. 
Es ist ganz klar, dass man diese Entlastungen gezielt dort 
einsetzen muss, wo es aus Standortgründen nötig ist. Wir 
sollten sie nicht dort einsetzen, wo es aus Standortgründen 
nicht nötig ist. Diese 40 bis 60 Millionen Franken würde ich 
viel lieber dort einsetzen, wo es wirklich für die Konkurrenz­
fähigkeit des Werk- und Finanzplatzes etwas bringt, als hier, 
wo es vielleicht angenehm wäre, aber nicht zwingend und 
auch nicht gerecht ist. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, hier der Minderheit zuzu­
stimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 24 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

Ziff. 6 Art. 14 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Bst. b, i 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Bst.j 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Dettling, Schweiger, Slongo, Reimann, Wenger) 
j. der Erwerb oder die Veräusserung von steuerbaren Urkun­
den im Rahmen von Umstrukturierungen nach den Arti-
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kein 61 Absatz 2 und 207a Absatz 3 des Bundesgesetzes 
über die direkte Bundessteuer. 

Ch. 6 art. 14 al. 1 
Proposition de la commission 
Let. b, i 
Adherer au projet du Conseil federal 

Let.j 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Dettling, Schweiger, Slongo, Reimann, Wenger) 
j. l'acquisition ou l'alienation de documents imposables dans 
le cadre de restructurations selon les articles 61 alinea 2 et 
207a alinea 3 de la loi federale sur l'impöt federal direct. 

Bst. b, i - Let. b, i 
Angenommen - Adopte 

Bst. j-Let. j 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Weil ich ja ei­
nerseits Berichterstatter bin, andererseits aber hier der Min­
derheit angehöre, versuche ich, die Sache objektiv darzu­
stellen, indem ich Ihnen einfach die entsprechenden Aus­
führungen der WAK zur Kenntnis bringe. Der Antrag der 
Minderheit der Kommission für Rechtsfragen entspricht dem 
Antrag der Mehrheit der Kommission für Wirtschaft und Ab­
gaben. Ich versuche objektiv zu erklären, worum es geht: 
Gemäss Artikel 13 Absatz 3 Buchstabe b des Bundesgeset­
zes über die Stempelabgaben (StG) gelten alle grösseren 
Holdinggesellschaften als Effektenhändler und sind damit für 
die von ihnen getätigten Wertschriftentransaktionen umsatz­
abgabepflichtig. Bei dem im Rahmen der Unternehmens­
steuerreform 1997 eingeführten Artikel 207a Absatz 3 des 
Bundesgesetze~ über die direkte Bundessteuer (DBG) 
wurde für die Ubertragung von Altbeteiligungen auf eine 
~usländische Zwischenholding sowohl die Möglichkeit der 
Ubertragung zu Buchwerten als auch die Veräusserung zu 
Verkehrswerten vorgesehen. 
Der geänderte Artikel 61 Absatz 2 DBG sieht für die kon­
zerninterne Übertragung von Beteiligungen im Inland eben­
falls die Möglichkeit der entgeltlichen Übertragung vor, 
nämlich die Veräusserung zu Buchwerten. Für die Übertra­
gung von Beteiligungen als Sacheinlagen sieht Artikel 14 
Abs~tz 1 Buchstabe b StG die Befreiung vor, neu auch für 
die Ubertragung ins ~usland. Eine entsprechende Befreiung 
f.9r die entgeltliche Ubertragung fehlt jedoch. Auf solchen 
Ubertragungen würde damit weiterhin die Umsatzabgaben 
erhoben. Mit der neuen Bestimmung von Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe j StG soll nun - nach Meinung der WAK - sicher­
gestellt werden, dass entgeltliche Übertragungen im Berei­
che von Beteiligungen im Konzern im In- und Ausland nicht 
mehr der Umsatzabgabe unterliegen. 
Damit würden Steuereinbussen in der Grössenordnung von 
15 bis 20 Millionen Franken entstehen. 
Ganz kurz zusammengefasst kann die zu beurteilende 
Frage wie folgt gestellt werden: Sollen entgeltliche Übertra­
gungen von Beteiligungen innerhalb eines Konzerns - also 
beispielsweise von einer Tochter- zu ihrer Muttergesellschaft 
oder von einer Schwestergesellschaft zu einer andern - von 
der Stempelabgabe befreit sein? Oder sollen auch solche 
konzerninternen Übertragungen wie normale, nicht privile­
gierte Wertpapiergeschäfte behandelt werden? 

Dettllng Toni (R, SZ): Bei den recht umfangreichen und 
komplexen steuerrechtlichen Änderungsvorschriften im 
Rahmen des Fusionsgesetzes bestehen nur zwei Differen­
zen zwischen dem Bundesrat und der vorberatenden Kom­
mission. Bezeichnend ist dabei, dass diese unterschied­
lichen Auffassungen ausgerechnet im Stempelsteuerbe­
reich, also bei der nach heutiger Auffassung ohnehin frag­
würdigen Rechtsverkehrssteuer, bestehen. 
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Die eine Differenz haben wir vorhin bei Artikel 9 StG im 
Sinne der Kommissionsmehrheit und im Sinne des Antrages 
der WAK bereinigt. 
Bei der hier bestehenden Differenz in Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe j geht es um eine finanzpolitisch weniger ins Ge­
wicht fallende, aber nicht minder wichtige Differenz. 
Als Vertreter der Minderheit nehme ich auch hier den Antrag 
gemäss Mitbericht der vorberatenden WAK auf und ersuche 
Sie, diesem zuzustimmen. Worum geht es hier? Zunächst ist 
lobend hervorzuheben, dass für die Übertragung von Beteili­
gungen als Sacheinlagen im Rahmen einer Fusion, Spal­
tung oder Umwandlung die Stempelsteuerbefreiung sowohl 
im Inland wie auch im Ausland vorgesehen ist. Indessen 
fehlt eine Steuerbefreiung bei entgeltlichen Übertragungen. 
Mit dem Minderheitsantrag soll nun sichergestellt werden, 
dass entgeltliche Übertragungen von Beteiligungen inner­
halb eines Konzerns - ich betone das: innerhalb eines Kon­
zerns - im In- und Ausland nicht mehr der Umsatzabgabe 
unterstellt sein sollen. 
Es ist zwar richtig, dass solche Transaktionen nicht unbe­
dingt im Rahmen einer Umstrukturierung erfolgen müssen, 
um von der Stempelsteuer befreit zu werden. Insoweit ist der 
Einwand, dass es sich nicht um ein fusionsspezifisches An­
liegen handelt, richtig. Anderseits geht es aber dabei um 
entgeltliche Umstrukturierungsmassnahmen innerhalb der 
engen Grenzen der Konzerne, die wirtschaftlich gesehen 
vielfach auch mit einem Fusions-, Spaltungs- oder Umwand­
lungsvorgang in indirektem oder sogar in direktem Zusam­
menhang stehen und damit ebenfalls umsatzabgabebefreit 
sein sollten. 
Aus Gründen der steuerlichen Gleichstellung von solchen 
komplexen Wirtschaftsvorgängen innerhalb der Konzerne 
ersuche ich Sie, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen; 
dies umso mehr, als ja der Steuerausfall mit 15 bis 20. Millio­
nen Franken verkraftbar sein dürfte und Sie damit erst noch 
eine Standortverbesserung zugunsten unseres Wirtschafts­
und Steuerstandortes Schweiz treffen können. 
Ich ersuche Sie, die Minderheit zu unterstützen. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: In der Tat ist es bei eigentlichen 
Restrukturierungen, Fusionen, Spaltungen und Umwandlun­
gen so, dass die Umsatzabgabe erlassen wird und nicht ge­
schuldet ist. Das war auch der Vorschlag der Arbeitsgruppe 
«Steuern bei Umstrukturierungen». Der Bundesrat ist dann 
noch etwas weiter gegangen und hat in seinem Entwurf so­
gar eine Sacheinlage von Urkunden zur Liberierung auslän­
discher Wertpapiere von der Abgabe ausgenommen. Das 
geschieht also, wenn ein Aktienpaket als Sacheinlage über­
tragen wird. Auch da könnte man sagen, das sei durchaus 
noch eine Restrukturierung. 
Es geht jetzt nur noch um den Punkt, bei dem es sich in die­
sem Sinne eigentlich nicht mehr um eine Restrukturierung 
handelt, sondern wenn eine Beteiligung im Konzern einfach 
«umgehängt» wird. Herr Dettling hat das zu Recht gesagt. 
Ob das so wahnsinnig günstig für den Standort ist, weiss ich 
nicht. Denn das betrifft sehr häufig Subholdings, die man 
von der Schweiz weg In ein anderes Land verlegt, um die 
ausländische Sockelsteuer zu vermeiden. Wir helfen hier 
also natürlich auch mit, das Auswandern zu fördern. Das ist 
legitim und verständlich. Wir hoffen ja, dass das in Zukunft 
weniger nötig wird, wenn wir die Sockelsteuer mit anderen 
europäischen Staaten einmal wegbringen. Das ist auch ei­
nes unserer Ziele in den Gesprächen mit der EU über an­
dere finanzrelevante Dinge. Aber weil es sich nicht um einen 
echten Restrukturierungsvorgang im engeren Sinne handelt, 
sondern weil aus steuerlichen Gründen etwas gemacht 
wird - nicht um wirklich eine neue Struktur aufzubauen -, 
sind wir der Meinung, es sei vertretbar, der Mehrheit zuzu­
stimmen und diese Besteuerung noch beizubehalten. 
Ich höre hier, dass 15 bis 20 Millionen Franken ja nicht so 
viel seien. Ich werde aber zunehmend besorgter: hier 20 Mil­
lionen Franken, dort 50 Millionen Franken, hier 1 oo Millionen 
Franken, dort 100 MIiiionen Franken. So fing es vor zehn 
Jahren an. Da sollten wir aufpassen. Ich meine wirklich, wir 
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sollten das Geld, das nach wie vor knapp ist, dort einsetzen, 
wo es standortmässig wirklich nötig ist. 
Auch wenn es hier weniger ist, würde ich Ihnen deshalb 
empfehlen, der Mehrheit zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 21 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 1 o Stimmen 

Ziff. 7 Art.18 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Unverändert 

Ch. 7 art. 18 al. 2 
Proposition de la commission 
lnchange 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ich möchte Ih­
nen Folgendes beliebt machen: Die WAK, die RK und auch 
der Bundesrat sind mit den Vorschlägen, wie sie von der 
WAK gemacht worden sind, einverstanden. Es liegen keine 
Minderheitsanträge vor. Es wäre zwar wünschbar, dass zu­
handen der Materialien einige ergänzende Bemerkungen 
gemacht würden. Ich könnte mir aber vorstellen - und wäre 
auch persönlich dafür besorgt -, dass diese Ausführungen 
der WAK im Rahmen der Nationalratsdebatte in geeigneter 
Art und Weise so bekannt werden, dass sie auch Gegen­
stand der Materialien werden. 
Ich habe mich demzufolge entschlossen, keine weiteren 
Ausführungen zu machen. Ich hoffe, dass Sie meinem Ent­
schluss Verständnis entgegenbringen; andernfalls erwarte 
ich eine irgendwie geartete Reaktion. (Heiterkeit) 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 7 Art. 19 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht .... 
a. bei der Übertragung von Vermögenswerten auf eine an­
dere Personenunternehmung; 
b. bei der Übertragung eines Betriebes oder eines Teilbetrie­
bes auf eine juristische Person; 

Abs.2 
.... zu einem über dem übertragenen steuerlichen Eigenka­
pital liegenden Preis .... 

Ch. 7 art. 19 
Proposition de la commission 
Al. 1 
.... ou d'une transformation, pour autant que cette entreprise 
raste assujettie .... 
a. en cas de transfert d'elements patrimoniaux a une autre 
entreprise de personnes; 
b. en cas de transfert d'une exploitation ou d'une branche 
d'activite a une personne morale; 

Al. 2 
.... a un prix superieur a la valeur fiscalement determinante 
du capital propre transfere; la personne morale .... 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 7 Art. 20 Abs. 1 Bst. g 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Ch. 7 art. 20 al. 1 Jet. g 
Proposition de la commission 
Bitter 

Angenommen -Adopte 
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Ziff. 7 Art. 61 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht .... 
a. bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder 
in eine andere juristische Person; 
b. bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, 
sofern die nach der Spaltung bestehenden Beteiligungs­
rechte einen oder mehrere Betriebe oder Teilbetriebe verkör­
pern; 
c. beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschafts­
rechten anlässlich von Fusionen oder von fusionsähnlichen 
Zusammenschlüssen. 
Abs. 1bis 
Streichen 
Abs.2 
.... zusammengefasst sind, können direkt oder indirekt ge­
haltene Beteiligungen von mindestens 20 Prozent am 
Grund- oder Stammkapital einer anderen Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe sowie Ge­
genstände des betriebsnotwendigen Anlagevermögens zu 
den bisher für die Gewinnsteuer massgeblichen Werten 
übertragen werden. 
Abs. 2bis 
Werden im Fall einer Übertragung nach Absatz 2 während 
der nachfolgenden fünf Jahre die übertragenen Vermögens­
werte veräussert oder wird während dieser Zeit die einheitli­
che Leitung aufgegeben, so werden .... geltend machen. Die 
unter einheitlicher Leitung zusammengefassten Kapitalge­
sellschaften und Genossenschaften haften für die Nach­
steuer solidarisch. 

Ch. 7 art. 61 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
.... ou d'une transformation, pour autant que la personne 
morale .... 
a. en cas de transformation en une societe de personnes ou 
an une autre personne morale; 
b. en cas de division ou separation du patrimoine d'une per­
sonne morale a condition que les droits de participation exis­
tant apres la scission se rapportent a une ou plusieurs ex­
ploitations ou branches d'activite; 
c. en cas d'echange de droits de participation ou de droits de 
societariat suite a des fusions ou suite a des concentrations 
equivalant economiquement a une fusion. 
Al. 1bis 
Biffer 
Al. 2 
Des participations directes ou indirectes de 20 pour cent au 
moins du capital-actions ou du capital social d'une autre so­
ciete de capitaux ou d'une societe cooperative, mais aussi 
des exploitations ou des branches d'activite ainsi que des 
biens immobilises necessaires a l'exploitation, peuvent etre 
transferees .... 
Al. 2bis 
Si dans les cinq ans qui suivent un transfert selon l'alinea 2, 
las elements de patrimoine transferes sont alienes ou si la 
direction unique est, durant cette periode, abandonnee, les 
reserves latentes .... peut dans ce cas .... benefices impo­
ses. Les societes de capitaux et cooperatives reunles sous 
direction unique repondent solidairement de l'impöt. 

David Eugen {C, SG): Ich entschuldige mich, dass ich die 
ccPause» störe, aber es geht um einen Punkt, auf den ich 
nochmals zurückkommen möchte. 
In Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b DBG geht es - ich habe 
das im Eintretensvotum gesagt - um die Begriffe Betrieb 
und Teilbetrieb, die hier eingeführt werden und über die 
durchaus verschiedene Meinungen bestehen. 
Es geht insbesondere darum, dass in Fällen, wo Jointven­
tures, wo Sanierungen gemacht werden und auch bei der 
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Teilung von Immobiliengesellschaften die Umstrukturierung 
nicht an diesem Begriff Betrieb oder Teilbetrieb scheitern 
soll . 
Mir ist von der Steuerverwaltung mitgeteilt worden - ich 
nehme das so auch gerne zur Kenntnis und möchte dann 
die Frage an Herrn Bundesrat Villiger richten -, dass in Arti­
kel 61 Absatz 1 das Wort ccinsbesondere» in der dritten Zeile 
steht und mit diesem Wort ccinsbesondere» auch zum Aus­
druck gebracht wird, dass auch in den von mir jetzt genann­
ten Fällen Lösungen steuerneutral möglich sind. Man muss 
den Fall sicher im Einzelnen anschauen, aber es bedeutet, 
dass der Betriebsbegriff, wie er sonst generell gilt, nicht eine 
absolute Schranke dafür ist, auch in solchen Fällen steuer­
neutrale Umstrukturierungen durchführen zu können. 
Ich bitte Herrn Bundesrat Villiger, quasi formell die Frage zu 
beantworten, ob dies aus seiner Sicht so ist und wie das die 
Eidgenössische Steuerverwaltung sieht. 
Ich möchte einfach noch die zweite Bemerkung anschlies­
sen; sie betrifft die Handänderungssteuer. Ich möchte Ihnen 
im Hinblick auf die Behandlung der Empfehlung 01.3016 mit 
auf den Weg geben, dass wir heute im Bankengesetz Arti­
kel 14 Absatz 3 haben, der festlegt, dass im Bankenbereich 
die Umstrukturierung von der Handänderungssteuer befreit 
werden kann. Das wäre auch verfassungswidrig. 
Also soll man bitte nicht päpstlicher sein als der Papst! Es 
gibt eine Bestimmung, die schon lange existiert, und wenn 
man die Handänderungssteuer in dieser Branche weglassen 
kann, sehe ich nicht ein, warum man es hier von Bundes­
rechts wegen nicht tun können sollte. Ich möchte Ihnen das 
einfach für die Umsetzung dieser Empfehlung mitgeben. 
Ich bin froh, wenn Sie die Frage zu Artikel 61 DBG beant­
worten. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Zur letzten Bemerkung: Ich habe 
in meinem kurzen Eintretensvotum ja gesagt, dass wir diese 
Frage der Handänderungssteuer vor dem Zweitrat noch ein­
mal im Zusammenhang vertiefen werden. Das Anliegen ist 
natürlich wirtschaftlich durchaus gerechtfertigt, deshalb ha­
ben wir die Empfehlung auch entgegengenommen. 
Vielleicht jetzt zu den zwei weiteren Fragen: In Artikel 61 Ab­
satz 1 ist in der Tat einmal generell von ccUmstrukturierun­
gen» die Rede, und dann heisst es «insbesondere im Fall 
der Fusion, Spaltung oder Umwandlung». Das bedeutet, 
dass diese drei Umstrukturierungstatbestände nicht ab­
schliessend gelten. Die Meinung ist, dass zu den Umstruktu­
rierungen durchaus auch Jointventures und solche Dinge 
gehören und gemeint sind, wenn die Umstände stimmen, 
sodass ich in diesem Sinne auf Ihre Frage eine positive Ant­
wort geben darf. 
Vielleicht noch zum Betriebsbegriff: In der Eintretensdebatte 
haben Sie anscheinend auch noch die Frage aufgeworfen, 
ob eine Liegenschaft ein Betrieb sein kann. Hier will man -
deshalb hat man das so formuliert - auf das Problem ein­
gehen, dass bei Spaltungen die Steuerneutralität dazu miss­
braucht werden könnte, dass einzelne Aktiven, z. B. eben 
Liegenschaften, auf eine Schwestergesellschaft abgespal­
ten werden und dass der Aktionär die Beteiligungsrechte an 
der neuen Kapitalgesellschaft dann steuerfrei veräussert. 
Mit Bezug auf den umgekehrten Vorgang, dass der Betrieb 
abgespalten wird und einzelne nicht mehr benötigte Aktiven 
in der bisherigen Gesellschaft verbleiben, muss das Be­
triebserfordernis eben nicht nur für den übertragenen, son­
dern auch für den verbleibenden Teil gelten. 
Ihre Kommission hat, so glaube ich, die Praxis diskutiert, die 
es in St. Gallen gibt. Hier kann ich bestätigen, dass wir vor­
haben, in solchen Fällen ähnlich oder gleich vorzugehen. 
Danach wird ein Immobilienkomplex, bei dem es noch die 
Vollzeitstelle eines Verwalters gibt, wobei der Lohn maximal 
5 Prozent der Mieterträge beträgt, als Betrieb betrachtet. Ich 
glaube, dass der so ausgelegte Artikel 61 damit Ihren Anlie­
gen gerecht wird. 

Angenommen -Adopte 
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Ziff. 7 Art. 64 Abs. 1bis 
Antrag der Kommission 
Beim Ersatz von Beteiligungen können die stillen Reserven 
auf eine neue Beteiligung übertragen werden, sofern die 
veräusserte Beteiligung mindestens 20 Prozent des Grund­
oder Stammkapitals der anderen Gesellschaft ausmacht 
und als solche während mindestens eines Jahres im Besitze 
der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft war. 

Ch. 7 art. 64 al. 1 bis 
Proposition de Ja commission 
En cas de remplacement de participations, les reserves la­
tentes peuvent etre reportees sur une nouvelle participation 
si la participation alienee etait egale a 20 pour cent au moins 
du capital-actions ou de capital social de l'autre societe et si 
la societe de capitaux ou la societe cooperative l'a detenue 
pendant un an au moins. 

Angenommen - Adopte 

Zlff. 8 Art. 8 
Antrag der Kommission 
Abs. 3 
.... Umwanqlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht .... 
a. bei der Ubertragung von Vermögenswerten auf eine an­
dere Persq_nenunternehmung; 
b. bei der Ubertragung eines Betriebes oder eines Teilbetrie­
bes auf eine juristische Person; 

Abs. 3bis 
.... zu einem über dem übertragenen steuerlichen Eigenkapi­
tal liegenden Preis .... 

Ch. 8 art. 8 
Proposition de Ja commission 
Al. 3 
.... ou d'une transformation, pour autant que cette entreprise 
reste assujettie .... 
a. en cas de transfert d'elements patrimoniaux a une autre 
entreprise de personnes; 
b. en cas de transfert d'une exploitation ou d'une branche 
d'activite a une personne morale; 

Al. 3bis 
.... a un prix superieur a la valeur fiscalement determinante 
du capital propre transfere; la personne morale .... 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 8 Art. 12 Abs. 4 Bst. a 
Antrag der Kommission 
a. die in den Artikeln 8 Absätze 3 und 4 und 24 Absätze 3 
und 3ter genannten .... 

Ch. 8 art. 12 al. 4 let. a 
Proposition de Ja commission 
a ..... mentionnes aux articles 8 alineas 3 et 4 et 24 alineas 3 
et 3ter sont assimiles .... 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 8 Art. 24 
Antrag der Kommission 
Abs. 3 
.... Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht .... 
a. bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder 
in eine andere juristische Person; 
b. bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, 
sofern die nach der Spaltung bestehenden Beteiligungs­
rechte einen oder mehrere Betriebe oder Teilbetriebe verkör­
pern; 
c. beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschafts­
rechten anlässlich von Fusionen oder von fusionsähnlichen 
Zusammenschlüssen. 
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Abs. 3bis 
Streichen 
Abs. 3ter 
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.... zusammengefasst sind, können direkt oder indirekt ge­
haltene Beteiligungen von mindestens 20 Prozent am 
Grund- oder Stammkapital einer anderen Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe sowie Ge­
genstände des betriebsnotwendigen Anlagevermögens zu 
den bisher für die Gewinnsteuer massgeblichen Werten 
übertragen werden. 
Abs. 3quater 
Werden im Fall einer Übertragung nach Absatz 3ter wäh­
rend der nachfolgenden fünf Jahre die übertragenen Vermö­
genswerte veräussert oder wird während dieser Zeit die 
einheitliche Leitung aufgegeben, so werden .... geltend ma­
chen. Die unter einheitlicher Leitung zusammengefassten 
Kapitalgesellschaften und Genossenschaften haften für die 
Nachsteuer solidarisch. 
Abs. 4bis 
Beim Ersatz von Beteiligungen können die stillen Reserven 
auf eine neue Beteiligung übertragen werden, sofern die 
veräusserte Beteiligung mindestens 20 Prozent des Grund­
oder Stammkapitals der anderen Gesellschaft ausmacht 
und als solche während mindestens eines Jahres im Besitze 
der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft war. 

Ch. 8 art. 24 
Proposition de Ja commission 
Al. 3 
.... ou d'une tranformation, pour autant que la personne mo­
rale .... 
a. en cas de transformation en une societe de personnes ou 
en une autre personne morale; 
b. en cas de division ou separation du patrimoine d'une per­
sonne morale a condition que les droits de participation exis­
tant apres la scission se rapportent a une ou plusieurs ex­
ploitations ou branches d'activite; 
c. en cas d'echange de droits de participation ou de droits 
de societariat suite a des fusions ou suite a. des concentra­
tions equivalant economiquement a. une fusion. 
Al. 3bis 
Biffer 
Al. 3ter 
Des participations directes ou indirectes de 20 pour cent au 
moins du capital-actions ou du capital social d'une autre so­
ciete de capitaux ou d'une societe cooperative, mais aussi 
des exploitations ou des branches d'activite ainsi que des 
biens immobilises necessaires a. l'exploitation, peuvent etre 
transferes .... 
Al. 3quater 
Si dans les cinq ans qui suivent un transfert selon l'ali­
nea 3ter, les elements de patrimoine transferes sont alienes 
ou si la direction unique est, durant cette periode, abandon­
nee, les reserves latentes .... peut dans ce cas .... benefices 
imposes. Les societes de capitaux et cooperatives reunies 
sous direction unique repondent solidairement de l'impöt. 
Al. 4bis 
En cas de remplacement de participations, las reserves la­
tentes peuvent ätre reportees sur une nouvelle participation 
si Ja participation alienee etait egale a 20 pour cent au moins 
du capital-actions ou du capitaJ social de l'autre societe et si 
Ja societe de capitaux ou la societe cooperative l'a detenue 
pendant un an au moins. 

Angenommen -Adopte 

Ziff. 8 Art. 72b; Ziff. 9-11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 8 art. 72b; eh. 9-11 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 



01.3015 Conseil des Etats 

Art. 103 

La presidente (Saudan Franc;oise, presidente): Afin que 
nous soyons absolument au clair sur ce que nous avons fait 
a l'article 103 alinea 3 du projet de loi et que moi, je sois taut 
a fait au clair sur ce que nous avons fait a l'article precite, 
M. Schweiger va vous lire en allemand la teneur de la dispo­
sition que nous avons adoptee, et vous pourrez faire des re­
marques si jamais vous avez encore des questions a poser. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Im Prinzip be­
lässt man den Text von Artikel 103 Absatz 3 und schiebt das 
ein, was Sie beschlossen haben. Er lautet demzufolge: «In 
den Fällen nach Absatz 2 bedarf es als Ausweis für die Ei­
gentumsübertragung für das Grundbuch einer öffentlichen 
Urkunde über die Tatsache, dass das Eigentum an den 
Grundstücken auf den übernehmenden Rechtsträger über­
gegangen ist; davon ausgenommen bleibt die Übertragung 
von Grundstücken durch Vermögensübertragung, denn die 
Urkundsperson, welche die Feststellungsurkunde errichtet, 
ist namens des übernehmenden Rechtsträgers zur Anmel­
dung bei den Grundbuchämtern befugt.» 
Ich schlage Ihnen vor, diesen Text so zu genehmigen. 

Gesamtabstimmung - Vote sur J'ensemb/e 
Für Annahme des Entwurfes .... 32 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

01.3015 

Empfehlung RK-SR (00.052). 
Fusionsgesetz. Anpassung 
der Vollzugsbestimmungen 
zum Verrechnungssteuer-
und Stempelsteuerrecht 
Recommandation CAJ-CE (00.052). 
Loi sur la fusion. Adaptation 
des textes d'execution 
de la loi sur l'impöt anticipe 
et de la loi sur les droits de timbre 

Einrejchungsdatum 02 03 01 
Date de depöt 02.03 OJ 

StänderaVConseil des Etats 21.03.01 

La presidente (Saudan Franc;oise, presidente): Cette recom­
mandation a ete traitee lors du debat sur l'objet 00.052. 

Überwiesen - Transmis 
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01.3016 

Empfehlung RK-SR (00.052). 
Fusionsgesetz. 
Kantonale Handänderungssteuern 

21 mars 2001 

Recommandation CAJ-CE (00.052). 
Loi sur la fusion. 
Droits de mutation cantonaux 

Einreichungsdatum 02 03 OJ 
Date de depöt 02.03.01 

StänderaVConseil des Etats 21.03.01 

La presidente (Saudan Franc;oise, presidente): Cette recom­
mandation a ete traitee lors du debat sur l'objet 00.052. 

Überwiesen - Transmis 

Schluss der Sitzung um 13.45 Uhr 
La seance est levee a 13 h 45 
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00.052 

Fusionsgesetz 
Loi sur la fusion 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 13.06.00 (BBI 2000 4337) 
Message du Conseil federal 13.06.00 (FF 2000 3995) 

Ständerat/Conseil des Etats 21.03.01 (Erstrat- Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Fortsetzung - Suite) 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Die Kommission be­
antragt Ihnen ohne Opposition Eintreten auf diese Geset­
zesvorlage. Das Fusionsgesetz regelt die privatrechtlichen 
Aspekte unterschiedlicher Vorgänge im Unternehmens- bzw. 
im Gesellschaftsrecht wie Fusion, Spaltung, Umwandlung -
d. h. Änderung der Rechtsform - sowie Vermögensübertra­
gung. Die Beschränkung auf die privatrechtliche Fragestel­
lung heisst, dass die öffentlich-rechtlichen Rahmenbedin­
gungen wie z. B. der Gesetzesvorbehalt für eine Privatisie­
rung einer bisher öffentlich-rechtlichen Unternehmung vor­
behalten bleiben. 
Insofern bleibt der Geltungsbereich des Gesetzes be­
schränkt. Es geht nicht darum, erleichterte Voraussetzungen 
für eine formelle oder materielle Privatisierung öffentlicher 
Unternehmen zu schaffen, sondern es geht nur darum, den 
Geltungsbereich privatrechtlicher Vorschriften beim Über­
gang in eine Privatrechtsform im Schnittstellenbereich zu re­
geln. 
Das Fusionsgesetz schafft nicht gänzlich neues Recht. 
Schon heute haben wir fusionsrechtliche Bestimmungen im 
Aktien- und im Genossenschaftsrecht. Artikel 333 des Obli­
gationenrechtes regelt die Übernahme eines Betriebes In 
seinen Auswirkungen auf die Rechte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sehr grundsätzlich und wohl auch zu pau­
schal, weshalb präzisierende Normen notwendig erschie­
nen. In den Anhörungen hat sich diesbezüglich verdeutlicht, 
dass Artikel 333 OR gleicherweise auf die Absorptionsfu­
sion, die Kombinationsfusion und die Spaltung anwendbar 
ist. Das Fusionsgesetz hat Artikel 333 OR nicht ausser Wir­
kung gesetzt, sondern in einzelnen Bereichen konkretisiert. 
Ausgenommen blieb das wichtige, aber dornenvolle Thema 
der Sozialplanpflicht bei Unternehmenssanierungen. Das 
zuständige Departement hat hier einen Bericht mit konkre­
ten Vorschlägen für eine allfällige gesetzliche Verankerung 
in Aussicht gestellt, auch in Zusammenhang mit meiner Par­
lamentarischen Initiative 97.407 bezüglich des Auslegungs­
inhaltes von Artikel 333 OR, die wir in der ersten Phase 
bereits gemeinsam diskutiert haben (16. März 1998). 
Das Fusionsgesetz gilt nicht nur für Kapital- und Personen­
gesellschaften, sondern auch für Vereine und Stiftungen. 
Hier ergab sich zunächst etwelche Irritation aus der Frage­
stellung, ob damit das geltende Stiftungsrecht oder das An­
wendungsgebiet der beruflichen Vorsorge - also was im 
BVG geregelt ist - derogiert werde. Die Bestimmungen für 
Stiftungen im Vorsorgebereich wurden - um das zu präzisie­
ren - konkretisiert, und es wurde klargestellt, dass die Vor­
schriften des ZGB, des OR und des BVG, z. B. die Einhal­
tung des Stiftungszwecks oder die Wahrung der Rechte der 
Destinatäre, integral vorbehalten bleiben. 
Nicht geregelt ist im bisherigen Recht der Tatbestand der 
Spaltung, nämlich die Übertragung von Vermögensteilen in 
eine Gesellschaft gegen Gewährung von Anteilen und Mit­
gliedschaftsrechten. Eine Gleichstellung mit dem Tatbestand 
der Fusion in vielen Teilen hat sich aufgedrängt, weil die 
Spaltung die Rechte der Gesellschafter bzw. der Gläubiger 
und der Arbeitnehmer in gleicher Weise berühren kann wie 
der Zusammenschluss von zwei oder mehreren Unterneh­
mungen. 
Das Fusionsgesetz ermöglicht die Fusion von Unterneh­
mungen unterschiedlicher Rechtsform, allerdings mit unter-
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schiedlichen Anforderungen. Diese sind besonders hoch, 
wenn Kapitalgesellschaften in Personengesellschaften mit 
grundsätzlich persönlicher Haftung der Gesellschafter trans­
formiert werden und umgekehrt. 
Das Fusionsgesetz ist schliesslich auch grenzüberschrei­
tend anwendbar, und diesbezüglich mussten Änderungen 
auch im internationalen Privatrecht vorgenommen werden. 
Sodann hat sich in Zusammenhang mit der Grenzüber­
schreitung im Kartellrecht die Grundsatzfrage gestellt: Kön­
nen auch Unternehmungen oder Teile davon, wenn sie eine 
Versorgungsfunktion im Rahmen des Service public erfüllen, 
z. B. Swisscom oder Emmi, gegen alle öffentlichen Interes­
sen ins Ausland verscherbelt werden? Braucht es hier nicht 
gesetzliche Schranken oder ein Vetorecht des Bundesrates? 
Von Fusion und Spaltung abzugrenzen ist die blosse Um­
wandlung bzw. der Wechsel der Rechtsform. In diesen Zu­
sammenhang gehört die Überführung von Instituten des öf­
fentlichen Rechtes, z. B. einer öffentlich-rechtlichen Anstalt, 
in eine Privatrechtsform. Damit wird über die Trägerschaft 
bzw. deren allfällige Privatisierung überhaupt nichts ausge­
sagt. Mit anderen Worten: Das Fusionsgesetz regelt nur die 
formelle oder die so genannte Organisationsprivatisierung, 
nicht die materielle Privatisierung der Trägerschaft. Diese ist 
wie bisher dem öffentlichen Recht vorbehalten. Alle öffent­
lich-rechtlichen Bindungen, z. B. die Bindung an Verfassung 
und Gesetz, bleiben integral vorbehalten. Das Fusionsge­
setz darf in diesem Sinne nicht als «Privatisierungserleichte­
rungsgesetz» missverstanden werden. 
Das Vernehmlassungsprojekt des, Bundesrates stellte ur­
sprünglich nur den Schutz der Gesellschafter - insbeson­
dere der Minderheitsgesellschafter und Gläubiger - bei 
diesen verschiedenen, rechtlich zu bewältigenden Vorgän­
gen in den Vordergrund. Aufgrund des Vernehmlassungs­
verfahrens wurde das Spektrum der geschützten Interessen 
wesentlich erweitert - völlig zu Recht. Nun werden auch die 
Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch 
präzise Verfahrensregeln geschützt, z. B. durch eine präzise 
Konsultationspflicht bei Fusion und Spaltung, wenn erhebli­
che wirtschaftliche und soziale Auswirkungen auf die Inter­
essen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu erwar­
ten sind. 
Das Mitwirkungsrecht der Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer kann so weit gehen, dass der Eintrag, z. B. einer Fu­
sion, ins Handelsregister auf dem Klageweg verhindert wer­
den kann, wenn der Nachweis einer Missachtung der 
Konsultationspflicht geführt werden kann. Es ist anzuneh­
men, dass der Bundesrat das Vernehmlassungsprojekt in 
einer ausgesprochen fusionsfreundlichen Stimmung entwi­
ckelt und vorbereitet hat. 
Mittlerweile mehren sich auch skeptische Stimmen, die an­
hand mehrerer misslungener Unternehmenszusammen­
schlüsse davor warnen, Fusionen allzu sehr zu erleichtern. 
Denn der Zusammenschluss von Unternehmungen ist nicht 
nur rechtlich und wirtschaftlich ein Problem. Unterschiedli­
che Unternehmenskulturen können auch ein erfolgreiches 
gemeinsames Unternehmen gefährden. Hinzu kommt, dass 
grosse Fusionen immer wieder auch eine erhebliche Anzahl 
von Arbeitsplätzen gefährdet haben, sodass auch diesbe­
züglich eine zurückhaltende Position vor allem der Arbeit­
nehmerorganisationen deutlich wurde. 
Das Gesetz versucht, ein Gleichgewicht der Interessen her­
beizuführen. Es hat strenge Anforderungen an die Fusion 
grösserer Unternehmen gestellt, ein~ Fusion kleinerer, so 
genannter KMU dagegen erleichtert. Uber das Ausmass der 
Erleichterung gingen die Meinungen in der Beratung ausein­
ander. Am Konzept wurde aber nichts geändert, wonach 
Kleinunternehmen, bei denen möglicherweise sogar die An­
teile wirtschaftlich in der gleichen Hand sind, nicht die glei­
chen Anforderungen des Fusionsrechtes zu erfüllen haben. 
Zur Fusion von Gesellschaften: Das Gesetz unterscheidet 
Absorptionsfusionen, die Übernahme einer Unternehmung, 
und Kombinationsfusionen, also den Zusammenschluss von 
zwei oder mehreren Unternehmen. In der Folge werden die 
zulässigen Tatbestände von Fusionen im Verhältnis zu den 
einzelnen Gesellschaftsformen definiert. Erschwert wird die 

Fusion bei Kapitalverlust, Unterdeckung oder Überschul­
dung. Zentral für den Gesellschafterschutz, vor allem für den 
Schutz der Minderheitsgesellschafter, ist eine Art Bestan­
desschutz, wonach ihnen im Rahmen einer Fusion oder ei­
nes vergleichbaren Tatbestandes gleichwertige Rechte oder 
eine angemessene Abgeltung zugestanden werden müs­
sen. Veränderungen im Vermögen der beteiligten Unterneh­
men während eines Fusionsvorganges sind in einer 
Zwischenbilanz festzuhalten. 
Das Verfahren gestaltet sich über mehrere Stufen hinweg: 
Zunächst ist ein Fusionsvertrag unter den beteiligten Unter­
nehmen auszuhandeln. Sodann werden in einem Fusions­
bericht der Zweck des Zusammenschlusses, das Umtausch­
verhältnis der Gesellschafteranteile oder Abfindungen sowie 
die Folgen für die Minderheitsgesellschafter und vor allem 
für die Arbeitnehmer festgehalten. Sodann erfolgt die Prü­
fung des Fusionsberichtes durch besonders befähigte Revi­
soren. In den Fusionsvertrag, Fusionsbericht und Prüfungs­
bericht erhalten die Gesellschafter Einsicht, nicht aber - aus 
meiner Sicht bedauerlicherweise - die Arbeitnehmer. 
Wesentliche Vermögensänderungen während des Fusions­
vorganges sind in der Generalversammlung zu melden, und 
allenfalls ist eine Zwischenbilanz zu erstellen. Schliesslich 
wird auf diesen Grundlagen der Fusionsbeschluss gefasst, 
je nach beteiligten Unternehmen mit sehr unterschiedlichen 
Quoren - von einer qualifizierten Mehrheit bis zur Einstim­
migkeit bei Personengesellschaften. Vor dem Fusionsbe­
schluss sind die Arbeitnehmer bzw. ihre Vertretungen zu 
konsultieren. Diese Konsultation muss substanziell sein, das 
heisst, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen 
die Möglichkeit haben, Einfluss auf die wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen zu nehmen, z. B. im Hinblick auf die Auf­
rechterhaltung oder den Abbau von Arbeitsplätzen. Wird 
diese Konsultation nicht oder nicht rechtsgenüglich durchge­
führt, ist der Fusionsbeschluss unwirksam. Die Arbeitneh­
mer bzw. ihre Vertretungen können nötigenfalls den Eintrag 
der Fusion ins Handelsregister verhindern. Rechtswirksam 
wird die Fusion mit dem rechtsgültigen Fusionsbeschluss. Er 
wird öffentlich beurkundet und schliesslich ins Handelsregi­
ster eingetragen. Die verwandten Tatbestände wie Spaltung, 
Umwandlung und Vermögensübertragung folgen weitge­
hend den gleichen Verfahrensgrundsätzen und Abläufen. 
Die entsprechenden Geschäftsvorgänge bei Verein und Stif­
tung enthalten für Mitglieder und Destinatäre besondere 
Schutzbestimmungen gegen Zweckänderung. 
Schliesslich noch ein Wort zu den Änderungen im Steuer­
recht: Die steuerrechtlichen Änderungen verschiedener Ne­
bengesetze sind vom Gedanken getragen, notwendige Um­
strukturierungen von Unternehmungen nicht fiskalisch zu 
behindern, aber auch nicht Anlass zur Steuerumgehung zu 
geben. Solche Regelungen sind z. B. Steueraufschub beim 
Transfer stiller Reserven oder das Betriebserfordernis bei 
der Spaltung von Unternehmen. Die Mehrheit der Kommis­
sion wollte dabei die kantonale Steuerhoheit z. B. im Bereich 
der Handänderungssteuer nicht tangieren. 
Nachdem ich Ihnen jetzt dieses sehr komplizierte Gesetz 
kurz vorstellen durfte, bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutre­
ten. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: La loi sur la 
fusion instaure de nouvelles dispositione legales qui rempla­
cent Jes regles existantes du Code des obligations en ma­
tiere de fusion et de transformation, et qui comblent d'impor­
tantes lacunes de la loi. Alors que le droit actuel ne regle la 
fusion que pour les societes anonymes, les societes en 
commandite par actions et les societes cooperatives, la fu­
sion doit a l'avenir ätre prevue au niveau de la loi pour toutes 
les formes de societes du Code des obligations ainsi que 
pour les associations et les fondations. 
Par ailleurs, la transformation qui, jusqu'a ce jour, n'est pre­
vue par la loi que dans l'hypothese du changement de forme 
juridique d'une SA en une SARL, doit ätre instauree de ma­
niere generale, a la condition toutefois que les formes juridi­
ques en cause soient compatibles quant a leur structure. 
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En outre, le projet facilite la modification des structures juri­
diqu~s ~es entreprises.~n introduisant l'institut juridique de 
la sc1ss1on. Cette derrnere permet une nouvelle repartition 
du patrimoine d'une societe et des droits de societariat. La 
scission peut se presenter saus une multitude de formes dif­
ferentes. 
Enfin, le transfert d'une entreprise ou d'une fraction de celle­
ci ~st facilite par le nouvel instrument du transfert de patri­
mo1ne. 
La nouvelle reglementation de la fusion et de la scission en­
visage aussi bien les operations entre societes de meme 
forme juridique, par exemple la fusion de deux associations 
que les operations entre societes de forme juridique diffe~ 
rente, par exemple la fusion entre une association et une so­
ciete cooperative. La reglementation proposee s'etend 
egalement aux operations transfrontalieres, c'est-a-dire aux 
operations impliquant des societes ayant leur siege dans dif­
ferents Etats. Les fusions et les transformations ayant pour 
objet la conversion d'instituts de droit public en societes ou 
en fondations de droit prive, par exemple la transformation 
d'.une banque cantonale en une societe anonyme, sont re­
g1es par des dispositions speciales. 
En discutant ma proposition de minorite a l'article 101 a nou­
vellement introduit, nous reviendrons sur la problematique 
specifique de la consultation des travailleurs. 
Vu les resultats de nos deliberations dans la commission, je 
peux resumer que celle-ci - ou sa majorite - s'est ralliee 
dans les grandes lignes aux decisions du Conseil des Etats. 
Cependant, la commission a clarifie, a l'article 70 alinea 2, la 
reglementation adoptee par le Conseil des Etats concernant 
la forme du contrat pour les transferts d'immeubles dans le 
cadre d'un transfert de patrimoine. Les clauses concernant 
les immeubles doivent, seien cette proposition, revetir la 
forme authentique. Je reviendrai sur cette precision impor­
tante lors de l'examen de detail. 
La commission a egalement profite de la revision partielle du 
Code des obligations induite par la nouvelle loi sur la fusion 
pour approuver une modification de la reglementation rela­
tive a la nationalite et au domicile des membres du conseil 
d'administration d'une societe anonyme (art. 708 CO). Cette 
nouvelle reglementation, rendue necessaire par les accords 
bilateraux avec l'Union europeenne, supprime d'une part 
l'exi_gen?~ de la nationalite suisse pour les administrateurs, 
et s1mphf1e d'autre part l'exigence de domicile. Seul un admi­
nistrateur ou un directeur habilite a representer la societe 
doit etre domicilie en Suisse. 
Un domicile a l'etranger peut etre assimile a un domicile 
suisse lorsqu'une teile pretention resulte d'un traite interna­
tional, tel que les accords bilateraux avec l'Union euro­
peenne. Des regles analogues sont prevues pour les ge­
rants d'une SARL et les administrateurs d'une societe coo­
perative. Je reviendrai a cette modification lors de l'examen 
de. detail, puisque M. Steiner a depose une proposition a ce 
SUJet. 
La proposition d'une minorite precise qu'en cas de fusion 
les travailleurs et leurs representants peuvent soumettre de~ 
propositions sur le contrat de fusion ainsi que des mesures 
en vue du maintien des places de travail qui doivent etre 
examinees par l'organe superieur de direction ou d'adminis­
tration (art. 28). Cette proposition a ete rejetee en commis­
sion. 
Concernant le volet fiscal, la commission a procede a quel­
ques precisions techniques. Elle propose pour l'essentiel 
d'adherer aux modifications adoptees par le Conseil des 
Etats, qui visent d'une part a concretiser le postulat de neu­
tralite fiscale des restructurations voulues par le projet et 
d'autre part a introduire des allegements supplementalres 
pour le droit de timbre. Deux minorites proposent de rejeter 
ces allegements; une troisieme minorite veut exclure la per­
ception des droits de mutation cantonaux ou communaux en 
cas de restructuration. 
Je me permets d'enumerer les avantages de la nouvelle loi 
comme suit, les quatre «a»: 
1. amelioration des possibilites pour les entreprises d'adap­
ter leur structure juridique a des nouveaux besoins; 
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2. amelioration de la mobilite entre les differentes formes de 
droit, ce qui permet aux entreprises d'adopter les structures 
juridiques optimales; 
3. amelioration de la securite du droit et de la transparence 
qui sont necessaires a ce genre d'operation, taut en tenant 
campte des interets des creanciers, des travailleurs et des 
associes minoritaires; 
4. amelioration des conditions-cadres de la place economi­
que suisse. 
Par 11 voix sans opposition et avec 3 abstentions, la com­
mission a adopte cette loi sur la fusion lors du vote sur l'en­
semble. 
Au nom de la commission, qui l'a fait a l'unanimite, je vous 
invite a entrer en matiere. 

Thanei Anita (S, ZH): Fusionen, Spaltungen, Umwandlun­
gen, Vermögensübertragungen, generell gesellschaftliche 
Umstrukturierungen sind an der Tagesordnung und können 
nicht verhindert werden. Mit der zur Diskussion stehenden 
Vorlage sollen die gesetzlichen Grundlagen geschaffen wer­
den, die heute weitgehend fehlen. Die Fusion ist beispiels­
weise ungeachtet ihrer wirtschafts- und sozialpolitischen 
Bedeutung nur fragmentarisch geregelt. Von den Struktur­
veränderungen sind diverse Interessen tangiert. Das sind si­
cher die Interessen von Gläubigerinnen und Gläubigern, von 
Personen mit Minderheitsbeteiligungen sowie der Arbeitneh­
menden. 
Für die sozialdemokratische Fraktion stehen der Schutz der 
Arbeitnehmenden und die Erhaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen absolut im Vordergrund. Das Vernehmlas­
sungsprojekt des Bundesrates war in Bezug auf den 
Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerschutz äusserst karg. 
Das wurde wesentlich verbessert, es sind nun diverse Mass­
nahmen zur Milderung der sozialen Folgen von Umstruktu­
rierungen ins Fusionsgesetz aufgenommen worden. Die 
Anwendbarkeit von Artikel 333 OR ist beispielsweise sicher­
gestellt, das heisst, die Arbeitsverhältnisse gehen von Ge­
setzes wegen auf die neue Unternehmung über. Damit ist 
auch Artikel 333a OR zu beachten, die Pflicht der Konsulta­
tion der Arbeitnehmervertretung. Eine wesentliche Verbes­
serung gegenüber dem heutigen Zustand ist im Weiteren die 
Tatsache, dass bei Verletzung dieser Konsultationspflicht 
eine Sanktion vorgesehen ist. Dannzumal kann nämlich die 
Arbeitnehmervertretung vor Gericht verlangen, dass die Ein­
tragung ins Handelsregister untersagt wird. Weiter sind im 
Fusionsbericht die Auswirkungen auf die Arbeitnehmenden 
zu erläutern. Verbessert wird auch die Sicherung der Forde­
rungen aus dem Arbeitsvertrag. Die Regelung der Sozial­
pläne, für uns eine weitere wichtige Frage, werden wir 
separat, im Rahmen der Parlamentarischen Initiative Grass 
Jost 97.407, behandeln. Diesbezüglich erwarten wir immer 
noch einen Vorschlag des Bundesrates. 
Die weiteren Regelungen in diesem Gesetz wurden bereits 
von den Kommissionssprechern skizziert. Wir werden dann 
in der Detailberatung dazu noch Stellung nehmen. 
Ich beantrage Ihnen im Namen der SP-Fraktion, auf diese 
Vorlage einzutreten. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): La groupe liberal entre en 
matiere sur le projet de loi sur la fusion. Nous avons bien 
compris qu'il y a la un regroupement des normes concernant 
la fusion, normes qui ne seront plus simplement pour une 
certaine categorie, mais pour l'ensemble des societes qui 
fusionnent. II y a donc davantage de transparence, plus de 
coherence, plus d'unite, parfois aussi plus d'exigence, et 
d'exigence notamment de clarte. En meme temps, le groupe 
liberal est satisfait qu'il soit prevu d'alleger les conditions et 
les procedures pour les petites et moyennes entreprises. II 
suivra notamment les propositions de la majorite sur la defi­
nition des PME beneficiant de ces allegements; on pense 
donc au critere du nombre d'employes (art. 2 let. e eh. 3). 
En effet, si des procedures et des garanties juridiques sont 
evidemment necessaires - et l'actualite economique de ces 
derniers mois et de ces dernieres annees, je crois, nous en 
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apporte la demonstration -, il ne faudrait pas que ces exi­
gences aillent jusqu'a etre de nature a entraver les restructu­
rations et les adaptations necessaires dans l'economie. II 
taut que des structures puissent epouser le mouvement de 
la vie economique et presenter le dynamisme necessaire. 
Cette attitude a toujours ete celle des liberaux. Au cours de 
l'examen de detail auquel nous allons proceder, cette atti­
tude dictera la position du groupe liberal lorsqu'il s'agira no­
tamment des droits de consultation (art. 101 a) - une 
proposition de la gauche plusieurs fois minoritaire et une fois 
majoritaire en commission. Bien sür, encore une fois, il y a 
des cas de fusion discutables, et il y a, nous en sommes 
bien conscients, des licenciements douloureux. Mais poser 
en principe trop de conditions, ce serait alourdir les mouve­
ments necessaires et souvent preparer des lendemains qui 
dechanteraient, avec le risque de perte de substance dans 
des moments decisifs pour des entreprises et de licencie­
ments plus douloureux encore. 
Le groupe liberal vous invite donc a suivre, sur cet objet im­
portant, la voie qui a deja ete tres largement tracee par le 
Conseil des Etats et a suivre donc tres largement la majorite 
de la commission, sauf une fois Oll nous suivrons la mino­
rite. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Je ne sais pas 
dans quelle mesure vous avez mis le nez dans ce gros pa­
quet legislatif. Si vous l'avez fait, vous aurez peut-etre ete 
rebutes par son formalisme juridique, son aspect technique 
et plutöt rebarbatif. Mais vous aurez peut-etre aussi remar­
que qu'il y a peu de modifications apportees, soit par le Con­
seil des Etats, soit par la commission, et peu de propositions 
de minorite, et vous vous en etes certainement rejouis. 
C'est vrai que cette loi est d'un abord difficile. Elle donne 
l'impression, c'est en tout cas l'impression que j'ai eue moi­
meme en l'abordant, d'une totale deconnexion par rapport a 
la situation economique d'aujourd'hui. On a un sentiment de 
dissociation entre ce juridisme imperturbable et la realite 
d'une economle en crise grave, d'un marche du travail sinis­
tre, d'une cohorte d'actionnaires plus ou moins ruines, de 
faillites a scandale, etc. Avec constance et determination, la 
minorite que je represente s'est efforcee de saisir quelque 
chose de ces realites dans la loi, mais avec une constance 
comparable, la majorite a retorque que cette loi n'est pas le 
lieu Oll les problemes de l'emploi et de la marche de l'econo­
mie peuvent etre traites. Marne le cas Swissair est recuse, 
declare sans rapport avec la loi, quand bien meme la com­
pagnie Swiss represente une sorte de fusion ou de transfert 
de patrimoine. 
On cherchera donc en vain dans cette loi une reflexion sur 
les restructurations d'entreprises, sur leur impact sur l'em­
ploi, sur les risques de concentration ou de delocalisation. 
Vous vous interessez a la position des travailleurs? Allez 
voir du cöte du Code des obligations. Voulez-vous prendre 
des mesures pour eviter des concentrations? Adressez­
vous a la loi sur les cartels. Voulez-vous apporter plus de ri­
gueur et de transparence dans l'etablissement des comp­
tes? Prenez-vous-en a la loi federale sur la poursuite pour 
dettes et la faillite ou a la future loi sur l'etablissement des 
comptes. Avec la loi sur la fusion, nous sommes dans le do­
maine du droit prive et eile se refuse clairement a etre un 
Instrument de politique economique. 
Element revelateur dont mes preopinants ont deja parle, le 
premier projet ne mentionnait meme pas la protection des 
travailleurs et ne comportait aucune disposition dans ce 
sens. C'est le resultat de la consultation qui a amene le Con­
seil federal a introduire quelques dispositions sur ce sujet. A 
partir de la, d'ailleurs, nous nous sentons legitimes a utiliser 
cette ouverture pour concretiser notre souci de cerner de 
plus pres la realite. 
Nous nous sommes d'ailleurs apergus en commission que 
des qu'on tauche aux points sensibles de notre politique 
economique, c'est la liberte economique garantie par la 
Constitution federale qui est lnvoquee comme bouciier, et 
non pas la purete juridique de la loi. En fait, l'enjeu de la loi 

est d'assurer le maximum de liberte aux entreprises pour se 
restructurer ou modifier leur forme juridique, tout en assu­
rant un minimum de protection aux creanciers et aux action­
naires et finalement aussi aux travailleurs. Nous avons le 
sentiment que le souci de la liberte l'emporte largement sur 
le reste. J'en veux pour preuve les possibilites offertes aux 
associations pour se transformer en fondations, peut-etre au 
detriment des droits des societaires, et surtout les enormes 
allegements formels accordes aux PME, dont la definition 
est tres large. 
De plus, le fait que cette problematique est fragmentee, dis­
persee dans plusieurs lois, verrouille les possibilites de 
changement, car il faudrait les repercuter dans toutes les 
autres lois. Mais cette objection nous apparait comme un 
pretexte a ne rien changer parce qu'en effet, apres toute re­
vision de loi, il est toujours propose les modifications du droit 
en vigueur que la nouvelle loi entraine, et il n'est pas mau­
vais que les choses soient dites deux fois, dans l'un et 
l'autre texte. 
Le Conseil federal d'ailleurs a introduit lui-meme dans le pro­
jet de loi sur la fusion des dispositions qui ne concordent pas 
avec le droit en vigueur, par exemple la sanction prevue en 
cas de non-respect de la consultation. Donc, malgre les ap­
parences, bien que ce projet ait ete confie aux juristes de la 
Commission des affaires juridiques plutöt qu'aux economis­
tes de la Commission de l'economie et des redevances, il 
comporte des enjeux concrets de grande importance. 
Presentee comme non politique - ce qui est le comble pour 
une loi traitee dans ce Parlament-, mais comme un texte de 
droit prive, cette loi concerne cependant aussi les fusions, 
scissions, transferts de patrimoine, bref la privatisation de 
fondations ou d'institutions de droit public ou d'institutions de 
prevoyance. 
Nous ne nous laissons pas endormir par l'aspect juridique 
formal des choses: les restructurations d'entreprises ont des 
repercussions concretes sur le paysage economique et sur­
tout sur la vie quotidienne des employes. Nous en avons 
des exemples tous les jours. C'est pour ces raisons que la 
minorite vous presente plusieurs propositions. 
En conclusion, je signalerai encore que, dans sa loi de mo­
dernisation sociale, la France a pris toute une serie de me­
sures pour la sauvegarde de l'emploi. Elle songeait meme a 
interdire les licenciements collectifs pour les entreprises sai­
nes qui fusionnent pour rentabiliser leur capital. Nous n'al­
lons pas jusque-la. 
C'est pourquoi le groupe ecologiste vous demande d'entrer 
en matiere et de soutenir les propositions de minorite que 
nous vous soumettrons dans l'examen de detail. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Im Namen der FDP-Fraktion bitte 
ich Sie, auf dieses wichtige Gesetz einzutreten. Wir sind 
froh, dass wir es jetzt endlich beraten können. Die Wirtschaft 
wartet auf die hier vorgesehenen Klärungen und Erleichte­
rungen. 
Sie haben es teilweise von meinen Vorrednerinnen und Vor­
rednern schon gehört: Das Ziel dieses Gesetzes ist eine 
Vereinfachung der Verfahren bei Fusionen, Spaltungen und 
Umwandlungen von Gesellschaften. Es soll also eine grös­
sere Beweglichkeit der Rechtsformen ermöglichen und da­
mit klar die Rahmenbedingungen für den schweizerischen 
Wirtschaftsstandort verbessern. 
Das neue Gesetz regelt teilweise bisher bestehende Vor­
schriften im Obligationenrecht, ergänzt sie und schliesst ge­
wisse Regelungslücken. Es regelt vor allem die Fusionen für 
sämtliche Handelsgesellschaften, Genossenschaften, Ver­
eine und Stiftungen. Es soll zudem die Neustrukturierung 
von Unternehmen durch die Einführung des Rechtsinstitutes 
der Spaltung erleichtern. 
Wichtig erscheint uns auch, dass sich das Gesetz ausser­
dem auf grenzüberschreitende Vorgänge erstreckt, das 
heisst auf solche, an denen Gesellschaften mit Sitz in ver­
schiedenen Staaten beteiligt sind. Erfasst "'.':'erden schliess­
lich Fusionen und Umwandlungen, die der Uberführung von 
Instituten des öffentlichen Rechtes in Gesellschaften des 
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Privatrechtes dienen, beispielsweise also die Umwandlung 
von Kantonalbanken in Aktiengesellschaften. 
Wir möchten jetzt schon darauf hinweisen, dass die Kom­
mission diese Arbeiten genutzt hat, um gleichzeitig eine Teil­
revision des Obligationenrechtes für eine Änderung des 
Nationalitäts- und Wohnsitzregelungsrechtes für Verwal­
tungsrE!,_tsmitglieder einer Aktiengesellschaft vorzulegen. 
Diese Anderung ist aufgrund der bilateralen Abkommen mit 
der EU notwendig; sie erfordern eine neue Regelung. Damit 
soll auf das Nationalitätserfordernis für Verwaltungsratsmit­
glieder und auf das Wohnsitzerfordernis für Verwaltungsrats­
mitglieder oder Direktoren verzichtet werden. Sie haben 
gesehen, dass es hierzu einen abweichenden Antrag unse­
res Kollegen Steiner gibt. 
Wir möchten schon hier festhalten, dass uns diese Öffnung 
der Erfordernisse für den Verwaltungsrat wichtig erscheint 
und dass wir hier keinen Schritt zurück tun möchten. 
In welchem Umfeld positioniert sich nun diese Vorlage? Für 
die FDP ist klar, dass die Vorlage auch im Kontext der von 
uns formulierten Wachstumsstrategie zu sehen ist. Diese 
Wachstumsstrategie ist ja Gegenstand der dringlichen Inter­
pellation 03.3029, die nächste Woche in diesem Saal disku­
tiert wird. Seit Jahren weist die FDP darauf hin, dass die 
Schweiz das tiefste Wachstum der OECD-Länder aufweist. 
Zu einer Wachstumsstrategie gehört auch, dass Wachs­
tumsbarrieren konsequent abgebaut werden. Die Wirtschaft 
ist darauf angewiesen, dass sie sich den sich rasch verän­
dernden Verhältnissen rasch und einfach anpassen kann. 
Das gilt gerade für KMU, für die verschiedene Erleichterun­
gen bei Fusionen vorgesehen sind. 
In der letzten Zeit haben verschiedene Fusionen von Unter­
nehmen - aber auch Umwandlungen oder Abspaltungen -
offen gelegt, wie unbefriedigend die aktuelle Rechtsunsi­
cherheit ist. Die Vorlage schafft nach unserer Einschätzung 
die nötige Klarheit. Sie schafft zudem attraktive Rahmenbe­
dingungen im Gesellschaftsrecht, auch im Vergleich zu Kon­
kurrenzstandorten im Ausland. 
Ich nehme eine kurze politische Beurteilung vor: Die Kom­
mission hat dieses Gesetz ohne Gegenstimme angenom­
men. Die Kommissionsmehrheit folgte im Wesentlichen den 
Beschlüssen des Ständerates. Es ist allerdings darauf hin­
zuweisen, dass die Kommissionsminderheit konsequent ver­
sucht hat, Anliegen der Mitarbeiter - Mitsprache, Mitgestal­
tung und weitere Erschwernisse - einzubauen. Diese 
Anliegen finden Sie konsequent in den Anträgen der Minder­
heit. Diese Anliegen haben unserer Ansicht nach zu Recht 
nur eine Minderheit gefunden, denn einer der wichtigsten 
Standortfaktoren in der Schweiz ist der flexible Arbeitsmarkt. 
Das Fusionsgesetz wäre ganz sicher nicht der Ort, in dem 
diese Anliegen umgesetzt werden sollten. Das Gesetz soll 
Fusionen und Ähnliches erleichtern, aber sicher nicht er­
schweren. 
Die FDP-Fraktion wird bei den Artikeln 2 bis 68 denn auch 
konsequent die Anträge der Mehrheit unterstützen. Wir sind 
zudem der Meinung, dass es falsch wäre, dem Bundesrat 
die neue Kompetenz zu geben, grenzüberschreitende Unter­
nehmenszusammenschlüsse zu untersagen - wie das eine 
Minderheit beantragt - für den Fall, dass ,Q berwiegende öf­
fentliche Interessen» dagegen sprechen sollten. Das Kartell­
gesetz ist hier betroffen. Auch dies wäre ein Erschwernis: 
Man kann sich kaum ausdenken, was es bedeuten würde, 
wenn bei jedem grenzüberschreitenden Unternehmenszu­
sammenschluss darüber entschieden werden müsste, was 
nun im öffentlichen Interesse ist und was nicht. Dieser Verwi­
schung von privaten und staatlichen Aufgaben werden wir 
uns entgegenstellen. 
Schliesslich sind wir der Meinung, dass dieses Gesetz steu­
erneutral ausgestaltet werden soll. Die Erleichterungen im 
Gesellschaftsrecht sollen nicht einfach durch steuerrechtli­
che Massnahmen auf der anderen Seite de facto wieder 
rückgängig gemacht werden. Zu diesen Massnahmen ge­
hört die Unterstützung des Antrages der Minderheit bei Arti­
kel 102a. Wir werden dort gemäss Mitbericht der WAK-NR 
klar davon absehen, die Erhebung von kantonalen oder 
kommunalen Handänderungsabgaben bei Umstrukturierun-
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gen einzuführen. Sie wissen, dass dies gerade in einigen 
welschen Kantonen heute die Regel ist. Wir glauben aber, 
dass diese Hinderungsgründe für Fusionen abgeschafft wer­
den sollten; es sollte den Kantonen bei solchen Umstruktu­
rierungen untersagt sein, Handänderungssteuern zu erhe­
ben. Selbstverständlich bleiben kostendeckende Gebühren 
vorbehalten. Es ist zudem zu vermerken, dass die Kantone 
eine entsprechende Übergangsfrist erhalten. 
Weiter gehört dazu das Bundesgesetz über die Stempelab­
gaben. Es ist uns klar, dass hier ein relativ wichtiger Steuer­
betrag von schätzungsweise 40 bis 60 Millionen Franken zur 
Debatte steht. Wir glauben aber mit dem Ständerat und der 
Mehrheit der Kommission, dass auch hier die Entlastung bei 
Emissionsabgaben auf Beteiligungsrechten ausgesprochen 
werden soll, die bei der Umwandlung einer Gesellschaft 
ohne juristische Persönlichkeit - einer Stiftung, eines Ver­
eins oder eines Unternehmens des öffentlichen Rechtes -
geschaffen werden. 
Wir werden bei der Detailberatung noch auf Einzelheiten 
eintreten. 
Im Namen der FDP-Fraktion beantrage ich Ihnen, auf die 
Vorlage einzutreten und bei den Artikeln 2 bis 68 konse­
quent den Mehrheitsanträgen zu folgen, welche die Erleich­
terungen des Gesetzes beibehalten und keine neuen 
Erschwernisse einführen wollen. Ich möchte Sie im Übrigen 
bitten, bei den genannten Ausnahmen - insbesondere bei 
der Steuerneutralität, aber auch bei der Erhebung der Hand­
änderungssteuern - den Minderheitsanträgen zu folgen. 

Le president (Christen Yves, president): Die evangelische 
und unabhängige Fraktion lässt mitteilen, dass sie auf die 
Vorlage eintreten wird. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Die heutigen Schwierigkeiten, 
die wir in der Wirtschaftswelt haben, führen uns deutlich vor 
Augen, wie wichtig es ist, dass Unternehmen sich auch wan­
delnden Bedingungen anpassen können. Während die Wirt­
schaft von einem massiven Umbruch gekennzeichnet ist, ist 
die heutige Regelung des Gesellschaftsrechtes auf her­
kömmliche, statische Verhältnisse ausgerichtet, und das 
heisst, dass für eine Anpassung der juristischen Unterneh­
mensstrukturen heute noch klare gesetzliche Grundlagen 
fehlen. Mit dem Fusionsgesetz legt Ihnen der Bundesrat 
eine umfassende Neuordnung der Reorganisation von Un­
ternehmungen vor. Dabei geht es im Wesentlichen um Fol­
gendes: 
1. es sollen zeitgerechte Instrumente für die Wirtschaft zur 
Verfügung gestellt werden; 
2. es soll die erforderliche Rechtssicherheit für Restrukturie­
rungen geschaffen werden; 
3. es soll dabei der Rechtsschutz aller Beteiligten und Be­
troffenen gewährleistet werden, so insbesondere der Schutz 
von Minderheiten unter den Gesellschaftern und auch der 
Schutz der Arbeitnehmer. 
Die Schutzvorschriften dürfen Erneuerungsprozesse jedoch 
nicht blockieren. Für das wirtschaftliche Uberleben eines 
Unternehmens kann es schlicht unerlässlich sein, die Struk­
turen auch den geänderten Verhältnissen anpassen zu kön­
nen. 
Der Entwurf des Bundesrates beruht auf einer sehr sorgfälti­
gen Abwägung der involvierten Interessen und stellt eine 
ausgewogene Regelung dar. Anders als man dies aus dem 
Kurztitel des Gesetzes, nämlich Fusionsgesetz, ableiten 
könnte, wird das Fusionsgesetz keineswegs einseitig Fusio­
nen, das heisst der wirtschaftlichen Konzentration, Vorschub 
leisten. Die zentralen Neuerungen des Gesetzes liegen viel­
mehr bei den Rechtsinstituten der Spaltung und der Vermö­
gensübertragung. Der Entwurf bringt daher gerade für eine 
wirtschaftliche Dekonzentration interessante, neue Möglich­
keiten. 
Der Gesetzentwurf will also Firmenzusammenschlüsse we­
der fördern noch verhindern. Es kann und darf nicht Sinn 
dieses privatrechtlichen Gesetzes sein, strukturpolitische 
Ziele zu verfolgen. Staatliche Eingriffe in den Strukturwandel 
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sind aus nationalökonomischer Sicht problematisch. Will 
man einen Strukturwandel bremsen, der durch die Markt­
kräfte bewirkt wird, so wirkt sich dies auf längere Sicht kon­
traproduktiv aus. Entsprechende Interventionen können die 
wirtschaftliche Entwicklung der Erneuerung auch in gefährli­
cher Weise lähmen. Das Ziel des Fusionsgesetzes liegt des­
halb nicht in wirtschaftspolitischen Eingriffen, sondern viel­
mehr darin, der Wirtschaft die rechtlichen Instrumente zur 
Verfügung zu stellen, die es dann eben den einzelnen Unter­
nehmen erlauben sollen, ihr Rechtskleid optimal auszuge­
stalten, dies auch dann, wenn sich die Verhältnisse und 
Bedürfnisse wandeln. Eine verbesserte Flexibilität bei den 
Rechtsformen entspricht auch den gesamtökonomischen In­
teressen, und sie kann auch erheblich zur Attraktivität des 
Wirtschaftsstandortes Schweiz beitragen. 
Ich möchte das vorliegende Gesetzgebungsprojekt an die­
ser Stelle auch noch in einen etwas weiteren Zusammen­
hang rücken. Vor dem Hintergrund einer zunehmenden 
Dynamik in unserer Wirtschaft hat das EJPD aktiv eine um­
fassende Überarbeitung des Wirtschaftsrechtes in Angriff 
genommen. Nach dem Fusionsgesetz bildet eine Totalrevi­
sion des Rechtes der GmbH das nächste Etappenziel. Auch 
dieses Grossprojekt befindet sich bereits seit Ende 2001 in 
der Hand Ihrer Kommission für Rechtsfragen. 
Im Frühling des nächsten Jahres werden wir Ihnen die Bot­
schaft für eine Neuregelung der Rechnungslegung und der 
Revision unterbreiten. Angesichts der vielen konkreten Pro­
bleme in der Schweiz und im Ausland verfolge ich dieses 
Projekt mit höchster Priorität. Dennoch gilt es, eine seriöse 
und funktionierende Regelung sicherzustellen. Allerdings er­
warten uns auch hier noch einige Knacknüsse, namentlich 
auch im Verhältnis zum Steuerrecht. 
In einem weiteren wichtigen Schritt gilt es, das Aktienrecht, 
gute zehn Jahre nach der Revision von 1991, wieder einge­
hend zu überprüfen; dies einerseits mit Blick auf neue Be­
dürfnisse, andererseits aber auch veranlasst durch verschie­
dene Vorkommnisse in der Wirtschaft. Die neuerliche Revi­
sion des Aktienrechtes wird vor allem zwei Pfeiler aufweisen. 
Einerseits soll ein System nennwertloser Aktien eingeführt 
werden, und es gilt, Möglichkeiten zur Flexibilisierung des 
Aktienkapitals zu schaffen und die Regelung der General­
versammlung der technischen Entwicklung anzupassen und 
zu modernisieren. Zum anderen wird die Corporate Gover­
nance in der Aktiengesellschaft überdacht. Da werden so­
wohl die gesellschaftsinterne Kontrolle wie die externe Kon­
trolle zu stärken sein. Wir werden nächstes Jahr einen inno­
vativen und auch recht umfassenden Vorentwurf für eine 
Revision des Aktienrechtes in die Vernehmlassung geben. 
Sie sehen also, dass das Fusionsgesetz nur den ersten 
Baustein eines modernen und auf die veränderten Bedürf­
nisse ausgerichteten Gesellschaftsrechtes darstellt. Es folgt 
noch mehr. 
Die derzeit angegangenen Projekte sind umso beachtlicher, 
als man weiss, dass das Gesellschaftsrecht zwischen 1936 
und 1991 ganze 55 Jahre lang unverändert geblieben ist. Es 
wäre aber ein Fehler, jetzt in das pure Gegenteil zu verfallen 
und das Gesellschaftsrecht in «aktionistischer» Weise hek­
tisch den wechselnden Schlagzeilen unserer Zeitungen an­
zupassen. Denn gerade im Gesellschaftsrecht ist die innere 
Kohärenz, die Konzeption der Rechtsformen, von besonde­
rer Bedeutung. 
Ich möchte auch noch betonen, dass die Wirtschaft auf ein 
verlässliches Recht angewiesen ist. Das bedingt unter 
anderem auch Stetigkeit in der Rechtsordnung. Ein Hüst 
und Hott mit vielen verschiedenen kurzfristigen und allenfalls 
sogar kurzsichtigen Änderungen ist unbedingt zu vermei­
den. 
Die Ausarbeitung von umfassend konzipierten Lösungen 
braucht etwas mehr Zeit, was allerdings weniger telegen ist 
als das Herausbrechen der jeweils gerade aktuellen Sach­
fragen aus ihren Gesamtzusammenhängen. Für sachlich 
stimmige, dauerhafte Lösungen ist der Blick auf das Ganze 
aber unentbehrlich. Ich werde diese Projekte rasch voran­
treiben, so rasch, wie dies eben sachlich möglich und auch 
sinnvoll ist. 

Ich komme zurück zum Fusionsgesetz: In der Vernehmlas­
sung wurde das Gesetz ungewöhnlich gut aufgenommen. 
Ihre vorberatende Kommission schlägt einige Anderungen 
vor, denen ich fast überall zustimmen kann. Ich freue mich 
auch ganz besonders darüber, dass die Regelung der Ver­
mögensübertragung noch während unseren parlamentari­
schen Beratungen bereits durch ein anderes Land über­
nommen wird: Luxemburg beabsichtigt nämlich die integrale 
Übernahme der entsprechenden Bestimmungen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Frau Menetrey-Sa­
vary, wir sind uns einig - die Kommission hat hier keine ab­
weichende Meinung -, dass dieses Bundesgesetz nicht in 
einem luftleeren politischen oder wirtschaftlichen Raum ent­
standen ist. Aber der «Megasprung» dieser Vorlage ist be­
reits im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens gesche­
hen, als der Bundesrat konsequent die Arbeitnehmerkonsul­
tation als substanziellen Beitrag zur Umstrukturierung der 
Unternehmung ins Gesetz eingebaut hat. Ich würde sagen: 
Selten ist der Bundesrat gelehriger gewesen, selten hat er 
schneller auf das reagiert, was im Vernehmlassungsverfah­
ren diesbezüglich an Vorschlägen gekommen ist. Das ist 
auch weitgehend ins Gesetz eingeflossen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
t.:entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung 
Loi federale sur la fusion, la scission, la transformation 
et le transfert de patrimoine 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule, art. 1 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, Fehr Hans-Jürg, Garbani, Grass Jost, 
Zanetti) 
Bst. e 

3. 100 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt; 

Antrag Thanei 
Bst. h 
h ..... Gesellschaft mit beschränkter Haftung; die Versamm­
lung der Mitglieder im Verein oder die Delegiertenversamm­
lung, wenn die Statuten anstelle der Mitgliederversammlung 
eine Delegiertenversammlung vorsehen. 

Art. 2 
Proposition de Ja majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de Ja minorite 
(Menetrey-Savary, Fahr Hans-Jürg, Garbani, Grass Jost, 
Zanetti) 
Let. e 

3. moyenne annuelle de 100 emplois a plein temps; 
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Proposition Thanei 
Let. h 
h ..... societe a responsabilite limitee; l'assemblee des mem­
bres de l'association ou l'assemblee des delegues, lorsque 
les statuts prevoient une assemblee des delegues au lieu 
d'une assemblee des membres. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): La definition qui 
est donnee ici des petites et moyennes entreprises est parti­
culierement extensive, notamment sur le critere du nombre 
d'emplois puisqu'on vajusqu'a.200 emplois. Selen les statis­
tiques recentes, on campte en Suisse quelque 320 000 en­
treprises, dont le 99,5 pour cent ont moins de 200 emplois, 
c'est-a-dire sont des petites ou moyennes entreprises seien 
cette definition. C'est dire que la loi que nous discutons ici 
ne concerne en fait completement que 1334 entreprises sur 
les 320 000 que campte la Suisse. A la limite, on pourrait 
presque dire que cette loi est un leurre en ce sens que le 
99,5 pour cent des entreprises, si elles le souhaitent et si les 
actionnaires sont d'accord, ne sont pas concernees par les 
exigences de procedure decrites par le menu dans ce pave 
de 88 pages! 
Plus concretement, «les petites et moyennes entreprises 
peuvent renoncer a etablir un rapport de fusion» - c'est a 
l'article 14 -, un rapport de fusion qui, entre autres, justifie­
rait du point de vue juridique et economique les buts et les 
consequences de la fusion ou les repercussions de celle-ci 
sur les travailleurs et travailleuses. Elles pourraient renoncer 
egalement a faire «verifier le contrat de fusion, le rapport de 
fusion et le bilan sur lequel se base la fusion par un reviseur 
particulierement qualifie» - cela, c'est a l'article 15. Elles 
pourraient meme renoncer a consulter l'ensemble des socie­
taires, a moins qu'ils le demandent - c'est a l'article 16. Mais 
pour que les actionnaires demandent a etre consultes, en­
core faut-il premierement qu'ils soient informes des projets 
de fusion, et deuxiemement qu'ils veuillent bien s'interesser 
a la marche de l'entreprise dont ils sont actionnaires, ce qui 
est loin d' etre toujours le cas. Quand on sait que cette loi a 
ete elaboree au nom de la securite du droit, on ne peut que 
s'etonner de cette grande tolerance! 
J'ajoute que la legislation des pays de l'Union europeenne 
n'accorde pas de traitement particulier ni d'allegement aux 
petites et moyennes entreprises. Par ailleurs, si le chiffre de 
200 emplois correspond a celui qui figure dans le Code des 
obligations pour l'obligation de faire appel a un reviseur par­
ticulierement qualifie, c'est plutöt la limite de 100 emplois 
qu'on voit generalement figurer dans les definitions de peti­
tes et moyennes entreprises, notamment pour ce qui con­
cerne l'obligation d'etablir un plan social. 
La minorite vous propose donc, tres modestement, d'en res­
ter a cette limite de 100 emplois. Cet amendement, vous 
l'aurez compris, n'est pas d'une portee cosmique, mais il 
oblige simplement 1500 entreprises de plus a se plier aux 
exigences prevues par la loi, a consulter leurs actionnaires 
et a accorder de ce fait une protection accrue aux crean­
ciers, aux actionnaires minoritaires, voire aux travailleurs. 
Nous vous demandons donc de soutenir cette proposition 
de minorite et de definir les PME avec une limite a 100 em­
plois au lieu de 200. 

Le president (Christen Yves, president): Der Antrag Thanei 
zu Artikel 2 Buchstabe h wird zusammen mit den Artikeln 1 8 
und 19 behandelt. 

Gutzwlller Felix (R, ZH): Wir möchten Ihnen hier sehr ans 
Herz legen, bei der Fassung der Mehrheit zu bleiben. Wenn 
Sie KMU-freundlich abstimmen wollen, dann müssen Sie -
darum bitte ich Sie - der Mehrheit folgen. Die Minderheit 
setzt die Schwelle der Erleichterungen für KMU bei Fusio­
nen und Umwandlungen herunter. Sie wollen sie sicher bei 
den Kriterien, die im Entwurf enthalten sind, insbesondere 
beim Kriterium der 200 Vollzeitstellen, belassen. 
Wir müssen darauf hinweisen, dass es hier um die Frage 
geht: Welche Erleichterungen sollen KMU haben? Ich er-
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wähne es noch einmal: Dieses Gesetz dient der Erleichte­
rung von Umwandlungen verschiedenster Art, gerade auch 
im Bereich der KMU. Es ist deshalb nicht sinnvoll - in der 
Optik der Intention dieses Gesetzes -, diese Schwelle her­
abzusetzen. Die Erleichterungen werden im rasch sich ver­
ändernden wirtschaftlichen Umfeld heute gebraucht. 
Wir bitten Sie deshalb klar, den Antrag der Minderheit abzu­
lehnen und bei der Fassung der Mehrheit zu bleiben. Die 
Fassung der Mehrheit, ich unterstreiche es nochmals, ist die 
KMU-freundliche Fassung. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: L.:article 2 
lettre e contient une definition des petites et moyennes en­
treprises (PME) qui se fonde notamment sur le total du bilan, 
le chiffre d'affaires et la moyenne annuelle du nombre d'em­
ployes. Pour etre qualifiee de PME au sens de la loi sur la 
fusion, l'entreprise ne doit pas depasser deux des trois crite­
res suivants: pendant les deux exercices qui precedent la 
decision de fusion, de scission ou de transformation, total du 
bilan de 20 millions de francs, chiffre d'affaires de 40 millions 
de francs et moyenne annuelle de 200 emplois a plein 
temps. 
Les entreprises qui remplissent les conditions de Ja defini­
tion peuvent beneficier de certains allegements. Ceux-ci 
portent sur l'etablissement d'un rapport de fusion, la verifica­
tion de la fusion par un reviseur et le droit de consultation 
des associes. Des allegements similaires sont egalement 
prevus en matiere de scission et de transformation. 
La minorite Menetrey-Savary veut changer a la lettre e chif­
fre 3 le critere du nombre d'emplois. Elle veut reduire la 
moyenne annuelle de 200 emplois a 100 emplois. Ce chan­
gement aurait comme incidence que moins d'entreprises 
pourraient profiter des allegements enumeres auparavant. 
La majorite de la commission estime qu'il ne taut pas sou­
mettre les PME de notre pays a une bureaucratie inappro­
priee et qu'il taut renoncer a reduire la moyenne d'emplois a 
100. La loi sur la fusion vise justement et prioritairement les 
grandes entreprises. 
Par 13 voix contre 6 et avec 1 abstention, la commission 
vous invite a rejeter la proposition de minorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 78 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 48 Stimmen 

Le president (Christen Yves, president): Über den Antrag 
Thanei zu Buchstabe h wird bei Artikel 18 entschieden. 

Art. 3-5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, Fehr Hans-Jürg, Grass Jost, Thanei, Za­
netti) 
Abs.2 
.... eine Bestätigung einer unabhängigen, besonders befä­
higten Revisionsstelle einreichen, wonach die Vorausset­
zung nach Absatz 1 erfüllt ist. Die Revisionsstelle darf für die 
fusionierenden Unternehmungen keinen Auftrag erfüllt ha­
ben. 

Art. 6 
Proposition de Ja majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Proposition de /a minorite 
(Menetrey-Savary, Fehr Hans-Jürg, Gross Jost, Thanei, Za­
netti) 
A/.2 
.... une attestation d'un organe de revision independant par­
ticulierement qualifie, qui n'a exerce aucun mandat pour les 
entreprises qui fusionnent, selon laquelle .... 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): lci, il s'agit d'un 
probleme qui est reconnu comme un probleme important par 
tout Je monde, c'est-a-dire l'independance des organes de 
revision. Ce probleme a deja fait couler beaucoup d'encre et 
des flots de paroles. D'ailleurs, on en reparlera encore pro­
chainement a propos de !'initiative parlementaire Strahm 
02.405. 
Des scandales recents ont mis en evidence la responsabilite 
des societes de revision dans la deconfiture frauduleuse de 
societes comme Enron, mais aussi dans la faillite de Swis­
sair et, plus recemment, dans les turbulences qu'ont dQ tra­
verser les banques cantonales de Geneve ou du canton de 
Vaud. Chaque fois Je probleme est le meme: dissimulation 
des problemes, silence garde sur les risques, comptes ma­
nipules. Pour ces raisons, la fiduciaire Ernst & Young se 
voit reclamer 3 milliards de francs par l'Etat de Geneve. Elle 
fait l'objet d'une plainte penale deposee par la Commission 
des banques. 
Trop proches de leurs mandants, chargees par eux de bien 
d'autres missions que Ja revision des comptes, les societes 
d'audit epousent leurs interets et perdent parfois leur inde­
pendance. Tout le monde est d'accord que le probleme est 
grave et qu'il taut faire quelque chose, mais personne ne 
sait exactement quoi. 
La proposition que la minorite presente ici ne pretend pas 
regler Je probleme dans tous les cas et dans son ensemble. 
Mais j'attire votre attention sur Je fait qu'il s'agit d'un cas par­
ticulierement delicat puisqu'on parle de la fusion d'entrepri­
ses qui sont fortement endettees. II est donc extremement 
important, dans de tels cas, que Je partenaire reprenant 
puisse agir dans la transparence et avec une certaine secu­
rite. 
Nous vous proposons donc un critere simple pour assurer 
l'independance des reviseurs externes, a savoir Je fait de 
n'avoir exerce aucun mandat pour les entreprises qui fusion­
nent. A cet egard, on peut mentionner a titre d'exemple Ja loi 
americaine recente Sarbanes-Oxley qui prevoit un conseil 
de surveillance des societes d'audit, ainsi que l'interdiction 
des missions de conseil pour un client dont on verifie les 
comptes. 
La majorite de la commission fait valoir que l'expression «re­
viseur particulierement qualifie» signifie en principe indepen­
dant, c'est-a-dire que ce n'est pas celui qui contröle les 
comptes habituellement. Mais a notre sens, cela ne suffit 
pas a garantir l'independance puisque d'autres mandats 
auraient pu etre exerces precedemment. 
A l'appui de cette these, je voudrais attirer votre attention sur 
l'article 13 alinea 1 er lettre h selon la version du Conseil des 
Etats, qui dit qua le contrat de fusion doit mentionner cctout 
avantage particulier attribue aux membres d'un organe de 
direction ou d'administration, aux associes gerants ou aux 
raviseurs». Voila qui est revelateur de l'interet qua peuvent 
avoir las reviseurs a ne pas trop deplaire a leurs mandants. 
La commission a corrige le tir en excluant las reviseurs de la 
liste des gens qui peuvent recevoir des avantages finan­
ciers, mais le fait qu'ils ne figurent plus dans l'inventaire du 
contrat de fusion ne garantit pas qu'ils ne rec;:oivent rien. 
C'est d'ailleurs la raison pour laquelle la commission n'a pas 
bitte la lettre entiere, dans l'idee qua si des parachutes dores 
sont attribues aux membres de la direction ou de l'adminis­
tration, autant qu'ils soient transparents et qu'ils figurent 
dans le contrat. 
Mais, pour en revenir aux reviseurs, je pourrais encore citer 
las directives europeennes sur las fusions de societas, qui 
prevoient qu' ccun ou plusieurs experts independants desi­
gnes ou agrees par une autorite judiciaire ou administrative 

examinent Je projet de fusion et etablissent un rapport ecrit 
destine aux actionnaires». 
Nous n'allons donc pas aussi loin et vous pouvez soutenir, a 
l'article 6 alinea 2, Ja minorite qui vous propose juste un cri­
tere supplementaire pour garantir l'independance des revi­
seurs. 

Leuthard Doris (C, AG): Ich führe nicht nochmals eine 
Grundsatzdebatte; das Eintreten war ja unbestritten. Aber 
ein paar Worte im Hinblick auf diesen Antrag sind schon 
noch in einen grösseren Zusammenhang zu stellen. 
Es muss nach Ansicht der CVP-Fraktion ein Ziel dieser Vor­
lage sein, der Dynamik der Wirtschaft gerecht zu werden 
und Umstrukturierungen neu allen Handelsgesellschaften, 
also auch Kleinunternehmen statt nur Aktiengesellschaften, 
zu ermöglichen. Damit ist sichergestellt, dass in der Praxis 
die idealste Rechtsform gewählt werden kann, je nach der 
Zusammensetzung der Gesellschafter, der Branche und der 
Umsatzmodalitäten. Es ist konsequent, wenn man dabei den 
Vorgang der Fusion usw. auch unter Gesellschaften mit un­
terschiedlichen Rechtsformen zulässt. Gerade für die KMU 
eröffnen sich neue Möglichkeiten, neue Spielräume, welche 
die CVP begrüsst und unterstützt, weil sie sich auf die Wirt­
schaft positiv auswirken. 
Wir lehnen deshalb Bestimmungen, welche solche Umstruk­
turierungen behindern, konsequent ab, weil sie schluss­
endlich wachstumsfeindlich sind. Der Minderheitsantrag 
Menetrey-Savary ist ein solcher Antrag. Wir werden die 
ganze Problematik der Unabhängigkeit des Revisorates im 
Rahmen der Parlamentarischen Initiative Strahm bzw. der 
zu unterstützenden Minderheit Randegger breit diskutieren. 
Die CVP ist für die grösstmögliche Unabhängigkeit des Re­
visorates. Gerade bei KMU ist dies aber nicht möglich; es ist 
unsinnig, wenn das Revisorat nicht auch beratend für die 
Gesellschaft tätig sein kann. Bei börsenkotierten, bei gros­
sen Unternehmungen ist die Ausgangslage anders; das gilt 
auch für das Interesse von Gesellschaftern und Gläubigern. 
Hier macht eine strikte Trennung zwischen Revisions- und 
Beratungstätigkeit Sinn, nicht aber bei KMU, wo die Interes­
senlage anders ist. 
Weil der Antrag der Minderheit Menetrey-Savary nicht zwi­
schen diesen beiden Kategorien differenziert, ist er abzuleh­
nen. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 

Le president (Christen Yves, president): Die FDP-Fraktion 
unterstützt den Antrag der Mehrheit. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour Ja commission: l..'.article 6 
alinea 2 selon la majorite prevoit que «l'organe superieur de 
direction ou d'administration doit presenter a l'office du re­
gistre du commerce une attestation d'un reviseur particulie­
rement qualifie», si une des societes qui fusionne presente 
une perte en capital ou est surendettee. Dans ce cas precis, 
la fusion ne peut avoir lieu que si l'autre societe avec la­
quelle eile fusionne «dispose de fonds propres librement 
disponibles equivalant au montant du decouvert et, le cas 
echeant, du surendettement» (al. 1er). 
La minorite Menatrey-Savary demande qua le critere d'inde­
pendance qua doit remplir l'organe de revision soit precise. 
Concretement, l'organe de ravision ne doit avoir exerce 
«aucun mandat pour las entreprises qui fusionnent». 
Toutefois, aujourd'hui deja, le reviseur doit etre independant, 
conformement a l'article 727c du Code des obligations, qui 
s'applique par analogie. Le reviseur doit etre independant de 
la societe, des membres de son organe d'administration, 
voire d'un associe majoritaire. En outre, le reviseur ne peut 
etre au service de la societa soumise a revision, ni executer 
pour alle des travaux incompatibles avec son mandat de ve­
rification. 
II convient de ne pas etendre las exigences du droit actuel 
en demandant, sans limite de temps, qua le revlseur n'alt 
exerce aucun mandat pour las entreprises qui fusionnent. 
Une teile exigence d'independance de l'organe de revision 
sort du cadre du projet de loi sur la fusion. D'un point de vue 
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systematique, il conviendra de discuter et, le cas echeant, 
de redefinir les exigences d'independance du reviseur lors 
des deliberations relatives a la future loi sur le droit compta­
ble. Le message du Conseil federal a ce sujet doit etre remis 
au Parlament dans le courant du premier semestre 2004. 
La commission vous propose, par 9 voix contre 5 et avec 
1 abstention, de rejeter la proposition de minorite Menetrey­
Savary. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich bin mit der Minderheit einig, 
dass eine grundlegende Überprüfung der Frage der Unab­
hängigkeit der Revisionsstelle angezeigt ist. Ich habe das 
bereits auch beim Eintreten so in den Gesamtzusammen­
hang gestellt. Dieses Thema der Unabhängigkeit der Revisi­
onsstelle muss aber generell angegangen werden, und aus 
Gründen der Systematik wäre es auch nicht angebracht, die 
Unabhängigkeit der Revisionsstelle im Fusionsgesetz an­
ders zu definieren als im Obligationenrecht. Andere Prüfun­
gen, zum Beispiel die Prüfung bei der Kapitalerhöhung, sind 
von ebenso grosser Bedeutung wie die hier zur Debatte ste­
hende Überprüfung bei einer Fusion. Ich habe auch bereits 
beim Eintreten erwähnt, dass der Bundesrat im ersten Se­
mester des nächsten Jahres dem Parlament eine Vorlage zu 
einer Neukonzeption des Rechnungslegungsrechtes vorle­
gen wird. Die Frage der Unabhängigkeit der Revisionsstelle 
wird Gegenstand dieser Vorlage sein. 
Der Minderheitsantrag ist nicht auf die kommende Neurege­
lung der Unabhängigkeit abgestimmt. Er geht weit und ist 
möglicherweise, insbesondere für die KMU, auch nicht pra­
xisgerecht. Aus einer Sonderregelung der Unabhängigkeit 
im Fusionsgesetz können sich zudem auch Interpretations­
probleme für die allgemeine Regelung im Obligationenrecht 
ergeben. 
Ich bitte Sie daher, die Kommissionsmehrheit zu unterstüt­
zen und den Minderheitsantrag abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 69 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 55 Stimmen 

Art. 7-12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

h ..... und Gesellschaftern gewährt wird; 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 13 
Proposition de la commission 
Al. 1 

h ..... ou d'administration ou aux associes gerants; 

Al. 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.14-16 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Art. 17 
Antrag der Kommission 
Titel 
Veränderungen im Vermögen 
Abs. 1 
.... darüber informieren. 
Abs.2 
Die obersten Leitungs- oder Verwaltungsorgane aller betei­
ligten Gesellschaften prüfen, ob der Fusionsvertrag abgeän­
dert werden muss oder ob auf die Fusion zu verzichten ist; 
trifft dies zu, so müssen sie den Antrag auf Genehmigung 
zurückziehen. Andernfalls müssen sie in der Generalver­
sammlung begründen, warum der Fusionsvertrag keiner An­
passung bedarf. 

Art. 17 
Proposition de la commission 
Titre 
Modifications du patrimoine 
Al. 1 
.... qui fusionnent. 
Al. 2 
Les organes superieurs de direction ou d'administration de 
l'ensemble des societes qui fusionnent doivent examiner si 
le contrat de fusion doit etre modifie ou s'il y a lieu de renon­
cer a la fusion et, le cas echeant, retirer la proposition d'ap­
probation du contrat de fusion. Au cas contraire, ils doivent 
justifier lors de l'assemblee generale pourquoi le contrat de 
fusion ne necessite pas d'etre adapte. 

Angenommen -Adopte 

Art. 18 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Thanei 
Abs. 1 Bst. e 
e. bei Vereinen mindestens drei Viertel der an der General­
versammlung oder Delegiertenversammlung anwesenden 
Mitglieder oder Delegierten. 

Art. 18 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Proposition Thanei 
Al. 1 let. e 
e. pour les associations, les trois quarts au moins des mem­
bres ou des delegues presents a l'assemblee generale ou a 
l'assemblee des delegues. 

Art.19 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Thanei 
Abs. 1 
Vereinsmitglieder können innerhalb von zwei Monaten nach 
dem Fusionsbeschluss frei aus dem Verein austreten. 

Art.19 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Thanei 
Al. 1 
Les membres de l'association sont libres de quitter cette 
derniere dans les deux mois qui suivent la decision de fu­
sion. 

Thanel Anita (S, ZH): Nachdem bis jetzt vonseiten der FDP­
und auch der CVP-Fraktion von Flexibilisierung und von Ver­
einfachung der Umstrukturierungen die Rede ist, stelle ich 
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jetzt auch einen einzigen Antrag in diese Richtung. Das Ge­
setz regelt auch die Vereinsfusion. Dabei wurde jedoch der 
heutigen Rechtswirklichkeit nur ungenügend Rechnung ge­
tragen. So wird verlangt, dass der Fusionsbeschluss bei 
Vereinen durch die Vereinsversammlung, d. h. durch die 
Versammlung der Mitglieder, zu fällen ist. Artikel 18 Absatz 1 
Litera e verlangt zudem ein Quorum von drei Vierteln der 
Anwesenden, und Artikel 19 gesteht das Austrittsrecht nur 
Vereinsmitgliedern zu, die der Fusion nicht zugestimmt ha­
ben. In Lehre und Praxis ist es unbestritten, dass die Ver­
einsversammlung kein notwendiges Organ ist. Da diese 
namentlich in Grossvereinen funktionsunfähig wäre, sind 
zwei bestimmte Ersatzformen zugelassen, nämlich die Dele­
giertenversammlung und die Urabstimmung. Nachdem bei 
den meisten Grossvereinen solche Delegiertenversammlun­
gen statutarisch vorgesehen sind, muss dem jetzt auch für 
den Fall solcher Fusionsbeschlüsse Rechnung getragen 
werden. Demgemäss muss in die einschlägigen Bestim­
mungen - das wären eben die Artikel 2 und 18 - die Dele­
giertenversammlung anstelle der Vereinsversammlung auf­
genommen werden. Es versteht sich von selbst, dass diese 
statutarisch vorgesehen sein soll. 
Als logische Konsequenz müsste dann auch Artikel 19 an­
gepasst werden. Vereinsmitglieder, welche beispielsweise 
nicht Delegierte sind, müssen innerhalb von zwei Monaten 
nach dem Fusionsbeschluss frei aus dem Verein austreten 
können. Hier gibt es sonst keine Änderungen, und der Stän­
derat müsste im Rahmen der Differenzbereinigung allenfalls 
überprüfen, ob auch bei den Genossenschaften noch eine 
Änderung anzubringen ist. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag zuzustimmen. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Nur ganz kurz: Dieser Antrag hat 
ja auch den Fraktionen nicht vorgelegen. Er scheint hier 
aber durchaus noch eine Ergänzung einzubringen, sodass 
wir uns sicher nicht dagegen aussprechen werden. Ich 
glaube, es ist sinnvoll, ihn aufzunehmen. Insbesondere der 
Antrag zu Artikel 19 klärt ja, dass auch diejenigen Vereins­
mitglieder, die für die Fusion gestimmt haben, nachher 
gleichwohl aus dem Verein austreten können. Das ist eine 
Erweiterung der Freiheiten der Mitglieder von Vereinen, der 
wir durchaus zustimmen können. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Ich kann mich an­
gesichts der sich abzeichnenden Einmütigkeit relativ kurz 
fassen. 
Gemäss dem Entwurf des Bundesrates und der Fassung 
der Kommission soll die Generalversammlung mit drei Vier­
teln der dort anwesenden Mitglieder über den Fusionsbe­
schluss entscheiden. Es ist richtig, dass Frau Thanei hier ein 
Problem aufgenommen hat, dem die jetzige Fassung unge­
nügend Rechnung trägt. In Grossvereinen ist es in der Tat 
so, dass häufig die Delegiertenversammlungen anstelle der 
Generalversammlungen entscheiden. Wenn - was Gott ver­
hüte - GC und der FCZ fusionieren würden, dann würde 
kaum eine Generalversammlung beider Vereine einberufen 
werden, sondern ich gehe davon aus, dass dort beispiels­
weise Delegiertenversammlungen in den Statuten vorgese­
hen sind. 
Die Kommission hat sich, wie gesagt, damit nicht befasst. 
Sie hat es abgelehnt, einen Austritt bei einer Fusion, die ei­
nem Vereinsmitglied nicht genehm ist, erst auf Ende des Ge­
schäftsjahres zuzulassen. Das ist mit der Privatautonomie 
jedes Vereinsmitglieds, das nicht mit einem fusionierten Ver­
ein identifiziert werden möchte, unvereinbar. Aber das Pro­
blem, das Frau Thanei hier in den Rat hineinbringt, ist 
begründet. Wir tun gut daran, die Möglichkeit zu schaffen, 
dass das Quorum von drei Vierteln sinngemäss zur Anwen­
dung kommt, wenn eine Delegiertenversammlung in den 
Vereinen statutarisch vorgesehen ist. 
Ich bitte Sie deshalb persönlich, aber ich denke wohl auch 
im Namen der Kommission, dem Antrag Thanei zuzustim­
men. 

Art. 18 

Le president {Christen Yves, president): Le vote est egale­
ment valable pour l'article 2 lettre h. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 76 Stimmen 
Für den Antrag Thanei .... 64 Stimmen 

Art. 19 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 73 Stimmen 
Für den Antrag Thanei .... 66 Stimmen 

Art. 20-23 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Gross Jost, Aeppli Wartmann, Fehr Hans-Jürg, Garbani, 
Leutenegger Oberholzer, Menetrey-Savary, Thanei) 
Abs. 1 
.... noch das Einsichtsrecht nach Artikel 16 gewähren. (Rest 
des Satzes streichen) 

Art. 24 
Proposition de la majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de /a minorite 
(Gross Jost, Aeppli Wartmann, Fehr Hans-Jürg, Garbani, 
Leutenegger Oberholzer, Menetrey-Savary, Thanei) 
Al. 1 
. ... ni octroyer le droit de consultation prevu a l'article 16. 
(Bitter le reste de Ja phrase) 

Thanei Anita {S, ZH): Es geht in diesem Artikel um die Er­
leichterung gewisser Fusionen, und zwar für solche, welche 
die Voraussetzungen gemäss Artikel 23 erfüllen. Diese Er­
leichterungen gehen sehr weit: Die Anforderungen an den 
Inhalt des Fusionsvertrages sind wesentlich eingeschränkt; 
es muss kein Fusionsbericht vorgelegt werden, es erfolgt 
keine Prüfung des Fusionsvertrages, und es gibt auch kein 
Einsichtsrecht. Der Bundesrat und die Mehrheit Ihrer Kom­
mission sehen im Weiteren vor, dass auch kein Generalver­
sammlungsbeschluss der an der Fusion beteiligten Kapital­
gesellschaften erforderlich ist. Wenn beispielsweise eine 
Holdinggesellschaft im Besitz der fusionierenden Gesell­
schaft ist oder die übernehmende Gesellschaft alle Anteile 
der übertragenden Gesellschaft besitzt, kommt das zum Tra­
gen. Die Generalversammlung ist und bleibt das oberste Or­
gan einer solchen Gesellschaft. 
Eine Minderheit der Kommission ist der Ansicht, dass ein so 
wichtiger Beschluss nicht dem Verwaltungsrat überlassen 
werden kann. Das erscheint unangemessen. Auch wenn die 
Generalversammlung der Tochtergesellschaft zum Teil eine 
Farce sein könnte, falls die absorbierende Muttergesell­
schaft zu 100 Prozent die Aktien hält, so geht es doch um 
den Schutz von Minderheitsbeteiligungen. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit Gross Jost zuzustim­
men. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Artikel 24 und eine Reihe weiterer 
Artikel beschäftigen sich alle mit dem gleichen Thema, näm­
lich mit der Frage, inwiefern die Mitarbeitenden in den Pro-

Bulletin officiel de !'Assemblee federale 



12. März 2003 237 Nationalrat 00.052 

zess der Fusion oder Umwandlung eingeschlossen werden 
sollten. Die Minderheitsanträge zielen hier und auch in den 
nachfolgenden Artikeln darauf ab - ich werde mich dann 
dort nicht mehr dazu äussern -, diese Rechte im Kontext der 
Fusionen und Umwandlungen zu verankern. 
Ich weise nochmals darauf hin, dass die Informationsvoraus­
setzungen vom Bundesrat im Entwurf festgelegt wurden, 
dass es aber nicht angehen kann, die Erleichterungen bei 
den Fusionen jetzt dazu zu brauchen, hier Anliegen der Mit­
arbeiterbeteiligung einzuführen. 
Ich bitte Sie also, diese Minderheitsanträge klar abzulehnen. 
Sie wären ein Erschwernis in Bezug auf die angestrebte Er­
leichterung von Umwandlungen und Fusionen, gerade auch 
bei den KMU. Das gilt für diesen und die folgenden Artikel, 
bei denen Varianten dieses Anliegens auftreten werden; ich 
verweise auf die Minderheitsanträge auf der Fahne. 

Le president (Christen Yves, president): Die CVP-Fraktion 
lässt mitteilen, dass sie den Antrag der Mehrheit unterstützt. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: La loi sur la 
fusion prevoit une procedure de fusion simplifiee dans deux 
situations: 
t. si la societe reprenante detient l'ensemble des actions de 
la societe transferante, fusion mere-fille; 
2. lorsque l'ensemble des actions des societes qui fusion­
nent sont detenues par la meme personne ou le meme 
groupe de personnes, fusion en societes soeurs. 
La minorite Gross Jost, representee par Mme Thanei, veut 
supprimer a l'article 24 alinea 1 er un allegement important. 
Salon cette proposition, les societes de capitaux qui fusion­
nent doivent alles aussi soumettre le contrat de fusion a l'ap­
probation de l'assemblee generale. Soumettre la fusion a 
l'assemblee generale constitue cependant une formalite su­
perflue quand la fusion est dans tous les cas decidee par la 
societe mere, qui est actionnaire unique. Les memes consi­
derations prevalent egalement en matiere de fusion entre 
societes soeurs. 
De plus, la proposition de minorite Gross Jost irait au-dela 
des exigences du droit actuel qui n'impose pas de decisions 
de l'assemblee generale pour la societe reprenante. Du fait 
que l'ensemble des actions sont detenues par la societe re­
prenante, ou par un meme groupe de personnes, il n'y a pas 
de risque d'atteinte aux droits des actionnaires minoritaires. 
Ceci est notamment le cas, je viens de le dire, si une societe 
reprend une filiale detenue a 1 oo pour cent ou lorsque deux 
societes soeurs fusionnent. 
Par 11 voix contre 7, la commission vous propose de rejeter 
la proposition de minorite Gross Jost. 

Le president (Christen Yves, president): Der Bundesrat un­
terstützt den Antrag der Mehrheit. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 86 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 51 Stimmen 

Art. 25, 26 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, Aeppli Wartmann, Fahr Hans-Jürg, Gar­
bani, Gross Jost, Leutenegger Oberholzar) 
Abs. 2bis 
Unternehmen, die fusionieren, aber in ihrer wirtschaftlichen 
Existenz nicht bedroht sind, können keine Massenentlas-
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sungen vornehmen, ohne zuvor die Behörden konsultiert 
und einen von der Arbeitnehmervertretung gutgeheissenen 
Sozialplan sowie Massnahmen zum Schutz der Arbeits­
plätze vorgelegt zu haben. 

Art. 27 
Proposition de Ja majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de Ja minorite 
(Menetrey-Savary, Aeppli Wartmann, Fehr Hans-Jürg, Gar­
bani, Grass Jost, Leutenegger Oberholzer) 
Al. 2bis 
Las entreprises qui fusionnent alors que leur survie econo­
mique n'est pas menacee ne peuvent pas proceder a des li­
cenciements collectifs sans avoir consulte les pouvoirs 
publics et sans avoir presente un plan social agree par la re­
presentation des travailleurs ainsi que des mesures pour 
sauvegarder l'emploi. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): t.:ebauche de 
discussion qui a eu lieu pour les precedentes propositions 
de minorite est a mon sens l'illustration de ce principe: «On 
est d'accord avec vous, mais ce n'est pas ici qu'il taut le dire, 
c'est ailleurs.» Je trouve cette strategie, finalement, extre­
mement penible, parce qu'on se demande en definitive com­
ment on pourra un jour changer quelque chose a une loi, vu 
que c'est toujours ailleurs qu'il taut introduire les modifica­
tions. Je dois dire qu'en commission, nous avons aussi en­
tendu des experts qui nous ont dit qu'il etait parfaitement 
possible et souvent souhaitable que des dispositions figu­
rent a plusieurs endroits, c'est-a-dire dans la loi et dans le 
Code des obligations, que c'est une precision qui n'a rien de 
superflu. 
Je voudrais encore remarquer qu'a mon sens, cette maniere 
de discuter est un pretexte pour ne rien changer. J'en veux 
d'ailleurs pour preuve les interventions de M. Gutzwiller qui 
vient regulierement nous dire: «N'entravez pas la liberte des 
entreprises!» Je crois que c'est la l'enjeu: il ne s'agit pas de 
savoir si les dispositions doivent etre integrees dans teile loi 
ou dans teile autre, mais d'assurer une liberte totale aux en­
treprises pour se restructurer. C'est 9a qui est problemati­
que, parce que les entreprises et l'economie ont aussi une 
responsabilite sociale. 
En ce qui concerne l'article 27, la question est vraiment par­
ticulierement importante puisqu'il s'agit de la question de la 
sauvegarde de l'emploi, de la protection contre les licencie­
ments et du plan social. Cette question-la a fait l'objet de 
nombreuses discussions, avant cette loi, apres cette loi, ici 
et ailleurs. On y reviendra, d'ailleurs, on l'a dit auparavant, 
avec !'initiative parlementaire Gross Jost 97.407. 
Mais a vrai dire, la polemique autour du plan social de Swiss­
air et du refus d'appliquer dans ce cas l'article 133 CO -
sauf erreur - relatif aux plans sociaux, a laisse des traces. 
C'est pourquoi nous voulons saisir l'occasion de la loi sur la 
fusion pour preciser un peu las choses. C'est justement 
parce que l'article 133 CO n'a pas pu etre utilise dans le cas 
de Swissair, ou qua son utilisation paraTt aleatoire, que nous 
voulons ancrer le plan social et le röle du politique dans las 
dispositions concernant les restructurations. Mais la proposi­
tion de minorite, ici, est en fait extremement modeste. Nous 
n'empechons pas les licenciements collectifs, nous introdui­
sons simplement quelques restrictions ou quelques obliga­
tions pour las entreprises qui se restructurent sans etre en 
danger. 
Evidemment, il y a fort a parier qua si notre proposition de 
minorite s'etait appliquee a toutes les fusions, on nous aurait 
retorque qu'elle est inapplicable, precisement parce qua la 
survie de l'entreprise est parfois en jeu. Et maintenant, parce 
que nous nous limitons aux entreprises saines, la majorite 
nous oppose de nouveau l'argument qua cette restriction 
n'est pas tres logique parce que la question des licencie­
ments collectifs devrait etre traitee plus generalement, et 
ceci dans le Code des obligations. 
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lci aussi, nous avons voulu saisir un cas particulier qui cho­
que enormement l'opinion publique, c'est-a-dire le cas de fu­
sions de societes saines qui licencient collectivement du 
personnel. Je ne voudrais pas faire de la peine a M. Eggly, 
mais je reviendrai sur l'exemple de la fusion des banques 
Darier Hentsch; Lombard Odier, dont les representants se 
sont beaucoup exprimes dans les medias et qui disaient, par 
exemple: «Nous ne sommes en aucune maniere menaces, 
mais la fusion nous permettra de rester les plus forts.» Et 
aussi: «La fusion a ete mise en oeuvre pour des raisons de 
strategie de developpement offensive.» Resultat de cette 
strategie offensive: 400 emplois supprimes, mais les action­
naires sont contents! 
C'est cela qui choque l'opinion publique, ces operations qui 
valorisent le capital, qui ameliorent le cours de la Bourse 
mais qui font perdre leur emploi a des centaines ou des mil­
liers de travailleurs. Dans de tels cas, nous estimons qu'une 
consultation des pouvoirs publics, ou meme mieux, une con­
certation avec les pouvoirs publics sur le plan national, can­
tonal ou regional, portant sur l'impact global de la fusion, ou 
sur les mesures de reclassement, ou sur les mesures de for­
mation, ou sur le maintien de l'emploi, sur le plan social, doit 
etre menee. 
Consulter las pouvoirs publics, c'est peu, mais on a vu tout 
recemment que ce peu n'est meme pas realise. C'est vrai, 
ce n'etait pas un cas de fusion. M. Deiss, conseiller federal, 
s'est dit tres fäche. On l'a cru, meme si, quand il est tres fä­
che, 9a ne se voit pas! C'est donc extremement peu de 
chose qu'on vous propose, mais c'est un signal qui est 
donne pour signifier que l'Etat ne saurait se desinteresser de 
l'evolution economique et encore moins accepter d'etre 
traite comme quantite negligeable par des entreprises par­
fois desinvoltes. Que je sache, si la Constitution federale ga­
rantit la liberte economique, celle-ci est assortie d'une 
responsabilite sociale. 
J'ajoute en conclusion que ma proposition de minorite n'em­
peche rien, eile n'empeche pas les licenciements. Elle de­
mande simplement que les choses soient faites dans les 
formes. 
Je vous demande donc de soutenir la proposition de la mi­
norite. 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Es handelt sich 
bei den Artikeln 26, 27 und 28 tatsächlich um die Schlüssel­
bestimmungen in Bezug auf den Schutz der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen. Ich muss Ihnen sagen: Ich bin 
schon erschüttert, wenn ich vonseiten der FDP-Vertreter 
vernehmen muss, dass man die Minderheitsanträge einfach 
pauschal ablehnen soll, wie dies Herr Gutzwiller gesagt hat. 
Der Antrag der Minderheit Menetrey-Savary verlangt drei 
Dinge: Bei einer Fusion von Unternehmungen, die wirt­
schaftlich gesund sind, aber trotzdem Massenentlassungen 
vornehmen wollen, sollen erstens die Behörden konsultiert 
werden, zweitens muss ein Sozialplan vorliegen, und drit­
tens müssen auch Alternativen zu Entlassungen geprüft 
werden. Der Antrag ist also völlig moderat und spricht in kei­
ner Weise davon, dass keine Entlassungen vorgenommen 
werden dürften. Sie müssen aber sozial abgefedert sein, 
und man muss auch Alternativen prüfen. 
Zu den drei Punkten möchte ich Ihnen noch Folgendes zu 
bedenken geben: 
1. Eine Konsultation der Behörden im Falle von Massenent­
lassungen dünkt mich eine Selbstverständlichkeit, wenn 
man sich die regionalen Auswirkungen von Fusionen vor 
Augen führt, die solche Entlassungen zur Folge haben kön­
nen. Stellen Sie sich einmal vor, was es für die Region Basel 
für Auswirkungen haben könnte, wenn Rache und Novartis 
fusionierten und es im Zuge dieser Umstrukturierung, dieser 
Fusion, zu Entlassungen käme. Es erscheint mir eine 
Selbstverständlichkeit, die auch vonseiten der bürgerlichen 
Parteien anerkannt werden müsste, dass bei solchen gravie­
renden Einflüssen auf eine Region eine vorgängige Konsul­
tation der Behörden stattfindet. Denn nur so können Sie die 
regionalwirtschaftlichen Auswirkungen entsprechend abfe­
dern. 

2. Zu den Sozialplänen: Ich glaube, wir haben im Zusam­
menhang mit der Swissair zur Genüge gesehen, wie 
schwach die Sozialplanpflicht in der Schweiz verankert ist. 
In der Kommission wurde ganz klar, dass wir hier einen Le­
giferierungsbedarf haben. Sie haben auch zur Kenntnis neh­
men müssen, dass im Ausland vielfach eine gesetzliche 
Sozialplanverpflichtung besteht. Es ist deshalb nicht mehr 
als richtig, dass Unternehmungen, die sich zusammen­
schliessen und in diesem Prozess Entlassungen planen, So­
zialpläne vorlegen müssen. Sie sind in diesem Fall auch 
finanziell abzusichern. 
3. Zu den möglichen Massnahmen zum Schutz der Arbeits­
plätze: Das können zum Beispiel Arbeitszeitmodelle sein. 
Ich habe bereits in der Kommission darauf hingewiesen, 
dass es bei der Fusion von Ciba und Sandoz absolut zentral 
war, dass die Arbeitnehmerorganisationen Druck machten, 
damit anstelle von Entlassungen Arbeitszeitmodelle und 
weitere Massnahmen geprüft wurden, welche Arbeitsplätze 
sichern, statt sie einfach abzubauen. 
Ich bitte Sie also, diese Anliegen ernst zu nehmen und nicht 
blass mit ideologischen Argumenten zu bekämpfen. Die Dis­
kussion in der Kommission war mehr als penibel; sie wurde 
auf einer rein ideologischen Ebene geführt. Primär wurde 
geltend gemacht, die beantragten Massnahmen würden in 
die Wirtschaftsfreiheit eingreifen. Das stimmt aber nicht, 
denn die Unternehmungen werden in ihrer Handlungsfreiheit 
nicht beschnitten. Es geht einfach darum, dass man hier 
klarstellt, dass sich eine Unternehmung in einem sozialen 
Umfeld befindet und dass man die gesellschaftsspezifische 
Verantwortlichkeit festschreibt. Dazu gehört eine Konsulta­
tion der massgebenden Organe und Behörden und der Ar­
beitnehmerorganisationen. Damit wird die Sozialpflichtigkeit 
der Unternehmung rechtlich ein Stück weit verankert. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. Neh­
men Sie bei der Beratung des Fusionsgesetzes auch die An­
liegen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ernst. 

Leuthard Doris (C, AG): Für die CVP-Fraktion sind die Fra­
gen, was mit bestehenden Arbeitsverhältnissen bei Unter­
nehmensumstrukturierungen passiert, wichtig, und wir neh­
men sie auch ernst. Wir begrüssen es daher ausdrücklich, 
dass in dieser Vorlage diverse Klärungen vorgenommen 
werden, unter anderem, dass Gesamtarbeitsverträge weiter 
gelten und Konsultationen mit den Arbeitnehmerverbänden 
stattzufinden haben. Das ist richtig so. 
Es wäre aber falsch, wenn wir durch die Hintertür des Fusi­
onsgesetzes die Sozialplanpflicht bei Massenentlassungen 
einführten. Wir kennen das im heutigen Recht nicht. Wenn 
wir es einführen wollten - das hat in der Kommission Prof. 
Geiser deutlich zu verstehen gegeben -, dann wäre das 
Fusionsgesetz sicher der falsche Ort. Wir kennen Massen­
entlassungen natürlich nicht nur bei Unternehmensumstruk­
turierungen; sie kommen bei ganz anderen Fällen in der 
Wirtschaft leider Gottes vor. Deshalb: Wenn man dieses 
Problem angehen will, muss man es im Obligationenrecht 
bzw. im Arbeitsrecht systematisch richtig ansiedeln und nicht 
hier im Fusionsgesetz. 
Der Antrag der Minderheit Menetrey-Savary hat zudem 
meines Erachtens zwei weitere Haken: Wir sind mit ihr sehr 
einverstanden, dass die Behörden bei solchen Massenent­
lassungen zu informieren sind, weil dann rechtzeitig entspre­
chende Massnahmen, bei den Arbeitsvermittlungsstellen 
zum Beispiel, getroffen werden können. Frau Menetrey-Sa­
vary hat in ihrem Antrag aber zusätzlich die Verpflichtung, 
dass nicht nur ein Sozialplan vorliegen müsste, sondern 
dass er von der Arbeitnehmervertretung sogar gutgeheissen 
werden müsste. Das halten wir schlichtweg für nicht prakti­
kabel und schlussendlich gegen die Arbeitnehmerschaft ge­
richtet. Wenn sich ein Unternehmen entschliessen muss, 
umzustrukturieren, dann nimmt es nicht gerne Entlassungen 
von Arbeitnehmern vor. Ich bin überzeugt, die Arbeitgeber­
schaft macht das nur, wenn es wirtschaftlich nötig ist. Die 
wirtschaftliche Existenz ist vielleicht in diesem Moment der 
Entlassung noch nicht bedroht; die Entlassung ist aber 
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rechtzeitig eingeleitet, weil man nicht in wirtschaftliche Kri­
sen geraten möchte. 
Wir wollen die Arbeitgeberschaft in die Pflicht nehmen, da­
mit sie Sorge trägt zu den Arbeitnehmenden. Aber eine So­
zialplanpflicht im Fusionsgesetz zu statuieren, das lehnen 
wir ab. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): J'aimerais dire a Mme Me­
netrey-Savary qu'elle a evidemment une sensibilite humaine 
que j'apprecie beaucoup, mais qu'elle a evidemment - et 9a 
se demontre une fois de plus - un esprit conservateur quand 
il s'agit de parler de l'economie. Loin de moi l'idee de faire 
de l'angelisme et de croire que les restructurations d'entre­
prises ont toujours et partout repondu a un souci justifie. II 
est arrive quelquefois que ce soit l'interet a court terme qui 
ait prima; a ce moment-la, il taut le dire, et les liberaux le di­
sent toujours! la responsabilite sociale des entreprises est 
quelque chose que nous soulignons. Cela etant, 9a ne peut 
pas etre codifie. 
Dans la plupart des cas et dans la generalite, quand les en­
treprises fusionnent, ou quand il y a scission aussi, cela cor­
respond ou bien a une urgence, ou bien a une vision 
strategique. C'est la que je dis que c'est conservateur. Vous 
imaginez que cela puisse se faire sans difficulte, seulement 
lorsque les entreprises ne sont pas en danger. Vous avez 
meme donne un exemple, et l'exemple est vraiment parlant. 
Vous avez parle de la fusion de Darier Hentsch avec Lom­
bard Odier. Eh bien, je suis de ceux qui sont convaincus 
qu'en effet, tant Darier Hentsch que Lombard Odier 
n'avaient pas, dans une vision strategique, la masse critique 
necessaire pour s'assurer une survie a lang terme. Ces ban­
ques n'etaient pas menacees a court terme, mais a lang 
terme. Des lors qu'elles ne se situaient pas dans des niches, 
il etait tres certainement strategiquement opportun qu'il y ait 
fusion. D'ailleurs, il y a eu un plan social et je crois que les 
representants des employes, las syndicats, ont considere 
que les plans sociaux etaient taut a fait convenables lors de 
ce genre de fusion. 
Mais, encore une fois, dans une vision strategique, il taut 
que les choses se fassent et il taut que les decisions se 
prennent relativement vite. Alors evidemment, si vous sou­
mettez la fusion a l'approbation d'un plan social de la part de 
travailleurs qui eventuellement peuvent ne pas l'approuver, 
taut 9a peut prendre des mois et des mois, voire plus, et 
vous risquez quoi? Vous risquez taut simplement de dissua­
der des entreprises de prendre des mesures strategique­
ment justifiees au bon moment. Et le resultat social 
finalement, a la fin des fins, peut-etre dix ans plus tard, ce 
sera eventuellement la perte de l'entreprise, et finalement 
bien plus de licenciements. 
Cela etant, comme le disait Mme Leuthard taut a !'heure, si 
on a un grand debat sur la question du droit de consultation 
des travailleurs, alors il taut l'avoir d'une maniere generale, 
et non pas par la bande, introduire la ce coin dans cette loi 
sur la fusion du patrimoine plus particulierement. Mais, 
d'une maniere generale, je trouve que l'exemple qui a ete 
donne est representatif precisement d'une vision que nous 
ne devons pas partager si nous voulons que l'economie soit 
dynamique et qu'elle preserve les emplois de demain. 

Maillard Pierre-Yves (S, VD): Monsieur Eggly, comme vous 
etes un bon porte-parole, vous vous ferez aussi le porte-pa­
role des groupes democrate-chretien, radical-democratique 
et de !'Union democratique du centre sur Ja question que 
j'aimerais vous poser et que, par votre intermediaire, je pose 
a tous les groupes qui sont prets a rejeter cette modeste 
proposition de minorite. 
Nous avons eu deux exemples dramatiques ces dernieres 
annees, ou l'absurdite de notre regime qui ne prevoit pas de 
plans sociaux an cas de restructuration importante est appa­
rue de maniere patente par rapport a l'etranger. Quand 
Swissair a fait faillite, eile a dQ payer des plans sociaux a 
l'etranger, eile n'etait pas obligee d'en payer en Suisse. 
Quand Orange a fait faillite, eile a paye des plans sociaux an 
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France, mais eile ne les a pas payes en Suisse. Dans les 
deux cas, avec une entreprise suisse, l'entreprise suisse a 
paye les plans sociaux a l'etranger et pas chez nous, et avec 
une entreprise etrangere, cette derniere a paye les plans so­
ciaux a l'etranger, en l'occurrence en France, et pas chez 
nous. Or les fusions sont justement tres souvent l'occasion 
de rencontre entre une entreprise suisse et une entreprise 
etrangere. 
Ma question a ces groupes parlementaires et a vous-meme, 
Monsieur Eggly: voulez-vous vraiment que les syndicats 
continuent a faire Ja greve chaque fois pour obtenir des 
plans sociaux, ou est-ce qu'enfin vous comprendrez qu'il se­
rait peut-etre plus intelligent de mettre cette obligation en 
conformite avec ce qui existe dans nos nombreux droits? 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Je vous repondrai qu'il est 
certainement intelligent de Ja part des entreprises suisses de 
prevoir et de negocier des plans sociaux. 
En ce qui concerne Swissair, je suis taut a fait a l'aise, puis­
que nous, le groupe liberal, n'avons pas vote pour un enga­
gement public, et que nous pensons en effet que c'est une 
affaire dont l'Etat n'avait de taute fa9on pas a s'occuper 
comme il l'a fait. 
Cela etant, vous faites des comparaisons avec l'etranger, 
mais il faudrait savoir dans quel sens on harmonise! Si je 
pense a la faculte de restructuration, d'adaptation et finale­
ment de preservation des emplois en Suisse - qui devrait 
vous tenir a coeur - et si je la compare aux paralysies, aux 
difficultes, aux enquiquinements pour les investisseurs 
comme cela se passe en France, alors, Monsieur Maillard, 
pour les ouvriers et les employes que vous representez, vive 
Ja Suisse! 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Ma question est 
tres simple: nous avons maintenant en Suisse passe 
200 000 demandeurs d'emploi, en quoi est-ce qua c'est con­
servateur de se preoccuper de leur sort? 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Mais, Madame Menetrey­
Savary, la question, c'est de savoir comment on peut preser­
ver le plus d'emplois dans la duree, comment on peut, si je 
puis dire, essayer de faire en sorte qu'il y ait le plus de crea­
tion d'emplois dans la duree et a l'avenir. Evidemment qu'il y 
a du chömage en Suisse; mais il y en a moins qu'en France, 
il y en a moins qu'en Allemagne et que dans beaucoup 
d'autres pays, ce qui prouve que, je dirai, une approche libe­
rale et un fonctionnement liberal de l'economie sont plutöt 
positifs pour l'emploi. 
Cela etant, je repete ce que je vous ai dit taut a !'heure: je 
suis profondement pour la responsabilite sociale des entre­
prises, mais je pense que c'est un probleme de conscience 
et de comportement bien plus qu'un probleme de codifica­
tion. En incitant les chefs d'entreprise a avoir un comporte­
ment social, vous faites quelque chose de positif. En 
reglementant et en mettant un corset legislatif, vous risquez 
de generer des effets pervers qui se retourneront contre 
ceux que vous voulez defendre. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Das Schwergewicht bzw. das 
Hauptinteresse bei diesem Gesetz liegt ganz sicher bei der 
Wirtschaft. Deshalb haben auch in der Kommission die Ver­
treter der Wirtschaft oder die der Wirtschaft nahe stehenden 
Kolleginnen und Kollegen vor allem Änderungen, Vor­
schläge für andere Bestimmungen, eingebracht - ich muss 
sagen, im Sinne einer Beschränkung. 
Weil die Mittel auch unserer Fraktion natürlich personell be­
schränkt sind, haben wir uns bei diesem Gesetz vor allem 
auf drei Punkte konzentriert; das sind folgende: Die Haupt­
stossrichtung wollten wir bei dieser Gesetzgebung eigentlich 
den Akteuren bzw. den Vertretern der Wirtschaft überlassen, 
auf der anderen Seite aber dafür schauen, dass die Interes­
sen der öffentlichen Hand, die Interessen der Behörden, und 
insbesondere auch die Interessen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bei dieser Gesetzgebung nicht unter die 
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Räder kommen. In diesem Zusammenhang sind die Anträge 
der Minderheit zu betrachten. Wir haben uns entschlossen, 
überall dort, wo die Interessen der Arbeitnehmenden auf 
dem Spiel stehen, zugunsten dieser Anträge zu stimmen. 
Die übrigen Anträge in diesem Gesetz, soweit sie vernünftig 
sind und soweit sie auch die öffentlichen Interessen berüh­
ren, tragen wir mit. Aber hier und auch bei allen weiteren An­
trägen, bei denen es um die Interessen und eine genügende 
Absicherung der Arbeitnehmerschaft geht, stimmen wir mit 
den Minderheiten. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: L.:article 27 
regle le transfert des rapports de travail, la garantie et la res­
ponsabilite personnelle. En ajoutant un alinea 2bis a cet arti­
cle, la minorite Menetrey-Savary veut interdire les licencie­
ments collectifs qui ne sont pas precedes de la consultation 
des pouvoirs publics et qui ne presentent pas «un plan so­
cial agree par la representation des travailleurs ainsi que des 
mesures pour sauvegarder l'emploi». Cette interdiction vise 
les fusions d'entreprises dont la survie economique n'est 
pas menacee. Cette proposition touche fermement la liberte 
economique. II est vrai que la minorite Menetrey-Savary ne 
veut pas instaurer une interdiction de licencier. Cependant 
eile prevoit des exigences qui sont, de l'avis de la majorite 
de la commission, inappropriees. 
En ce qui concerne la question des licenciements abusifs, 
cette question devrait etre reglementee d'une maniere gene­
rale, et non pas uniquement en matiere de fusion. II en va de 
meme pour la problematique du plan social. Une teile regle­
mentation a sa place dans le Code des obligations. En 
outre, l'expression «survie economique» n'est pas precise et 
est peu applicable. Ce n'est en aucun cas le röle de l'Etat de 
contröler si une fusion se fait sans que la survie economique 
soit menacee ou dans une situation economique difficile. 
Par 13 voix contre 7 et avec 1 abstention, la commission 
vous propose de rejeter la proposition de minorite Menetrey­
Savary, c'est-a-dire d'adopter la version du Conseil federal. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Minderheitsantrag zielt dar­
auf ab, fusionsbedingte Massenentlassungen zu verunmög­
lichen oder massiv zu erschweren, wenn das Unternehmen 
in seiner wirtschaftlichen Existenz nicht bedroht ist. Ein sol­
cher Eingriff muss aber sehr wohl überlegt sein. Wenn auch 
das Anliegen an sich verständlich ist, könnten gebotene Re­
strukturierungen erheblich verzögert oder sogar blockiert 
werden. Der Antrag weist zudem den Behörden eine nicht 
näher definierte Aufgabe zu und würde wohl Schwierigkeiten 
bei der Umsetzung mit sich bringen. In der Praxis lässt sich 
nämlich oft nicht klar bestimmen, wann ein Unternehmen in 
seiner wirtschaftlichen Existenz bedroht ist. So wurde etwa 
bei der Swissair sehr lange nicht deutlich, dass sie massiv in 
ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht war. Nicht selten 
steht eine wirtschaftliche Bedrohung erst klar fest, wenn es 
für einen Turnaround schon fast zu spät ist. 
Frau Leutenegger Oberholzer hat auch erwogen, dass es 
eine Selbstverständlichkeit sei, dass eine Konsultation der 
Behörden bei Massenentlassungen stattfinde. Hier stellt sich 
aber die Frage, was damit gemeint ist. Ist es eine Informa­
tion der Behörden, ist es eine Konsultation der Behörden, 
oder geht es sogar darum, dass die Behörden letztlich einen 
entsprechenden Entscheid fällen könnten oder müssten? 
Soweit der Antrag der Minderheit indirekt die Möglichkeit zur 
Restrukturierung von Unternehmen einschränkt, geht er von 
einer interventionistischen Wirtschaftsordnung aus und be­
schneidet die Eigenverantwortung der Wirtschaft für die wei­
tere Entwicklung. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass 
die Bestimmungen des geltenden Rechtes über Massenent­
lassungen, also die Artikel 335d und folgende des Obligatio­
nenrechtes, auch im Bereich des neuen Fusionsgesetzes 
weiterhin anwendbar sind. Das heisst, dass Unternehmen, 
die vor, anlässlich oder nach der Durchführung einer Fusion 
Massenentlassungen vornehmen müssen, zwingend die all­
gemeinen Vorschriften des Obligationenrechtes beachten 
müssen. Das bedeutet insbesondere, dass es bereits heute 

eine Pflicht zur Konsultation der Arbeitnehmervertretung 
gibt, wenn infolge einer Fusion Massenentlassungen beab­
sichtigt werden. 
Soweit man aber über das heutige Recht hinausgehen und 
eine Pflicht zur Erstellung eines Sozialplanes vorsehen will, 
muss man beachten, dass diese Forderung in keinem rele­
vanten Zusammenhang mit dem Fusionsgesetz steht. Viel­
mehr handelt es sich hier um eine Grundsatzfrage, die für 
alle Massenentlassungen gleich beantwortet werden soll. 
Für die Betroffenen spielt es nämlich keine Rolle, ob Entlas­
sungen im Nachgang zu einer Fusion ausgesprochen wer­
den oder ob es aus ganz anderen Gründen zu einer 
Massenentlassung kommt. 
Ich weise auch darauf hin, dass die meisten bekannten Fu­
sionen eben gerade nicht zu Massenentlassungen geführt 
haben, während die meisten Massenentlassungen in der 
Wirtschaft in keinem Zusammenhang mit einer Fusion stan­
den. 
Wenn man also die Frage der Sozialplanpflicht bei Massen­
entlassungen angehen will, muss man dies ausserhalb des 
Fusionsgesetzes tun, und zwar in einer allgemeinen Art und 
Weise. Entsprechende Arbeiten sind im Bundesamt für Ju­
stiz im Gange. 
Ich bitte Sie also, den Antrag der Minderheit abzulehnen und 
der Mehrheit zu folgen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 86 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 61 Stimmen 

Art. 28 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Gross Jost, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Fehr Hans­
Jürg, Garbani, Leutenegger Oberholzer, Menetrey-Savary, 
Thanei) 
Abs.2 
Die Konsultation muss rechtzeitig vor Abschluss des Fusi­
onsvertrages erfolgen. Das oberste Leitungs- oder Verwal­
tungsorgan muss anlässlich der Beschlussfassung über das 
Ergebnis der Konsultation informieren. Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sowie deren Vertretungen können Vor­
schläge zum Fusionsvertrag, ein alternatives Vorgehen und 
Vorkehren zur Erhaltung der Arbeitsplätze oder zur Milde­
rung sozialer Härten unterbreiten, die vom obersten Lei­
tungs- und Verwaltungsorgan zu prüfen sind. 

Art. 28 
Proposition de Ja majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de Ja minorite 
(Gross Jost, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Fehr Hans­
Jürg, Garbani, Leutenegger Oberholzer, Menetrey-Savary, 
Thanei) 
Al. 2 
La consultation doit avoir lieu en temps utile avant la conclu­
sion du contrat de fusion. L.:organe superieur de direction ou 
d'administration doit informer du resultat de la consultation 
avant la prise de decision. Las travailleurs et leurs represen­
tants peuvent soumettre des propositions sur le contrat de 
fusion, ainsi qua d'autres procedes et mesures an vue du 
maintien des places de travail ou de l'attenuation de situati­
ons sociales difficiles. L.:organe superieur de direction ou 
d'administration doit examiner ces propositions. 

Thanei Anita (S, ZH): Nicht nur flexible Gesetzesvorschriften 
für die Wirtschaft sind ein Standortvorteil, sondern auch der 
Arbeitsfriede, liebe Leute von der bürgerlichen Seite, und im 
Zweckartikel, Artikel 1, wird der Arbeitnehmerschutz explizit 
erwähnt. Ein Kernstück dieses Schutzes ist ein substanziel­
les Konsultationsrecht der Arbeitnehmenden im Falle einer 
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Fusion. Wie eingangs erwähnt, sind die Artikel 333 und 333a 
OR im Falle von Fusionen anwendbar. Gemäss Bundesrat 
und Mehrheit Ihrer Kommission muss diese Arbeitnehmer­
konsultation vor der Beschlussfassung über die Fusion in der 
Generalversammlung erfolgen. Es muss anlässlich dieser 
Generalversammlung über die Konsultation informiert wer­
den. Weitere Rechte und Pflichten bestehen nicht. 
Die Minderheit will dieses Konsultationsrecht verbessern, 
und zwar dahin gehend, dass es diesen Namen auch wirk­
lich verdient. Wir verlangen die rechtzeitige Konsultation. Bei 
verschiedenen Fusionen und Umstrukturierungen hat es 
sich gezeigt, dass die Konsultation meist zu spät erfolgte, 
nämlich kurz vor der Generalversammlung; somit reduzierte 
sie sich auf ein simples Informationsrecht. Die Arbeitneh­
mervertretung hatte nicht einmal mehr die Möglichkeit, ir­
gendwelche konstruktiven Vorschläge zu unterbreiten. 
Die Minderheit will die rechtzeitige Konsultation. Was heisst 
das? Nach dem Beschluss des Verwaltungsrates sind alle 
wesentlichen Punkte bekannt, und dann sollte die Konsulta­
tion erfolgen, damit überhaupt noch konstruktive Vorschläge 
seitens der Arbeitnehmervertretung erfolgen können. Kon­
sultation ist nämlich mehr als Information. Die Arbeitnehmer­
vertretung muss die Möglichkeit haben, ein alternatives 
Vorgehen vorzuschlagen - zum Erhalt von Arbeitsplätzen 
und zur Milderung der sozialen Härten. Im Weiteren verlan­
gen wir mit diesem Antrag, dass die Vorschläge zu prüfen 
sind. Wir wollen der Arbeitnehmervertretung nicht nur eine 
Konsultation einräumen und die Möglichkeit geben, irgend­
welche Vorschläge zu unterbreiten, sondern wir wollen, dass 
diese Vorschläge auch überprüft werden und die Arbeitneh­
mervertretungen Einfluss auf diese wichtigen Entscheide 
nehmen können. Das ist für uns ein Kernstück dieses Geset­
zes. 
Ich bitte Sie, diesem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Contre vents et 
marees - parce que l'avenir nous donnera raison -, les 
Verts continuent a defendre les droits des travailleurs et des 
travailleuses et ils soutiennent par consequent la minorite 
Gross Jost. Cette proposition en effet apporte des elements 
qui permettent que la consultation des travailleurs ne reste 
pas qu'un exercice alibi depourvu de sens, et qui lui donnent 
un peu de substance. 
II s'agit d'abord de determiner le moment de la consultation 
de maniere a ce que les travailleurs et les travailleuses ne 
soient pas places devant le fait accompli. Sur ce point, le 
message du Conseil federal dit que pour que la consultation 
ait du sens, eile doit intervenir avant que la fusion ne soit de­
finitivement realisee - M. de La Palice n'aurait certainement 
pas dit mieux! -, mais eile ne doit pas intervenir forcement 
avant Ja conclusion du contrat de fusion. Au fond, cela signi­
fie que quand tout est pret, on peut consulter les travailleurs; 
quand tout est pret, mais pas encore signe! C'est une lu­
carne extremement etroite; c'est juste un interstice dans Je­
quel peut se glisser non pas une opposition, mais a peine 
une proposition, ou peut-etre un consentement plus ou 
moins resigne. De toute maniere, si las travailleurs s'oppo­
sent, Je resultat est strictement le meme. 
La version du Conseil federal a l'article 28 alinea 3 prevoit 
une sanction qui consiste en la non-inscription de la fusion 
au registre du commerce, mais seulement s'il y a vice de 
forme, c'est-a-dire, en clair, parce qu'on n'aurait pas con­
sulte dans les formes. La seule solution dans ce cas serait 
de refaire Ja consultation, mais pas de remettre en discus­
sion la fusion. 
Dans la version de la minorite Gross Jost, Je delai est un peu 
plus confortable, puisqu'on doit situer la consultation avant 
la conclusion du contrat. II me semble que c'est vraiment la 
moindre des choses. 
La majorite craint las fuites, lesquelles pourraient donner 
lieu a des delits d'initie. Or, en fait, quand deux entreprises 
se proposent de fusionner, Jas rumeurs courent bien avant la 
oonolusion du contrat, semant chez Jas employes une an­
goisse qui est probablement plus dommageable qua la 
transparence et la concertation. 
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Reste Ja question de savoir quels peuvent etre le contenu et 
la portee de Ja consultation. Genereusement, Ja minorite oc­
troie aux travailleurs, aux travailleuses et a leurs represen­
tants Ja possibilite de soumettre des propositions, et elle 
impose a Ja direction de Jes examiner. Mais Jes examiner ne 
signifie pas qu'elle Jes adopte! C'est peu, vraiment tres peu! 
A mon sens, c'est un simulacre de participation. Personnel­
Jement, j'aurais souhaite, je crois que je l'avais propose en 
commission, une vraie concertation avec l'intervention d'un 
mediateur ou d'un representant des pouvoirs publics en cas 
de desaccord. Cette proposition etait probablement irrea­
liste, c'est pourquoi nous nous rallions a la proposition de 
minorite Gross Jost qui represente mieux que rien. 
Elle reste aussi interessante, je dirai, pour une autre raison, 
c'est qu'elle offre de nouveaux motifs a faire valoir aupres du 
juge. Si, par exemple, Ja direction n'a pas examine Jes pro­
positions des travailleurs, cela pourra etre considere comme 
un non-respect des dispositions relatives a la consultation 
prevue aux alineas 1 er et 2 de l'article 28. C'est toujours 9a, 
et c'est bon a prendre! 
C'est Ja raison pour Jaquelle Je groupe ecologiste votera 
cette proposition de minorite. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour Ja commission: Ce que je 
viens de dire concernant Ja proposition de mlnorite Mene­
trey-Savary a l'article 27 vaut en termes generaux aussi 
pour Ja proposition de minorite Gross Jost relative a l'arti­
cle 28. 
M. Grass veut elargir Je droit de consultation des travailleurs. 
Sa proposition de minorite demande que Jes travailleurs 
puissent «soumettre des propositions sur Je contrat de fu­
sion, ainsi que d'autres procedes et mesures en vue du 
maintien des places de travail ou de J'attenuation de situa­
tions sociales difficiles. l..'.organe superieur de direction au 
d'administration doit examiner ces propositions.» En outre, 
M. Gross veut avancer Je moment de Ja consultation des tra­
vailleurs. 
Par 10 voix contre 8, Ja commission vous propose de rejeter 
la proposition de minorite Gross Jost. 
Cette proposition de rejet se fonde sur les arguments sui­
vants. Selon Je projet du Conseil federal, Ja consultation doit 
intervenir avant l'approbation du contrat de fusion par l'as­
semblee generale. C'est la Je moment decisif. II s'agit de 
permettre que Jes negociations concernant Ja fusion puis­
sent se passer dans Ja tranquillite. Ces negociations pour­
raient etre perturbees si Jes travailleurs avaient le droit d'etre 
consultes avant. II pourrait egalement en resulter un risque 
de delit d'initie. Le projet du Conseil federal, comme Ja deci­
sion du Conseil des Etats n'excluent d'ailleurs pas que les 
travailleurs soient consultes avant Ja conclusion du contrat. 
En plus, selon ma comprehension de J'economie, il n'appar­
tient pas aux travailleurs de s'impliquer dans des decisions 
«operatives» de l'organe de direction. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 69 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 51 Stimmen 

Art. 29-67 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 68 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Grass Jost, Aeppli Wartmann, Baumann Stephanie, de Dar­
del, Garbani, Menetrey-Savary, Thanei) 
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Abs. 3 
Das Einsichtsrecht in den Umwandlungsplan, den Umwand­
lungsbericht, den Prüfungsbericht und die Jahresrechnun­
gen und Jahresberichte gemäss Artikel 63 steht auch den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und ihren Vertretun­
gen zu. 

Art. 68 
Proposition de la majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Grass Jost, Aeppli Wartmann, Baumann Stephanie, de Dar­
del, Garbani, Menetrey-Savary, Thanei) 
Al. 3 
Le droit de consultation du projet de transformation, du rap­
port de transformation, du rapport de revision, des comptes 
annuels et des rapports annuels selon l'article 63 appartient 
egalement aux travailleurs et a leurs representants. 

Thanel Anita (S, ZH): Wir befinden uns im Kapitel der Um­
wandlung von Gesellschaften in eine andere Rechtsform. 
Hier wollen der Bundesrat und der Mehrheit Ihrer Kommis­
sion die Einsichtsrechte der Arbeitnehmenden enger regeln 
als bei Fusionen und Spaltungen. Eine Minderheit will das 
Einsichtsrecht der Arbeitnehmenden im Sinne von Artikel 63 
beibehalten. Weshalb? 
Auch eine Umwandlung der Rechtsform, insbesondere von 
einer Personen- zu einer Kapitalgesellschaft, kann das Haf­
tungssubstrat des Unternehmens limitieren. Für den Weiter­
bestand des Unternehmens und der Arbeitsplätze, insbe­
sondere auch deren Sicherheit, ist die Rechtsform relevant. 
Das Einsichtsrecht muss deshalb im Sinne der Minderheit 
verankert werden, wenn man den Schutz der Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmer ernst nimmt. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zu folgen. 

Le president (Christen Yves, president): Le groupe radical­
democratique communique qu'il suit la majorite. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: Le but de la 
proposition de minorite Grass Jost est d'attribuer un droit de 
consultation aux travailleurs lors de la transformation. Le 
Conseil federal a volontairement exclu la consultation des 
travailleurs dans ce cas. En effet, la transformation, contrai­
rement a la fusion et a la scission, n'implique pas de trans­
fert de patrimoine, ni de transfert d'entreprise. Un sujet de 
droit, par exemple une societe anonyme, change de forme 
juridique et devient une societe cooperative ou une societe a 
responsabilite limitee, mais le sujet de droit continue d'exis­
ter. Seul I'habit juridique est modifie par la transformation. II 
n'y a pas d'interruption des rapports de travail. Le patrimoine 
de la societe anonyme continue d'etre detenu par un meme 
sujet de droit qui revet une nouvelle forme juridique. Le cas 
de la transformation d'entreprises de droit public, par exem­
ple Swisscom en son temps, ne tombe pas saus le coup de 
l'article 68, mais se trouve dans le champ d'application des 
articles 99 a 101 de la loi sur la fusion. C'est le droit public 
qui regit en principe les rapports de travail. II y a des excep­
tions, mais il appartient en premier lieu au droit public de re­
gler les questions de la consultation des travailleurs. 
Par 12 voix contre 8, la commission vous demande de reje­
ter la proposition de minorite Gross Jost. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 73 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 57 Stimmen 

Art. 69 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 70 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
Der Übertragungsvertrag bedarf der schriftlichen Form; wer­
den Grundstücke übertragen, so bedürfen die entsprechen­
den Teile des Vertrages der öffentlichen Beurkundung. Eine 
einzige öffentliche Urkunde genügt auch dann, wenn Grund­
stücke in verschiedenen Kantonen liegen. Die Urkunde 
muss durch eine Urkundsperson am Sitz des übertragenen 
Rechtsträgers errichtet werden. 

Art. 70 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
Le contrat de transfert doit revetir la forme ecrite; lorsque 
des immeubles seront transferes, les parties correspondan­
tes du contrat doivent revetir la forme authentique. Un acte 
authentique unique suffit, meme lorsque les immeubles sont 
situes dans differents cantons. l.'.acte authentique est etabli 
par un officier public au siege du sujet transferant. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: Le projet du 
Conseil federal prevoit, a I'article 70 alinea 2, que le contrat 
de transfert doit revetir la simple forme ecrite, meme lorsque 
des immeubles sont transferes. Le transfert de la propriete 
immobiliere doit neanmoins etre constate par un acte 
authentique afin que les adaptations du registre foncier puis­
sent etre requises - c'est l'article 103 alinea 3. 
Un seul acte authentique suffit, meme lorsque plusieurs im­
meubles situes dans differents arrondissements du registre 
foncier ont ete transferes. l.'.acte authentique est etabli une 
fois que le transfert de propriete a ete apere. II mentionne le 
transfert valable de propriete et contient la liste des immeu­
bles transferes. La fonction de cet acte authentlque consta­
tatoire est principalement de servir de piece justificative pour 
les modifications a requerir aupres du registre foncier. 
Le Conseil des Etats a maintenu le principe d'un contrat de 
transfert passe en la forme ecrite, taut en prevoyant une ex­
ception a l'article 70 alinea 2 selon sa version: «II doit revetir 
la forme ecrite. Le transfert d'immeubles dans le cadre d'un 
transfert de patrimoine doit cependant revetir la forme 
authentique. Un acte authentique unique suffit, meme lors­
que les immeubles sont situes dans differents cantons. 
l.'.acte authentique est etabli par un officier public au siege 
de la societe transferante.» 
En consequence, le Conseil des Etats a supprime I'obliga­
tion d'etablir un acte authentique constatatoire selon I'arti­
cle 103 alinea 3. A l'appui de cette modification, le Conseil 
des Etats a avance les arguments suivants. La securite du 
droit requiert une Intervention d'un officier public au stade de 
la conclusion du contrat de transfert. Le projet du Conseil fe­
deral cree, en ce qui concerne les exigences de forme pour 
le transfert d'immeubles, une inegalite de traitement entre 
les personnes non inscrites au registre du commerce et les 
sujets qui y sont inscrits, seuls ces derniers pouvant trans­
ferer des immeubles par un contrat passe en la forme ecrite. 
Le projet de loi sur la fusion deroge au droit actuel qui pre­
voit que les contrats ayant pour objet le transfert de la pro­
priete fonciere doivent etre passes en la forme authentique. 
La reglementation proposee par le Conseil federal et celle 
decidee par le Conseil des Etats ont pour point commun un 
transfert, en un seul acte et de par la loi, des elements patri­
moniaux enumeres dans l'inventaire. l.'.inscription du trans­
fert de patrimoine au registre du commerce a pour effet de 
provoquer le transfert des droits, y compris des immeubles. 
La decision du Conseil des Etats appelle les observations 
suivantes. 
S'il est inconteste que le projet du Conseil federal prevoit un 
acte authentique constatatoire, la nature juridique de I'acte 
authentique introduit par le Conseil des Etats a I'article 70 
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alinea 2 peut en revanche preter a discussion. Un point n'est 
en effet pas clair: si l'exigence relative a la forme authenti­
que est un element de la conclusion du contrat de transfert, 
le contrat devrait-il alors revetir la forme authentique, ou, s'il 
s'agit d'un acte authentique, constatatoire? 
La distinction entre ces deux categories d'actes authenti­
ques n'est pas sans consequences. Lorsque l'instrumenta­
tion porte sur une declaration de volonte, l'officier public doit 
en particulier verifier l'identite des parties, rechercher la vo­
lonte reelle de celles-ci et veiller a ce que cette volonte soit 
exprimee correctement dans l'acte. En revanche, lorsque 
l'acte authentique constate des faits, l'officier public ne doit 
pas rechercher la volonte des participants, il n'a pas l'obliga­
tion de renseigner les parties et les emoluments pergus sont 
en general beaucoup plus modiques. 
Suivant un avis de droit du professeur Brückner, mandate 
par !'Office federal de la justice, il apparait que la reglemen­
tation de l'article 70 alinea 2 dans la version decidee par le 
Conseil des Etats ne prevoit pas que le contrat de transfert 
doit revetir la forme authentique. l..'.acte authentique prevu 
par cette disposition correspond donc davantage a l'acte 
authentique constatatoire tel que propose par le Conseil 
federal. II se limite a reprendre certains elements contenus 
dans le contrat de transfert passe en la forme ecrite. Sa 
fonction est principalement de servir de recapitulatif du con­
trat de transfert. 
La modification decidee par le Conseil des Etats ne garantit 
pas que l'acte authentique soit etabli au moment de la con­
clusion du contrat de transfert. II est tout a fait concevable 
que l'officier public instrumente une fois l'inscription au regis­
tre du commerce du transfert du patrimoine operee, ce qui 
n'est pas de nature a ameliorer la securite du droit, comme 
le souhaitait le Conseil des Etats. 
La voie choisie par Je Conseil des Etats ne permet donc vrai­
semblablement pas d'atteindre les objectifs qu'il s'est lui­
meme fixes, et elle n'est pas fondamentalement differente 
du projet du Conseil federal. l..'.alternative qui est de prevoir 
que le contrat de transfert doit revetir la forme authentique, 
du moins lorsque des immeubles sont transferes, semble 
donc preferable. Cette solution est donc mieux a meme de 
repondre aux soucis exprimes au Conseil des Etats, en par­
ticulier de garantir de maniere optimale Ja securite du droit 
tout en restant dans Je cadre des regles de formes prevues 
par Je Code civil. C'est donc dans cet esprit que Ja com­
mission a opte pour la nouvelle teneur de l'article 70 
alinea 2. 
Les modifications apportees par Ja commission a l'article 
103 alinea 2 lettres b et c et alineas 3 et 4 decoulent du 
changement a l'article 70 alinea 2. 

Angenommen - Adopte 

Art. 71 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, Aeppli Wartmann, Garbani, Grass Jost, 
Leutenegger Oberholzar, Thanei, Zanetti) 
Abs. 1 

e. eine Liste der Arbeitsverhältnisse und anderer Verträge, 
die mit .... 

Art. 71 
Proposition de /a majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Menetrey-Savary, Aeppli Wartmann, Garbani, Grass Jost, 
Leutenegger Oberholzar, Thanei, Zanetti) 
Al. 1 

e. une liste des rapports de travail et des autres contrats 
transferes en raison du transfert de patrimoine. 
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Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Nous abordons 
ici une question un peu plus technique. II se trouve que dans 
les cas de transfert de patrimoine, Ja situation n'est pas la 
meme que dans les cas de fusion, oll l'une des deux entites 
disparait completement au profit de l'autre. Dans ce dernier 
cas, tous les biens, tous les droits, tous les contrats, tous les 
rapports de travail sont automatiquement transferes dans Je 
cadre d'une succession universelle. 
Au contraire, dans Je transfert de patrimoine, Ja succession 
n'est que partielle, car l'entreprise ou l'institution qui trans­
fere continue a exister. C'est pourquoi, a l'article 71, on pre­
voit un inventaire des biens et des rapports de travail qui 
sont transferes. La minorite propose que dans cet inventaire 
figurent aussi des contrats: contrats de bail, contrats com­
merciaux, contrats d'assurances. Le corollaire de cette pro­
position de minorite a l'article 71 se trouve a l'article 76 qui 
prevoit Je droit pour le cocontractant de denoncer Je contrat 
ou de s'opposer au transfert. Cette situation risque de se 
produire en particulier dans le domaine commercial. Pre­
nons un exemple: si un producteur ou un importateur a un 
contrat exclusif de vente avec une firme et que celle-ci trans­
fere son patrimoine a un concurrent direct du premier, dans 
ce cas II est normal que celui-ci puisse denoncer Je contrat 
et s'opposer au transfert. 
Mais Ja question pourrait aussi se poser dans des cas de 
transfert de patrimoine de fondations, qui viennent dans les 
articles suivants, notamment de fondations ecclesiastiques 
ou d'institutions de prevoyance, ou encore dans des instituts 
de droit public. En fait, le probleme, c'est qu'il y a toute une 
serie de personnes, dans de tels cas, qui pourraient voir 
transferer leurs contrats, leurs droits d'usage, leurs 
autorisations de droit public ou leurs droits tout court, sans 
pouvoir donner leur consentement. Donc, a cöte de Ja pro­
tection des creanciers, des associes et des travailleurs et 
travailleuses, Ja protection des tiers et Ja protection des usa­
gers ou des oonsommateurs devrait trouver sa place dans 
cette loi. 
En commission, les representants de l'administration nous 
ont affirme que ce probleme du transfert des contrats est 
bien connu et qu'il a beaucoup agite l'esprit des experts. lls 
ont cependant avoue qu'aucune solution n'avait ete trouvee 
a ce jour pour regler ce probleme. 
Dans ces conditions, Ja minorite ne peut pas pretendre reus­
sir Ja oll les experts ont echoue, mais eile estime cependant 
qu'il y a un signe a donner, qu'une clause en faveur des usa­
gers ou des consommateurs doit etre trouvee. Peut-etre que 
de meilleures idees surgiront si necessaire dans Ja proce­
dure d'elimination des divergences. En tout cas, nous trou­
vons important de poser la un jalon pour ce qui concerne 
cette liberte de consentement sur les transferts de contrats 
et la protection des tiers. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour Ja commission: l..'.article 71 
traite du contenu du contrat de transfert de patrimoine. La 
minorite Menetrey-Savary veut ajouter, a l'alinea 1 er lettre e, 
qua Je contrat de transfert de patrimoine doit mentionner las 
«autres contrats» qui seront transferes. Selen le projet du 
Conseil federal, seule «une liste des rapports de travail 
transferes en raison du transfert de patrimoine» est exigee 
puisque seuls ces contrats peuvent etre transferes sans l'as­
sentiment des travailleurs, en application de l'article 333 du 
Code des obligations. 
La commission, par 8 voix contre 7 - donc a une faible majo­
rite -, vous demande de rejeter la proposition de minorite 
M enetrey-Savary. 
En effet, le transfert de patrimoine ne peut englober qua des 
droits et des obligations qui sont transmissibles. Pour tous 
les autres droits, il est necessaire de recueillir Je consente­
ment de l'autorite - par exemple, en matiere de transfert de 
concession - ou de respecter las formalites permettant de 
lever Ja restriction au transfert. Le transfert des contrats n'y 
fait pas exception. Mme Menetrey-Savary veut cependant 
elargir cette possibilite. Elle veut ouvrir la porte aux trans­
ferts de contrats sans l'accord des cocontractants, par voie 
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de transfert de patrimoine. Ceci reviendrait a un change­
ment de systeme fondamental. 
Selon la doctrine et la pratique, un contrat ne peut etre cede 
que par la conclusion d'un nouveau contrat qui porte sur la 
cession de contrat. Ce contrat de cession de contrat doit im­
perativement etre agree par l'ensemble des parties au con­
trat. Certes, il existe des exceptions, comme l'article 333 CO 
pour les rapports de travail, ainsi que les articles 261 et 
263 CO pour les contrats de bail. Cependant, il s'agit de 
regles speciales. 
Le Code des obligations ne contient aucune regle generale 
regissant la cession de contrat. On ne peut donc pas prevoir, 
dans la loi sur la fusion, que le simple fait d'enumerer des 
rapports contractuels dans l'inventaire des actifs et des pas­
sifs transferes aurait pour consequence de transferer globa­
lement ces contrats sans l'assentiment des cocontractants. 
Une teile reglementation ne peut pas etre cautionnee par le 
legislateur car eile ouvrirait la porte a d'innombrables abus. 
Je rappelle ioi que les parties au contrat de transfert de patri­
moine composent librement le patrimoine qui sera transfere 
et peuvent se contenter de transferer un seul contrat qui, si­
non, serait intransmissible sans l'accord de l'ensemble des 
cocontractants. II s'agit donc de faire prevaloir les interets 
des personnes qui subiraient le changement de cocontrac­
tant sur celui des entreprises participant au transfert de pa­
trimoine et de respecter les principes du droit actuel en 
matiere de cession de contrat. 
La proposition de la minorite Menetrey-Savary ne protege 
pas suffisamment les interets des cocontractants, meme si 
eile prevoit a l'article 76 alinea 2 la possibilite de resilier le 
contrat qui a ete transfere. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Die Frage der Übertragung von 
Verträgen im Rahmen der Vermögensübertragung wurde 
anlässlich der Ausarbeitung des Entwurfes des Fusionsge­
setzes von den Experten eingehend geprüft. Die Botschaft 
des Bundesrates verzichtet daher bewusst auf eine Rege­
lung im Sinne der Kommissionsminderheit. Die Frage der 
Zulässigkeit der Übertragung von Verträgen offenbart zwei 
entgegengesetzte Interessen der Wirtschaft: einerseits das 
Bedürfnis, Vertragsverhältnisse ohne Zustimmung aller be­
teiligten Vertragsparteien zu übertragen, andererseits den 
Wunsch, sich ohne vorgängige Zustimmung keinen Wechsel 
der Vertragsparteien aufzwingen zu lassen. 
Obschon in der öffentlichen Diskussion verschiedentlich 
eine Ausdehnung der Vermögensübertragung auf Vertrags­
verhältnisse gewünscht wurde, sprechen drei Gründe gegen 
den Minderheitsantrag: 
1. Es gilt, die Prinzipien des geltenden Vertragsrechtes zu 
beachten. Gestützt auf den Grundsatz der Privatautonomie 
besteht eine freie Wahl der Vertragspartner. Daraus folgt, 
dass ohne Zustimmung sämtlicher Vertragspartner kein 
Wechsel der Vertragsparteien möglich ist. 
2. Der Minderheitsantrag würde ohne jeden Zweifel zu 
Missbräuchen führen. Der Gegenstand der Vermögensüber­
tragung wird von den beteiligten Rechtsträgern frei festge­
legt. Theoretisch könnte die Vermögensübertragung einen 
einzigen Vertrag zum Gegenstand haben. Mit dieser Kon­
zeption der Vermögensübertragung könnten daher allfällige 
Übertragungshindernisse, beispielsweise im Zusammen­
han11. mit Verträgen, beliebig beseitigt werden. So praktisch 
die Ubertragung von Verträgen mit der Vermögensübertra­
gung allenfalls wäre, kann und darf eine beliebige Durchbre­
chung der durchaus sinnvollen allgemeinen Vorschriften zur 
Übertragung nicht hingenommen werden. 
3. Die Fusion und die Vermögensübertragung beruhen auf 
grundlegend verschiedenen Konzepten. Im Falle der Fusion 
wird das gesamte Vermögen durch Universalsukzession 
übertragen. Bei der Vermögensübertragung findet lediglich 
eine Übertragung gemäss Inventar statt; nur die im Inventar 
aufgeführten Vermögenswerte gehen über. Im Gegensatz 
zur Fusion geht der übertragende Rechtsträger nach der 
Durchführung der Vermögensübertragung nicht unter. Erbe­
steht weiter und nimmt die unübertragbaren Rechte und 
Pflichten weiterhin wahr, so beispielsweise aufgrund von 

Vertragsverhältnissen. Die Vermögensübertragung bringt le­
diglich eine Vereinfachung hinsichtlich der ~?rmvorschriften. 
Das materielle Recht, einschliesslich der Ubertragungsbe­
schränkungen, darf dadurch nicht berührt werden, wenn es 
nicht aus den Angeln gehoben werden soll. An der gelten­
den Ordnung zur Ubertragung von Verträgen soll daher nicht 
gerüttelt werden. Fehlt es an der Zustimmung der einen Par­
tei, dann kann ein Vertrag nicht übertragen„werden. Es be­
stehen indessen Spezialvorschriften für die Ubertragung von 
Arbeits-, Miet- und Versicherungsverträgen. 
Abschliessend möchte ich nochmals darauf hinweisen, dass 
das Fusionsgesetz die Übertragung von Verträgen gegen­
über dem geltenden Recht nicht erschwert. Angesichts des 
beträchtlichen Missbrauchspotenzials im Zusammenhang 
mit dem Minderheitsantrag gibt der Bundesrat den Interes­
sen von Dritten klarerweise den Vorzug. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Minderheit Menetrey­
Savary abzulehnen und der Mehrheit zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 93 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 52 Stimmen 

Art. 72-75 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 76 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, Aeppli Wartmann, Garbani, Grass Jost, 
Leutenegger Oberholzer, Thanei, Zanetti) 
Abs.2 
Artikel 75 findet Anwendung auf alle Verbindlichkeiten aus 
dem Arbeitsvertrag oder anderen Verträgen, die bis zum 
Zeitpunkt fällig werden, auf den das Arbeitsverhältnis oder 
der Vertrag ordentlicherweise beendigt werden könnte oder, 
bei Ablehnung des Übergangs, von der Arbeitnehmerin oder 
dem Arbeitnehmer oder der anderen Vertragspartei beendigt 
wird. 

Art. 76 
Proposition de /a majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Menetrey-Savary, Aeppli Wartmann, Garbani, Grass Jost, 
Leutenegger Oberholzer, Thanei, Zanetti) 
Al. 2 
L.:article 75 s'applique a l'ensemble des dettes et obligations 
resultant du contrat de travail ou d'autres contrats qui devi­
ennent exigibles jusqu'a la date a laquelle las rapports de 
travail pourraient normalement prendre fin, ou le contrat ar­
river a echeance, ou prendront fin si le travailleur ou l'autre 
partie au contrat s'oppose au transfert. 

Le president (Christen Yves, president): Cette decision est 
une consequence de l'article 71. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 77-82 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 
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Art. 83 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 2 
.... der übertragenden Stiftung. Bei mehreren übertragenden 
Stiftungen muss jede Aufsichtsbehörde der Fusion zustim­
men. 
Abs. 3, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 83 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
.... Ja fondation transferante. En cas de pluralite de fonda­
tions transferantes, l'autorite de surveillance de chacune 
d'entre elles doit approuver la fusion. 
Al. 3, 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 84 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... wird die Fusion mit der Zustimmung der obersten Stif­
tungsorgane der beteiligten Stiftungen zum Fusionsvertrag 
rechtswirksam. Bei kirchlichen Stiftungen, die nach öffentli­
chem Recht der Aufsicht eines Gemeinwesens unterstehen, 
gilt Artikel 83 sinngemäss. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 84 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
.... deploie ses effets une fois le contrat de fusion approuve 
par les organes superieurs des fondations qui fusionnent. 
l..'.article 83 s'applique par analogie aux fondations eccle­
siastiques qui, en vertu du droit public, sont soumises a la 
surveillance d'une corporation de droit public. 
Al. 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 85 
Antrag der Kommission 
Titel 
Gläubiger- und Arbeitnehmerschutz 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 4 
Der Arbeitnehmerschutz richtet sich nach den Artikeln 27 
und 28. 

Art. 85 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Protection des creanciers et des travailleurs 
Al. 1-3 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 
Al. 4 
Les articles 27 et 28 s'appliquent pour ce qui concerne la 
protection des travailleurs. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Die Änderungen, 
die wir bei den Stiftungen und bei den Trägern der beruf­
lichen Vorsorge vorgesehen haben, sind nicht ganz unbe­
deutend. Wir haben einerseits konsequent auch den 
Arbeitnehmerschutz sowohl bei den Stiftungen - schon im 
Titel von Artikel 85 und dann in Absatz 4 dieses Artikels - als 
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entsprechend auch in Artikel 96 Absatz 5 für die Vorsorge­
einrichtungen festgeschrieben. 
Dann sind im Bereich des Stiftungsrechtes und im Recht der 
beruflichen Vorsorge gewisse Bedenken geäussert worden, 
ob das Bundesgesetz über die berufliche Vorsorge oder gar 
das Stiftungsrecht durch diese Bestimmungen derogiert 
werden. Es war ganz klar die Meinung schon des Bundesra­
tes, aber auch die Meinung der Kommission, dass diese Be­
stimmungen ausdrücklich vorbehalten bleiben. Ich weise auf 
Artikel 85 Absatz 2 hin, der auf Artikel 78 Absatz 2 verweist, 
wo es vor allem darum geht, festzuhalten, dass selbstver­
ständlich durch eine solche Transformation der Stiftungs­
zweck nicht beeinträchtigt werden darf und auch die 
Rechtsansprüche der Destinatäre nicht beeinträchtigt wer­
den dürfen. 
In Artikel 88 Absatz 3 ist dann noch einmal ausdrücklich 
festgehalten, dass das Stiftungsrecht und die entsprechen­
den Bestimmungen des BVG vorbehalten sind. Ich glaube, 
das ist wichtig, auch wenn es primär der Klärung dient und 
mit Sicherheit vom Bundesrat auch so verstanden wurde. 
Aber es ist eine notwendige Klärung. 

Angenommen - Adopte 

Art. 86 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
Artikel 78 Absatz 2 findet sinngemäss Anwendung. Der 
Übergangsvertrag .... 

Art. 86 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
l..'.article 78 alinea 2 s'applique par analogie. Les articles 70 
a 12 .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 87 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 88 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 3 
Die Bestimmungen des Stiftungsrechtes (Art. 80ft. ZGB) und 
des Bundesgesetzes über die berufliche Versorge (BVG) 
bleiben vorbehalten. 

Art. 88 
Proposition de Ja commission 
Al. 1, 2 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 
Al. 3 
Les dispositions du droit des fondations (art. 80ss. CC) et 
celles de la loi federale sur la prevoyance professionnelle 
(LPP) sont reservees. 

Angenommen -Adopte 

Art. 89-95 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 96 
Antrag der Kommission 
Titel 
Gläubiger- und Arbeitnehmerschutz 
Abs. 1-4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 5 
Der Arbeitnehmerschutz richtet sich nach den Artikeln 27 
und 28. 

Art. 96 
Proposition de la commission 
Titre 
Protection des creanciers et des travailleurs 
Al. 1-4 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 
Al. 5 
Les articles 27 et 28 s'appliquent pour ce qui concerne Ja 
protection des travailleurs. 

Angenommen - Adopte 

Art. 97 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 98 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 2 
Artikel 88 Absatz 2 findet sinngemäss Anwendung. Die Arti­
kel 70 bis 77 .... 

Art. 98 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 
Al.2 
L.:article 88 alinea 2 s'applique par analogie. Les articles 70 
a 77 s'appliquent. 

Angenommen - Adopte 

Art. 99 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.100 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 3 
.... Vorschriften und Grundsätzen des Bundes .... 

Art. 100 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 
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Al. 3 
.... dispositions et les principes de droit public .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 101 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 101a 
Antrag der Mehrheit 
Titel 
Konsultation der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
Text 
Bei Fusionen, Umwandlungen und Vermögensübertragun­
gen von Instituten des öffentlichen Rechtes ist die Konsulta­
tion der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie ihrer 
Vertretungen zu gewährleisten. 

Antrag der Minderheit 
(Cina, Abate, Baumann J. Alexander, Eggly, Lauper, Mathys, 
Seiler, Vallender) 
Streichen 

Art. 101a 
Proposition de la majorite 
Titre 
Consultation des travailleurs 
Texte 
En cas de fusion, transformation ou transfert de patrimoine 
d'instituts de droit public, les travailleurs et leurs represen­
tants sont consultes. 

Proposition de la minorite 
(Clna, Abate, Baumann J. Alexander, Eggly, Lauper, Mathys, 
Seiler, Vallender) 
Bitter 

Leuthard Doris (C, AG): Ich begründe anstelle meines Kol­
legen Cina den Antrag der Minderheit. Ich selber habe in der 
Kommission mit der Mehrheit gestimmt. 
Eine Konsultationspflicht in diesem Bereich heisst ja, dass 
man erstens über den Grund des Überganges bzw. der Um­
strukturierung und zweitens über die rechtlichen und sozia­
len Folgen für die Arbeitnehmer einen offenen Dialog führt. 
Das ist an sich eine Selbstverständlichkeit. Bei Unterneh­
men des öffentlichen Rechtes haben aber der Bundesrat 
und der Ständerat auf eine Verpflichtung verzichtet. In der 
Kommission haben wir lange darüber gesprochen, und man 
kann hier geteilter Meinung sein. 
Die Minderheit ist klar folgender Auffassung: Wenn man hier 
keine Konsultation will, so nicht deshalb, weil man Konsulta­
tionen nicht wünscht, sondern weil man nicht in kantonales 
Recht eingreifen will. Die Kantone haben viele Institute des 
öffentlichen Rechtes - ich erinnere an die Kantonalbanken, 
an kantonale Elektrizitätswerke und kantonale Spitäler-, bei 
denen solche Umstrukturierungen anfallen. Es ist aus föde­
ralistischer Sicht problematisch, wenn man den Kantonen 
hier nun vorschreibt, sie müssten die Konsultationsrechte 
gewährleisten. 
Die zweite Problematik ist die, dass es bei öffentlich-rechtli­
chen Unternehmen in der Regel politische Entscheide sind, 
die deshalb in der Regel auch von kantonalen Parlamenten 
begleitet werden, und dass insofern eben eine Mitsprache 
gewährleistet ist. 
Die Minderheit beantragt Ihnen daher die Streichung dieser 
Konsultationspflicht. Sie tut dies aus föderalistischen Grün­
den, weil sie den Kantonen dieses hoheitliche Recht belas­
sen will. 
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Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Wenn wir die 
Konsultationspflicht im privatrechtlichen Bereich verankern, 
scheint es mir eigentlich eine Selbstverständlichkeit, dass 
wir auch sicherstellen, dass bei Umstrukturierungen und 
Umwandlungen im Bereich von öffentlich-rechtlichen Unter­
r:1ehmungen die gleiche Konsultationspflicht verankert wird. 
Uber die Notwendigkeit haben wir des Längeren gespro­
chen. Die Argumente, die jetzt von der Vertreterin der Min­
derheit, von Frau Leuthard im Namen von Herrn Cina, 
vorgebracht worden sind, vermögen mich nicht zu überzeu­
gen. Wir dürfen nicht Argumente des Föderalismus gegen 
den Arbeitnehmerschutz ausspielen. Ebensowenig ist es 
tragbar, wenn unterstellt wird, dass mit einer parlamentari­
schen Debatte in einem Kanton zugleich die Arbeitnehmer­
konsultation gewährleistet sei. Das hatte Frau Leuthard 
vorher gesagt. 
Was in der Kommissionsdebatte erstaunlich war, ist die Tat­
sache, dass es völlig unbestritten ist, dass die Arbeitneh­
mervertretungen auch konsultiert werden müssten, wenn 
eine öffentliche Unternehmung in ein privatrechtliches Insti­
tut übergeführt würde. Das treffen wir bei der Umwandlung 
von Kantonalbanken, Elektrizitätsgesellschaften, Versor­
gungsunternehmungen usw. häufig an. Materiell dagegen 
vorgebracht wurde eigentlich nur ein Punkt, nämlich der, wo­
nach eine Verfassungsgrundlage dazu fehlen würde. Wenn 
ich mir nun aber die Bundesverfassung anschaue, und zwar 
Artikel 110 Absatz 1 Litera b, so stelle ich fest, dass der 
Bund sehr wohl Arbeitnehmerschutzbestimmungen vorse­
hen kann. Er kann auch das Verhältnis zwischen Arbeitge­
ber- und Arbeitnehmerseite regulieren und dazu Vorschriften 
erlassen. Von daher dünkt es mich ganz klar, dass eine Kon­
sultationspflicht in diesem Rahmen eine Verfassungsgrund­
lage hat, eben in Artikel 110 Absatz 1 Litera b der Bundes­
verfassung, der sehr wohl etwas weitherziger ausgelegt wer­
den könnte. 
loh bitte Sie, berechtigte Arbeitnehmerinteressen nicht zu­
gunsten einer rigiden Verfassungsinterpretation hintanzu­
stellen. Stimmen Sie in diesem Sinne dem Antrag der Mehr­
heit der Kommission zu, und lehnen Sie den Minderheitsan­
trag Cina ab. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Ich bitte Sie im Na­
men der Mehrheit - 9 zu 8 Stimmen-, in Artikel 101a die 
Konsultationspflicht auch bei der Fusion, bei der Umwand­
lung und bei der Vermögensübertragung von Instituten des 
öffentlichen Rechtes vorzusehen. Frau Leuthard, ich bin ge­
spannt, wie Sie abstimmen werden. Man sieht das ja dann. 
Sie waren bei der Mehrheit und haben nun den Antrag der 
Minderheit begründet. 
Warum soll auch bei öffentlichen Unternehmen die Konsulta­
tionspflicht vorgesehen werden? Das ist absolut konse­
quent; wir haben bei allen parallelen Vorgängen, ob es nun 
die Spaltung, ob es die Vermögensübertragung, ob es die 
Fusion ist, konsequent die Konsultationspflicht vorgesehen. 
Das ist eine wesentliche Errungenschaft dieses Gesetzes. 
Denn wir sind auch davon überzeugt, dass sie im Umstruktu­
rierungsprozess ganz wesentliche positive Wirkungen ha­
ben kann und auch das, was an Schäden, was an Schwie­
rigkeiten, was an Problemen auf eine solche Unternehmung 
zukommen kann, nur im Einvernehmen mit den entspre­
chenden Arbeitnehmerorganisationen gelöst werden kann. 
Insofern ist es absolut konsequent, die Konsultationspflicht 
auch hier vorzusehen. 
Ich habe seitens des Bundesrates eigentlich nur 
verfassungsrechtliche Bedenken gehört. Aber Artikel 110 
Absatz 1 Litera b der Bundesverfassung sieht den 
Arbeitnehmerschutz teilweise differenziert auch für öffentli­
che Unternehmungen vor. Artikel 11 O Absatz 1 Litera b ist 
durchaus eine taugliche verfassungsrechtliche Grundlage, 
und zwar nicht nur in Bezug auf öffentliche Betriebe des 
Bundes, sondern auch auf solche der Kantone. Das können 
Sie beispielsweise in der Praxis des Arbeitnehmerschut­
zes in öffentlichen Spitälern der Kantone durchaus feststel­
len. 
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Hier sagen diejenigen, die verfassungsrechtliche Bedenken 
äussern, es werde in die kantonale Organisationshoheit ein­
gegriffen. Dieses Argument sticht nicht. Denn dieses Gesetz 
greift mit den Bestimmungen von Artikel 101ft. ganz klar in 
die Organisationshoheit der Kantone ein. Es regelt ja auch 
die privatrechtlichen Voraussetzungen für die Fusion und 
andere entsprechende Vorgänge von öffentlichen Unterneh­
men der Kantone. Auch eine Kantonalbank, die beispiels­
weise privatisiert wird, untersteht diesen Bestimmungen. 
Auch ein Elektrizitätswerk des Kantons, dem eine andere 
Rechtsform gegeben wird, untersteht diesen Bestimmun­
gen. Wenn Sie konsequent sind, müssen Sie auch hier 
sagen, das sei ein Eingriff in die kantonale Organisationsho­
heit. 
Wir befinden uns hier eben im Bereich der Schnittstelle zwi­
schen dem privaten und dem öffentlichen Recht. Es ist -
durchaus der Praxis entsprechend - zuweilen notwendig, 
dass das öffentliche Recht und das pr.ivate Recht gegensei­
tig aufeinander Einfluss nehmen. Im Ubrigen könnte man ja 
hier auch durchaus sagen, es liege hier ein Eingriff ins Pri­
vatrecht vor, wenn beispielsweise Artikel 101 Absatz 2 für 
die entsprechende Haftung der Organe der Unternehmung 
bei einem solchen Vorgang das kantonale öffentliche Recht 
vorsieht. Dazu hat beispielsweise Professor Bertschinger 
von der Universität Zürich gesagt: Ja, geht es dann an, dass 
man bei öffentlichen Unternehmen die Prospekthaftung 
nach Aktienrecht einfach derogiert? Sie sehen, man hat hier 
keine kl~re Abgrenzung zwischen privatem und öffentlichem 
Recht. Offentliches Recht wirkt auf das private ein und um­
gekehrt. 
Deshalb sind aus unserer Sicht diese verfassungsrechtli­
chen Bedenken unbegründet. Die Mehrheit ist ganz klar der 
Meinung, dass die Minderheit gewichtige materielle Beden­
ken haben müsste. Aber wenn Sie im ganzen Gesetz die 
Konsultationspflicht der Arbeitnehmerorganisationen fest­
schreiben, können Sie doch nicht ausgerechnet bei öffentli­
chen Unternehmen, bei denen die öffentlichen Interessen 
besonders stark berührt sind, die Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer und ihre Organisationen von der Konsultation 
ausschliessen. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit zu folgen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Die Verfassungsmässigkeit von 
Artikel 101a ist zweifelhaft. Das wurde schon verschiedent­
lich im positiven oder im negativen Sinne angesprochen. 
Was öffentlich-rechtliche Institute des kantonalen Rechtes 
betrifft, ist es Sache der Kantone, die öffentlich-rechtlichen 
Arbeitsverhältnisse zu regeln. Das Gleiche gilt auch für die 
Beschlussfassung über die Restrukturierung. Auch ein allfäl­
liges Konsultationsrecht gehört in diese Zuständigkeit. Der 
Kanton hat zu entscheiden, ob beispielsweise bei der Um­
wandlung seiner Kantonalbank die Arbeitnehmerschaft kon­
sultiert werden muss. Diese Konsultation erfolgt vor der 
Umstrukturierung und hat daher nach Massgabe des an­
wendbaren öffentlichen Rechtes zu erfolgen. Das Fusions­
gesetz regelt hingegen ausschliesslich die privatrechtlichen 
Voraussetzungen für die Aufnahme eines Institutes des öf­
fentlichen Rechtes ins Privatrecht. 
Ich bitte Sie daher, hier die Kommissionsminderheit zu un­
terstützen und diesen Artikel abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 81 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 57 Stimmen 

Art. 102 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 
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Art.102a 
Antrag der Minderheit 
(Baumann J. Alexander, Abate, Gutzwiller, Joder, Lauper, 
Mathys, Vallendar) 
Titel 
Abschnitt 1 a. Handänderungsabgaben 
Text 
Die Erhebung von kantonalen oder kommunalen Handände­
rungsabgaben ist bei Umstrukturierungen im Sinne von Arti­
kel 8 Absatz 3 und Artikel 24 Absätze 3 und 3ter StHG 
ausgeschlossen. Kostendeckende Gebühren bleiben vorbe­
halten. 

Art.102a 
Proposition de la minorite 
(Baumann J. Alexander, Abate, Gutzwiller, Joder, Lauper, 
Mathys, Vallendar) 
Titre 
Section 1 a. Droits de mutation 
Texte 
La perception de droits de mutation cantonaux ou commu­
naux est exclue en cas de restructurations au sens des artic­
les 8 alinea 3 et 24 alineas 3 et 3ter LHID. Sont reserves les 
emoluments couvrant les frais occasionnes. 

Baumann J. Alexander (V, TG): In Artikel 102a, den wir Ih­
nen beantragen, geht es darum, eine Rechtsgrundlage zu 
schaffen, um den Kantonen zu untersagen, bei solchen Fu­
sionen und Umstrukturierungen Handänderungsabgaben zu 
erheben. Das Fusionsgesetz hat das Ziel, Umstrukturierun­
gen zu erleichtern. Derartige Umstrukturierungen können 
durch Handänderungsabgaben aber massiv beeinträchtigt 
werden. Das Steuerrecht kann der Umsetzung des Zivilrech­
tes entgegenstehen, indem eine entstehende Steuerlast die 
Umstrukturierung schlichtweg zu teuer macht. Die WAK, die 
zu diesem Gesetz einen Mitbericht erarbeitet hat, hat des­
halb beantragt, man solle den Kantonen auferlegen, in Fäl­
len, die vom Fusionsgesetz abgedeckt sind, keine Handän­
derungssteuer zu erheben. Die Handänderungssteuer ist 
damit aber bei einer Liegenschaft, die betroffen ist, nicht 
«weg vom Fenster»; sie ist lediglich aufgeschoben. Sobald 
nämlich die Unternehmung das Grundstück einem Dritten 
verkauft, ist die Handänderungssteuer auf dem dannzumali­
gen Kaufwert zu bezahlen. Wir wollen, dass die Handände­
rungssteuern innerhalb der Unternehmung der umstruktu­
rierten Gesellschaften nicht erhoben werden. 
Es stellt sich ein Problem verfassungsrechtlicher Art - die 
Eindeutigkeit ist nicht ganz gegeben. Sicher ist, dass wir ge­
stützt auf die Steuerharmonisierungskompetenz des Bundes 
nicht in die Hoheit der Kantone bei den indirekten Steuern 
eingreifen dürfen. Auf der anderen Seite haben wir aber die 
Bundeskompetenz, das Privatrecht zu regeln. Es gilt die Re­
gel, dass der Bund sein Recht gegen das kantonale Recht 
durchsetzen darf, wenn das kantonale Recht das Bundes­
recht einschränkt oder dessen Umsetzung sogar vereitelt. 
Es stellt sich nun die Frage, wo die Grenze zu ziehen ist, bei 
welcher Höhe der Handänderungssteuer das Bundesrecht 
vereitelt wird. Es gibt Leute, die sagen, bei 3,5 Prozent. Das 
muss in der Praxis noch festgelegt werden. 
Das Parlament würde nicht das erste Mal im Sinne von Er­
leichterungen von Umwandlungen in die Steuerhoheit der 
Kantone eingreifen. Es hat in Artikel 14 des Bankengesetzes 
beschlossen, dass Umwandlungen von Banken, die in Form 
einer Genossenschaft bestehen und in eine Aktiengesell­
schaft umgewandelt werden, keine Handänderungssteuer 
der Kantone zur Folge haben dürfen. Bei der Umwandlung 
der Swisscom, das haben Sie alle miterlebt, haben wir auch 
ins Gesetz aufgenommen, dass die Umwandlung in den 
Kantonen nicht zu Handänderungssteuern führen darf. Zu 
diesem Artikel gehört auch noch Artikel 109. Da steht ge­
mäss Minderheit: «Artikel 102a» - über den wir jetzt spre­
chen - «tritt 5 Jahre nach den übrigen Bestimmungen 
dieses Gesetzes in Kraft.» Damit geben wir den Kantonen 
Zeit und Gelegenheit, ihre Vorschriften anzupassen. 

Wenn Sie dem Artikel zustimmen, schaffen Sie eine Diffe­
renz zum Ständerat. Es ist ja auch kritisiert worden, die WAK 
habe keine Vernehmlassung bei den Kantonen vorgenom­
men. Eine Vernehmlassung beansprucht relativ viel Zeit, 
und wenn wir Differenzen haben, könnte die Eidgenössische 
Steuerverwaltung in der Zwischenzeit zuhanden des Stän­
derates die Zahlen bei den Kantonen erfragen. 
Wenn Sie dem Antrag zustimmen, worum ich Sie bitte, ver­
hindern Sie, dass die Erleichterungen, die Sie mit diesem 
Gesetz schaffen, wegen steuerlichen Folgen in der Praxis 
nicht wahrgenommen werden können. Ich danke Ihnen für 
die Unterstützung. 

Maitre Jean-Philippe (C, GE): J'interviens ici effectivement 
comme president de la Commission de l'economie et des re­
devances qui, comme cela a ete rappele par M. Baumann, 
porte-parole de la minorite, a fait un corapport a propos de 
cette loi. Sur ce point, nous avons fait des propositions pre­
cises qui sont reprises par la minorite. 
En effet, certains cantons pergoivent des droits de mutation 
lors du transfert de la propriete immobiliere realise dans le 
cadre d'une restructuration. Alors qu'aucune realisation ef­
fective n'est en jeu, ces droits de mutation peuvent parfois 
etre eleves. Dans le canton de Vaud par exemple, cela peut 
aller jusqu'a 3,5 pour cent, ce qui est evidemment eleve 
pour des entreprises dont la restructuration met en jeu un 
patrimoine immobilier extremement important, par exemple 
certaines banques ou certaines assurances. 
Dans la mesure ou les droits de mutation sont des impöts in­
directs, le Conseil federal a estime que la Confederation 
n'avait en tant que teile pas de competence pour promouvoir 
une norme d'harmonisation, puisque l'harmonisation, en 
vertu de l'article 129 de la constitution, ne peut intervenir 
que dans le cadre des impöts directs des cantons et des 
communes. Mais la commission, ayant regarde cela de plus 
pres, arrive a la conclusion que, s'il n'est certes pas conteste 
et pas contestable qu'il s'agit ici d'impöts indirects et qu'on 
ne peut pas s'appuyer sur l'article 129 de la constitution, la 
base constitutionnelle peut etre recherchee ailleurs. 
En l'occurrence, l'article 122 de la constitution donne a la 
Confederation la competence de legiferer en matiere de 
droit civil. Or, selon une jurisprudence constante du Tribunal 
federal, cette competence en matiere de droit civil autorise 
la Confederation a intervenir - certes de maniere mesu­
ree et ponctuelle - lorsque l'application du droit civil se­
rait contrecarree a l'exces ou rendue exagerement 
compliquee. 
On se trouve dans un cas d'application de ce type de pres­
criptions jurisprudentielles issues de l'article 122 de la cons­
titution. lci, le but poursuivi par le droit civil federal, c'est de 
permettre aux entreprises de choisir les formes juridiques et 
les structures les plus claires et les mieux adaptees aux ob­
jectifs de leur restructuration, et non pas de devoir s'ingenier 
a recourir a des formes juridiques totalement biscornues -
on dit dans le jargon «suboptimales» - simplement parce 
qua c'est un moyen d'essayer d'alleger un peu la facture fis­
cale qui resulterait d'une restructuration. Voila les raisons 
pour lesquelles, de l'avis de la Commission de l'economie et 
des redevances, on peut sans difficulte ici soutenir la mino­
rite Baumann J. Alexander. 
II y a un interet supplementaire a soutenir cette minorite, qui 
est un interet relevant de la politique de l'emploi. Lorsque 
vous avez une restructuration et qua cette restructuration 
s'accompagne d'une facture fiscale qu'il est en partie possi­
ble d'eviter par des mesures claires, cela peut conduire a 
maintenir davantage d'emplois. Au contraire, avec ce sura­
jout fiscal, cette charge fiscale supplementaire, la restructu­
ration va tres clairement se concretiser par un certain 
nombre d'emplois en moins. Je crois que, du point de vue de 
l'emploi, nous avons egalement un interet ici a avoir la 
norme la plus clalre possible. 
C'est la raison pour laquelle la Commission de l'economie et 
des redevances vous recommande de suivre la minorite 
Baumann J. Alexander. 

Bulletin offlclel de !'Assemblee lederale 
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Leuthard Doris (C, AG): Zum Antrag der Minderheit zu Arti­
kel 102a: Herr Baumann J. Alexander hat den Antrag der 
WAK aufgenommen, und die CVP-Fraktion findet dieses An­
liegen absolut berechtigt. Es ist so, dass Handänderungs­
steuern Umstrukturierungen behindern und benachteiligen. 
Gerade bei grossen Unternehmungen, bei denen eventuell 
in verschiedenen Kantonen Grundstücke zu übertragen 
sind, wirkt sich eine Handänderungssteuer negativ aus. Sie 
kann so teuer sein, dass die Umstrukturierung zum Schei­
tern kommt, und sie ist auf jeden Fall auch von der Abwick­
lung her sehr aufwendig. Das Anliegen ist daher richtig, und 
auch die Professoren Reich und Böckli weisen seit längerer 
Zeit auf diesen Systemmangel hin. Wir haben zudem in Arti­
kel 14 des Bankengesetzes bereits eine Bestimmung, wel­
che den Kantonen vorschreibt, bei Umstrukturierungen von 
Banken auf diese Handänderungssteuer zu verzichten. 
Was als Argument gegen den Minderheitsantrag spricht, ist 
die Kompetenz der Kantone im Steuerbereich. Die Eidge­
nössische Steuerverwaltung hat 1997 in einem Bericht fest­
gehalten, dass man keine Möglichkeit sehe, den Kantonen 
diese Erhebung von Handänderungssteuern zu verbieten. 
Der Ständerat hat nach Ansicht einer Mehrheit der CVP­
Fraktion richtig und in Berücksichtigung des föderalistischen 
Elementes entschieden, auf eine gesetzliche Verankerung 
unsererseits zu verzichten, den Kantonen aber, die diese 
Handänderungssteuer noch kennen und bei Fusionen auch 
anwenden, dringend zu empfehlen, diese abzuschaffen, weil 
sie effektiv für die Umstrukturierungen hinderlich ist. Wir 
meinen, gemäss unserer bisherigen Praxis, und nachdem 
die Kantone nicht in einer Vernehmlassung dazu Stellung 
nehmen konnten, wäre dies effektiv ein Affront. Wir empfeh­
len unserem Rat daher, dass man das Anliegen strikte wei­
terverfolgt, gemäss Ständerat diese Empfehlung an die 
Kantone abgibt, aber auf eine direkte Verankerung im Fusi­
onsgesetz verzichtet. 

Pelli Fulvio (R, Tl): Le groupe radical-democratique soutient 
Ja proposition de minorite Baumann J. Alexander. 
En effet, dans Ja Commission de l'economie et des redevan­
ces tout comme dans Ja Commission des affaires juridiques, 
des commissaires issus de notre groupe ont cru necessaire 
d'introduire ce nouvel article qui veut empecher les cantons 
de couvrir les coüts des operations qu'ils font par des im­
pöts. En effet, lorsqu'il y a des restructurations, il n'y a pas 
de benefices en faveur des entreprises qui font les restructu­
rations. Cela signifie qu'il n'y a aucune raison de percevoir 
une taxe. L:habitude de certains cantons d'augmenter leurs 
recettes par ce systeme doit etre combattue afin de permet­
tre Ja realisation du but de cette loi, qui est de permettre des 
fusions sans coüts fiscaux a Ja charge des entreprises. 

Baader Caspar (V, BL): Hier geht es um eine für die Schwei­
zer Wirtschaft zentrale und wesentliche Bestimmung des 
Fusionsgesetzes. Die SVP-Fraktion unterstützt daher die 
Minderheit Baumann J. Alexander, welche bei Umstrukturie­
rungen eine Beseitigung der Hand~nderungsabgaben vor­
sieht, wobei für die Kantone eine Ubergangsfrist von fünf 
Jahren ab Inkrafttreten, d. h. bis etwa 2009, vorgesehen ist. 
Wie Herr Maitre bereits gesagt hat, entspricht die Fassung 
der Minderheit auch dem Antrag der WAK-NR, den diese im 
Rahmen ihres Mitberichtes an die vorberatende Kommis­
sion, nämlich die Kommission für Rechtsfragen, gemacht 
hat. Leider hat es die Kommission für Rechtsfragen aber un­
terlassen, den Antrag der WAK zu übernehmen. 
In der Praxis sind die kantonalen Handänderungssteuern 
auf Liegenschaften, die im Eigentum von umzustrukturieren­
den Gesellschaften stehen, ein echtes Hindernis bei fast 
allen Fusionen und Spaltungen. Zu diskutieren sind zwei Be­
reiche: 
Das erste Problem ist die Frage der Rechtsgrundlage. Die 
SVP-Fraktion teilt die verfassungsrechtlichen Bedenken der 
Kommission für Rechtsfragen und des Ständerates nicht. 
Wir anerkennen zwar, dass Artikel 129 der Bundesverfas­
sung grundsätzlich die Verfassungsgrundlage für die Harmo-
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nisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemein­
den bildet; da es sich bei den Handänderungssteuern klar 
um indirekte Steuern handelt, kann sich der Minderheitsan­
trag nicht auf diese Verfassungsgrundlage stützen. Hinge­
gen besagt Artikel 122 der Bundesverfassung, dass der 
Bund für die Gesetzgebung auf dem Gebiet des Zivilrechtes 
zuständig ist. Auch nach der Rechtsprechung des Bundes­
gerichtes lässt sich aus diesem Artikel eine Bundeskompe­
tenz zur Vornahme eines punktuellen Eingriffes in die 
kantonale Steuerhoheit ableiten, wenn zivilrechtliche Nor­
men des Bundes durch das kantonale Steuerrecht massiv 
beeinträchtigt oder gar vereitelt werden. Diese Rechtsauf­
fassung wird übrigens auch von den Professoren Markus 
Reich und Peter Böckli geteilt, zwei anerkannten Spezialis­
ten für Umstrukturierungen und deren steuerrechtliche Fol­
gen. 
Der Bundesgesetzgeber hat bei den Handänderungssteuern 
schon diverse Male in die Abgabenhoheit der Kantone ein­
gegriffen: im Bankengesetz bei Umstrukturierungen von Ge­
nossenschaftsbanken in juristische Personen, bei der Natio­
nalbank - es ist im Entwurf zum Nationalbankgesetz vorge­
sehen -, bei der Swisscom, der Post und den SBB, aber 
auch für die Eidgenossenschaft und ihre Anstalten. 
Das zweite Problem ist die Frage der Belastung. Die Tarife 
für die Handänderungssteuern sind in der Regel proportional 
und liegen bei 1 bis 3 Prozent des Kaufpreises oder des Ver­
kehrswertes der Liegenschaften. Das heisst, wenn Sie in 
einer umzustrukturierenden Firma eine Liegenschaft mit ei­
nem Verkehrswert von 2 Millionen Franken haben und diese 
in eine andere Gesellschaft übergeführt werden soll, dann 
haben Sie Handänderungssteuern zwischen 20 000 und 
60 000 Franken. Damit wird natürlich eine optimale zivil­
rechtliche Lösung verhindert. 
Die zu erwartenden Steuerausfälle - wenn Sie der Minder­
heit folgen - sind wahrscheinlich gering. Warum? Heute 
müssen die Firmen bei Umstrukturierungen immer schauen, 
wie sie am besten die Handänderungssteuern sparen 
können. Das zwingt die Unternehmungen häufig zu subopti­
malen rechtlichen Lösungen - nur, um die Handänderungs­
steuern vermeiden zu können. 
Deshalb bitte ich Sie, hier der Minderheit zuzustimmen, da­
mit künftig die optimale zivilrechtliche Lösung möglich ist -
dies im Interesse des Wirtschaftsstandortes Schweiz und 
unserer Arbeitsplätze. 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Ich bitte Sie, 
den Antrag der Minderheit Baumann J. Alexander abzuleh­
nen. Die These, dass die Handänderungssteuern Umstruk­
turierungen behindern würden, wird nicht wahrer, nur weil 
man sie immer wieder vorbringt, Frau Leuthard. Wenn Sie 
die Kosten für die Handänderungssteuern mit den Kosten 
für Umstrukturierungen - für Berater usw. - vergleichen, se­
hen Sie, dass die Handänderungssteuern nur einen ganz 
geringen Teil der Kosten ausmachen. 
Deswegen ist es für mich auch ganz klar, dass Artikel 122 
der Bundesverfassung auf keine Art und Weise eine Grund­
lage für den Antrag der Minderheit - nämlich die Abschaf­
fung der Handänderungssteuern der Kantone - abgeben 
würde. 
Mit diesem Antrag greifen Sie ganz massiv in die Steuerho­
heit der Kantone ein. Es ist klar, dass auch Artikel 129 der 
Bundesverfassung keine Grundlage dafür abgeben kann, 
weil es sich bei der Handänderungssteuer um eine indirekte 
und nicht um eine direkte Steuer handelt. Nur eine solche 
würde dem Steuerharmonisierungsgesetz unterliegen. 
Ich verweise auch auf die ausführlichen Erläuterungen zu 
dieser Frage auf Seite 4380f. der Botschaft. Es wäre ein 
Schildbürgerstreich ohnegleichen, wenn wir mit dem Fusi­
onsgesetz die Kantone dazu anhalten bzw. zwingen würden, 
auf die Handänderungssteuer zu verzichten. Es hat keine 
Vernehmlassung zu diesem Punkt stattgefunden, die Kan­
tone konnten sich dazu nicht äussern. 
Es Ist nochmals darauf hinzuweisen, dass der Ständerat aus 
genau diesem Grund davon abgesehen hat, der Empfehlung 
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der WAK zu folgen. Es wäre auch im Hinblick auf Ihren vor­
hergehenden Beschluss ein Schildbürgerstreich ohneglei­
chen. Sie haben mit dem Hinweis auf eine fehlende Verfas­
sungsgrundlage die Konsultationspflicht der Arbeitnehmer 
im Bereich der Umstrukturierung öffentlicher Unternehmun­
gen abgelehnt, obschon bei einer etwas weitherzigen Inter­
pretation ganz klar eine Verfassungsgrundlage dafür gege­
ben ist. Wenn Sie hingegen hier - wo es eindeutig feststeht 
und auch mehrfach durch Gutachten bestätigt worden ist, 
dass Sie die Handänderungssteuer der Kantone nicht mit 
dem Fusionsgesetz abschaffen können, weil eine Verfas­
sungsgrundlage tatsächlich fehlt - nun dem Antrag der Min­
derheit folgen würden, könnte ich nur eines sagen: Es sind 
keine rechtlichen Überlegungen dahinter, sondern steuerpo­
litische. Sie wollen die Handänderungssteuern aufheben, 
dann stehen Sie wenigstens dazu. Für mich steht eindeutig 
fest, dass die Durchsetzung des Fusionsgesetzes nicht mit 
den Handänderungssteuern behindert wird. Diese machen 
einen ganz kleinen Teil der übrigen Kosten aus. Ich habe be­
reits darauf hingewiesen. 
Ich bitte Sie also, der Mehrheit zu folgen und den Antrag der 
Minderheit Baumann J. Alexander abzulehnen. 

Präsident (Binder Max, erster Vizepräsident): Die liberale 
Fraktion lässt mitteilen, dass sie den Antrag der Minderheit 
unterstützt. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Ich bitte Sie im Na­
men der Mehrheit - 9 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung-, die­
sen Eingriff in den Bereich der kantonalen und kommunalen 
Steuerhoheit nicht vorzunehmen. 
Sie erinnern sich sehr gut: Beim letzten Artikel haben Sie 
gesagt, dass es nicht angehe, dass wir in Bezug auf die öf­
fentlichen Unternehmen ins kantonale Dienstrecht eingreifen 
würden. Sie sollten jetzt bezüglich dieser verfassungsrechtli­
chen Bedenken konsequent bleiben. Es ist klar gesagt wor­
den, dass Artikel 129 der Bundesverfassung, der nur die 
direkten Steuern bzw. die Harmonisierung im Bereich der di­
rekten Steuern betrifft, nicht anwendbar ist. Sie können sich 
nur auf den schmalen Grat der Zivilrechtskompetenz ge­
mäss Artikel 122 der Bundesverfassung begeben. Hier grei­
fen Sie in die kantonale Steuerhoheit ein, ohne dass die 
Steuerfolgen für die Kantone auch nur in minimalster Weise 
quantitativ abgeschätzt worden sind und ohne dass Sie die 
Kantone angehört haben. Das dürfen Sie nicht tun! 
Herr Baader, wenn Sie hier die bundesgerichtliche Recht­
sprechung zitieren und sagen, die Zivilrechtskompetenz er­
laube dies, muss ich Ihnen sagen, dass das Bundesgericht 
ganz klar gesagt hat, dass hier ein Eingriff in die kantonale 
Steuerhoheit und in den kantonalen Kompetenzbereich nur 
möglich ist, wenn der Vollzug der zivilrechtlichen Normen 
des Zivilrechtes massiv beeinträchtigt, ja geradezu vereitelt 
würde. Wollen Sie im Ernst behaupten, dass Handände­
rungsansätze in einer Bandbreite zwischen 1 und 3,5 Pro­
zent des Verkehrswertes oder des Kaufpreises eine solche 
Fusion verunmöglichen? Wollen Sie das angesichts der Mil­
liardenkosten sagen, die eine Fusion grosser Unternehmen 
verursacht? Sie sollten hier In der Argumentation konse­
quent bleiben und so etwas nicht gegen den Willen und 
ohne Anhörung der Kantone vollziehen. Sie müssen das ja 
auch gegenüber jedem Grundeigentümer rechtfertigen: Wie 
wollen Sie einem Grundeigentümer, der diese Handände­
rungssteuer bei einer Transaktion normalerweise bezahlt, 
klar machen, dass bei Umstrukturierungen, wie auch immer 
sie gestaltet sind, ein genereller Steuererlass, ein genereller 
Steuerausschluss, auf kantonaler Ebene stattfindet? 
Ich bitte Sie, diese verfassungsrechtlichen Bedenken ernst 
zu nehmen und nicht in die Konfrontation mit den Kantonen 
zu gehen. 

Baader Caspar (V, BL): Herr Gross, Sie sagen, die Verfas­
sungsgrundlage sei, gestützt auf Artikel 122, nicht gegeben. 
Wieso kommen dann anerkannte Experten wie Herr Profes­
sor Reich und Herr Professor Böckli hier klar zu einem ande­
ren Schluss? 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Herr Baader, wenn 
Sie die Zivilrechtskompetenz des Bundes hier in Anspruch 
nehmen, dann können Sie, gestützt auf diese Kompetenz, 
im Zivilrecht des Bundes praktisch jeden Eingriff in die Kom­
petenzen der Kantone rechtfertigen. Die Experten, die Sie 
anrufen, sehen hier in erster Linie den Wunsch nach fiska­
lischer Entlastung von Umstrukturierungsvorgängen. Ich 
kann respektieren, dass man diesen Wunsch hat. Natürlich 
ist das erwünscht. Herr Böckli ist meines Erachtens kein 
Verfassungsrechtler, der das beurteilen kann. Sie können 
sich nicht dazu hinreissen lassen, eine so allgemein gehal­
tene Verfassungskompetenz für einen Eingriff in die kanto­
nale Organisationshoheit zu missbrauchen, weil Sie diesen 
Wunsch nach fiskalischer Entlastung haben. 

Zuppiger Bruno (V, ZH): Herr Gross, Sie haben davon ge­
sprochen, dass Fusionen in Milliardenhöhe auf die Handän­
derungskosten nur geringe Auswirkungen hätten. Aber Sie 
denken nicht an die KMU-Betriebe, die ebenfalls fusionieren 
können und ebenfalls diesem Gesetz unterstehen. Ich frage 
Sie: Wie rechtfertigen Sie bei Fusionen von kleinen und mitt­
leren Unternehmungen, welche teilweise grosse Land- und 
Gebäudeanteile haben, die Aussage, dass die Handände­
rungskosten nicht ins Gewicht fallen? 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Es ist klar, dass bei 
kleinen oder mittleren Unternehmen eine solche Steuer -
wie Steuern überhaupt - stärker ins Gewicht fallen kann. 
Das ist klar. Aber Sie müssen doch auch die Steuersätze an­
sehen. Wir haben gehört, dass sie sich in einer Bandbreite 
von 1 bis 3,5 Prozent bewegen. Der Kanton Waadt wird ja 
immer wieder mit diesem Höchststeuersatz zitiert. Ich 
glaube, wenn ein KMU nun diese Fusion, diese Spaltung -
oder was auch immer - will, wird es doch nicht eine solche 
sinnvolle Transaktion an 1 Prozent des Kaufpreises oder 
das Verkehrswertes dieser Unternehmung scheitern lassen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Im Rahmen der Beratung des 
Fusionsgesetzes hat die Kommission für Wirtschaft und Ab­
gaben verschiedene Experten zu dieser Problematik ange­
hört. Im Rahmen dieser Diskussionen war die Frage der Ver­
fassungsmässigkeit von Artikel 102a umstritten. Es gibt aber 
meines Erachtens gute Gründe für eine gesetzliche Rege­
lung durch den Bundesgesetzgeber. In der Praxis spielen 
die Handänderungsgebühren bei Umstrukturierungen eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. Sie können notwendige An­
passungen der rechtlichen Strukturen von Unternehmen 
auch erschweren oder sogar verhindern. Handänderungsge­
bühren können daher das Erreichen der Ziele des Fusions­
gesetzes erheblich beeinträchtigen oder, je nach Umstän­
den, sogar auch verhindern. Aus diesem Grunde scheint es 
mir zulässig zu sein, die Kantone, gestützt auf die Privat­
rechtskompetenz des Bundes, anzuhalten, die den Zielen 
des Fusionsgesetzes zuwiderlaufenden Handänderungsab­
gaben zu eliminieren. Da liegt bezüglich Artikel 101 a aus 
meiner Sicht auch ein Unterschied in der Frage der Verfas­
sungsmässigkeit vor, wie wir es vorhin diskutiert haben. Arti­
kel 102a wäre übrigens kein Präjudiz, denn der Gesetzgeber 
hat bereits 1934 in Artikel 14 Absatz 3 des Bankengesetzes 
eine entsprechende Regelung bei der Umwandlung von 
Banken getroffen. Den Kantonen soll jedoch eine entspre­
chend grosszügige Übergangsfrist eingeräumt werden, wie 
dies auch im Minderheitsantrag vorgesehen ist. 
Ich opponiere deshalb nicht gegen den Minderheitsantrag. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich nominatif: Beilage Annexe 00.052/3425) 
Für den Antrag der Minderheit .... 92 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 60 Stimmen 

Präsident (Binder Max, erster Vizepräsident): Wir wechseln 
nun zum Anhang, Änderl!.ng bisherigen Rechts, und behan­
deln unter Ziffer 6 die Anderungen des Bundesgesetzes 
über die Stempelabgaben. 
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Änderung bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Ziff. 6 Art. 6 Abs. 1 Bst. abis 
Antrag der Kommission 
abis. Beteiligungsrechte, die in Durchführung von Beschlüs­
sen über Fusionen oder diesen wirtschaftlich gleichkom­
mende Zusammenschlüsse, Umwandlungen und Spaltun­
gen von Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesellschaf­
ten, Gesellschaften mit beschränkter Haftung oder Genos­
senschaften begründet oder erhöht werden; 

Ch. 6 art. 6 al. 1 Jet. abis 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 6 Art. 9 Abs. 1 Bst. e 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Leutenegger Oberholzer, Aeschbacher, de Dardel, Garbani, 
Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, Thanei) 
Streichen 

Ch. 6 art. 9 al. 1 Jet. e 
Proposition de /a majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de /a minorite 
(Leutenegger Oberholzer, Aeschbacher, de Dardel, Garbani, 
Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, Thanei) 
Bitter 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Die Minderheit 
beantragt Ihnen, bei der Änderung des Bundesgesetzes 
über die Stempelabgaben dem Bundesrat zu folgen und das 
geltende Recht nicht zu ändern. Der Artikel betrifft insbeson­
dere die Umwandlung von öffentlichen Unternehmen in pri­
vate Gesellschaften und von Personengesellschaften in 
Kapitalgesellschaften. Umstrukturierungen sind nach gelten­
dem Recht von der Emissionsabgabe befreit, wenn sie eine 
Kapitalgesellschaft oder eine Genossenschaft betreffen. 
Dies lässt sich auch begründen, denn diese Unternehmun­
gen hatten die Abgabe bereits bei der Gründung bezahlt, 
und zwar auf dem Verkehrswert. Das gilt nicht für Personen­
gesellschaften, Vereine, Stiftungen und Unternehmungen 
des öffentlichen Rechtes. Deshalb wird ihnen bei der Um­
strukturierung zu Recht eine Stempelabgabe erhoben. 
Zur Diskussion steht jetzt mit der Fassung des Ständerates 
der Wert, auf dem diese Abgabe erhoben werden soll. Die 
Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen, dem Ständerat zu 
folgen und auf den Nennwert abzustellen. 
Ich beantrage Ihnen mit der Kommissionsminderheit, den 
realen Wert als massgebend zu erachten. Wieso? Der 
Nennwert ist frei wählbar und entspricht nicht dem realen 
Wert der Unternehmung. Die stillen und offenen Reserven 
sind ausgeklammert. Damit ist es der strukturell falsche An­
knüpfungspunkt, wenn Sie auf den Nennwert abstellen. Sie 
schaffen damit auch eine Rechtsungleichheit mit den Unter­
nehmungen, die die Abgabe bereits bei der Gründung, näm­
lich auf dem Verkehrswert, bezahlen mussten. 
Ich möchte Sie auch darauf hinweisen, dass die Stempelab­
gaben in den letzten Jahren bereits massiv gesenkt worden 
sind. Vor 1996 betrugen sie 3 Prozent, 1996 wurden sie auf 
2 Prozent gesenkt, ab 1997 auf 1 Prozent. Sie werden jetzt 
sicher wieder geltend machen, wir müssten die kleinen Un­
ternehmungen, die KMU, schonen. Ich möchte darauf hin­
weisen, dass Sie im Rahmen des Steuerpaketes 2001 eine 
Befreiung von der Stempelabgabe generell bis zu einem 
Verkehrswert von 1 Million Franken beschlossen haben. 
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Ich bitte Sie mit meinem Minderheitsantrag, die Stempelab­
gabe auf dem realen Wert zu belassen. Ein weiterer Grund 
sind die Steuerausfälle von 40 bis 60 Millionen Franken, die 
eine Erfassung der Stempelabgabe auf dem Nennwert zur 
Folge haben würde. Das sind Steuerausfälle, die wir heute 
sicher nicht verkraften können. Zudem würde der Wirt­
schaftsstandort in keiner Art und Weise davon irgendwie 
profitieren. Hingegen hätten wir ein weiteres Loch in die 
Bundeskasse gerissen. 
Ich bitte Sie deshalb, davon abzusehen und der Minderheit 
zu folgen. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Wir möchten Ihnen im Gegensatz 
zu meiner Vorrednerin beliebt machen, bei der Mehrheit zu 
bleiben bzw. dem Ständerat zu folgen. Ich habe es beim Ein­
treten gesagt: Im Bereich dieser Stempelabgaben geht es 
jetzt wirklich um die zentrale Frage der Steuerneutralität der 
Vorlage. Wir sind der Meinung, dass die gesellschaftsrechtli­
chen Vorteile, die diese Vorlage mit sich bringt und die das 
Ziel dieser Vorlage sind, nun nicht über steuerrechtliche Ein­
schränkungen wieder rückgängig gemacht werden sollten. 
Das gilt insbesondere für diese beiden Artikel im Bundesge­
setz über die Stempelabgaben. 
Im Ständerat hat man sich klar dafür ausgesprochen, diese 
Entlastungen auch für die neueren Gesellschaftsformen, die 
hier vorgesehen sind, vorzunehmen, damit eine Gleichbe­
handlung gegeben ist. Natürlich ergeben sich dadurch ge­
wisse Steuerausfälle. Wir sind aber der Meinung, dass diese 
im Interesse der Steuerneutralität dieser Vorlage hinzuneh­
men sind. Ich weise auch darauf hin, dass die Missbrauchs­
risiken ausgeräumt sind, indem ja eine Frist von fünf Jahren 
eingebaut wurde, die hier Gültigkeit haben wird. Ich möchte 
Sie also bitten, die Vorlage, die klar auf Verbesserungen im 
Gesellschaftsrecht zugunsten verschiedenster Umstrukturie­
rungen und Fusionen ausgerichtet ist, nicht durch steuerli­
che Veränderungen zu belasten, d. h. das Gebot der 
Steuerneutralität zu beachten. Die Minderheit beantragt hier, 
diese Entlastungen abzulehnen. Das würden wir nicht wol­
len. 
Wir bitten Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Präsident (Binder Max, erster Vizepräsident): Die liberale 
Fraktion und die SVP-Fraktion stimmen mit der Mehrheit. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: Je ne vous 
cache pas que je ne suis pas un specialiste en matiere 
de droit fiscal. Pour reduire le risque d'erreur, je vais rester 
bref. 
La minorite Leutenegger Oberholzer veut bitter la disposition 
introduite par le Conseil des Etats a l'article 9 alinea 1er let­
tre e de la loi federale sur les droits de timbre. Cette disposi­
tion contient une nouveaute. Les droits d'emission ne seront 
pen;us, lors d'une fusion, d'une scission ou d'une «transfor­
mation de raisons individuelles, societes commerciales sans 
personnalite juridique, associations, fondations ou entrepri­
ses de droit public», que sur la valeur nominale des parts de 
participation. 
l..'.argument preponderant du Conseil des Etats et de la ma­
jorite de la Commission des affaires juridiques et de la Com­
mission de l'economie et des redevances consiste a 
favoriser Ja transformation des societes de personnes an so­
cietes de capitaux et d'instaurer une egalite de traitement. 
Selen le president de la sous-commission de la Commission 
de l'economie et des redevances qui a traite cet objet - et 
qui est donc specialiste -, des droits d'emission ne seront 
pas perc;:us lors d'une restructuration de societe de capitaux 
ou de cooperative. N'oublions cependant pas que cette nou­
veaute - Mme Leutenegger Oberholzer l'a dit - provoquera 
des pertes d'environ 40 a 60 millions de francs de recettes 
fiscales. 
Le Conseil federal et la mlnorlte de la commlssion veulent 
en rester au systeme actuel. Par 13 voix contre 8, Ja com­
mission a opte pour la version du Conseil des Etats et a 
donc rejete la proposition Leutenegger Oberholzar. 
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Villiger Kaspar, Bundesrat: Gestatten Sie mir kurz eine Ge­
samtwürdigung des steuerlichen Teils des Fusionsgesetzes, 
damit man auch meine Voten nachher in den Gesamtzu­
sammenhang einordnen kann. Ich möchte vorausschicken, 
dass ich sehr froh bin, dass es gelungen ist, ein Gesetz zu 
machen, das die strukturellen und die steuerlichen Fragen 
im Zusammenhang mit einem wichtigen Vorgang in der 
schweizerischen Unternehmenslandschaft gleichzeitig re­
gelt. Das ist etwas sehr Positives. 
Die Steuerneutralität von Umstrukturierungen ist im Grund­
satz unbestritten und an sich schon heute gesetzlich veran­
kert. Aber die geltenden Bestimmungen sind aus drei 
Gründen trotzdem revisionsbedürftig: 
1. Die steuerneutralen Umstrukturierungsvorgänge werden 
heute im Gesetz durchaus genannt; es fehlen aber Regelun­
gen über die Rechtsfolgen, wenn die Bedingungen nicht 
oder nur teilweise erfüllt sind. 
2. Die Praxis der Steuerbehörden ist bisher bei Umstruktu­
rierungsvorgängen uneinheitlich. 
3. Wegen der Reform von 1997 müssen wir gewisse Anpas­
sungen bei Umstrukturierungen machen, die Beteiligungen 
betreffen. 
Die Regelungen, die Sie hier treffen - das ist wichtig für die 
Beurteilung der einzelnen Schritte -, müssen fünf Anliegen 
umfassen. Erstens müssen Umstrukturierungen steuerneu­
tral sein, soweit eine spätere Besteuerung in der Schweiz si­
chergestellt bleibt und soweit die stillen Reserven mit dem 
Betrieb verknüpft sind. Das ist sehr wichtig. Zweitens müs­
sen diese Umstrukturierungen klar abgegrenzt werden kön­
nen von Privatentnahmen und Teilliquidationen, die steuer­
bar bleiben. Drittens: Wenn keine steuerneutrale Umstruktu­
rierung vorliegt, müssen die Folgen klar und eindeutig 
geregelt sein. Viertens wollen wir Missbräuche durch ge­
setzliche Regelungen weitestgehend verhindern, und fünf­
tens soll das Ganze transparent und einheitlich sein. 
Der Bundesrat kann sämtlichen Beschlüssen des Ständera­
tes und den Anträgen Ihrer Kommission, die sich mit der di­
rekten Bundessteuer und mit der Steuerharmonisierung 
befassen, vollumfänglich zustimmen. Wir sind sogar der 
Meinung, dass die Anträge Ihrer Kommission erstens kon­
struktiv sind und zweitens in vielen Teilen das Gesetz sogar 
wesentlich verbessern. Dafür bin ich durchaus dankbar. Hier 
haben die Verhandlungen gezeigt, dass die Diskussionen 
zwischen Kommission und Vertretern der Verwaltung zu 
besseren Lösungen führen können. Da hat Ihre Kommission 
eine sehr gute Leistung erbracht. 
Wir sind hingegen in zwei Punkten und bei drei Tatbestän­
den nicht der Meinung der Kommissionsmehrheit, und zwar 
bei den Stempelabgaben. Sie müssen sehen, dass die 
Stempelabgabe etwas ist, was sich von der direkten Bun­
dessteuer unterscheidet, vor allem auch deshalb, weil eine 
Steuerbefreiung dort eine Steuerbefreiung für immer ist und 
das Steuersubstrat nicht, wie zum Beispiel bei stillen Reser­
ven, erhalten bleiben kann. Man könnte sich durchaus sa­
gen, dass die Beträge, die bei den Stempelabgaben zur 
Diskussion stehen, ja nicht gewaltig sind. Es geht bei dem 
Punkt, der jetzt zur Diskussion steht, um 40 bis 60 Millionen 
Franken, bei den weiteren um ungefähr 20 bis 30 Millionen. 
Ich muss einfach darauf hinweisen: Wenn Sie dann Be­
schlüsse über das Thema werden fassen müssen, über das 
wir hier gestern gestritten haben, nämlich über das Einspa­
ren, werden Sie um jede Million froh sein, die Sie noch zur 
Verfügung haben, um die Schuldenbremse zu erfüllen. Wir 
sind deshalb dezidiert der Meinung: Sie sollten nicht Dingen 
zustimmen, die Ausfälle verursachen und die vom Standort 
und von der Philosophie der Entlastung bei solchen Fusio­
nen her nicht zwingend nötig sind. Das sind die beiden 
Punkte, bei denen ich die Minderheiten unterstütze. Ein 
Punkt betrifft den Antrag, der vorhin von Frau Leutenegger 
Oberholzar begründet worden ist. 
Das geltende Recht befreit Umstrukturierungen immer dann 
von der Emissionsabgabe, wenn Kapitalgesellschaften oder 
Genossenschaften fusioniert, umgewandelt oder gespalten 
werden. Hier spielt natürlich eine richtige Überlegung eine 

Rolle - deshalb muss man das hier tun -: Da die Kapitalge­
sellschaften - die einzelnen Teile - diese Emissionsabgabe 
bei ihrer Gründung und bei allfälligen Kapitalerhöhungen be­
reits einmal geleistet haben, sollten sie nicht ein zweites Mal 
bezahlen. Diese Vorbelastung fehlt aber eben in Fällen, in 
denen Personengesellschaften, Vereine, Stiftungen und Un­
ternehmungen des öffentlichen Rechtes solche Vorgänge 
beschliessen. Deshalb wird die Emissionsabgabe nach gel­
tendem Recht bei einer Umwandlung erhoben, wenn es 
dabei um eine Umwandlung einer Einzelfirma oder einer 
Personengesellschaft in eine Kapitalgesellschaft oder eine 
Genossenschaft geht. Oder sie wird bei einer Umwandlung 
eines Vereins, einer Stiftung oder eines Unternehmens des 
öffentlichen Rechtes in eine Kapitalgesellschaft oder Genos­
senschaft erhoben. Das ist immer noch 1 Prozent vom Rein­
vermögen, das der Kapitalgesellschaft oder der Genossen­
schaft zufliesst. 
Nun bestreitet die Mehrheit Ihrer Kommission dieses Prinzip 
eigentlich nicht - auch der Ständerat bestreitet es nicht. 
Aber die Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen, dass die 
Emissionsabgabe bei Umwandlungen von Personenunter­
nehmungen, Vereinen, Stiftungen oder Unternehmungen 
des öffentlichen Rechtes in Kapitalgesellschaften nur auf 
dem Nennwert der neu geschaffenen Beteiligungsrechte er­
hoben werden soll, und eben nicht auf dem effektiven Wert. 
Nach dem Antrag der Mehrheit und dem Beschluss des 
Ständerates wären demnach die offenen und stillen Reser­
ven, die beispielsweise bei der Umwandlung einer Kollektiv­
gesellschaft oder eines öffentlichen Unternehmens in eine 
AG zufliessen, von der Emissionsabgabe ausgenommen. 
Das ergibt diese 40 bis 60 Millionen Franken. Das kann im 
Falle der Umwandlung einer sehr grossen Unternehmung -
ich denke da an die Swisscom oder an eine ähnliche Unter­
nehmung - sehr viel ausmachen. 
Ich will mich zur Grösse nicht äussern. 60 Millionen sind im 
heutigen Finanzumfeld sehr, sehr viel. Aber wir würden die­
sen Antrag der Mehrheit auch bestreiten, wenn wir das Geld 
heute nicht so dringend nötig hätten, wie das leider der Fall 
ist; denn es gibt noch einige andere Gesichtspunkte. 
Zum Ersten muss man sagen, dass das auch nicht mehr so 
wahnsinnig ins Gewicht fällt, weil wir - wie Sie wissen - in­
nert kürzester Zeit diese Emissionsabgabe in zwei Schritten 
von 3 auf 1 Prozent reduziert haben. Aber es gibt ein weite­
res Problem: Das Verhältnis zwischen Nennwert und tat­
sächlichem Wert des Zuflusses kann von Unternehmen zu 
Unternehmen stark variieren und ist eigentlich eine willkürli­
che Grösse. Sie können das auch steuern und in einem ge­
wissen Ausmass gestalten. Entscheidend sollte daher bei 
der Umstrukturierung die wirkliche Höhe des Zuflusses sein 
und nicht die Höhe des frei festlegbaren Nennwertes, weil 
das sonst sofort zur Steuerplanung verwendet wird. 
Dazu kommt ja, dass wir vor allem bei KMU diese Umwand­
lungen erleichtert haben, indem wir jetzt schon einen Freibe­
trag von 250 000 Franken haben, auf dem diese Emissions­
abgabe nicht erhoben wird. Wenn es mehr ist, dann wird 
dieser Betrag immer abgezogen. Sie haben ohne Differenz 
in beiden Räten schon beschlossen, beim Steuerpaket die­
sen Freibetrag auf 1 Million Franken anzuheben. Das heisst 
also: Das ist eine Grössenordnung, die bei Umwandlungen 
von Personengesellschaften durchaus dazu führen wird, 
dass die Abgabe oder nur ein Teil davon ohnehin nicht ge­
schuldet wird. 
Aus grundsätzlichen Überlegungen, und weil es im Moment 
für den Finanzhaushalt sehr wichtig ist und weil es um eine 
Frage geht, die für das Sein oder Nichtsein einer Umwand­
lung irrelevant ist, und weil es auch standortmässig irrele­
vant ist, möchten wir Sie bitten, hier der Minderheit Ihrer 
Kommission zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 83 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 60 Stimmen 

Präsident (Binder Max, erster Vizepräsident): Herr Mugny 
möchte einen Ordnungsantrag stellen. 
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Mugny Patrice (G, GE): J'ai dQ insister pour avoir Je droit de 
deposer une motion d'ordre, eile est tres breve. Je considere 
qu'on peut arreter les travaux maintenant pour aller manger. 
Merci de decider. 

Präsident (Binder Max, erster Vizepräsident): Ich mache Sie 
darauf aufmerksam, dass Herr Bundesrat Villiger am Nach­
mittag nicht zur Verfügung steht und dass sonst keine Mög­
lichkeit mehr besteht, dieses Gesetz in dieser Session zu 
Ende zu beraten. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Mugny .... 32 Stimmen 
Dagegen .... 97 Stimmen 

Ziff. 6 Art. 14 Abs. 1 
Antrag der Mehrheit 

i. die mit einer Umstrukturierung, insbesondere einer Fusion, 
Spaltung .... 
j ..... nach den Artikeln 61 Absatz 2 und 64 Absatz 1 bis des 
Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer sowie bei 
der Übertragung von Beteiligungen von mindestens 20 Pro­
zent am Grund- oder Stammkapital anderer Gesellschaften 
auf eine in- oder ausländische Konzerngesellschaft. 

Antrag der Minderheit 
(Leutenegger Oberheizer, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, 
de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei) 
Bst.j 
Streichen 

Ch. 6 art. 14 al. 1 
Proposition de Ja majorite 

i. .... dans le cadre d'une restructuration, en particulier d'une 
fusion, d'une scission .... 
j ..... les articles 61 alinea 2 et 64 alinea 1 bis de la loi 
federale sur l'impöt federal direct ainsi qu'en cas de transfert 
de participations d'au moins 20 pour cent au capital-actions 
ou au capital social d'autres societes a une societe suisse 
ou etrangere du groupe. 

Proposition de Ja minorite 
(Leutenegger Oberholzer, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, 
de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei) 
Let. j 
Bitter 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Bei der Um­
satzabgabe handelt es sich um eine Transaktionssteuer. Sie 
stehen heute vor der Frage, ob entgeltliche Übertragungen 
in einem Konzern der Umsatzabgabe unterliegen sollen 
oder nicht. Der Ständerat hat die Verkäufe von der Umsatz­
abgabe befreit. Die Mehrheit der Kommission hat diese Be­
freiung nun noch ausgedehnt und die Ersatzbeschaffungen 
ebenfalls mitberücksichtigt. Die allfälligen Einnahmenaus­
fälle wurden nicht einmal beziffert. Ich bitte Sie, davon abzu­
sehen und das geltende Recht beizubehalten; dies aus zwei 
Gründen: 
1. Die Befreiung von der Umsatzabgabe geht weit über die 
Ziele des Fusionsgesetzes hinaus. Es werden hier gar nicht 
mehr eigentliche Umstrukturierungen angesprochen, wie sie 
das Fusionsgesetz zum Gegenstand hat. 
2. Die Befreiung von der Umsatzabgabe hat erhebliche 
Steuerausfälle zur Folge, gemäss Beschluss des Ständera­
tes etwa in der Höhe von 15 bis 20 Millionen Franken. Mit 
dem Zusatz gemäss Kommissionsmehrheit werden weitere 
Steuerausfälle resultieren, etwa in der Höhe von 10 bis 
15 Millionen Franken. Ich sage es nochmals: Angesichts der 
Situation der Bundesfinanzen wäre es absolut fahrlässig, 
diese Abgabe jetzt aufzuheben. Sie bringt auch im Blick auf 
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das eigentliche Ziel, nämlich den Wirtschaftsstandort zu för­
dern und Umstrukturierungen zu erleichtern, rein gar nichts. 
Wenn Sie jetzt dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu­
stimmen, hat das massive Steuerausfälle zur Folge, ohne 
dass dies dem Wirtschaftsstandort irgendwelche Vorteile 
bringen würde. Ich frage Sie: Wie wollen Sie das kompen­
sieren? Darauf wollen und können Sie mir wohl keine Ant­
wort geben. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit zu folgen. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: En ce qui 
concerne l'article 14 alinea 1 er lettre i, il s'agit d'une correc­
tion purement redactionnelle; cette correction ne necessite 
pas de commentaire. 
La lettre j selon la majorite contient deux modifications par 
rapport a la version du Conseil des Etats. 
La premiere modification est de nature redactionnelle. La 
version du Conseil des Etats prevoit un renvoi a l'arti­
cle 207a alinea 3 LIFD. Ce renvoi est inexact et doit ätre 
remplace par un renvoi a l'article 64 alinea 1 bis LIFD. 
La deuxieme modification apportee par la majorite de la 
commission est de nature materielle. Pour le transfert de 
participations en tant qu'apport en nature, l'article 14 ali­
nea 1 er lettre b LT prevoit l'exoneration, nouvellement pour 
le transfert a l'etranger. Une exoneration appropriee pour les 
transferts a titre onereux fait cependant defaut. Sur de tels 
transferts, le droit de timbre de negociation continuerait ainsi 
a etre pen,:u. La nouvelle disposition de l'article 14 alinea 1 er 
lettre j LT garantirait que les transferts a titre onereux de par­
ticipation a l'interieur du groupe, tant en Suisse qu'a l'etran­
ger, ne soient plus soumis au droit de timbre de negociation. 
Cependant, les pertes fiscales de cette mesure s'eleveront a 
un montant situe entre 15 et 20 millions de francs par an. 
La version de la majorite de la commission s'est imposee, 
par 12 voix contre 9 et avec 1 abstention. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Unbestritten ist, dass alle ech­
ten Umstrukturierungen von der Umsatzabgabe befreit sein 
müssen, und das haben Sie eben stillschweigend beschlos­
sen. Der Ständerat hat nun aber etwas beigefügt - und die 
Mehrheit Ihrer Kommission noch etwas darüber hinaus -, 
das nun hier zur Diskussion steht und eine Befreiung von 
der Umsatzabgabe vorsieht, die nichts mehr mit jener bei ei­
ner echten Umstrukturierung zu tun hat. Der Ständerat hat 
nämlich beschlossen, auch den Erwerb und die Veräusse­
rung von steuerbaren Urkunden zwischen Konzerngesell­
schaften - was nicht eine eigentliche Restrukturierung dar­
stellt - von der Umsatzabgabe auszunehmen. Damit werden 
auch entgeltliche Veräusserungen von Beteiligungen inner­
halb des Konzerns von der Umsatzabgabe befreit. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission geht aber noch weiter. Sie 
will zusätzlich die Ersatzbeschaffung auf Beteiligungen von 
der Umsatzabgabe ausnehmen - wie es im Fusionsgesetz 
im Gewinnsteuerrecht vorgeschlagen wird. Im Gewinnsteu­
errecht ist der Fall aber anders, weil dort das Steuersubstrat 
ja nicht verloren geht, sondern es nur zu einem Aufschub 
kommt, sodass eine Besteuerung je nachdem später nach­
geholt werden könnte. 
Diese zusätzlichen Entlastungen passen nun eben nicht in 
das System des Umsatzabgaberechtes. Die Umsatzabgabe 
fällt an, wenn das Eigentum an Wertpapieren gegen Entgelt 
übertragen wird, und zwar unabhängig davon, wer das sein 
muss und wohin es führt. Auch bei Veräusserungen von Be­
teiligungen innerhalb des Konzerns werden eben Wertpa­
piere gegen Entgelt übertragen. Eine konzernrechtliche Be­
trachtungsweise ist dem Umsatzabgaberecht auch aus 
Gründen der Logik fremd. Das Gleiche gilt natürlich für die 
Ersatzbeschaffung; das führt auch bei der Gewinnsteuer 
nicht zu Steuerverzicht, sondern lediglich zu einem Steuer­
aufschub. Hier geht es aber um einen definitiven Steueraus­
fall. 
Beides zusammen macht zwischen 25 und 35 Millionen 
Franken aus. Auch das sind wieder Beträge, die im momen­
tanen Umfeld für die Bundesrechnung überaus beachtlich 
sind. Es geht auch hier nicht um eine Frage, die letztlich in ir-
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gendeiner Weise standortrelevant wäre, sondern es geht um 
einen Systembruch. Natürlich wäre es schön, man würde al­
les in dieser Richtung so machen. Noch schöner wäre es 
selbstverständlich, man würde die Steuern überhaupt ab­
schaffen. Aber letztlich haben wir Staatsleistungen zu finan­
zieren, die auch ihre Bedeutung haben. 
Das ist der Grund dafür, dass ich Sie bitten möchte, das 
doch zu berücksichtigen und der Minderheit der Kommission 
zuzustimmen, obschon ich feststelle, dass Sie heute und vor 
allem in diesem Jahr in Spendierlaune sind. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 72 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 53 Stimmen 

Ziff. 7 Art. 18 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 7 art. 18 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 7 Art. 19 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

c ..... im Sinne von Artikel 61 Absatz 1 oder von .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 7 art. 19 
Proposition de la commission 
Al. 1 

c ..... au sens de l'article 61 alinea 1 er, ainsi que .... 
Al. 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 7 Art. 20 Abs. 1 Bst. g 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Grass Jost, Aeppli Wartmann, Garbani, Jutzet, Leutenegger 
Oberholzer, Menetrey-Savary, Thanei) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 7 art. 20 al. 1 let. g 
Proposition de la majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Grass Jost, Aeppli Wartmann, Garbani, Jutzet, Leutenegger 
Oberholzer, Menetrey-Savary, Thanei) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Präsident (Binder Max, erster Vizepräsident): Der Antrag der 
Minderheit zu Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe g ist zurückge­
zogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Ziff. 7 Art. 61 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

b ..... Person, sofern ein oder mehrere Betriebe oder Teilbe­
triebe übertragen werden und soweit die nach der Spaltung 

bestehenden juristischen Personen einen Betrieb oder Teil­
betrieb weiterführen; 
c ..... anlässlich von Umstrukturierungen oder von fusions­
ähnlichen .... 
d. bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben so­
wie von Gegenständen des betrieblichen Anlagevermögens 
auf eine inländische Tochtergesellschaft. Als Tochtergesell­
schaft gilt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, an 
der die übertragende Kapitalgesellschaft oder Genossen­
schaft zu mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammka­
pital beteiligt ist. 
Abs. 1bis 
Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Ab­
satz 1 Buchstabe d werden die übertragenen stillen Reser­
ven im Verfahren nach den Artikeln 151 bis 153 nachträglich 
besteuert, soweit während den der Umstrukturierung nach­
folgenden fünf Jahren die übertragenen Vermögenswerte 
oder Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechte an der Toch­
tergesellschaft veräussert werden; die Tochtergesellschaft 
kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte 
stille Reserven geltend machen. 
Abs.2 
.... Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche .... 
Leitung einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu-
sammengefasst sind, können direkt oder .... sowie 
Gegenstände des betrieblichen Anlagevermögens .... über-
tragen werden. Die Übertragung auf eine Tochtergesell­
schaft nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe d bleibt 
vorbehalten. 
Abs. 2bis 
.... geltend machen. Die im Zeitpunkt der Sperrfristverlet­
zung unter einheitlicher Leitung zusammengefassten inlän­
dischen Kapitalgesellschaften .... 

Ch. 7 art. 61 
Proposition de la commission 
Al. 1 

b ..... a condition que ce transfert ait pour objet une ou plu­
sieurs exploitations ou branches d'activite et pour autant que 
les personnes morales existantes apres la scission poursui­
vent une exploitation ou branche d'activite; 
c. .. .. suite a une restructuration ou a une concentration 
equivalant economiquement a une fusion; 
d. en cas de transfert a une societe fille suisse d'exploita­
tions ou de parties d'exploitations ainsi que d'elements qui 
font partie des biens immobilises de l'exploitation. On en­
tend par societe fille une societe de capitaux ou une societe 
cooperative dont la societe de capitaux ou la societe coo­
perative qui la transfere possede au moins 20 pour cent du 
capital-actions ou du capital social. 
Al. 1bis 
En cas de transfert a une societe fille seien l'alinea 1 er lettre 
d, les reserves latentes transferees sont imposees ulterieu­
rement seien les articles 151 a 153, dans la mesure ou du­
rant les cinq ans qui suivent la restructuration les valeurs 
transferees ou les droits de participation ou les droits de so­
cietaires a la societe fille sont alienes; dans ce cas, la so­
ciete fille peut faire valoir que ces reserves latentes ont ete 
imposees comme benefice. 
Al. 2 
.... ainsi que d'elements qui font partie des biens immobilises 
de l'exploitation, peuvent etre transferees entre des societes 
de capitaux ou des societes cooperatives suisses qui, a la 
lumiere .... de capitaux ou d'une societe cooperative. Le 
transfert a une societe fille seien l'article 61 alinea 1er lettre 
d demeure reserve. 
Al. 2bis 
.... les reserves latentes sont imposees .... capitaux et les 
societes cooperatives suisses reunies saus direction unique 
au moment de la Violation du dellal de blocage repondent so­
lidairement du rappel d'impöt. 

Angenommen - Adopte 
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Ziff. 7 Art. 64 Abs. 1 bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 7 art. 64 al. 1bis 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 8 Art. 8 
Antrag der Kommission 
Abs. 3 

c ..... im Sinne von Artikel 24 Absatz 3 oder von fusionsähn­
lichen .... 
Abs. 3bis 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 8 art. 8 
Proposition de la commission 
Al. 3 

c ..... au sens de l'article 24 alinea 3, ainsi que .... 
Al. 3bis 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 8 Art. 12 Abs. 4 Bst. a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 8 art. 12 al. 4 let. a 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 8 Art. 24 
Antrag der Kommission 
Abs. 3 

b ..... Person, sofern ein oder mehrere Betriebe oder Teilbe­
triebe übertragen werden und soweit die nach der Spaltung 
bestehenden juristischen Personen einen Betrieb oder Teil­
betrieb weiterführen; 
c ..... anlässlich von Umstrukturierungen oder von fusions­
ähnlichen Zusammenschlüssen; 
d. bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben so­
wie von Gegenständen des betrieblichen Anlagevermögens 
auf eine inländische Tochtergesellschaft. Als Tochtergesell­
schaft gilt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, an 
der die übertragende Kapitalgesellschaft oder Genossen­
schaft zu mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammka­
pital beteiligt ist. 
Abs. 3bis 
Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Ab­
satz 3 Buchstabe d werden die übertragenen stillen Reser­
ven im Verfahren nach Artikel 53 nachträglich besteuert, 
soweit während den der Umstrukturierung nachfolgenden 
fünf Jahren die übertragenen Vermögenswerte oder Beteili­
gungs- oder Mitgliedschaftsrechte an der Tochtergesell­
schaft veräussert werden; die Tochtergesellschaft kann in 
diesem Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte stille 
Reserven geltend machen. 
Abs. 3ter 
.... Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche .... 
Leitung einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu-
sammengefasst sind, können direkt .... sowie Gegenstände 
des betrieblichen Anlagevermögens .... werden. Vorbehalten 
bleiben: 
a. die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Arti­
kel 24 Absatz 3 Buchstabe d; 
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b. die Übertragung von Gegenständen des betrieblichen An­
lagevermögens auf eine Gesellschaft, die nach Artikel 28 
Absätze 2 bis 4 besteuert wird. 
Abs. 3quater 
.... geltend machen. Die im Zeitpunkt der Sperrfristverlet­
zung unter einheitlicher Leitung zusammengefassten inlän­
dischen Kapitalgesellschaften .... 
Abs. 4bis 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 8 art. 24 
Proposition de la commission 
Al. 3 

b ..... a condition que ce transfert ait pour objet une ou plu­
sieurs exploitations ou branches d'activite et pour autant que 
les personnes morales existantes apres la scission poursui­
vent une exploitation ou branche d'activite; 
c. .. .. suite a une restructuration ou a une concentration 
equivalant economiquement a une fusion; 
d. en cas de transfert a une societe fille suisse d'exploita­
tions ou de parties d'exploitations ainsi que d'elements qui 
font partie des biens immobilises de l'exploitation. On en­
tend par societe fille une societe de capitaux ou une societe 
cooperative dont la societe de capitaux ou la societe coo­
perative qui la transfere possede au moins 20 pour cent du 
capital-actions ou du capital social. 
Al. 3bis 
En cas de transfert a une societe fille selon l'alinea 3 lettre d 
les reserves latentes transferees sont imposees ulterieure­
ment selon l'article 53, dans la mesure ou durant les cinq 
ans qui suivent la restructuration les valeurs transferees ou 
les droits de participation ou les droits de societaires a la so­
ciete fille sont alienes; dans ce cas, la societe fille peut faire 
valoir que ces reserves latentes ont ete imposees comme 
benefice. 
Al. 3ter 
.... entre des societes de capitaux ou des societes cooperati­
ves suisses qui, a la lumiere des circonstances et du cas 
d'espece et gräce a la detention de la majorite des voix ou 
d'une autre maniere, sont reunies sous la direction unique 
d'une societe de capitaux ou d'une societe cooperative. De­
meurent reserves: 
a. le transfert a une societe fille selon l'article 24 alinea 3 
lettre d; 
b. Je transfert d'elements qui font partie de biens immobilises 
de l'exploitation a une societe qui est imposee selon l'arti­
cle 28 alineas 2 a 4. 
Al. 3quater 
.... Les societes de capitaux et les societes cooperatives 
suisses reunies sous direction unique au moment de Ja vio­
lation du delai de blocage repondent solidairement du rappel 
d'impöt. 
Al. 4bis 
Adherer a Ja deoision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 8 Art. 72b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 8 art. 72b 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.20 Uhr 
La seance est /evee a 13 h 20 
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Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung 
Loi federale sur la fusion, la scission, la transformation 
et le transfert de patrimoine 

Art.103 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 

b. das Grundstück durch Abspaltung auf ihn übergegangen 
ist; 
c. das Grundstück durch Vermögensübertragung auf ihn 
übergegangen ist. 
Abs. 3 
In den Fällen nach Absatz 2 Buchstaben a und b bedarf es 
als Ausweis für die Eigentumsübertragung für das Grund­
buch einer öffentlichen Urkunde über die Tatsache, dass das 
Eigentum an den Grundstücken auf den übernehmenden 
Rechtsträger übergegangen ist. 
Abs. 4 
Die Urkundsperson, welche eine Feststellungsurkunde nach 
Absatz 3 oder eine öffentliche Urkunde nach Artikel 70 Ab-
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satz 2 errichtet, ist namens des übernehmenden Rechtsträ­
gers zur Anmeldung bei den Grundbuchämtern befugt. 

Art.103 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 

b. l'immeuble lui a ete transfere par separation; 
c. l'immeuble lui a ete transfere par transfert de patrimoine. 
Al. 3 
Dans les cas prevus a l'alinea 2 lettres a et b, le transfert de 
la propriete des immeubles au sujet reprenant doit, comme 
legitimation pour le transfert de propriete, etre constate dans 
un acte authentique. 
Al. 4 
l..'.officier public qui dresse un acte authentique de constata­
tion selon l'alinea 3 ou un acte authentique selon l'article 70 
alinea 2 est habilite a requerir les modifications aupres des 
offices du registre foncier au nom du sujet reprenant. 

Angenommen - Adopte 

Art.104 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

4. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Anfechtung von Fusionen, Spaltungen, Umwandlungen und 
Vermögensübertragungen durch Gesellschafterinnen und 
Gesellschafter 

Section 4 titre 
Proposition de Ja commission 
.... de patrimoine par les associes 

Angenommen - Adopte 

Art. 105-1 08 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 109 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Baumann J. Alexander, Abate, Gutzwiller, Joder, Lauper, 
Mathys, Vallendar) 
Abs. 3 
Artikel 102a tritt fünf Jahre nach den übrigen Bestimmungen 
dieses Gesetzes in Kraft. 

Art. 109 
Proposition de Ja majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de Ja minorite 
(Baumann J. Alexander, Abate, Gutzwiller, Joder, Lauper, 
Mathys, Vallendar) 
Al. 3 
1..'.article 102a entre en vigueur cinq ans apres l'entree en vi­
gueur des autres dispositions de la presente loi. 
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Abs. 3-AI. 3 
Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte selon la proposition de la minorite 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Les autres dispositions sont adoptees 

Änderung bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Ziff. 1 Art. 181 Abs. 2, 4; 182; 622 Abs. 4; 704 Abs. 1 
Ziff. 8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1 art. 181 al. 2, 4; 182; 622 al. 4; 704 al. 1 eh. 8 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Art. 708 
Antrag der Kommission 
Aufheben 

Antrag Steiner 
Abs. 1 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates müssen mehrheitlich 
Personen sein, die in der Schweiz wohnhaft sind. 
Abs.2 
Wenigstens ein zur Vertretung der Gesellschaft befugtes 
Mitglied des Verwaltungsrates muss in der Schweiz wohn­
haft sein. 
Abs. 3 
Ist mit der Verwaltung eine einzige Person betraut, so muss 
sie in der Schweiz wohnhaft sein. 
Abs. 4 
Sind diese Vorschriften nicht mehr erfüllt, so hat der Han­
delsregisterführer der Gesellschaft eine Frist zur Wiederher­
stellung des gesetzmässigen Zustandes zu setzen und nach 
fruchtlosem Ablauf die Gesellschaft von Amtes wegen als 
aufgelöst zu erklären. 

Ch. 1 art. 708 
Proposition de la commission 
Abroger 

Proposition Steiner 
Al. 1 
La majorite des membres du conseil d'administration doivent 
avoir leur domicile en Suisse. 
A/.2 
L.:un au moins des membres du conseil d'administration qui 
ont qualite pour representer la societe doit etre domicilie en 
Suisse. 
A/.3 
Lorsqu'une seule personne est chargee de l'administration, 
eile doit avoir son domicile en Suisse. 
Al. 4 
Lorsque ces regles ne sont plus observees, le prepose au 
registre du commerce impartit a la societe un delai pour re­
gulariser sa situation; si eile ne respecte pas ce delai, eile 
est declaree dissoute d'office. 

Stelner Rudolf (R, SO): Ich bin persönlich etwas über­
rascht, dass ausgerechnet in einer Zeit und einem Umfeld, 
da von Verantwortlichkeiten von Verwaltungsräten allenthal­
ben in den Medien - in der Zeitung, im Fernsehen, überall -
die Rede ist, die Belangbarkeit des schweizerischen Verwal­
tungsrates verwässert werden soll. 
Die vorgeschlagene Regelung verletzt meines Erachtens 
die Systematik unseres bewährten Obligationenrechtes. 
Warum? Gemäss Artikel 716a OR hat der Verwaltungsrat un­
ter anderem unübertragbare und unentziehbare Aufgaben. 
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Ich verweise beispielhaft auf folgende Aufgaben gemäss Arti­
kel 716a OR: Dem Verwaltungsrat obliegen «die Oberleitung 
der Gesellschaft», «die Festlegung der Organisation», «die 
Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle 
sowie der Finanzplanung» und «die Oberaufsicht über die 
mit der Geschäftsführung betrauten Personen, namentlich im 
Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Regle­
mente und Weisungen». Gemäss Artikel 754 OR sind die 
Mitglieder des Verwaltungsrates für den Schaden verantwort­
lich, den sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung 
ihrer Pflichten, eben auch dieser «unübertragbaren» und 
«unentziehbaren» Pflichten gemäss Artikel 716a OR, verur­
sachen. Zudem haftet der Verwaltungsrat auch für den Scha­
den, den derjenige verursacht, auf den der Verwaltungsrat 
Aufgaben übertragen hat, wenn nicht der Nachweis erbracht 
werden kann, dass diese Leute pflichtgemäss ausgewählt 
und ausgebildet worden sind. 
Die Verantwortlichkeit des Verwaltungsrates geht also recht 
weit, nicht nur rechtlich, sondern in der Idee, die hinter unse­
rer Gesetzgebung steht. Mit gutem Grund ist deshalb in Arti­
kel 708 OR heute bestimmt, dass die Mitglieder des Ver­
waltungsrates mehrheitlich Personen sein müssen, die in 
der Schweiz wohnhaft sind: Sie sind damit hier lokal fassbar 
und belangbar. Dagegen kann auf die weitere Bestimmung, 
wonach sie auch noch das Schweizer Bürgerrecht haben 
müssen, meines Erachtens verzichtet werden. 
Unsere Kommission für Rechtsfragen erachtet es demge­
genüber als genügend, wenn eine einzige Person in der 
Schweiz Wohnsitz hat, welche die Gesellschaft vertreten 
kann. Aber damit nicht genug: Diese Person kann entweder 
Mitglied des Verwaltungsrates oder ein Direktor sein - also 
nicht ein Verwaltungsrat, der unabdingbare Pflichten und 
Aufgaben hat, sondern es kann auch ein Direktor sein. Der 
Verwaltungsrat, dem laut Gesetz zwingend die Oberleitung 
der Gesellschaft obliegt, kann sich also beliebig der Verant­
wortung in der Schweiz entziehen und vor schweizerischen 
Richtern zu flüchten versuchen. Im Gegensatz zum Verwal­
tungsrat ist der Begriff «Direktor», wie er jetzt in der Gesetz­
gebung aufgenommen wird, kein definierter Begriff: Das 
Gesetz spricht nur von einer Übertragung der Geschäftsfüh­
rung auf Dritte; den Begriff «Direktor» gibt es im Obligatio­
nenrecht nicht. Die Aufgaben des Verwaltungsrates sind 
aber von der Aufgabe eines Geschäftsführers, allenfalls ei­
nes Direktors - wenn man den so benennt -, in weiten Be­
reichen verschieden. Ich verweise nochmals auf die im 
Gesetz aufgeführten Aufgaben, die der Verwaltungsrat eben 
gerade nicht übertragen kann, nicht delegieren kann. 
Ich meine deshalb, dass an der bisherigen Regelung, wo­
nach die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungsrates in 
der Schweiz Wohnsitz haben muss, festzuhalten ist. Auf den 
Zwang, dass gleichzeitig auch das Bürgerrecht der Schweiz 
gegeben sein muss, kann dagegen verzichtet werden. Wir 
müssen aber Gewähr dafür haben, dass wir Verantwortliche 
vor Ort, nach unseren Gesetzen und mit unseren Richtern, 
zur Rechenschaft ziehen können. Soweit aufgrund von bila­
teralen Abkommen überhaupt Handlungsbedarf besteht, ist 
eine Lösung in Ruhe, ohne Preisgabe bewährter, dem 
Rechtsschutz dienender Regelungen anzugehen. Diesbe­
züglich erscheinen die Vorschläge der Kommission ein we­
nig als «Hüftschuss». Der Ständerat hat sich aus gutem 
Grund nicht mit dieser Thematik befasst und sich auf das ei­
gentliche Fusionsgesetz konzentriert. 
Dazu passt meines Erachtens auch, dass, wie mir zugetra­
gen worden ist, offenbar seitens der Verwaltung die Meinung 
vertreten wird, die Formulierung der Kommission sei unge­
nügend, sie bedürfe tatsächlich, wie ich das verlange, der 
Überarbeitung, aber mein Vorschlag gehe zu weit in die Zei­
ten vor den Bilateralen zurück. Wenn aber eine uns vorge­
schlagene neue Regelung unvollkommen, untauglich ist, 
lebe ich lieber mit der alten, bewährten Regelung, wie sie im 
Obligationenrecht stipuliert ist. 
Zudem habe ich auf das Erfordernis des Bürgerrechtes ver­
zichtet, und ich baue Ihnen eine letzte Brücke: Ich ziehe den 
Absatz 1 meines Antrages zurück, gemäss dem die Mehr­
heit der Verwaltungsräte Wohnsitz in der Schweiz haben 
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muss. Das ist eine Konzession an internationale Unterneh­
mungen. Aber damit ist im Gesetz immer noch gegeben, 
nach meiner Formulierung, dass zumindest ein Vertreter des 
Verwaltungsrates in der Schweiz Wohnsitz haben muss. 
Ich bitte Sie, diesem modifizierten Antrag stattzugeben. 

Le president (Christen Yves, president): M. Steiner retire 
l'alinea 1 er de sa proposition a l'article 708. 

Hess Peter (C, ZG): Ich habe keineswegs die Absicht, mit 
meinem Votum den bisherigen Zustand mit dem so genann­
ten Heimatschutzartikel, also dem Erfordernis, dass eine 
Mehrheit des Verwaltungsrates Schweizer Bürger mit Wohn­
sitz in der Schweiz sein muss, zu verteidigen. Was nun aber 
hier von der Kommission beantragt wird - wie ich inzwi­
schen gesehen habe, sind wesentliche Gedanken dazu 
auch aus der Verwaltung gekommen -, bedeutet, dass das 
Kind mit dem Bade ausgeschüttet werden soll. Es ist näm­
lich in diesen Bestimmungen für Verwaltungsrat, Revisions­
stelle, Liquidatoren und Geschäftsführer bei der GmbH 
vorgesehen, dass bei Staaten, mit denen wir einen Staats­
vertrag abgeschlossen haben, im Extremfall eine Schweizer 
Gesellschaft kein Organ mehr in der Schweiz haben muss. 
Ausgerechnet Italien ist einer dieser Staaten - jetzt stellen 
Sie sich vor, dass wir in der Schweiz Gesellschaften haben, 
die ausschliesslich von Leuten mit Wohnsitz usw. in Italien 
geführt werden, gegen die wir also in der Schweiz nicht 
mehr vorgehen können! 
Wer steht denn für das ein, was wir in den letzten Jahren 
immer intensiver gefordert haben, nämlich für eine ord­
nungsgemässe Geschäftsführung, für die Einhaltung von 
Corporate-Governance-Grundsätzen, für die Zahlung der So­
zialversicherungsbeiträge oder der Verrechnungssteuer? All 
das entspricht der strengen Haftung für die schweizerischen 
Organe von Gesellschaften, die mit keiner Regelung in ei­
nem anderen europäischen Land vergleichbar ist. Das wol­
len Sie jetzt ohne Not aufgeben. Da kann ich nicht mit­
machen. 
Mit dem Vorschlag, wie er von der Verwaltung und von der 
Kommission unterbreitet wird, wird die bewährte Hierarchie, 
wie sie im Obligationenrecht für das Gesellschaftsrecht auf­
gestellt ist, umgestellt. Herr Steiner hat diese Hierarchie 
sehr einleuchtend dargestellt: Wir haben die Oberleitung 
beim Verwaltungsrat und die Möglichkeit, haftungsentla­
stend über das Organisationsreglement Geschäftsführungs­
aufgaben an Dritte, z. B. Mitglieder des Verwaltungsrates 
oder Direktoren oder andere, zu delegieren. Diese Ordnung 
soll nun umgestellt werden, indem wir zugestehen, dass der 
Verwaltungsrat im Ausland wohnen darf und nur noch der 
Direktor in der Schweiz ansässig sein muss. 
Ich weiss, dass Einzelne von Ihnen der Idee verfallen könn­
ten, ich möchte hier nur eigene Interessen - sprich: Verwal­
tungsratsmandate - verteidigen. Das ist nicht der Fall. Es ist 
auch nicht so - hier will ich ein Wort in den Mund nehmen, 
das die Frau Bundesrätin bei uns in der Fraktion gebraucht 
hat, vielleicht wird sie es nachher wieder brauchen -, dass 
man bei so genannten Domizilgesellschaften Schweizer 
Verwaltungsräte nur als Strohmänner hätte. Mit der strengen 
Haftung - sie ist durch das Bundesgericht mehrfach bestä­
tigt worden - ist es mit der leichtfertigen Strohmännerorgan­
schaft vorbei. Spätestens wenn es zu einem Prozess 
kommt, wird dann nämlich Klarheit geschaffen. 
Nun will man das umstellen und sagen: Der Verwaltungsrat 
darf im Ausland wohnen. Wir haben dann einen Direktor; der 
muss hier sein. Da will man mich glauben machen, dass das 
dann kein Strohmann sein kann. Das ist doch an den Reali­
täten vorbeipolitisiert. 
Ich möchte auch darauf hinweisen, dass der ganze Vor­
schlag, wie er uns von Kommission und Verwaltung vorge­
legt wird, nicht durchdacht ist. Man sagt, dass aufgrund der 
bilateralen Verträge die Freizügigkeit gewährt werden 
müsse, und zwar gemäss Vorschlag für alle Organe, sprich 
Verwaltung, Revisionsstelle, Liquidatoren. Aber diese 
strenge, neue Ordnung - oder umgekehrt: die lockere Ord-

nung, müsste ich besser sagen - ist nur für den Verwal­
tungsrat vorgesehen. Sie werden nie eine ausländische 
Revisionsstelle finden, die in der Schweiz revidieren darf, 
denn gemäss Vorschlag der Verwaltung muss diese Stelle 
einen Sitz, wenn es eine juristische Person ist, oder eine 
Zweigniederlassung haben. Dasselbe trifft für den Liquidator 
zu; auch er muss in der Schweiz anwesend sein. Also schon 
hier ist in der Bestimmung selber ein Widerspruch, der in der 
näheren Prüfung durch den Ständerat nochmals überarbei­
tet werden kann. 
Ich fasse zusammen: Es ist unbestritten, sowohl bei Herrn 
Steiner wie bei mir, dass aufgrund der Entwicklungen im eu­
ropäischen Recht, aufgrund der bilateralen Verträge die Zeit 
für den Heimatschutzartikel vorbei ist. Es kann aber auf der 
andern Seite nicht angehen, dass wir es zulassen, dass 
schweizerische Gesellschaften ausschliesslich vom Ausland 
aus dirigiert werden können und dass wir in der Schweiz 
kein Organ mehr haben, das für verschiedene mögliche An­
sprüche ins Recht gezogen werden kann. Darum sage ich 
Nein zu diesem vorauseilenden Gehorsam gegenüber dem 
Gemeinschaftsrecht und Ja zu schutzwürdigen Interessen 
unserer schweizerischen Volkswirtschaft, und damit meine 
ich nicht die Interessen einzelner Schweizer Bürger oder 
Verwaltungsräte, sondern gesamtstaatliche Interessen, die 
wir hier zu verteidigen haben. 
Ich bitte Sie, dem Antrag Steiner zuzustimmen. 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Die SP-Fraktion 
unterstützt den Antrag Steiner. Dies nicht, Herr Hess, um Ih­
nen viele Verwaltungsratsmandate zu sichern, sondern weil 
der Antrag dem legitimen Bedürfnis der Bevölkerung ent­
spricht, dass das Haftungssubstrat der verantwortlichen Or­
gane gegenüber den Ansprüchen von Aktionären und Gläu­
bigern nicht geschmälert wird. 
Das EJPD hat in der Kommission geltend gemacht, die Auf­
hebung des Nationalitäten- und Wohnsitzvorbehaltes sei als 
Folge der bilateralen Verträge zwingend. Ich muss Ihnen sa­
gen, dass dies in der Kommission im Detail nicht weiter dis­
kutiert worden ist. Die Fassung, die jetzt von der Kommis­
sion vorgelegt wird, ist von derartiger Tragweite - und führt 
tatsächlich zu einer Schmälerung des Haftungssubstrats -, 
dass wir diese Frage im Einzelnen nochmals überprüfen 
müssen. 
Die Organhaftung ist ein ganz wichtiges Instrument des Ge­
sellschaftsrechtes. Die Durchsetzung der Ansprüche muss 
auch in der Realität möglich sein. Auch ich bin persönlich 
der Meinung, dass dies mit der Lösung, welche die Kommis­
sion jeqt beantragt, nicht mehr gewährleistet ist. Mit der 
Gutheissung des Antrages Steiner wird diese Frage im Ein­
zelnen nochmals geklärt werden müssen, und zwar nicht nur 
für den Verwaltungsrat, sondern für alle verantwortlichen Or­
gane einer Gesellschaft. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag Steiner zuzustimmen. 
Nachher auch die entsprechenden Anpassungen für die an­
deren Organe vorzunehmen, das wird dann Sache des 
Ständerates sein. 

Baumann J. Alexander (V, TG): Wir stehen im Begriff, für 
das Gesellschaftsrecht Regeln für eine Corporate Gover­
nance aufzustellen. Wir haben die Welle der Abzockerei hof­
fentlich überwunden und versuchen, da saubere Regeln zu 
schaffen. Es ist schon schwer nachvollziehbar, dass die bis­
herigen Regeln, nach denen man die Leute hätte zur Re­
chenschaft ziehen können, ausgehebelt werden sollen. · Es 
wird schwierig, wenn man jemanden, der angeblich in Dan­
zig eine Adresse hat, vor einem schweizerischen Gericht zur 
Rechenschaft ziehen will. Wir denken, dass die Herren Ver­
waltungsräte und auch Revisoren belangbar sein sollten, 
und zwar in aller Regel nicht im Ausland. Natürlich gibt es 
dazu prozessuale Möglichkeiten mit dem Lugano-Abkom­
men usw., aber die Sache muss noch etwas gründlicher 
überlegt werden. 
Mit den bilateralen Abkommen, insbesondere mit dem Frei­
zügigkeitsabkommen für Personen, steht die Schutzbestim-
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mung zugunsten der Schweizer und der in der Schweiz 
Ansässigen im Widerspruch zum europäischen Gemein­
schaftsrecht. Das hat man damals vielleicht noch nicht ge­
wusst, aber es ist nun einfach so. Im Nachgang zu diesen 
bilateralen Lösungen führt das zu entsprechenden Änderun­
gen im Gesellschaftsrecht. Man wird da einigen Problemen 
begegnen, weil viele Aktiengesellschaften heute mit Verwal­
tungsräten und Geschäftsleitungen operieren, die in der 
Schweiz wohnhaft oder auch Schweizer sind. Das machte 
man ja nicht aus Freude, aus Spass an der Sache, sondern 
weil man es eben musste; da wird sich auf der Bühne leicht 
etwas verändern. 
Es gibt das Heimatprinzip, also die Staatsangehörigkeit, wo­
bei man festgestellt hat, dass das im neuen Zeitalter diskri­
minierend ist. Es gibt eine sekundäre, eine indirekte Diskri­
minierung, und diese läge dann vor, wenn man beim 
Wohnsitzerfordernis bliebe. So hat man uns belehrt. Man hat 
deshalb den Vorschlag gemacht, auf eine Mehrheit von 
Schweizern und auf eine Mehrheit von in der Schweiz An­
sässigen im Verwaltungsrat und in der Geschäftsleitung zu 
verzichten. 
Jetzt hat Herr Steiner diesen Abänderungsantrag gestellt, 
dem ich sehr viel Sympathie entgegenbringe. Aber ich 
denke - er hat das selber auch konstatiert-: Man kann nicht 
aus dem Sattel heraus jetzt Formulierungen finden, die sich 
auf Dauer bewähren können. Wir haben ja diese Frage erst 
als Zweitrat in die Diskussion gebracht; der Ständerat hat 
diese Situation noch nicht berücksichtigt. Ich denke, es ist 
richtig, dass wir jetzt eine Differenz zum Ständerat schaffen. 
Ich möchte Ihnen beliebt machen, den Antrag Steiner zu un­
terstützen, damit die Stossrichtung, die wir eigentlich anstre­
ben, stimmt. Der Ständerat wird darauf aufmerksam ge­
macht, dass er das Problem in der ganzen Tiefe ausloten 
muss und in Zusammenarbeit mit der Verwaltung eine trag­
bare Lösung noch erarbeiten muss. 
Ich bitte Sie, den Antrag Steiner zu unterstützen. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Ich möchte noch einmal ganz kurz 
in Erinnerung rufen, worum es hier geht. Es geht ganz sicher 
darum, mit der Änderung des Fusionsgesetzes jetzt gleich­
zeitig eine Änderung des Obligationenrechtes in Bezug auf 
die Thematik der Nationalitäts- und Wohnsitzregelung für 
Verwaltungsräte vorzunehmen. Es ist ziemlich klar, dass hier 
eine grössere Öffnung nötig ist. Dieser Grundsatz ist wohl 
unbestritten. Ich erinnere vor allem daran, dass etwa für in­
ternationale Gesellschaften in der Schweiz die Erfordernisse 
heute sehr restril<tiv sind, und deshalb denke ich, dass man 
doch der Kommission zugute halten muss, dass sie auf dem 
richtigen Weg ist, wenn sie diese Erfordernisse lockern will. 
So soll, insbesondere im Licht der zitierten bilateralen Ab­
kommen, auf das Nationalitätserfordernis für Verwaltungs­
ratsmitglieder und auf das Wohnsitzerfordernis für minde­
stens ein Verwaltungsratsmitglied oder einen Direktor ver­
zichtet werden, allerdings eben dann, wenn Reziprozität 
vorhanden ist, also ein ausländischer Wohnsitz im bilatera­
len Raum dem schweizerischen gleichgestellt wird. In die­
sem Sinne geht der Antrag der Kommission sicher in die 
richtige Richtung. 
Der Antrag Steinar, den wir in der Fraktion nicht im Detail ex­
aminieren konnten, wäre bei mir persönlich sicher eher auf 
Ablehnung gestossen, wenn der Antragsteller den ersten 
Absatz beibehalten hätte. Absatz 1 mit der Erfordernis, dass 
die Mehrheit der Personen eines Verwaltungsrates in der 
Schweiz wohnhaft sein muss, wäre klar im Konflikt zur ge­
wollten Öffnungsstrategie gestanden, und ich bin froh, dass 
Kollege Steinar Absatz 1 zurückgezogen hat. Auch wir wol­
len klare Verantwortlichkeiten für die Organe, eine klare Or­
ganhaftung. Ich denke, der Antrag geht in die Richtung, die­
se Verantwortlichkeiten zu klären. 
Ich persönlich - nur für mich persönlich gesprochen - bin al­
lerdings nicht ganz sicher, ob er sämtliche Probleme löst, 
etwa jene dar Einpersonengesellschaften oder von Unter­
nehmen der KMU-Branche in Grenzregionen usw. Ich 
denke, dass es hier sinnvoll ist, dieses Thema, das in der 
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Kommission vielleicht doch noch etwas zu wenig vertieft 
wurde, noch einmal zu vertiefen. 
Das heisst, dass ich mir persönlich durchaus vorstellen 
kann, dass mit dem Antrag Steiner eine sinnvolle Differenz 
geschaffen wird. Ich möchte aber betonen, dass einiges hier 
wohl noch vertieft werden muss. 
Bei dieser Vertiefung ist darauf zu achten, dass das Kind 
dann nicht mit dem Bade ausgeschüttet wird, sprich: dass 
die gewollten Verbesserungen, insbesondere für internatio­
nal tätige Unternehmungen, die Anpassung an die interna­
tionale Wirtschaftssituation und auch die Anpassung mit 
Bezug auf die Schwierigkeiten, die schweizerische Grossun­
ternehmen mit diesem Erfordernis haben, nicht aufs Spiel 
gesetzt werden, wenn dann bei der Differenzbereinigung 
nach einer besseren Lösung gesucht wird. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Madame Ja Conseillere fede­
rale, je crains que l'on dise bientöt de vous comme Stalins 
disait du Vatican: «Combien de divisions?» Parce qu'en ef­
fet, j'ai l'impression que Je groupe liberal se retrouve un peu 
seul a dire clairement et nettement que l'on devrait rejeter la 
proposition Steiner. 
Monsieur Hess, je dirai que vous avez peut-etre, avec toute 
Ja circonspection qui vous caracterise, trop frequente de dia­
bles pour voir Je diable Ja oll il n'est pas forcement! Verita­
blement, je crois que vous avez des inquietudes qui ne me 
semblent pas correspondre a Ja generalite des affaires. Je 
pense par exemple a des investissements qui peuvent se 
faire en zone frontaliere. Alors, en effet, si l'on doit satisfaire 
absolument a l'exigence d'avoir toujours un domicile en 
Suisse, on risque de prendre, quoi que vous en disiez, des 
hommes de paille pour compenser en quelque sorte cette in­
terdiction dans des cas speciaux, dans des cas Oll nous 
avons des traites! Cela ne concerne pas les Etats-Unis, c;:a 
concerne les pays europeens, les pays avec lesquels nous 
avons des accords, les pays de l'Unlon europeenne. 
D'ailleurs, j'ai appris que dans Je cadre de l'AELE, le Liech­
tenstein, qui avait justement cette exigence de domicile en 
Suisse, a dü y renoncer, condamne qu'il a ete par la Cour de 
justice de l'AELE. C'est vous dire que dans l'esprit de Ja 
proximite europeenne, cette proposition Steiner ne tient pas. 
Elle ne tient pas par rapport a Ja proximite et au caractere 
contigu des differents pays. 
D'autre part, il est vrai que dans Je cadre des accords bilate­
raux, il n'y a pas de cour de justice. Donc dans ce cadre, Ja 
proposition Steiner, si je puis dire, ne sera pas sanctionnee. 
Neanmoins, c'est dans l'esprit des accords bilateraux que 
d'accepter qu'il puisse y avoir, meme pour un Suisse -
jusqu'au dernier Suisse -, un domicile a l'etranger. 
Les risques: d'abord Monsieur Hess, vous n'avez pas parle, 
je crois ou j'ai mal entendu, de l'Accord de Lugano. Oui, 
vous trouvez que c'est de Ja foutaise, mais vous trouvez fa­
cilement que ce qui n'est pas dans votre sens est de la fou­
taise. Mais enfin, cet Accord de Lugano, il existe, il donne 
des facilites et permet une procedure pour des actions, jus­
tement. Alors, c'est peut-etre un peu plus complique. En ef­
fet, c'est peut-ätre un peu plus complique que si on a un 
Suisse sous la main, mais entre Ja complication eventuelle 
supplementaire et, je dirai, la complication supplementaire 
pour certains investissements en Suisse, eh bien, je prefere 
Ja premiere complication a la seconde. Je ne crois pas, mal­
gre Ja responsabilite des administrateurs, dont je suis bien 
conscient, que l'on ferait une erreur en ne suivant pas M. 
Steiner et en suivant le Conseil federal, le Conseil des Etats 
et l'unanimite de la commission. Pour qua Je Conseil federal, 
Je Conseil des Etats et l'unanimite de la commission aient 
trouve qu'on pouvait aller dans ce sens, dans un sens qui 
correspond a l'esprit de nos accords avec l'Union euro­
peenne, il ne fallait vraiment quand mäme pas que l'on soit 
completement inconscient, me semble-t-il, des risques que 
l'on prenait. Ces risques, j'ai l'impression qua vous las dra­
matisez, en quelque sorte. 
J'ai le sentiment pour ma part qu'il vaudrait mieux pour la 
place economique suisse qua l'on ne suive pas M. Steiner. 
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Cela etant, je remarque que ceux qui ont finalement com­
battu la version de la commission se sont rallies a M. Stei­
ner. Beaucoup d'orateurs ont dit, notamment les deux 
precedents: «Comme 9a, 9a creera une divergence avec le 
Conseil des Etats. Comme 9a, on va trouver une solution.» 
Le moins qu'on puisse dire, c'est qu'ils ne sont pas tres 
sürs - n'est-ce pas, Monsieur le porte-parole du groupe radi­
cal-democratique? - du bien-fonde de cette proposition. 
Alors, on compte sur le Conseil des Etats et la navette pour 
trouver une solution. 
Le groupe liberal prefere, meme s'il est bien seul tout d'un 
coup devant cet emoi et cette inquietude soudaine qui a ete 
propagee par M. Steiner et par M. Hess notamment, garder 
la coherence de ce voisinage europeen et, donc, vous inviter 
a suivre la commission. 

Hess Peter (C, ZG): Herr Eggly, wir verstehen uns sonst 
sehr gut, aber ich meine, dass Sie sehr wahrscheinlich doch 
nicht die nötige Erfahrung im Umgang mit dieser Frage ha­
ben. Ich stelle nur zwei konkrete Fälle dar: Gehen Sie davon 
aus, dass die Schweizerische Eidgenossenschaft für Ver­
rechnungssteuerforderungen, die nicht gedeckt sind, weiter­
hin Verwaltungsräte ins Recht greifen kann, wenn sie im 
Ausland wohnen, auch aufgrund des Lugano-Übereinkom­
mens? Oder gehen Sie davon aus, dass die kantonale Aus­
gleichskasse für die Sozialversicherungsbeiträge die Or­
gane ins Recht greifen kann, wenn sie im Ausland wohnen? 
Das hat nichts mit Teufelei zu tun, sondern das sind harte 
Fakten, die nur in der Schweiz umgesetzt werden können. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Je crois, Monsieur Hess, 
que j'aurais dü prendre l'ecouteur, parce que vos questions 
etaient trop techniques pour que j'aie tout compris. (Hilarite) 
Mais en l'occurrence, je pense que Mme Metzler, conseillere 
federale, va vous repondre sur ces deux points avec la com­
petence qui la caracterise. 
Mais encore une fois, j'ai le sentiment que vous maximisez 
les risques et que vous minimisez les possibilites, notam­
ment a travers l'Accord de Lugano. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Der Artikel, den wir jetzt bera­
ten, ist in der Tat nicht unbedeutend. Es ist meines Erach­
tens einer der wenigen Fälle, eine der wenigen Gelegen­
heiten, wo nach den Beratungen der Kommission aus den 
Reihen der Kolleginnen und Kollegen, die nicht in die Kom­
missionsarbeit involviert waren, berechtigte Fragen aufge­
worfen worden sind. Diese berechtigten Fragen haben wir 
heute gehört; sie sind begründet worden. Wir haben sie in 
der Kommission in dieser Tiefe und mit diesen Hintergrün­
den, wie sie heute aufgezeigt worden sind, nicht behandelt. 
Wir haben sie nicht in dieser Art diskutiert und in dieser Tiefe 
ausgelotet. Tatsächlich haben wir uns in der Kommission -
ich übertreibe jetzt etwas - mit ein paar Stichworten wie 
«Nichtdiskriminierung» und «Heimatschutz» zufrieden gege­
ben und sind auf die Linie des Bundesrates und des Stände­
rates eingeschwenkt. 
Mich hat heute die Argumentation der Herren Steiner und 
Hess Peter überzeugt. loh bin persönlich der Meinung - das 
ist aber nicht mit unserer Fraktion abgesprochen -, dass wir 
dem modifizierten Antrag Steiner zustimmen sollten. Damit 
geben wir der Chambre de Reflexion die Gelegenheit, die 
Sache jetzt im zweiten Durchgang zu vertiefen und mit ei­
nem anderen Hintergrund und einem anderen Ansatz zu 
prüfen. Allenfalls kann sie uns in einer zweiten Runde noch 
neue oder andere Vorschläge zuspielen. 
loh bitte Sie daher, dem modifizierten Antrag Steiner zuzu­
stimmen. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la oommission: Permettez­
moi de bien vous expliquer, au nom de la oommisison, la 
problematique a oet artiole 708 du Code des obligations. 
Les modifioations apportees par la oommission aux arti­
oles 708ss. CO ont trait a l'entree en vigueur de l'Aooord sur 
la libre oiroulation des personnes et a la deoision de la Cour 
AELE du 22 fevrier 2002 qui ont oonduit a une inseourite ju-

ridique. L:article 708 alinea 1 er actuel du Code des obli­
gations dispose que «la majorite des membres du oonseil 
d'administration doivent etre de nationalite suisse et avoir 
leur domicile en Suisse». Une exoeption a cette regle est 
toutefois envisagee pour les societes holding. En outre, l'ar­
ticle 708 alinea 2 CO precise que «l'un au moins des mem­
bres du conseil d'administration qui ont qualite pour repre­
senter la societe doit etre domicilie en Suisse». 
Par ailleurs, l'Accord du 21 juin 1999 entre la Confederation 
suisse d'une part, et la Communaute europeenne et ses 
Etats membres, d'autre part, sur la libre circulation des per­
sonnes stipule en particulier les regles suivantes: 
«Article 2: Non-discrimination. Les ressortissants d'une par­
tie contractante qui sejournent legalement sur le territoire 
d'une autre partie contractante ne sont pas .... discrimines 
en raison de leur nationalite.» 
«Article 7: Autres droits. Les parties contractantes reglent .... 
notamment les droits mentionnes ci-dessous lies a la libre 
circulation des personnes: a. le droit a l'egalite de traitement 
aveo les nationaux en ce qui concerne l'acces a une activite 
economique et son exercice ainsi que les conditions de vie, 
d'emploi et de travail.» 
Suite a l'entree en vigueur de cet accord le 1 er juin 2002, il 
est apparu qu'il existait des divergences d'interpretation, en 
particulier au regard des consequences de la primaute de 
l'accord sur l'article 708 CO. II en est alle de meme d'autres 
dispositions du droit des societes, qui posent des exigences 
similaires: l'article 727 alinea 2 CO quant au domicile du re­
viseur; l'article 740 alinea 3 CO relatif au domicile du liquida­
teur; l'article 813 CO qui a trait au domicile des gerants 
d'une SARL; l'article 895 CO consacre a la nationalite ainsi 
qu'au domicile des administrateurs d'une societe coopera­
tive; et l'article 160 alinea 2 LDIP relatif au domicile du repre­
sentant d'une succursale. 
II convient donc, seien la commission, de mettre un terme a 
cette insecurite juridique le plus rapidement possible. C'est 
pourquoi la commission vous propose de remplacer l'arti­
cle 708 CO ainsi que les autres dispositions du droit des so­
cietes et de la legislation sur le droit international prive ayant 
trait a la nationalite ou au domicile des membres d'une per­
sonne morale ou des representants d'une succursale, dans 
le cadre du projet de loi sur la fusion. 
Afin de garantir a court terme une solution legislative, il con­
vient de creer une divergence avec le Conseil des Etats a ce 
sujet. II serait alors possible d'examiner le probleme qui se 
pose de maniere approfondie lors des deliberations de la 
Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats. 
Ceci dit, je vous propose de suivre la commission et de creer 
cette divergence. La, je reviens a ce qui a ete dit par M. 
Eggly: en acceptant la proposition de la commission, on cree 
la divergence; le Conseil des Etats n'ayant pas delibere sur 
ce point specifique, cela lui donnerait la possibilite d'appro­
fondir la question lors de sa deliberation. 
J'aimerais juste dire un mot a M. Hess. La question du bon 
gouvernement de l'entreprise se pose aux administrateurs 
etrangers comme aux administrateurs suisses, ce sont les 
memes regles. Alors, on ne peut pas oommencer a vouloir 
dire qu'il y a d'autres regles pour las etrangers qua pour las 
Suisses. Les regles sont las memes. Ainsi, la question de la 
responsabilite civile - et la, je reponds pour M. Eggly a la 
question que M. Hass lui avait posee - ressortit au droit 
suisse et c'est le droit suisse qui doit en repondre. Cepen­
dant, il est vrai que si on doit faire un proces contre 
quelqu'un qui est domicilie a l'etranger, il est plus difficile 
d'obtenir vraiment le recouvrement. La, o'est clair. 
Je vous prie de suivre la oommission pour creer cette diver­
genoe et pour donner la ohance au Conseil des Etats d'ap­
profondir oette question, et pour l'envisager de maniere plus 
generale qu'aveo la solution proposee par M. Steiner. II est 
vrai qu'en adoptant la proposition Steiner, on creerait aussi 
une divergence et on donnerait aussi une chance au Conseil 
des Etats d'approfondir cette question. 
Mais afin d'avoir justement cette vision generale, je vous 
propose de suivre la commission et de rejeter la proposition 
Steinar. 
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Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Auch ich bitte Sie, 
der Kommission zu folgen. 
Erstens muss ich Ihnen sagen, was Herr Cina schon gesagt 
hat: Wir schaffen die Differenz so oder so, ob wir der Kom­
mission zustimmen oder ob wir dem Antrag Steiner folgen, 
denn der Ständerat hat sich mit dieser Frage nicht auseinan­
der gesetzt. 
Zweitens ist dadurch, dass Herr Steiner Absatz 1 zurückge­
zogen hat, die Differenz an sich nicht mehr so gewaltig; das 
muss man gerechterweise sagen. Die Differenz ist die, dass 
nach der Kommission ein Direktor - ich denke, ein Zeich­
nungsberechtigter mit Organstellung - Wohnsitz in der 
Schweiz haben muss; Herr Steiner ist der Meinung, es 
müsste ein Verwaltungsrat sein. Die Differenz ist also doch 
wesentlich kleiner geworden. 
Drittens fällt mir auf, dass die Befürworter - Herr Steiner, 
aber auch diejenigen, die ihn unterstützt haben - in Bezug 
auf die E~-Kompatibilität, auf die Herr Cina verwiesen hat, 
doch wenig Argumente vorgetragen haben. Sie haben uns 
eigentlich nicht erklärt, weshalb die bisherige Regelung un­
ter dem Gesichtspunkt der EU-Personenfreizügigkeit noch 
rechtens sein soll. Aber da werden wir dann möglicherweise 
von der zuständigen Bundesrätin noch etwas hören. 
Viertens muss man etwas ganz klar sagen: Es geht hier 
nicht darum, die Verantwortlichkeitsbestimmungen des 
schweizerischen Rechtes, insbesondere die Organhaftung 
von Artikel 754 OR, auszuhöhlen. Es ist völlig klar, dass 
auch ein ausländischer Verwaltungsrat oder ein Verwal­
tungsrat mit Wohnsitz im Ausland nach internationalem Pri­
vatrecht, insbesondere nach dem Lugano-übereinkommen, 
in der Schweiz belangt werden kann, am Domizil der Unter­
nehmung. Der holländische Verwaltungsratspräsident der 
Swiss kann selbstverständlich am Domizil der schweizeri­
schen Unternehmung belangt werden, wenn er sich nicht 
ans Aktienrecht hält. Insofern geht es nicht darum, schwei­
zerisches Verantwortlichkeitsrecht im Aktienrecht aus den 
Angeln zu heben. 
Herr Hess, es ist einzuräumen, dass die Haftung erschwert 
sein kann. Aber mindestens im europäischen Umfeld ist es 
doch der Sinn, dass man solche Haftungsansprüche an sich 
auf dem entsprechenden Rechtsweg ohne weiteres nicht 
nur beurteilen, sondern auch vollstrecken kann. Wie gesagt: 
An der Anwendbarkeit des schweizerischen Rechtes und 
am schweizerischen Gerichtsdomizil ändert sich aufgrund 
des internationalen Privatrechtes gar nichts. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Seit die bilateralen Abkommen 
mit der EU in Kraft getreten sind, besteht in der Praxis eine 
erhebliche Rechtsunsicherheit bezüglich dieser Vorschrift. 
Artikel 708 des Obligationenrechtes führt zu einer Diskrimi­
nierung von Personen aus dem EU-Raum, was mit den Ab­
kommen eben grundsätzlich nicht vereinbar ist. 
Wir müssen von den Nationalitäts- und Wohnsitzerfordernis­
sen wegkommen. Kein anderer Staat in Westeuropa kennt 
noch solche Erfordernisse. Die bilateralen Abkommen ge­
hen bereits seit ihrem Inkrafttreten der Regelung des Obliga­
tionenrechtes vor; ich bitte Sie, das zu berücksichtigen, 
wenn wir jetzt über die Schaffung dieser Bestimmung disku­
tieren. Die bilateralen Abkommen gehen dem Obligationen­
recht ohnehin vor: Ohne dass wir das Obligationenrecht 
anpassen, gelten diese Bestimmungen. Aber Im Interesse 
der Rechtssicherheit und auch der Rechtsklarheit drängt 
sich eine möglichst rasche Bereinigung des Wortlautes des 
Gesetzes auf. 
Die Forderungen der internationalen Gemeinschaft gegen­
über der Schweiz sind auch klar: 17 Staaten haben im Rah­
men .. der neuen Gatt-Verhandlungen angekündigt, dass sie 
die Anderung dieser Bestimmungen von der Schweiz for­
dern werden. Das Fürstentum Liechtenstein hatte die glei­
chen Bestimmungen wie die Schweiz. Dazu gibt es den 
klaren Entscheid des EWR-Gerichtes, dass die Bestimmun­
gen mit dem Gemeinschaftsrecht nicht kompatibel sind. 
Aus diesem Grunde hat mein Departement der Kommission 
für Rechtsfragen im Rahmen der Vorberatungen einen ers-
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ten Regelungsvorschlag zu dieser Frage unterbreitet. Er be­
ruht auf einer ersten Würdigung der Rechtslage und ist von 
der Kommission einstimmig angenommen worden. Es geht 
also nicht um eine Kommissionsmehrheit und eine Kommis­
sionsminderheit, sondern die Kommission hat diesen Vor­
schlag einstimmig unterstützt. 
Wir gehen mit unserem Vorschlag - dem Vorschlag, der 
dann auch von der Kommission so eingebracht wurde - an 
die Grenze dessen, was mit Blick auf die bilateralen Abkom­
men unseres Erachtens noch vertretbar scheint. 
Ich möchte unterstreichen, was bereits gesagt wurde, insbe­
sondere auch von den Kommissionssprechern: Mit der 
Schaffung dieser Differenz wird auch die Möglichkeit ge­
schaffen, dass sich der Ständerat mit der genauen Ausge­
staltung der Bestimmung auseinander setzen kann. Nur mit 
der Schaffung einer Differenz kann eine rasche Anpassung 
des Gesetzes an die Rechtslage ermöglicht werden, die 
durch die bilateralen Abkommen entstanden ist. 
Der Antrag Steiner in seiner modifizierten Fassung, also 
ohne Absatz 1, ist nun tatsächlich ähnlich wie der Antrag der 
Kommission: Die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs­
rates muss - weil eben Absatz 1 zurückgezogen worden 
ist - nicht mehr in der Schweiz Wohnsitz haben. Ob aber 
das Erfordernis des Wohnsitzes in der Schweiz gegenüber 
Staatsangehörigen, die sich auf die bilateralen Abkommen 
berufen können, überhaupt noch aufrechterhalten werden 
kann, bleibt durch eine Auslegung der Abkommen noch end­
gültig zu klären, auch unter Berücksichtigung der massge­
benden Präjudizien. 
Die ständerätliche Kommission für Rechtsfragen wird sich 
noch einmal mit dieser Frage auseinander setzen müssen. 
Bis dahin liegen dann auch die erforderlichen Gutachten zu 
den Auswirkungen der bilateralen Abkommen vor, die noch 
einmal kritisch überdacht wurden und, wenn nötig, auch er­
gänzt werden. 
Analog zu diesem Antrag der Kommission sollte auch Arti­
kel 727 Absatz 2 OR angepasst und auf das Wohnsitzerfor­
dernis der Revisionsstelle verzichtet werden. 
Ich bitte Sie also, bei diesen beiden Bestimmungen Ihrer 
Kommission zu folgen. 

Le president (Christen Yves, president): M. Steiner a retire 
l'alinea 1 er de sa proposition a l'article 708. 

Abstimmung - Vote 
Für den modifizierten Antrag Steiner .... 116 Stimmen 
Für den Antrag der Kommission .... 16 Stimmen 

Ziff. 1 Art. 718 
Antrag der Kommission 
Abs. 4 
Die Gesellschaft muss durch eine Person vertreten werden 
können, die Wohnsitz in der Schweiz hat. Dieses Erfordernis 
kann durch ein Mitglied des Verwaltungsrates oder durch ei­
nen Direktor erfüllt werden. Ein Wohnsitz im Ausland ist ei­
nem Wohnsitz in der Schweiz gleichgestellt, wenn sich aus 
einem Staatsvertrag ein entsprechender Anspruch ergibt. 
Abs.5 
Sind die Vorschriften der Absätze 3 und 4 nicht mehr erfüllt, 
so hat der Handelsregisterführer der Gesellschaft eine Frist 
zur Wiederherstellung des gesetzesmässigen Zustandes zu 
setzen und nach fruchtlosem Ablauf die Gesellschaft von 
Amtes wegen als aufgelöst zu erklären. 

Antrag Steiner 
Abs. 4, 5 
Streichen 

Ch. 1 art. 718 
Proposition de Ja commission 
Al. 4 
La societe doit pouvoir etre representee par une personne 
domiciliee en Suisse. Un membre du conseil d'administra­
tion ou un directeur doit satisfaire a cette exigence. Un domi-
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eile a l'etranger est assimile a un domicile en Suisse si une 
pretention en ce sens resulte d'un traite international. 
Al. 5 
Lorsque les regles des alineas 3 et 4 ne sont plus obser­
vees, le prepose au registre du commerce impartit a la so­
ciete un delai pour regulariser sa situation; si eile ne res­
pecte pas ce delai, eile est declaree dissoute d'office. 

Proposition Steiner 
Al. 4, 5 
Bitter 

Angenommen gemäss Antrag Steiner 
Adopte selon la proposition Steiner 

Ziff. 1 Art. 727 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Wenigstens ein Revisor muss in der Schweiz seinen Wohn­
sitz, seinen Sitz oder eine eingetragene Zweigniederlassung 
haben. Ein Wohnsitz, ein Sitz oder eine Zweigniederlassung 
im Ausland ist einem Wohnsitz, einem Sitz oder einer Zweig­
niederlassung in der Schweiz gleichgestellt, wenn sich aus 
einem Staatsvertrag ein entsprechender Anspruch ergibt. 

Ch. 1 art. 727 al. 2 
Proposition de la commission 
L.:un au moins des reviseurs doit avoir en Suisse son domi­
cile, son siege ou une succursale inscrite au registre du 
commerce. Un domicile, un siege ou une succursale a 
l'etranger sont assimiles a un domicile, un siege ou une suc­
cursale en Suisse si une pretention en ce sens resulte d'un 
traite international. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Art. 727c Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Die Revisoren müssen vom Verwaltungsrat und von einem 
Aktionär, der über die Stimmenmehrheit verfügt, unabhängig 
sein. Insbesondere dürfen sie weder Arbeitnehmer der zu 
prüfenden Gesellschaft sein noch Arbeiten für diese aus­
führen, die mit dem Prüfungsauftrag unvereinbar sind. Sie 
dürfen keine besonderen Vorteile annehmen. 

Ch. 1 art. 727c al. 1 
Proposition de la commission 
Les reviseurs doivent etre independants du conseil d'admi­
nistration et d'un eventual actionnaire disposant de la majo­
rite des voix. lls ne peuvent en particulier etre au service de 
la societe soumis a revision ni executer pour eile des tra­
vaux incompatibles avec leur mandat de verification. lls ne 
peuvent pas accepter des avantages particuliers. 

Angenommen - Adopte 

Zlff. 1 Art. 738 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1 art. 738 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Zlff.1 Art. 740 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Wenigstens einer der Liquidatoren muss zur Vertretung be­
fugt sein und Wohnsitz in der Schweiz haben. Ist kein zur 
Vertretung berechtigter Liquidator in der Schweiz wohnhaft, 
so ernennt der Richter auf Antrag eines Aktionärs oder eines 
Gläubigers einen Liquidator, der dieses Erfordernis erfüllt. 
Ein Wohnsitz im Ausland ist einem Wohnsitz in der Schweiz 
gleichgestellt, wenn sich aus einem Staatsvertrag ein ent­
sprechender Anspruch ergibt. 

Ch. 1 art. 740 al. 3 
Proposition de la commission 
L.:un au moins des liquidateurs doit avoir qualite pour repre­
senter la societe et etre domicilie en Suisse. Si aucun des li­
quidateurs autorises a representer la societe n'est domicilie 
en Suisse, le juge nomme, a la requete d'un actionnaire ou 
d'un creancier, un liquidateur satisfaisant a cette condition. 
Un domicile a l'etranger est assimile a un domicile en Suisse 
si une pretention en ce sens resulte d'un traite international. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Art. 748-750; 770 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1 art. 748-750; 770 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Art. 813 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Die Gesellschaft muss durch eine Person vertreten werden 
können, die Wohnsitz in der Schweiz hat. Dieses Erfordernis 
kann durch einen Geschäftsführer oder einen Direktor erfüllt 
werden. Ein Wohnsitz im Ausland ist einem Wohnsitz in der 
Schweiz gleichgestellt, wenn sich aus einem Staatsvertrag 
ein entsprechender Anspruch ergibt. 

Antrag Steiner 
Unverändert 

Ch. 1 art. 813 al. 1 
Proposition de la commission 
La societe doit pouvoir etre representee par une personne 
domiciliee en Suisse. Un gerant ou un directeur doit satis­
faire a cette exigence. Un domicile a l'etranger est assimile a 
un domicile en Suisse si une pretention en ce sens resulte 
d'un traite international. 

Proposition Steiner 
lnchange 

Steiner Rudolf (R, SO): Es geht an sich um die gleiche The­
matik wie bei der Aktiengesellschaft. Jetzt sind wir bei der 
GmbH. Ich habe auch hier Mühe mit der Terminologie, die 
gefunden wurde. Es wurde neu eingeführt: Das Erfordernis 
des Wohnsitzes in der Schweiz ist erfüllt, wenn ein Ge­
schäftsführer oder ein Direktor der GmbH in der Schweiz 
wohnt. Im schweizerischen Obligationenrecht ist der Begriff 
«Direktor» nicht ausgelegt; Sie finden ihn dort nicht. Das ist 
eine Bezeichnung für einen Geschäftsführer. Sie müssen 
sagen, was Sie wollen. Mir geht es nur darum, dass Sie das 
auch zurück in die Kommission für Rechtsfragen respektive 
in die Beratungen des Ständerates geben. 
Zur Erklärung: Wir haben auch bei der GmbH eine klare 
Systematik; alle Gesellschafter sind zur gemeinsamen Ge­
schäftsführung berechtigt und verpflichtet. Durch die Statu­
ten können sie das auf einen einzigen Gesellschafter oder 
einen Dritten übertragen, aber immer nur auf einen Ge­
schäftsführer. Entweder ist ein Gesellschafter Geschäftsfüh­
rer oder ein Dritter - es gibt keinen Direktor. Bitte, wenn Sie 
es schon den bilateralen Verträgen anpassen müssen und 
wollen, dann machen Sie es richtig. 
Es ist nicht meine Sache - um noch auf die vorherigen Vo­
ten zurückzukommen -, hier zu dozieren, was bilaterales 
Recht ist und was nicht. Es ist die Arbeit der Verwaltung, des 
Departementes und der Kommission, uns etwas vorzulegen, 
das Hand und Fuss hat. Ich wehre mich nur dagegen, dass 
wir irgendetwas zustimmen müssen, das Sie sonst nirgends 
finden. 
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Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: Monsieur 
Steiner, je dois quand meme vous dire que si on soutient vo­
tre proposition, on ne va justement pas avoir de divergence. 
On doit soutenir la proposition de la commission, sinon on 
n'aura pas de divergence dans cette partie. Alors, je vous 
prie de retirer votre proposition, sinon on n'aura pas de di­
vergence, et 9a serait mauvais pour discuter ce point. 

Hess Peter (C, ZG): Ich muss Herrn Cina widersprechen. 
Wir haben diese unselige Bestimmung in den Anträgen der 
Kommission, dass mit Ländern, mit denen ein Staatsvertrag 
besteht - ich habe es schon gesagt, das sind Liechtenstein, 
Österreich und Italien-, kein Anwesenheitserfordernis in der 
Schweiz gilt. Das ist genau das, was wir nicht wollen: Wir 
wollen hier nicht so weit gehen. Sie müssen mir einfach ein­
mal sagen, wie Sie ein schweizerisches Urteil in Italien voll­
strecken wollen. Selbstverständlich geht das gemäss Staats­
verträgen, aber in der Realität wird man das nicht durchfüh­
ren. Oder das zweite Beispiel: Alle diese grossen Manager, 
die sich jetzt in die Vereinigten Staaten abgesetzt haben -
versuchen Sie dort Ihre Urteile aus Organhaftung usw. ein­
zutreiben. Das ist doch eine blanke Illusion; das wird in der 
Realität wohl nicht passieren. 
Stimmen Sie dem Antrag Steiner zu, dann ist der Weg vor­
gegeben, wie der Ständerat das in den anderen Bereichen 
durchsetzen kann. Sie haben nämlich bei der GmbH kein 
Anwesenheitserfordernis in der Schweiz. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Zum ersten Punkt, zur Frage be­
treffend die Verträge mit dem Ausland: Diese Frage kann 
diskutiert werden und wird diskutiert, weil jetzt bei Artikel 708 
bzw. 718 eine Differenz geschaffen wurde. Dieser Punkt, 
Herr Hess, wird in der Kommission für Rechtsfragen des 
Ständerates diskutiert werden und hat nichts mit dem jetzt 
vorliegenden Antrag Steiner zum GmbH-Recht zu tun. 
Ich möchte bei dem ansetzen, was Herr Cina sohon gesagt 
hat. Herr Steiner hat im Zusammenhang mit seinem Antrag 
gesagt, auch diese Frage betreffend die GmbH müsse von 
der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates diskutiert 
werden. Das kann aber nur diskutiert werden, wenn eine Dif­
ferenz besteht. Herr Cina hat Sie gebeten, Ihren Antrag zu­
rückzuziehen. 
Ich bitte Sie, den Antrag Steiner abzulehnen, damit es eine 
Differenz gibt und damit das auch in der Kommission für 
Rechtsfragen des Ständerates diskutiert werden kann. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 64 Stimmen 
Für den Antrag Steiner .... 60 Stimmen 

Ziff. 1 Art. 824-826; 888 Abs. 2; 893 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1 art. 824-826; 888 al. 2; 893 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Ziff. 1 Art. 895 
Antrag der Kommission 
Aufheben 

Ch. 1 art. 895 
Proposition de la commission 
Abroger 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Art. 898 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
Die Genossenschaft muss durch eine Person vertreten wer­
den können, die Wohnsitz in der Schweiz hat. Dieses Erfor-
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dernis kann durch ein Mitglied der Verwaltung, einen Ge­
schäftsführer oder einen Direktor erfüllt werden. Ein Wohn­
sitz im Ausland ist einem Wohnsitz in der Schweiz 
gleichgestellt, wenn sich aus einem Staatsvertrag ein ent­
sprechender Anspruch ergibt. 
Abs. 3 
Ist diese Vorschrift nicht mehr erfüllt, so hat der Handelsre­
gisterführer der Genossenschaft eine Frist zur Wiederher­
stellung des gesetzesmässigen Zustandes zu setzen und 
nach fruchtlosem Ablauf die Genossenschaft von Amtes we­
gen als aufgelöst zu erklären. 

Ch. 1 art. 898 
Proposition de la commission 
Al.2 
La societe doit pouvoir etre representee par une personne 
domiciliee en Suisse. Un administrateur, un gerant ou un di­
recteur doit satisfaire a cette exigence. Un domicile a l'etran­
ger est assimile a un domicile en Suisse si une pretention en 
ce sens resulte d'un traite international. 
Al. 3 
Lorsque ces regles ne sont plus observees dans une so­
clete, le prepose au registre du commerce impartit un delai a 
celle-ci pour retablir la situation legale; si eile ne regularise 
pas sa situation avant l'expiration du delai, eile est d'office 
declaree dissoute. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Art. 914; 936a; Ziff. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1 art. 914; 936a; eh. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 2bis 
Antrag der Minderheit 
(Gross Jost, de Dardel, Garbani, Jutzet, Leutenegger Ober­
heizer, Menetrey-Savary, Thanei) 
Titel 
Bundesgesetz vom 6. Oktober 1995 über Kartelle und an­
dere Wettbewerbsbeschränkungen (SR 251) 
Art. 11 Abs. 2 
Grenzüberschreitende Unternehmenszusammenschlüsse kön­
nen durch den Bundesrat aus überwiegenden öffentlichen 
Interessen untersagt oder nur mit Auflagen zugunsten der 
betroffenen Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen bewilligt 
werden, auch wenn sie nach Artikel 10 unbedenklich sind. 
Art. 11 Abs. 3 
Der Bundesrat kann bei Gefährdung überwiegender öffentli­
cher Interessen im Sinne von Absatz 2 die Bewilligung nach­
träglich an zusätzliche Auflagen knüpfen oder die Bewilli­
gung widerrufen. 

Ch. 2bls 
Proposition de la minorite 
(Gross Jost, de Dardel, Garbani, Jutzet, Leutenegger Ober­
heizer, Menetrey-Savary, Thanei) 
Titre 
Loi federale du 6 octobre 1995 sur les cartels et autres re­
strictions a la concurrence (LCart; RS 251) 
Art. 11 al. 2 
Une concentration d'entreprises transnationales peut etre in­
terdite par le Conseil federal pour sauvegarder des interets 
publics preponderants ou encore assortie de conditions an 
faveur des travailleurs concernes, meme si alle ne souleve 
aucune objection d'apres l'article 10. 
Art. 11 al. 3 
Si des interets publics preponderants sont an jeu au sens de 
l'alinea 2, le Conseil federal peut a posteriori assortir l'autori­
sation de conditions ou la revoquer. 
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Thanei Anita (S, ZH): Dieser Antrag betrifft jenen Teil des 
Kartellges~tzes, der sich auf die Bewilligung von Fusionen 
und auf die Meldepflicht bezieht. Artikel 11 sieht vor, dass 
der Bundesrat auch wettbewerbsrechtlich bedenkliche Fu­
sionen be~illigen kann, wenn sie im öffentlichen Interesse 
geboten sind. Nun kann man sich klarerweise auch das Um-
11ekehrte vorstellen, nämlich wettbewerbsrechtlich unbdenk­
hche Unternehmenszusammenschlüsse, die aus öffentli­
chem Interesse untersagt oder zumindest mit Auflagen ver­
sehen werden müssten. 
Öffentliche Interessen könnten beispielsweise bei Unterneh­
~en vorliegen, die wesentliche Aufgaben des Service public 
m der Schw~iz ~rfüllen, z. B. im Bereich Verkehr, Energie, 
Telekommunikation, Nahrungsmittelversorgung oder medizi­
nische Versorgung. 
Ich erinnere daran, dass die mit Bundesmitteln geschaffene 
Swiss mit einer ausländischen Gesellschaft fusionieren 
könnte oder dass die Aktienmehrheit der Swisscom bei ver­
änderter Rechtslage ins Ausland gehen könnte; als drittes 
und letztes Beispiel erwähne ich grosse Energieversorgungs­
unternehmen. Nach heute geltendem Kartellrecht könnten 
solche grenzüberschreitenden Unternehmenszusammen­
schlüsse weder verboten noch mit Auflagen verknüpft wer­
den. 
Die M_inderheit will das ändern und verlangt, dass grenzüber­
schreitende Unternehmenszusammenschlüsse aus überwie­
gendem öffentlichem Interesse verboten werden könnten 
oder dass daran Auflagen gebunden werden könnten. Es 
geht dabei nicht um Heimatschutz, sondern es geht um die 
Wahrung gewichtiger öffentlicher Interessen. Ich habe es be­
reits erwähnt, es geht um die Versorgung mit lebensnotwen­
digen G_ütern im Sinne des Service public, und es geht 
letztendlich auch um den Erhalt des Volksvermögens, d. h. 
darum, dass die Steuergelder, die beispielsweise in die 
Swiss investiert wurden, nicht verschleudert werden. 
Die Mehrheit der Kommission ist in diesem Falle der Ansicht 
diese Massnahme könne sich nicht auf eine Verfassungs~ 
grundlage abstützen. Ich erlaube mir hier die Bemerkung: 
Nachdem wir heute Vormittag problemlos kantonale Steuern 
aufgehoben haben und sich keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken auf bürgerlicher Seite regten, müssten sie hier ei­
gentlich auch nicht aufkommen. 
In Artikel 96 der Bundesverfassung ist vorgesehen, dass der 
Bund Vorschriften gegen volkswirtschaftlich und sozial 
schädliche Auswirkungen von Kartellen und anderen Wett­
bewerbsbeschränkungen erlassen kann. Somit wäre dieser 
Antrag zweifelsohne verfassungskonform. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zu folgen. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: La proposi­
tion de la minorite Gross Jost concerne l'article 11 de la loi 
federale du 6 octobre 1995 sur les cartels et autres restric­
tions a la concurrence. L:actuel articie 11 a la teneur sui­
vante: «Une concentration d'entreprises qui a ete interdite 
en vertu de l'article 1 O peut etre autorisee par le Conseil fe­
deral a la demande des entreprises participantes si, a titre 
exceptionnel, alle est necessaire a la sauvegarde d'interets 
publics preponderants.» II s'agit donc la d'une possibilite 
d'autoriser une concentration d'entreprises qui est proble­
matique du point de vue de la concurrence. 
M. Gross cependant veut creer le pendant de l'actuel arti­
cle 11. II envisage, avec sa proposition de minorite, d'instau­
rer en faveur du Conseil federal la possibilite d'interdire la 
concentration d'entreprises transnationales dans le but de 
sauvegarder des interets publics preponderants. II est aussi 
prevu qua le Conseil federal puisse assortir ces concentra­
tions d'entreprises de conditions en faveur des travailleurs 
concernes. La proposition de minorite Gross Jost comprend 
donc deux elements. 
En ce qui concerne la defense des interets des travailleurs 
lors d'une concentration d'entreprises, ce n'est, selon la ma­
jorite de la commission, pas le röle de l'Etat d'intervenir. II 
s'agirait la d'une Intervention etatique dans l'ordre economi­
que, qui n'est pas tolerable et qui trouverait une base oonsti­
tutionnelle tres legere, voire inexistante. 

C~t argument est valable aussi pour le deuxieme element, 
soit la sauvegarde des interets publics preponderants. 
N'oublions pas que la loi sur la fusion a pour but de faciliter 
les restructurations et non de faire la politique economique. 
La majorite de la commission ne veut donc pas limiter la li­
berte economique et ne veut pas alourdir les restructura­
tions. 
La commission vous demande, par 11 voix contre 7, de reje­
ter la proposition de minorite Gross Jost. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich erachte diesen Minderheits­
antrag aus folgenden Gründen als problematisch: Das Fusi­
onsgesetz will eine optimale Organisation von Unternehmen 
ermöglichen. Es verfolgt aber keine strukturpolitischen Ziel­
setzungen. Ich habe das bereits heute Morgen verschie­
dentlich betont. Ein Fusionsverbot dürfte der Bewahrung von 
Arbeitsplätzen meist nicht dienlich sein. Oft sind es Markt­
entwicklungen, welche die Gesellschaften zwingen Reorga­
nisationen vorzunehmen. Unterbindet nun der Staat notwen­
di_ge strukturelle Anpassungen, so setzt er die langfristige 
Sicherung von Arbeitsplätzen aufs Spiel. Die verfassungs­
mässige Grundlage für ein entsprechendes Vorhaben er­
scheint zumindest zweifelhaft: Fusionen stellen nicht per se 
Wettbewerbsbeschränkungen dar, und wenn sie unter wett­
b~werbspolitischen Aspekten unbedenklich sind, sehe ich 
nicht, wie man hier eine Eingriffskompetenz des Bundesra­
tes verfassungsrechtlich begründen wollte. 
Eine allgemeine Kompetenz zur Untersagung grenzüber­
schreitender Unternehmenszusammenschlüsse aufgrund 
von nicht näher spezifiziertem öffentlichem Interesse würde 
einen weiten Einbruch in unsere liberale Wirtschaftsordnung 
~arstellen.. Eine Kompetenz zur Verhinderung von grenz­
uberschre1tenden Zusammenschlüssen weist zudem einen 
protektionistischen Charakter auf, der sich kaum rechtferti­
gen lässt. Was einen möglichen Verlust von Arbeitsplätzen 
betrifft, kann es nicht darauf ankommen, ob eine grenzüber­
schreitende Fusion oder eine Fusion zwischen zwei schwei­
zerischen Gesellschaften vorliegt. 
Ich bitte Sie deshalb, diesen Minderheitsantrag abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 57 Stimmen 
Dagegen .... 75 Stimmen 

Ziff. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
mit Ausnahme von: 
Art. 160 Abs. 2 
Die Vertretung einer solchen Zweigniederlassung richtet 
sich nach schweizerischem Recht. Mindestens eine zur Ver­
tretung befugte Person muss in der Schweiz Wohnsitz ha­
ben und im Handelsregister eingetragen sein. Ein Wohnsitz 
im Ausland ist einem Wohnsitz in der Schweiz gleichgestellt, 
wenn sich aus einem Staatsvertrag ein entsprechender An­
spruch ergibt. 

Ch.3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
a l'exception de: 
Art. 160 a/. 2 
Le droit suisse regit la representation d'une teile succursale. 
L:une au moins des personnes autorisees a representer ces 
succursales doit etre domiciliee en Suisse et etre inscrite au 
registre du commerce. Un domicile a l'etranger est assimile 
a un domicile en Suisse si une pretention en ce sens resulte 
d'un traite international. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 4, 5, 9-11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Ch. 4, 5, 9-11 
Proposition de Ja commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 Bst. h, 18, 19 - Art. 2 Jet. h, 18, 19 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Als Kommissions­
sprecher möchten Herr Kollege Cina und ich Sie bitten, auf 
die Frage des Vereinsrechtes (Art. 18 und 19 des Fusions­
gesetzes) zurückzukommen, und zwar aus der Überlegung, 
dass Sie jetzt nicht gewichten sollten, woher der entspre­
chende Antrag kommt, sondern dass Sie gewichten sollten, 
was er in der Sache bedeutet. Vorgeschlagen wird, dass in 
einem grossen Verein mit vielleicht Tausenden von Mitglie­
dern, der die Generalversammlung in den Statuten gar nicht 
mehr vorgesehen hat, sondern anstelle der Generalver­
sammlung die Delegiertenversammlung entscheiden lässt, 
das Quorum von drei Vierteln der Mitglieder der Delegierten­
versammlung genügt. Und dies, ob es nun eine Gewerk­
schaft, ein grosser Sportverein oder ein grosser gemeinnüt­
ziger Verein ist - es gibt Vereine, die das tatsächlich so 
pflegen und in den Statuten festgehalten haben. 
Herr Gutzwiller hat zu Recht gesagt: Wir wollen - dies gilt 
vor allem für die bürgerliche Mehrheit - mit diesem Fusions­
gesetz Fusionen erleichtern. Sie sollten im Vereinsrecht 
nicht etwas tun, was Fusionen grosser Vereine, die nur mit 
Delegiertenversammlungen arbeiten, faktisch ausschliesst. 
Deshalb bitte ich Sie, auf diesen Entscheid zurückzukom­
men. 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour Ja commission: II y a des 
moments ou je suis d'accord avec M. Grass - je ne dirai pas 
qu'ils sont rares, mais taut de meme! Et la je suis pleinement 
d'accord avec ce qu'il a dit: c'est un allegement en cas de fu­
sions de grandes associations, meme sportives, celles qui 
ont de grandes assemblees des delegues. 
Je vous prie vraiment, et cela a aussi ete confirme par Je 
porte-parole du groupe radical-democratique, de soutenir Ja 
proposition Thanei. 

Le president (Christen Yves, president): Ce matin, concer­
nant la proposition Thanei aux articles 18 et 19, valable ega­
lement pour l'article 2 lettre h, j'ai fait une petite erreur: j'ai 
fait voter selon Ja majorite de Ja commission, ce qui etait 
faux. Et nous avons vote une deuxieme fois - proposition 
Thanei: oui ou non? -, mais incontestablement une banne 
partie d'entre vous n'avaient pas compris Ja portee de cet ar­
ticle. Le Conseil federal etait d'accord avec cette proposi­
tion, Ja commission egalement, un groupe aussi - j'ai 
entendu M. Gutzwiller pour Je groupe radical-democratique. 
Des lors, comme il y a eu une confusion, je propose que l'on 
revote sur les articles 18 et 19, et les choses seront claires. 
II semble qu'il n'y ait pas d'opposition a ce mode de faire. -
Nous pouvons donc passer au vote. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Thanei .... 118 Stimmen 
Dagegen .... 6 Stimmen 

Thanel Anita (S, ZH): Ich möchte mich vorerst dafür bedan­
ken, dass Sie meinen Antrag angenommen haben. 
Zur Gesamtabstimmung: Wir haben heute praktisch einstim­
mig für Eintreten auf dieses Gesetz gestimmt. Meine Frak­
tion ist davon ausgegangen, dass das Gesetz ausgewogen 
die Interessen der Arbeitnehmenden, der Gläubiger und der 
Wirtschaft berücksichtigt. Sie haben aber den ganzen Tag 
sämtliche Minderheitsanträge, welche eine Verbesserung, 
und zwar eine leichte Verbesserung, des Arbeitnehmerin­
nenschutzes bewirkt hätten, abgelehnt. Sie haben nicht nur 
diese Minderheitsanträge abgelehnt, sondern haben sich 
auch noch gegen die Mehrheit der Kommission für Rechts­
fragen gewandt und steuerrechtliche Vorteile für die Unter-
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nehmungen geschaffen, die für den Staat, den Fiskus, Aus­
fälle von bis zu 100 Millionen Franken zur Folge haben 
werden. Das werden wir nicht akzeptieren, weil Sie in die­
sem Saal dann wieder Sparübungen zulasten der von die­
sen Fusionen Betroffenen durchführen wollen. 
Aus diesem Grund wird sich die SP-Fraktion in der Gesamt­
abstimmung der Stimme enthalten. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Ich bin jetzt doch etwas erstaunt, 
dass die Präsidentin der vorberatenden Kommission hier im 
Namen ihrer Fraktion ihren Unmut zum Ausdruck bringt. 
Wenn Sie die Fahne richtig gelesen haben, dann sehen Sie, 
dass die Mehrheiten mit einer Ausnahme immer klar waren, 
und das waren die Mehrheiten derjenigen, die von Anfang 
an gesagt haben: Dieses Gesetz ist ein Gesetz, das Um­
wandlungen erleichtern soll, das für den Standort Schweiz 
die Bedingungen schaffen soll, damit sich gerade auch KMU 
unbürokratisch und einfach in neue Rechtsformen umwan­
deln können. Das war von Anfang an die Mehrheit, und ich 
glaube, es ist klar, dass sich diese Mehrheit hier heute 
durchgesetzt hat. Es kann also keine Rede davon sein, dass 
man die entsprechenden Minderheiten nicht respektiert 
hätte. 
Ich darf zum Schluss daran erinnern, dass das Ziel der Steu­
erneutralität von Anfang an ein Ziel auch des Bundesrates 
war: Die Botschaft selber spricht nämlich von der gebotenen 
Steuerneutralität. Dass nun der Bundesrat und der zustän­
dige Finanzminister im lichte der neuesten Zahlen um jede 
Million kämpfen, wie er das heute Morgen gesagt hat, das 
mag man verstehen, aber die ursprüngliche Absicht war ge­
nau die der Steuerneutralität, der nun die Mehrheit im Saale 
zum Durchbruch verholfen hat. In diesem Sinne werden wir 
diesem Gesetz zustimmen. 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensembJe 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 00.052/3441) 
Für Annahme des Entwurfes .... 83 Stimmen 
Dagegen .... 29 Stimmen 
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Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom /Vote du: 12.03.200318:00:08 
Abate + R Tl Fehr Hans + V ZH Kurrus 
Aeppli Wartmann 0 S ZH Fehr Hans-JürQ 0 S SH Lachat 
Aeschbacher 0 E ZH Fehr JacQueline 0 S ZH Lalive d'Epinav 
Antille . R VS Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
Baader Caspar + V BL Fehr Mario 0 S ZH Lauoer 
Bader Elvira + C so Fetz 0 S BS Leu 
Banqa . s so Fischer-Seenqen + RAG Leuteneaqer Haio 
Banaerter + R BE Föhn . V SZ Leuteneqqer Susanne 
Baumann Alexander + V TG Freund + V AR Leuthard 
Baumann Ruedi . G BE Frev Claude + R NE Loeofe 
Baumann Stephanie = S BE Gadient + V GR Lustenberqer 
Beck + L VD Galli . C BE Maillard 
Berberat = S NE Garbani = S NE Maitre 
Bernasconi . R GE Genner = G ZH Marietan 
Bezzola + R GR Giezendanner . V AG MartiWerner 
Biaaer + V SG Glasson + R FR Martv Kälin 
Bianasca . - Tl Glur + V AG Masooli 
Binder + V ZH Goll = S ZH Mathvs 
Blocher . V ZH Graf = G BL Maurer 
Borer . V SO Grobe! = S GE Maurv Pasquier 
Bortoluzzi . V ZH Gross Andreas = S ZH Meier -Schatz 
Bosshard + R ZH Gross Jost 0 S TG Menetrev Savarv 
Bruderer 0 SAG Guisan . R VD Messmer 
Brunner Toni . V SG Günter 0 S BE Meyer Therese 
Buanon . V VD Gutzwiller + R ZH Mörqeli 
Bühlmann = G LU Gvsin Hans Rudolf . R BL Muanv 
Bührer . R SH Gvsin Remo = S BS Müller Erich 
Cavalli 0 S Tl Haerinq Binder . S ZH Müller-Hemmi 
Chaoouis . SFR Haller + V BE Nabholz 
Chevrier . C vs Hämmerle 0 S GR Neirvnck 
Christen # R VD Hassler + V GR Oehrli 
Gina + C vs Heberlein + R ZH Pedrina 
Cuche = G NE Heqetschweiler . R ZH Pelli 
de Dardel = s GE Heim + C so Pfister Theoohil 
Decurtins + C GR Hess Berhard 0 - BE Polla 
Donze . E BE Hess Peter + C ZG Raaaenbass 
Dormann Rosemarie + C LU Hess Walter + C SG Randecmer 
Dormond Marlvse = s VD Hofmann Urs 0 s AG Rechsteiner Paul 
Dunant . V BS Hollenstein = G SG Rechsteiner-Basel 
Dupraz . R GE Hubmann = s ZH Rennwald 
Eberhard . C sz lmfeld + C ow Riklin 
Eaerszeai . R AG lmhof + C BL Robbiani 
EQQIV + L GE Janiak 0 s BL Rossini 
Ehrler + C AG Joder . V BE Ruev 
Enaelberaer . R NW Jossen 0 s vs Salvi 
Estermann . C LU Jutzet 0 s FR Sandoz Marcel 
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Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung 
Lol federale sur la fusion, la scisslon, la transformatlon 
et le transfert de patrlmolne 

Art. 2 Bst. h 
Antrag der Kommission 
.... die Versammlung der Mitglieder im Verein; die Delegier­
tenversammlung, soweit diese in der Genossenschaft oder 
im Verein nach den Statuten zuständig ist. 

, Art. 2 let. h 
Proposition de Ja commission 
.... l'assemblee des membres de l'association; l'assemblee 
des delegues de l'association ou de la societe cooperative, 
pour autant qu'elle soit competente en vertu des statuts. 
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Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Die erste Dif­
ferenz befindet sich bei Artikel 2 Buchstabe h; es ist eine eher 
formale Angelegenheit. Es geht um die Definition des Begrif­
fes «Generalversammlung». Vor allem bei grossen Organisa­
tionen wie Grossgenossenschaften und grossen Vereinen 
kann es so sein, dass die Befugnisse, die normalerweise ei­
ner Generalversammlung zustehen, fast vollumfänglich an 
Delegiertenversammlungen delegiert sind, und deshalb 
muss die Definition des Begriffes «Generalversammlung» für 
Vereine und Genossenschaften auch die Delegiertenver­
sammlung umfassen, sofern die Statuten beispielsweise die 
Fusionskompetenz der Delegiertenversammlung zuweisen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 Abs. 1 Bst. h 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 13 al. 1 let. h 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 17 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... oder Verwaltungsorgan die obersten Leitungs- oder Ver­
waltungsorgane der anderen beteiligten Gesellschaften dar­
über informieren. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.17 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
.... l'organe superieur de direction ou d'admlnistration de 
cette societe doit en informer les organes superieurs de 
direction ou d'administration des autres societes qui fu­
sionnent. 
Al. 2 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Eine kurze 
Bemerkung: Es kann geschehen, dass zwischen dem Ab­
schluss eines Fusionsvertrages und der Generalversamm­
lung, welche diesen Vertrag zu genehmigen hat, eine we­
sentliche Änderung des Vermögens eintritt. In dieser 
Situation hat die Verwaltung zu reagieren. Sie hat drei Mög­
lichkeiten: Sie kann wegen dieser Veränderung auf die Fu­
sion verzichten, sie kann eine Anpassung des Fusionsver­
trages annehmen, oder sie kann den Fusionsvertrag 
unangepasst belassen. Die Reaktion des Vorstandes gegen­
über der Generalversammlung ergibt sich aus der Logik die­
ser Sache: Entweder unterbreitet er den abgeänderten Ver­
trag der Generalversammlung, oder er orientiert sie, dass 
auf die Fusion verzichtet wird, oder er sagt, dass der Vertrag 
nicht angepasst worden ist. In all diesen Fällen ist eigentlich 
klar, wie die Generalversammlung zu reagieren hat. 
Im Nationalrat wurde, wahrscheinlich aus Versehen, bei Arti­
kel 17 Absatz 1 der letzte Satz belassen, der besagt, dass 
immer dann, wenn eine wesentliche Vermögensverände­
rung eintritt, die Generalversammlung zu informieren ist. 
Dies kann unterbleiben, weil die Rechte der Gesellschafter 
auf andere Weise sichergestellt werden können. 
Wir beantragen also Zustimmung zum Antrag der Kommis­
sion. 

Angenommen - Adopte 

Art. 18 Abs. 1 Bst. e 
Antrag der Kommission 
Festhalten 
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Art. 18 al. 1 let. e 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Aufgrund des­
sen, dass wir nun in den Begriffen die Generalversammlung 
in dem Sinne formuliert haben, dass auch Delegiertenver­
sammlungen darunter fallen, ist die Formulierung des Natio­
nalrates nicht mehr notwendig. 
Wir beantragen Ihnen Zustimmung zum Antrag der Kommis­
sion. 

Angenommen - Adopte 

Art. 19 Abs. 1; 70 Abs. 2; 83 Abs. 2; 84 Abs. 1; 85 Titel, 
Abs. 4; 86 Abs. 2; 88 Abs. 3; 96 Titel, Abs. 5; 98 Abs. 2; 
100 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 19 al. 1; 70 al. 2; 83 al. 2; 84 al. 1; 85 titre, al. 4; 86 
al. 2; 88 al. 3; 96 titre, al. 5; 98 al. 2; 100 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a. Ja decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art.102a 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag der Minderheit 
(Studer Jean) 
Streichen 

Art.102a 
Proposition de la majorite 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Proposition de la minorite 
(Studer Jean) 
Biffer 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Das dürfte die 
einzige Bestimmung sein, welche zu reden gibt. Ich erinnere 
an die Vorgeschichte: Schon unser Rat hat festgestellt, dass 
kantonale Handänderungsgebühren bei Fusionen hinderlich 
sein könnten. Wir haben deshalb einstimmig eine Empfeh­
lung überwiesen. Es ist die Meinung unseres Rates, dass 
der Bundesrat die Kantone dazu anhalten sollte, keine Hand­
änderungsgebühren zu verlangen. 
Nun hat aber Herr Bundesrat Villiger bereits damals im Ple­
num erklärt, dass er die Frage, ob man das nicht schon im 
Fusionsgesetz klären könne, begutachten lassen wolle und 
dass die WAK des Nationalrates sich dieser Frage intensiv 
anzunehmen habe. Dies ist nun geschehen. Die WAK des 
Nationalrates hat beschlossen, dass im Fusionsgesetz 
selbst eine Bestimmung aufgenommen werden soll, nach 
der die Kantone in Fällen von Umstrukturierungen keine 
Handänderungsgebühren mehr verlangen können. 
Das Problem bestand in Folgendem: Ist es gemäss dem 
Text der Verfassung möglich, dass der Bund in diesem 
Punkt den Kantonen gebietet, keine Handänderungsgebüh­
ren mehr zu erheben? Der Nationalrat war überwiegend der 
Meinung, dass dem so ist. Und zwar stellt man sich auf den 
Standpunkt, dass die Gesetzgebung im Bereiche des Privat­
rechtes Bundessache sei. Wenn kantonale Fiskalbestim­
mungen es verhindern, beeinträchtigen oder erschweren 
würden, dass sich das Privatrecht durchsetzt, kann der Bun­
desgesetzgeber eine Bestimmung erlassen, welche auch 
die Kantone bindet. 
Dies wurde seriös abgeklärt. Es wurden mehrere Gutachten 
eingeholt, und alle Gutachter kamen zum Ergebnis, dass 
man dies so tun dürfe. Es gibt auch in materieller Hinsicht ei-
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nige Gründe, welche für die Richtigkeit dieser Beurteilung 
durch den Nationalrat und damit auch durch Ihre Kommis­
sion sprechen: 
1. Kantonale Handänderungsgebühren sind in der Tat ein 
echtes Hindernis bei fast allen Umstrukturierungen. Dies hat 
denn auch zur Folge, dass mit verschiedensten rechtlichen 
Konstruktionen immer wieder versucht wird, diese Pflicht zur 
Handänderungsabgabe zu umgehen. Diese Versuche sind 
auch meistens erfolgreich. Es hat aber keinen Sinn, eine Be­
stimmung aufrechtzuerhalten, die eigentlich nur zur Folge 
hat, dass sie mit viel Aufwand umgangen werden muss. 
2. Die Veräusserung im Rahmen einer Fusion ist wirtschaft­
lich gesehen keine Veräusserung. 
3. Die Mehrheit der Kantone befreit schon heute Umstruktu­
rierungen von Handänderungsabgaben. 
4. Handänderungsgebühren verhindern die Durchsetzung 
des Willens des Bundesgesetzgebers, der klar zum Aus­
druck gekommen ist und nach dem bei Umstrukturierungen 
nach Möglichkeit Steuerneutralität bestehen solle. Wir 
möchten diese Steuerneutralität umfassend durchsetzen 
und demzufolge auch auf die kantonalen Steuern ausdeh­
nen. 
5. Angesichts dessen ist der Eingriff in die kantonale Steuer­
hoheit gerechtfertigt. Die Kantone dürfen durch ihre Gesetze 
die Vollziehung und die Anwendung von Bundesgesetzen 
nicht über Gebühr erschweren. 
Das waren die wesentlichsten Argumente, die uns dazu ge­
führt haben, Ihnen zu empfehlen, auf die Handänderungsge­
bühren - dies als Imperativ zuhanden der Kantone - zu 
verzichten. 

Studer Jean {S, NE): Cette proposition de minorite est dic­
tee uniquement par des motifs de droit constitutionnel et des 
motifs lies au federalisme. 
M. Schweiger l'a dit, la Confederation, d'apres l'article 129 
de la Constitution federale, n'a de competence pour harmo­
niser les impöts qu'en matiere d'impöts directs. Le droit de 
mutation, et c'est inconteste, n'est pas un impöt direct, c'est 
un impöt indirect. Autrement dit, la Confederation n'a pas la 
competence, sur la base de l'article 129 de la constitution, 
pour intervenir dans les impöts indirects institues par les 
cantons. Pour trouver neanmoins la base legale, la majorite 
de la commission s'appuie sur l'article 122 de la constitution 
qui donne a la Confederation la competence pour regler le 
droit civil, une competence dont on admet qu'elle permet 
d'intervenir dans les cantons si les cantons prennent des 
mesures qui restreignent excessivement l'application du 
droit civil ou qui vident de leur sens les applications du droit 
civil. Et la question qu'il y a a resoudre ici - assez importante 
parce qu'elle peut avoir des effets au-dela du droit de muta­
tion - est de savoir si le droit de mutation dont on parle ici, 
decide librement par les cantons, est une mesure qui res­
treint excessivement les possibilites de fusion que l'on veut 
mettre sur pied ou qui vide de leur sens les dispositions de 
la nouvelle loi. 
II y a dans de nombreux domaines d'autres impöts indirects 
qui sont institues ou non par las cantons dans l'application 
du Code civil. Le plus connu, c'est l'impöt sur las succes­
sions. C'est un impöt indirect qu'on retrouve dans de nom­
breux cantons, mais pas dans tous. On a aussi des impöts 
sur las donations qua las cantons sont libres ou non d'insti­
tuer, et il y a des impöts de mutation sur d'autres choses qua 
simplement las mutations liees a des fusions. 
II n'a jamais ete pretendu ici qua l'impöt sur las successions 
et l'impöt sur las donations etaient des impöts qui allaient a 
l'encontre de l'application du droit civil. On a toujours admis 
jusqu'a maintenant qua las cantons etaient libres ou non 
d'instituer un impöt sur las donations ou sur las successions. 
II ne peut pas y avoir une autre analyse s'agissant des droits 
de mutation. 
On pourrait imaginer qu'un impöt sur las successions ou sur 
las donations empäohe l'application du droit civil s'il y avait 
un taux tres eleve, tellement eleve qu'en fait 9a ne vaudrait 
presque plus la peine d'heriter ou de faire une donation. 

Donc, l'importance du taux peut constituer un critere pour 
savoir si vraiment les cantons restent dans leur limite ou 
vont au-dela de leur limite. 
L.:administration nous a dit qu'en general, les droits de muta­
tion dont on parle ici oscillent entre 1 et 2 pour cent, voire 
3,5 pour cent dans le canton de Vaud - sauf erreur, c'est le 
maximum. On ne peut pas admettre qu'un taux d'imposition 
de 1 a 2 pour cent constitue une restriction evidente aux 
operations de fusion ou qu'un taux de 1 a 2 pour cent ren­
drait «tres difficile» une fusion. 
La minorite que j'emmene est animee uniquement par ces 
motifs. On ne peut pas, pour des raisons d'opportunite politi­
que, dire tout d'un coup que la Confederation a la compe­
tence de supprimer ces droits de mutation, sans reflechir 
aux consequences que 9a peut avoir. Si on admet ici que la 
Confederation a cette competence, on devra aussi admettre 
qu'elle a la competence d'intervenir dans d'autres impöts 
cantonaux indirects - j'ai parle de l'impöt sur les donations 
ou aussi de l'impöt sur les successions. Telle n'a pas ete la 
decision qu'on a prise au moment ou on a elabore la nou­
velle constltution - c'etalt d'allleurs la meme chose avec 
l'ancienne. Je crois qu'on doit respecter cette repartition des 
competences. Laissons les cantons libres de choisir s'ils 
veulent des droits de mutation ou pas - d'ailleurs une majo­
rite de cantons a supprime les droits de mutation en cas de 
fusion - mais n'imposons pas directement ici cette suppres­
sion, cette harmonisation! II peut y avoir des bonnes raisons, 
mais un des aspects de notre federalisme, c'est de permet­
tre aux cantons de continuer a faire ce que la constitution re­
conna1t qu'ils peuvent encore faire. 
Je vous invite des lors pour cette raison a en rester a notre 
position initiale, a inviter la Confederation a prendre contact 
avec les cantons pour montrer l'interet qu'ils auraient a sup­
primer le droit de mutation. C'est la recommandation qu'on 
avait transmise, sauf erreur a la session de Lugano, 
lorsqu'on a debattu de cette loi (01.3016). 
Maintenant, nous avons transmis notre recommandation, 
mais ne nous attribuons pas des competences qu'on n'a 
pas! C'est une attribution de competences qui pourrait etre 
tres dangereuse pour l'avenir. 

Stadler Hansruedi {C, UR): Ich möchte diese Ausführungen 
von Kollege Studer eigentlich unterstützen. Er hat es er­
wähnt: Es gibt verschiedene Kantone, die kennen diese 
Steuern. 
Die Ergänzung des Fusionsgesetzes stützt sich auf den Mit­
bericht der nationalrätlichen WAK vom 3. Juli 2001 ab. Sie 
ersuchte eigentlich die Kommission für Rechtsfragen, diese 
Frage zu prüfen, und schrieb auch, diesen Punkt allenfalls in 
den Entwurf aufzunehmen. Ich trenne hier ganz klar von der 
materiellen Frage, ob es sinnvoll wäre, diese Steuer bei Um­
strukturierungen vielleicht nicht zu erheben - dies erachte 
ich persönlich durchaus auch als sinnvoll. Aber meine Äus­
serungen mache ich zu den verfassungsrechtlichen Grund­
lagen für die Regelung in dieser Bestimmung. 
Unbestritten ist - es wurde bereits erwähnt-, dass Handän­
derungssteuern nicht zu den direkten Steuern gehören und 
deshalb auch nicht von den Steuerharmonisierungsvor­
schriften gemäss Artikel 129 der Bundesverfassung erfasst 
werden. Eine Bundeskompetenz - ich möchte dies hier 
nochmals unterstreichen - zur Vornahme eines punktuellen 
Eingriffs in die kantonale Steuerhoheit kann aus Artikel 122 
der Bundesverfassung somit nur abgeleitet werden, wenn 
zivilrechtliche Normen, wie hier im Fusionsgesetz des Bun­
des, durch das kantonale Steuerrecht - ich möchte dies 
betonen: - massiv beeinträchtigt oder gar vereitelt werden. 
Das ist somit eine qualitative Aussage: massive Beeinträch­
tigung oder gar eine Vereitelung. In diesen zwei Punkten gibt 
es jetzt zwei konträre Meinungen. Wir haben einerseits die 
Lehre der Professoren Peter Böckli und Markus Reich, die 
eigentlich die Position der Mehrheit stützen und das in etwa 
auch so sagen. Ganz anderer Meinung ist das Bundesamt 
für Justiz in seinem Gutachten vom 16. Juni 1999. Dort steht 
z. B., dass das Bundesamt für Justiz die kantonalen Hand-
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änderungssteuern als zu wenig einschneidend erachte, als 
dass durch sie die Realisierung der Ziele des Fusionsgeset­
zes vereitelt oder massiv beeinträchtigt würde. 
Die Kantonale Finanzdirektorenkonferenz verweist auf Sei­
te 41 des Bundesgerichtsentscheides BGE 109 la, wonach 
einzig entscheidend sei, ob die Erhebung von kantonalen 
Handänderungssteuern ein bundesrechtliches Institut aus­
höhlen kann. Ein genereller Zielkonflikt mit dem Bundesrecht 
alleine genügt indessen noch nicht. Am Schluss ihres Schrei­
bens an die WAK hält die Kantonale Finanzdirektorenkonfe­
renz fest, dass somit zusammenfassend festzuhalten sei, 
dass die kantonalen Handänderungssteuern nicht ein derarti­
ges Mass annehmen oder derartig einschneidend wirken, 
dass sie die Erreichung der Ziele des Fusionsgesetzes verun­
möglichen würden. 
Man kann sich somit mit Recht fragen, ob hier für diesen 
Eingriff eine genügende verfassungsrechtliche Grundlage 
besteht. Ich meine nicht. Man kann sich im Weiteren auch 
fragen, ob es richtig ist, diese Bestimmung erst im Verlaufe 
der Beratungen im Parlament ins Fusionsgesetz aufzuneh­
men, denn in der Vernehmlassung konnten ja gerade die be­
troffenen Kantone dazu auch keine Stellung nehmen. Ich 
neige somit klar zur Ansicht, dass für diese Regelung im 
Fusionsgesetz keine genügende Verfassungsgrundlage be­
steht. 
Ich trenne diese Frage ganz klar von einer materiellen Beur­
teilung des entsprechenden Anliegens. 
Aus verfassungsrechtlichen Gründen stimme ich deshalb 
dem Antrag der Minderheit Studer Jean zu. 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Gestatten Sie 
mir, kurz zu repetieren: 
1. Rein um Ihnen einen Überblick zu geben, welche Kantone 
diese Steuern schon heute nicht erheben: Es sind die bei­
den Appenzell, Bern, Baselland, Basel-Stadt, Freiburg, Lu­
zern, Nidwalden, Obwalden, St. Gallen, Solothurn, Schwyz, 
Thurgau und Zürich, also relativ viele Kantone. 
2. Es gibt im schweizerischen Bundesrecht schon verschie­
denste Präzedenzen, die Handänderungssteuern aufgeho­
ben haben. Beispiele: Die Eidgenossenschaft und ihre An­
stalten bezahlen keine Handänderungssteuern, wenn sie mit 
Liegenschaften handeln. Das Gleiche gilt für die Swisscom 
und die Post; das Gleiche gilt für die SBB. Nun kommt es 
aber ins Privatrecht: Genossenschaftsbanken müssen bei 
Umwandlungen in eine juristische Person gemäss Artikel 14 
Absatz 3 des Bankengesetzes keine Handänderungssteu­
ern bezahlen - aus der klaren damals geäusserten Absicht, 
die Umwandlung von Genossenschaftsbanken zu erleich­
tern. Dasselbe gilt für das Nationalbankgesetz, wo Handän­
derungssteuern ebenfalls ausgeschlossen sind. 
3. Zur verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit: Der Grund­
satz, dass Bundesrecht Privatrecht nicht beeinträchtigen 
kann, besagt, dass es nicht bundesrechtskonform ist, wenn 
Hürden aufgebaut werden, die mit einer gewissen Schwere 
die Anwendung eines privatrechtlichen Instrumentes verun­
möglichen. Bei Erbschaftssteuern kann das selbstverständ­
lich nicht der Fall sein; das Bundesrecht kann nicht beein­
flussen, ob jemand stirbt und damit einen Erbfall auslöst. 
Das sind dann Tatbestände, die nicht beeinflussbar sind. 
Bei Fusionen ist das etwas völlig anderes, und zwar in zwei­
facher Hinsicht: Einerseits zwingt die Existenz von Handän­
derungsgebühren bei Fusionen zum Teil zu Konstruktionen, 
die geradezu wahnsinnig kompliziert sind. Es gibt fast keine 
grössere Fusion, bei der es nicht gelingt, diesen Gebühren 
durch irgendwelche vertraglichen Konstrukte und Organisa­
tionen von Gesellschaften auszuweichen. Das Ergebnis ist 
aber, dass solche Konzerne eine Struktur aufweisen, die be­
triebswirtschaftlich wahnsinnig unvernünftig ist. Gerade dies, 
unvernünftige Strukturierungen zu vermeiden, die auf öffent­
lich-rechtliche Bestimmungen zurückgehen, ist ein Element 
der schweizerischen Gesetzgebung, das aufrechterhalten 
werden muss. 
Dazu kommt nun aber auch ein Problem, dem nachzukom­
men im Interesse der Kantone selbst liegen sollte: Es kommt 
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bei Fusionen relativ häufig vor, dass entschieden wird, wel­
che Aktiva in eine neue Gesellschaft übernommen werden 
und welche nicht. Bei der Beurteilung, weiche Aktiva -
sprich Gesellschaften, Betriebsstätten, Fabriken usw. - man 
in eine Fusion übernimmt, spielt die Frage der Handände­
rung eine relativ grosse Rolle. 
Ich möchte nun diejenigen Regierungen sehen, die zu ver­
antworten bereit wären, dass eine ihrer Betriebsstätten nur 
wegen der Handänderungssteuer nicht in eine vernünftige 
Fusion aufgenommen wird. Fusionen sind nicht a priori 
schlecht oder gut. Aber es gibt Fusionen, die betriebsnot­
wendig sind und die der Schaffung von Wertschöpfungspo­
tenzial dienen. Wenn gesetzliche Vorschriften im Einzelfall 
verhindern, dass beispielsweise eine kantonale Betriebs­
stätte in eine solche Fusion übernommen wird, mit der Ge­
fahr, dass diese Betriebsstätte dann zugehen müsste, dann 
ist das eine Konsequenz, die der Bundesgesetzgeber ver­
nünftigerweise nicht sollte verantworten müssen. 
Die WAK-NR hat sich ihre Aufgabe nicht leicht gemacht, sie 
hat Experten angehört, sie hat Professorengutachten einge­
holt. Die darin geäusserten Argumente waren schlussend­
lich so überzeugend, dass dem relativ grossmehrheitlich 
zugestimmt wurde. Auch der Nationalrat hat dem mit unge­
fähr 90 zu 60 Stimmen so zugestimmt. Im Interesse einer 
wirtschaftlichen Dynamik unseres Landes und im Interesse, 
dass man nicht durch irgendwelche strukturbedingten Vor­
schriften wirtschaftlich vernünftigste Lösungen torpediert -
was auch im Interesse des Wachstums unseres Landes 
ist-, appelliere ich an Sie: Stimmen Sie dem zu! 
Man kann über jede Verfassungsauslegung in gewisser Art 
und Weise unterschiedlicher Meinung.sein. Aber wenn zwei 
derartige Blöcke diese Auffassung vertreten, darf man sich 
auch Argumente zu Eigen machen, die mit Bezug auf die 
Wirtschaftlichkeit und die Zukunft unseres Landes bedeut­
sam sind. Das ist eine dieser Bestimmungen, die unsere 
Wirtschaft auch im Verhältnis zum Ausland konkurrenzfähig 
erhalten. Alles andere als Zustimmung wäre meines Erach­
tens kleinkariert und würde uns alles andere als dienen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Alle Diskussionen über diesen 
Artikel haben ergeben, dass die Frage der Verfassungsmäs­
sigkeit dieses Artikels nach wie vor umstritten ist. Meines Er­
achtens gibt es aber gute Gründe für eine Regelung durch 
den Bundesgesetzgeber. Auf die verschiedenen Fälle in der 
Praxis hat bereits der Kommissionssprecher hingewiesen. In 
der Praxis spielen die Handänderungsabgaben bei den Um­
strukturierungen eine nicht zu unterschätzende Rolle. Sie 
können tatsächlich auch notwendige Anpassungen erheb­
lich erschweren oder sogar verhindern - ich könnte Ihnen 
dazu auch aus meiner eigenen praktischen Erfahrung ent­
sprechende Beispiele nennen -, gerade auch dann, wenn 
es um KMU geht, deren Vermögen zum Teil heute noch 
hauptsächlich in Liegenschaften angelegt ist. 
Die entsprechenden Abgaben können - wir haben das ge­
hört - je nach Kanton immerhin bis zu 3,3 Prozent des 
Grundstückpreises betragen. Das kann gerade bei kleinen 
Betrieben mit Liegenschaften, aber auch bei Grossunterneh­
men, die ihre Gebäude und Anlagen zum Teil in besonderen 
Immobiliengesellschaften zusammengefasst haben, sehr 
stark ins Gewicht fallen. 
Nach eingehender Abwägung scheint es mir deshalb 
zulässig, dass man die Kantone, gestützt auf die Privat­
rechtskompetenz des Bundes, dazu anhält, die Handände­
rungsabgaben bei Umstrukturierungen zu eliminieren, weil 
sie den Zielen des Fusionsgesetzes zuwiderlaufen würden. 
Es ist nicht eine Frage der Lehre oder eine Frage des Pro­
zentsatzes, sondern eine Frage der Praxis: Wo ist die 
Schmerzgrenze, dass tatsächlich Umstrukturierungen er­
schwert oder sogar verhindert werden? 
Herr Schweiger hat auch darauf hingewiesen, dass es kein 
Präjudiz sei, wenn Ihr Rat jetzt hier in diesem Sinne ent­
scheidet. Sie haben auf das Bankengesetz verwiesen, und 
Sie haben auch auf die Umstrukturierung von Betrieben und 
Institutionen des Bundes verwiesen. Vor diesem Hintergrund 
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wäre es jetzt eigentlich schwer verständlich, hier anders zu 
entscheiden, weil man dann die früheren Entscheidungen 
des Parlamentes in Bezug auf die Verfassungsmässigkeit ei­
gentlich wieder infrage stellen würde. 
In diesem Sinne unterstütze ich hier mit Überzeugung den 
Antrag der Mehrheit Ihrer Kommission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 15 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 12 Stimmen 

Art. 103 Abs. 2 Bst. b, c, 3, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 103 al. 2 let. b, c, 3, 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 109 Abs. 3 
Antrag der Mehrheit 
Streichen 

Antrag der Minderheit 
(Stadler, Studer Jean) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 109 al. 3 
Proposition de /a majorite 
Bitter 

Proposition de /a minorite 
(Stadler, Studer Jean) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposition de /a majorite 

Änderungen bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Ziff. 1 Art. 708 Abs. 1, 3; 727 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Ch. 1 art. 708 al. 1, 3; 727 al. 2 
Proposition de /a commission 
Bitter 

Ziff. 1 Art. 727c Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 1 art. 727c al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziff. 1 Art. 740 Abs. 3; 813 Abs. 1; 895; Titel IV; 898 
Abs. 2, 3; Ziff. 3 Art. 160 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Ch. 1 art. 740 al. 3; 813 al. 1; 895; titre IV; 898 al. 2, 3; 
eh. 3 art. 160 al. 2 
Proposition de la commission 
Bitter 

Schwelger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Es geht bei 
den Artikeln im OR um eine Frage, die letztlich mit den bila-

teralen Verträgen zusammenhängt. Die bilateralen Verträge 
schreiben die Freizügigkeit vor, und die Freizügigkeit bedeu­
tet unter anderem, dass Nationalitätserfordernisse für die 
Zusammensetzung von Verwaltungsräten beispielsweise 
nicht mehr gelten könnten. Dasselbe gilt für Wohnsitzerfor­
dernisse. 
Das Bundesamt für Justiz bzw. Frau Bundesrätin Metzler 
war ursprünglich der Auffassung, man solle das Fusionsge­
setz zum Anlass nehmen, diese sich aus den bilateralen 
Verträgen ergebenden Aspekte zu klären. Nun hat sich aber 
in der Zwischenzeit gezeigt, dass die Sache so einfach nicht 
ist. Vor allem die Steuerverwaltung hat darauf hingewiesen, 
dass ein Aufheben der Wohnsitzerfordernisse erhebliche 
Probleme nach sich ziehen könnte. Ich erwähne nur den 
Umstand, dass dann beispielsweise alle Mitglieder eines 
Verwaltungsrates ausserhalb der Schweiz wohnen können. 
Erstens: Wie könnten dann Auskünfte eingeholt werden? 
zweitens: Der Einzug von Steuern bei Gesellschaften wäre 
erschwert, wenn in der Schweiz niemand mehr als An­
sprechpartner zur Verfügung stünde. Drittens: Das Steuer­
strafrecht könnte kaum mehr durchgesetzt werden. Das sind 
die einen Probleme. Auf der anderen Seite ist man sich nicht 
ganz sicher, inwieweit Wohnsitzerfordernisse beibehalten 
werden können oder nicht. 
Dies alles hat Frau Bundesrätin Metzler und das Bundesamt 
für Justiz zu Recht dazu bewogen, die Frage der Nationali­
täts- und Wohnsitzerfordernisse einer umfassenden Prüfung 
zu unterziehen. Die Meinung ist nun die, dass diese Frage 
im Moment nicht im Fusionsgesetz behandelt wird, sondern 
dass man die GmbH-Gesetzgebung zum Anlass nimmt, 
diese Frage zu klären. Diesbezüglich besteht nun zwischen 
Bundesrat und unserer Kommission keine Differenz mehr. 
Es wäre verfrüht, jetzt Entscheidungen zu treffen, die sich 
als verheerend herausstellen könnten. 
Darum: Im Moment streichen, in der Meinung, dass das in 
der GmbH-Gesetzgebung zu regeln wäre! 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 6 Art. 6 Abs. 1 Bst. abis; 14 Abs. 1 Bst. i, j 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 6 art. 6 al. 1 let. abis; 14 al. 1 let. i, j 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Zu den Stem­
pelabgaben möchte ich nur erwähnen, dass das an sich eine 
neue, von Ihrer Kommission eingefügte Bestimmung ist. Die 
Zustimmung der Schwesterkommission hierfür liegt vor. Es 
ist eine Massnahme, die sich aus der Steuerneutralität der 
Umstrukturierungen ergibt. Dies soll auch bei den Stempel­
abgaben so lauten. 
Wir beantragen also auch hier Zustimmung zum Beschluss 
des Nationalrates. 

Angenommen -Adopta 

Ziff. 7 Art.19 Abs.1 Bst. c; Art. 61 Abs.1 Bst. b-d, 1bls, 
2,2bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 7 art. 19 al. 1 let. c; art. 61 al. 1 let. b-d, 1bls, 2, 2bls 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Ziff. 8 Art. 8 Abs. 3 Bst. c; 24 Abs. 3 Bst. b, c, 
Abs. 3bis-3quater 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Ch. 8 art. 8 al. 3 let. c; 24 al. 3 let. b, c, al. 3bis-3quater 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Ziff. Sbis 
Antrag der Kommission 
Titel 
8bis. Bundesgesetz vom 13. Oktober 1965 über die Verrech­
nungssteuer (VStG) 
Art. 5 Abs. 1 Bst. a 
a. die Reserven und Gewinne einer Kapitalgesellschaft ge­
mäss Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe a DBG oder Genossen­
schaft, die bei einer Umstrukturierung nach Artikel 61 DBG 
in die Reserven einer aufnehmenden oder umgewandelten 
inländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft über­
gehen; 

Ch. Sbis 
Proposition de /a commission 
Titre 
8bis. Loi federale du 13 octobre 1965 sur l'impöt anticipe 
(LIA) 
Art. 5 al. 1 /et. a 
a. les reserves et benefices d'une societe de capitaux selon 
l'article 49 alinea 1er lettre a LIFD ou d'une societe coopera­
tive qui, lors d'une restructuration selon l'article 61 LIFD, 
passent dans les reserves d'une societe de capitaux ou 
d'une societe cooperative suisse reprenante ou nouvelle; 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ich glaube, 
ich habe etwas vorgegriffen. Da liegt die Zustimmung der 
Schwesterkommission vor. Es ist eine Konkretisierung des 
Grundsatzes der steuerfreien Umstrukturierung. 
Ich beantrage Ihnen Zustimmung zum Antrag der Kommis­
sion. 

Angenommen - Adopte 

00.088 

Verwendung von DNA-Profilen. 
8 u ndesgesetz 
Utilisation de profils d' ADN. 
Loi federale 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 08.11.00 (BBI 2001 29) 
Message du Conseil federal 08.11.00 (FF 2001 19) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.02 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.02 (Fortsetzung - Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 20.03.03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 03.06.03 (Differenzen - Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 05.06.03 (Differenzen - Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 16.06.03 (Differenzen - Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 20.06.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 20.06.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesgesetz über die Verwendung von DNA-Profilen 
Im Strafverfahren und zur ldentlflzlerung von unbekann­
ten und vermissten Personen 
Lol federale sur l'utilisatlon de profils d'ADN dans le 
cadre d'une procedure penale et sur l'ldentiflcation de 
personnes inconnues ou disparues 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. c, 1 bis, 2 
Festhalten 
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Abs. 3 
Ausser im Falle einer Massenuntersuchung wird auf die 
Analyse der Probe verzichtet, solange .... 

Art. 3 
Proposition de /a commission 
Al. 1 /et. c, 1 bis, 2 
Maintenir 
Al. 3 
Sous reserve des cas d'enquete de grande envergure, on 
renonce a .... 

Schweiger Rolf (R, ZG), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion schlägt Ihnen vor, Massenuntersuchungen zuzulassen, 
diese aber in einem separaten Absatz zu regeln. Dem 
Grundsatz nach besteht diesbezüglich zwischen National­
und Ständerat Übereinstimmung. Die Nuancen sind etwas 
anders gesetzt. Wir legen etwas grösseres Gewicht auf den 
Tathergang, auf die Tatbegehung; aber ich glaube, dass 
man unserem Rat zustimmen sollte, dies auch in der Hoff­
nung, dass der Nationalrat das dann auch tun wird. 
Absatz 3 gehört zum gleichen Thema. Es besteht ein materi­
eller Unterschied: Wir wollen, dass eine Analyse auch dann 
gemacht werden kann, wenn ein Täter geständig ist, was 
der Nationalrat nicht will. Ein Beispiel: Wenn ein Sexualstraf­
täter gefasst wird, von ihm eine DNA-Probe genommen wird 
und er nachher gesteht, wäre die DNA-Analyse an sich nicht 
mehr nötig, um den Täter zu erkennen. Man glaubt aber, 
dass es in solchen Fällen richtig ist, die DNA-Analyse zu 
machen und in die Datenbank einzugeben, um bei späteren 
Sexualdelikten zu wissen, ob allenfalls ein Zusammenhang 
mit diesem Täter bestehen könnte. 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 Abs. 3 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 7 al. 3 let. b 
Proposition de /a commission 
Maintenir 

Angenommen - Adopte 

glenda.meli
Rectangle

glenda.meli
Rectangle



00.052 Conseil national 1034 16 juin 2003 

00.052 

Fusionsgesetz 
Loi sur la fusion 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 13.06.00 (BBI 2000 4337) 
Message du Conseil federal 13.06.00 (FF 2000 3995) 

Ständerat/Conseil des Etats 21.03.01 (Erstrat- Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Fortsetzung- Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.03 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 16.06.03 (Differenzen - Divergences) 

Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung 
Loi federale sur la fusion, la scission, la transformation 
et le transfert de patrimoine 

Cina Jean-Michel (C, VS), pour la commission: Aux arti­
cles 2, 17 alinea 1 er et 18 alinea 1 er lettre e de la loi sur Ja 
fusion, Ja commission vous propose de suivre Je Conseil des 
Etats. En fait, ce dernier a apporte plutöt des precisions, et 
elles sont tres souhaitables. 
Aux articles 102a et 109 alinea 3, Ja divergence avec Je Con­
seil des Etats est en revanche d'ordre materiel. Le Conseil 
des Etats a decide de bitter dans Ja loi sur Ja fusion !es dis­
positions qui abrogeraient !es droits de mutation cantonaux. 
La majorite de votre commission, par 9 voix contre 5, vous 
invite a suivre Je Conseil des Etats. Le motif determinant re­
pose sur Je fait qu'il n'existe pas de base constitutionnelle 
suffisante pour une teile abrogation. Selen l'article 129 de Ja 
Constitution federale, Ja Confederation n'a de competence 
que pour harmoniser !es impöts directs. Les droits de muta­
tion, et c'est inconteste, ne sont pas un impöt direct; c'est un 
impöt indirect. • 
La minorite Vallendar estime cependant que Je Conseil fede­
ral dispose, de par Ja constitution, d'une competence suffi­
sante. Salon eile, Ja Confederation peut legiferer dans ce 
sens en vertu de Ja competence de Ja Confederation en ma­
tiere de droit civil. Cette competence permet au legislateur 
federal d'intervenir dans las cantons s'ils prennent des me­
sures qui restreignent excessivement l'application du droit 
civil. Les droits de mutation sont per<;:us par cette minorite 
comme une mesure excessive qui restreint !es possibilites 
de fusion. 
En ce qui concerne !es dispositions sur Je domicile des ad­
ministrateurs (modification du droit en vigueur, eh. 1, 3), 
nous vous proposons d'approfondir cette thematique lors de 
Ja revision du droit sur Ja societe a responsabilite limitee. 
Au sujet du Code des obligations, articles 708 et suivants, je 
vous prie donc de suivre Ja decision du Conseil des Etats. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Bevor ich auf den 
noch umstrittenen Antrag oder die umstrittene Differenz -
die Abschaffung der Handänderungssteuer - zu sprechen 
komme, darf ich darauf hinweisen, dass sich unser Rat be­
ziehungsweise unsere Kommission bei Artikel 2 Buchsta­
be h dem Ständerat anschliesst. Und zwar ist das nicht eine 
materielle Änderung, sondern wir haben bereits hier, in Arti­
kel 2, die Delegiertenversammlung als gleichwertiges Organ 
wie die Generalversammlung eingesetzt. Man braucht das in 
Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe e nicht zu wiederholen. Des­
halb sind wir hier, aber mit der genau gleichen inhaltlichen 
Aussage, dem Ständerat gefolgt. 
Zur Frage der Abschaffung der Handänderungssteuer: Hier 
beantragt Ihnen die Kommission mit 9 zu 5 Stimmen, dem 
Ständerat zu folgen und nicht zur Abschaffung beziehungs­
weise zu einer Lösung Hand zu bieten, die die Kantone 
zwingt, die Handänderungssteuer aufzugeben. 
Es ist festzustellen, dass nur noch sechs Kantone diese 
Handänderungssteuer praktizieren, mit maximal 3,3 Prozent 

des Grundstückwertes. Bereits viele Kantone haben also 
aus ähnlichen Gründen, wie sie dann die Minderheit auffüh­
ren wird, darauf verzichtet, dieses Steuerelement aufrecht­
zuerhalten, das selbstverständlich Restrukturierungen von 
Unternehmen erschwert. 
Wir haben - das ist nicht ganz uninteressant - in der Kom­
mission die Frage gestellt, warum der Bundesrat nicht sei­
nerseits die Abschaffung der Handänderungssteuer vorge­
schlagen hat. Seitens der Eidgenössischen Steuerverwal­
tung wurde darauf hingewiesen, dass vom Bundesamt für 
Justiz ein Gutachten bestand, das dem Bundesrat nahe 
legte, wegen fehlender verfassungsrechtlicher Grundlage 
darauf zu verzichten, hier in die Steuerhoheit der Kantone 
einzugreifen und die Kantone in einem Bereich zu etwas zu 
zwingen, der klarerweise nicht vom Harmonisierungsgesetz 
erfasst ist, im Bereich der indirekten Steuern. Hier bleibt die 
Steuerhoheit der Kantone integral erhalten. Das hat dann 
aber das Departement nicht davon abgehalten, sich nach­
träglich gleichwohl für den nationalrätlichen und nicht für 
den ständerätlichen Entscheid auszusprechen, nämlich die 
Handänderungssteuer abzuschaffen. Aber es bestand, wie 
ich gesagt habe, einmal ein Gutachten des Bundesamtes für 
Justiz, wonach die verfassungsrechtliche Grundlage hierfür 
nicht bestehen würde. 
Das ist auch die Auffassung der Mehrheit der Kommission. 
Wir sind der Meinung, dass im Sinne der bundesgerichtli­
chen Rechtsprechung keine Rede davon sein kann, dass 
hier durch die Aufrechterhaltung der Handänderungssteuer 
Bundeszivilrecht wesentlich beeinträchtigt oder geradezu 
vereitelt würde. Wir haben auch festgestellt - natürlich im 
Vorverfahren, weil der Bundesrat das nicht beantragt hat -, 
dass die Kantone nicht zur Stellungnahme aufgefordert wur­
den, dass wir hier eine Fassung gegen den erklärten Wider­
stand der Finanzdirektoren unterstützen würden. Wir haben 
uns in diesem Meinungsstreit im Verhältnis zur Gestaltungs­
freiheit der Unternehmen, die natürlich bei Restrukturierun­
gen die Handänderungssteuer in einem gewissen Ausmass 
als Belastung, als Erschwerung verstehen, für die Aufrecht­
erhaltung der Steuerhoheit der Kantone entschieden. Wir 
sind zur Auffassung gekommen, dass nach der bundesge­
richtlichen Rechtsprechung die Voraussetzungen nicht be­
stehen, um in die Steuerhoheit der Kantone einzugreifen. 
Deshalb beantragt Ihnen die Mehrheit der Kommission -
entgegen dem ersten Beschluss des Nationalrates, aber in 
Übereinstimmung mit dem Ständerat-, zu diesem Eingriff in 
die kantonale Steuerhoheit nicht Hand zu bieten und die 
Handänderungssteuer in der Kompetenz der Kantone zu be­
lassen. 
Die letzten Kantone werden sich dann möglicherweise die­
ser Logik auch nicht verschliessen können. Aber das ist Sa­
che der Kantone, und es geht nicht an, dass hier durch ein 
Bundesgesetz in diese Autonomie, in diese Steuerhoheit der 
Kantone eingegriffen wird. 
Das sind die wesentlichen Gründe, weshalb die Mehrheit 
der Kommission Ihnen beantragt, dem Ständerat zu folgen. 

Vallender Dorle (R, AR): Wir befinden uns in der Differenz­
bereinigung des Fusionsgesetzes. Relativ spät und erst auf­
grund des Mitberichtes der WAK ist noch die Frage der 
Nichtbesteuerung von Handänderungen aufgetaucht, soweit 
diese Handänderungen im Rahmen einer Fusion nach Arti­
kel 8 des Fusionsgesetzes geschehen. Gestatten Sie dazu 
zwei Überlegungen: 
1. Das Fusionsgesetz will Fusionen erleichtern. Materiell un­
bestritten ist, dass Handänderungssteuern Umstrukturierun­
gen von Unternehmungen nun in der Tat nicht nur erschwe­
ren, sondern vereiteln können. Das gilt vor allem dann, wenn 
wesentliche Teile der Aktiven aus Immobilien bestehen und 
sich diese Aktiven zudem in den wenigen Kantonen befin­
den, die heute noch solche Handänderungssteuern kennen. 
Die Rechtsgutachten, die von der WAK eingeholt wurden, 
ergeben denn auch die einhellige Meinung der Steuerrecht­
ler Reich und Böckli, dass auf diese Handänderungssteuern 
im Falle von Umstrukturierungen verzichtet werden sollte. 
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2. Unterschiedlich wird allerdings die Frage beurteilt, ob eine 
genügende Rechtsgrundlage vorliegt, die es dem Bund er­
laubt, in die kantonale Kompetenz zur Erhebung dieser 
Handänderungssteuern einzugreifen. Zudem konnten sich 
die Kantone, die noch solche Handänderungssteuern erhe­
ben, im Rahmen der Vernehmlassung nicht zu dieser Frage 
äussern. Dies erscheint staatspolitisch von Bedeutung. 
Damit ist uns heute die Frage gestellt, wie wir diese ver­
schiedenen Anliegen gewichten wollen. Wir können davon 
ausgehen, dass materiell Einigkeit darüber besteht, dass 
diese kantonalen Steuern Umstrukturierungen vereiteln kön­
nen und dass die Privatrechtskompetenz des Bundes Ein­
griffe in das kantonale öffentliche Recht immer dann zulässt, 
wenn nur so die Durchsetzung des Bundesrechtes, in die­
sem Fall die Umstrukturierungen von Unternehmungen im 
Sinne des Fusionsgesetzes, möglich ist. 
Ich frage Sie nun: Wenn z. B. der Kanton Waadt 3,3 Prozent 
des Grundstückswertes als Handänderungssteuer geltend 
macht, welchen Einfluss hat das Ihrer Meinung nach auf die 
Organisationsfreiheit der Unternehmungen? Sie wird doch -
das ist klar festzuhalten - nicht nur beeinträchtigt, sondern 
damit werden Fusionen geradezu verhindert. Damit konfli­
gieren diese kantonalen Steuern mit dem Grundsatz, dass 
Steuern grundsätzlich weder die Wahl der Rechtsform noch 
den Entscheid über die Neuorganisation negativ beeinflus­
sen sollten. Hier spielt auch kein kantonaler Steuerwettbe­
werb, denn ein Grundstück kann man nicht in einen 
steuergünstigen Kanton zügeln, der diese Handänderungs­
steuern nicht erhebt. 
Damit haben aber alle diejenigen Unternehmungen, die in 
diesen Kantonen ihre steuerrechtliche Niederlassung haben, 
einen nicht von ihnen persönlich beeinflussbaren Nachteil, 
der ihre Wirtschaftsfreiheit auf die Wahl der geeigneten Or­
ganisationsform stark beeinträchtigt bzw. sogar verhindert. 
Diese Unternehmen werden damit bei der Anwendung des 
Fusionsgesetzes verfassungswidrig rechtsungleich behan­
delt. 
Wenn wir uns in der Sache, also materiell und verfassungs­
rechtlich, ~inig sind, dann müssen wir uns noch fragen, ob 
wir diese Anderung gemäss Artikel 102a den sechs Kanto­
nen ohne Vernehmlassung zumuten wollen. In der Tat ist 
dies ein Schönheitsfehler, den ich persönlich auch stossend 
finde. Wenn ich aber zwischen den Interessen der Unterneh­
mungen, deren Fusionswille entscheidend beeinträchtigt 
und verhindert wird, und dem Schönheitsfehler abwäge, wo­
nach die sechs Kantone vorher nicht dazu befragt worden 
sind, dann erscheinen die Interessen der Unternehmungen 
nach meiner Meinung schutzwürdiger. Dies umso mehr, als 
wir den Kantonen eine fünfjährige Ubergangsfrist gewähren, 
innert der sie zu erwartende Steuerausfälle auffangen kön­
nen. 
Dem Berichterstatter deutscher Zunge möchte ich zudem 
noch sagen: Wenn er beliebt macht, diese Handänderungs­
steuer im Falle des GmbH-Rechts anzuschauen, dann 
macht das auch keinen Sinn, weil dort ja die Vernehmlas­
sung bereits auch gelaufen ist. 
Ich bitte Sie daher, die Minderheit zu unterstützen. 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Namens der 
SP-Fraktion ersuche ich Sie, der Mehrheit und dem Be­
schluss des Ständerates zu folgen. Das Verbot der Erhe­
bung von Handänderungssteuern bei Umstrukturierungen 
durch die Kantone kam, wie bereits gesagt worden ist, erst 
durch den Nationalrat in diese Vorlage. Diese neue Rege­
lung ist unseres Erachtens rechtlich nicht haltbar. Sie ist 
staatspolitisch bedenklich, ökonomisch unnötig und eine 
Zwängerei, die das Fusionsgesetz, dessen Inkrafttreten viel­
fach erwünscht ist, nur verzögert. 
Wieso ist sie rechtlich unhaltbar? Bei den Handänderungs­
steuern handelt es sich um Verkehrssteuern, deren Erhe­
bung ganz klar in die Kompetenz der Kantone gehört. Dieser 
Meinung war im Übrigen früher auch das Bundesamt für Ju­
stiz (BJ); ich möchte noch ausdeutschen, was der Kommis­
sionssprecher gesagt hat. Am 16. Juni 1999 - Frau Bundes-
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rätin Metzler - stellte das Bundesamt für Justiz fest: Die kan­
tonalen Handänderungssteuern erachtet das BJ als zu we­
nig einschneidend, als dass durch sie die Realisierung der 
Ziele des Fusionsgesetzes vereitelt oder massiv beeinträch­
tigt würden. Dieser Meinung folgte dann auch der Bundesrat 
in der Botschaft vom 13. Juni 2000. Auch darin wird klar die 
Meinung des Bundesrates festgehalten, dass die Erhebung 
von Handänderungssteuern Umstrukturierungen nicht grund­
legend vereiteln. Dann kam plötzlich die Kehrtwende von 
Frau Metzler - zusammen mit dem Nationalrat, ich frage 
mich, ob das mit dem Bundesrat abgesprochen wurde -, 
nämlich der Vorschlag, die Kantone sollen auf die Erhebung 
dieser Handänderungssteuern verzichten müssen. 
Das ist staatspolitisch mehr als bedenklich. Die Kantone hat­
ten nicht die Gelegenheit, sich im Rahmen eines Vernehm­
lassungsverfahrens dazu zu äussern. Die Kantone verwei­
sen auch in einem Schreiben vom 15. Mai 2001 ganz klar 
auf die bundesgerichtliche Rechtsprechung und weisen dar­
auf hin, dass allfällige Konflikte nicht ausreichen, um die ver­
fassungsmässige Ordnung, wie wir sie heute kennen, aus­
zuhebeln. 
Ich glaube auch, dass wir die Handänderungssteuern öko­
nomisch völlig überbewerten. Frau Vallendar, können Sie 
mir einen einzigen Fall nennen, in dem eine Umstrukturie­
rung aufgrund kantonaler Handänderungssteuern vereitelt 
worden wäre? Ich möchte Sie auch darauf hinweisen, dass 
bei Umstrukturierungen Kosten in hohem Masse anfallen -
Kosten, die weit höher sind als die Handänderungskosten. 
Denken Sie nur an Beraterhonorare für Steuer- und Rechts­
beratungen im Rahmen von Umstrukturierungen. 
Zur rechtlichen Grundlage: Es ist klar, Sie können diese Be­
stimmung nicht auf die Steuerharmonisierungskompetenz 
gemäss Artikel 129 der Bundesverfassung abstützen, aber 
Sie können sie auch nicht - das wurde im Gutachten des BJ 
wie auch in der Botschaft des Bundesrates klar festgehal­
ten - auf die Privatrechtskompetenz abstützen. Diese Steu­
ern sind zu unerheblich, als dass sie tatsächlich Umstruktu­
rierungen und die Durchsetzung dieses Gesetzes vereiteln 
könnten. 
Wer in diesem Saal an einer raschen Verabschiedung die­
ses Gesetzes interessiert ist, folgt in diesem Punkt dem 
Ständerat. Wir haben dann keine Differenz mehr. Beachten 
Sie bitte unter staatspolitischem Gesichtspunkt die Finanz­
kompetenz der Kantone. Die sechs Kantone, die das betriffl, 
können selber entscheiden, wann sie die Handänderungs­
steuern aufheben wollen und wie sie die Einnahmenausfälle 
allenfalls zu kompensieren wünschen. Ich glaube, materiell 
sind die Signale klar, und rechtlich sind wir nicht dazu ange­
halten, den Kantonen in ihrem ureigensten Steuerkompe­
tenzbereich verpflichtende Vorschriften zu machen. 
Bitte folgen Sie dem Ständerat. 

Baumann J. Alexander (V, TG): Es geht in diesem Gesetz 
im Kern darum, die Gestaltungsfreiheit im Unternehmens­
recht, die durch einen Dschungel von beengenden Vorschrif­
ten stark eingeschränkt worden ist, wieder zum Tragen zu 
bringen. Es widerspricht den Grundgedanken des Rechtes 
unseres Landes, dass fiskalische Bestimmungen die Durch­
setzung des Privatrechtes beeinträchtigen bzw. verhindern. 
Nachdem wir in diesem Fusionsgesetz verschiedenste pri­
vatrechtliche Regelungen angepasst haben, sodass sie der 
Wahl der zweckmässigsten Rechtsform von Unternehmen 
nicht mehr entgegenstehen, muss es unsere Aufgabe sein, 
auch im fiskalischen Bereich dafür zu sorgen, dass künftig 
keine Hindernisse und Hemmnisse mehr bestehen, wenn 
die Unternehmensform der Entwicklung einer Unterneh­
mung angepasst werden soll. Ohne steuerliche Folgen soll 
eine Unternehmung oder eine Unternehmensgruppe zweck­
mässig umstrukturiert werden können. Dazu machen wir 
dieses Gesetz. 
Bei der Handänderungssteuer geht es nicht darum, dass de­
ren Erhebung in den Kantonen generell untersagt werden 
soll, es sollen lediglich die Fälle von Umstrukturierungen im 
Sinne des Fusionsgesetzes von der Handänderungssteuer 
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ausgenommen werden. Dabei bleibt die Erhebung von kos­
tendeckenden Gebühren ausdrücklich vorbehalten. Diese 
Regel betrifft noch die letzten sechs Kantone, welche ihre 
Gesetzgebung über eine Handänderungssteuer noch nicht 
an den Trend zur Erleichterung von Umstrukturierungen an­
gepasst haben. 
Sie können jetzt einwenden - Frau Leutenegger Oberholzer 
hat dies getan -, an der Handänderungssteuer könne eine 
vorgesehene Firmenumstrukturierung ja nicht scheitern. Ich 
kann Ihnen ein Beispiel nennen: Der Kanton Baselland ge­
hört zu den noch nicht so fortschrittlichen Kantonen, die an 
der Handänderungssteuer in Umwandlungsprozessen fest­
halten. Eine nicht ganz unbedeutende Firma der Chemie­
und Pharmabranche, welche ihren Sitz im Kanton Basel­
Stadt hat, hat vor einigen Jahren eine gross angelegte Stu­
die durchgeführt, um die Konzernstrukturen zu straffen, an­
ders zu gliedern, und siehe da: Die Handänderungssteuer -
nicht jene des Kantons Tessin, sondern jene des Kantons 
Baselland - hat dazu geführt, dass man sagen musste: Die 
Geschichte wird uns zu teuer. 
Ich darf Ihnen auch zwei Beispiele von unterschiedlichem 
Stellenwert in der Grössenskala von Firmen erläutern: 
Eine Firma mit einer Anzahl von Ladengeschäften in ver­
schiedenen Kantonen, die grösstenteils in eigenen Liegen­
schaften bzw. in firmeneigenem Stockwerkeigentum arbei­
tet, will die als Zweigniederlassungen geführten Läden als 
selbstständige Elemente in einer Holdinggesellschaft zu­
sammenfassen. Das Grundeigentum soll in einer Immobili­
engesellschaft zusammengefasst werden. Sie können sich 
leicht vorstellen, dass hier bei einem angenommenen Ver­
kehrswert der Liegenschaften von 50 Millionen Franken in 
den Kantonen Genf, Graubünden, Tessin, Jura, Baselland 
und Waadt auf Basis eines Steuersatzes von 2 Prozent hap­
pige Handänderungssteuern von einer ganzen Million Fran­
ken in Anschlag kommen, obwohl die bisherige Eigentü­
merin die Liegenschaften an ihre eigene Tochtergesellschaft 
überträgt und de facto wirtschaftlich Verfügungsberechtigte 
bleibt. 
Das andere Beispiel ist der Bäcker- und Konditormeister, der 
aus Nachfolgegründen sein Geschäft samt Geschäftsliegen­
schaft In eine GmbH oder eine AG überführen will. Alles 
klappt wie vorgesehen, aber das Geschäftshaus am Dorf­
platz hat einen Verkehrswert von zweieinhalb Millionen 
Franken. Eine Steuer von 2 Prozent darauf ergibt jedoch 
den Betrag von 50 000 Franken, welcher die geplante Um­
strukturierung effektiv verhindert. 
Es wundert mich schon sehr, dass eine Fraktion, die sich 
stets als Interessenwahrerin der KMU zu verkaufen sucht, 
entgegen der Haltung ihrer Vertreterin im Bundesrat diese 
Handänderungssteuer beibehalten will. 
Diese beiden aufgeführten Beispiele zeigen, dass die Rege­
lung von Artikel 102a in diesem Gesetz notwendig ist, und 
nicht nur die analogen Regelungen, wie Sie sie im Banken­
gesetz, bei der Post, bei den Telekommunikationsbetrieben 
des Bundes sowie bei den SBB mit den gleichen verfas­
sungsrechtlichen Grundlagen beschlossen haben. 
Damit das Fusionsgesetz schliesslich einmal zielführend an­
gewandt werden kann, bitte ich Sie, an unserer Regelung 
festzuhalten und den Minderheitsantrag Vallendar zu unter­
stützen. Bezüglich der Differenzen in Artikel 109 Absatz 3 
ersuche ich Sie ebenfalls festzuhalten, um eine Brüskierung 
der sechs Kantone zu vermeiden und um ihnen Zeit einzu­
räumen, den Einnahmenausfall zu kompensieren. 

Gutzwiller Felix {R, ZH): Bei dieser wichtigen Differenz im 
Fusionsgesetz darf ich nochmals an das erinnern, was wir 
hier schon verschiedentlich gesagt haben, nämlich dass das 
Fusionsgesetz zum Ziel hat, Fusionen, Spaltungen, Neu­
strukturierungen zu erleichtern und nicht zu erschweren. 
Dazu gehört ohne Zweifel auch diese Bestimmung über die 
Handänderung. Ich möchte Ihnen im Namen der FDP-Frak­
tion beliebt machen, in diesem Punkt der Minderheit Vallen­
dar zu folgen. 
Kantonale Handänderungssteuern sind ein echtes Hindernis 
bei vielen Umstrukturierungen. Frau Kollegin Leutenegger 

Oberholzer hat sich nach entsprechenden Firmen erkundigt. 
Sie wird nicht erwarten, dass ich Namen nenne, aber ich 
habe in den letzten Tagen mit verschiedenen Wirtschaftsan­
wälten, gerade auch solchen aus der Region Basel, gespro­
chen, und die Meinung ist klar: Gerade bei KMU sind oft 
die Grundstücke die einzigen wesentlichen Werte, und ge­
rade bei KMU werden solche Fusionsprozesse - das haben 
verschiedenste Wirtschaftsanwälte bestätigt - enorm er­
schwert. Es werden Umwege gefahren; das kann nicht der 
Sinn des Gesetzes sein. 
Es kommt noch dazu, dass Veräusserungen im Rahmen ei­
ner Fusion wirtschaftlich gesehen keine Veräusserungen 
sind. Diese Klausel ist also unlogisch. Es kommt weiter 
dazu, dass Handänderungsgebühren den Willen des Ge­
setzgebers in diesem Punkt, der klar ist und der nach Steu­
erneutralität fragt, hintertreiben. Auch das möchten wir nicht. 
Alle diese Gründe führen uns dazu, dem Argument des Ein­
griffes in die kantonale Steuerhoheit zwar wohl die gebüh­
rende Beachtung zu schenken, aber es doch so zu werten, 
dass die Kantone für ihre Gesetze nur so lange Hoheit bean­
spruchen dürfen, als diese Vollzug und Anwendung von 
Bundesgesetzen nicht über Gebühr erschweren. Wir sind 
der Meinung - und das war auch die Argumentation im 
Ständerat-, dass dies diesen Eingriff rechtfertigen würde. 
Kollege Baumann hat zu Recht auf die verschiedenen Prä­
zedenzfälle in diesem Zusammenhang hingewiesen, wo 
diese Handänderungssteuer nicht mehr erhoben wird. Zum 
Beispiel bezahlen die Eidgenossenschaft und ihre Anstalten 
keine solchen Steuern, wenn sie Liegenschaften erwerben. 
Die Swisscom muss diese nicht berappen, die Post und 
auch die SBB sind dieser Steuer enthoben. Aber das ist zu­
künftig auch im Privatrecht vorgesehen; so werden Genos­
senschaftsbanken bei der Umwandlung in juristische Perso­
nen gemäss Bankengesetz keine Handänderungssteuern 
mehr bezahlen müssen. 
Im Kontext dieses Gesetzes, das Fusionen erleichtern soll -
gerade auch bei KMU, bei denen die Liegenschaften oft die 
wirklich relevanten materiellen Werte sind -, sehen wir klar, 
dass es in denjenigen Kantonen, in denen diese Steuer 
noch besteht, noch eine hohe Schwelle gibt. 
Ich bitte Sie deshalb, diese Schwelle gemäss Antrag der 
Minderheit zu beseitigen. Ich darf darauf hinweisen, dass 
dieser Beschluss, im Fusionsgesetz die Handänderungs­
steuer abzuschaffen, durch einen Antrag der WAK-NR zu­
stande gekommen ist. 
Ich bitte Sie, dieser Minderheit zuzustimmen. 

Le president {Christen Yves, president): Le groupe liberal 
et le groupe ecologiste communiquent qu'ils soutiennent Ja 
proposition de la majorite a l'article 102a. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Eigentlich sind ja auch die Kan­
tone grossmehrheitlich der Auffassung, dass die Handände­
rungsabgaben bei den Umstrukturierungen kontraproduktiv 
sind, und deshalb haben mit Ausnahme von sechs Kan­
tonen - das wurde jetzt verschiedentlich auch schon er­
wähnt - die anderen Kantone darauf verzichtet, bei Um­
strukturierungen Handänderungsabgaben zu verlangen. 
Eine entsprechende Abgabe wird einzig noch in den Kanto­
nen Basel-Landschaft, Graubünden, Waadt, Genf, Jura und 
Tessin erhoben. 
Strittig ist heute die Frage der Verfassungsmässigkeit. Diese 
Frage hat uns von Anfang an beschäftigt. Ich muss einräu­
men, dass der Bundesrat in seiner Botschaft den hindern­
den Charakter der Handänderungsabgaben vorerst zu 
wenig erkannt hat. Wir waren daher dem Nationalrat dank­
bar, dass er diese wichtige Frage nochmals aufgegriffen hat. 
Ich möchte kurz noch einmal auf das Gutachten des Bun­
desamtes für Justiz eingehen, das jetzt verschiedentlich an­
gesprochen wurde. Dieses Gutachten kommt zum Schluss, 
dass unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeiten 
eines solchen Eingriffes gegeben sind. Am Schluss des Gut­
achtens heisst es dann auf drei Zeilen, die jetzt vorhande­
nen Handänderungssteuern seien aber nicht so einschrän-
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kend, dass ein Eingriff zulässig sei. Man argumentiert also 
juristisch auf einer Schiene und kommt dann zu einem ver­
fassungsrechtlich richtigen Schluss, um im letzten Absatz 
die Argumentationsschiene zu ändern und eine Wertung 
vorzunehmen, ohne die Wirkung sämtlicher Handände­
rungsgebühren praktisch zu analysieren. In diesem Sinne ist 
dieses Gutachten rein juristisch und macht keine verfas­
sungspolitische Bewertung. 
Das Gutachten beurteilt auch nicht die Präjudizien, die im 
Bankengesetz oder bei den privatisierten Bundesbetrieben 
bestehen; dazu nimmt es keine Stellung. Insofern sind die 
Interpretationen von Herrn Grass und von Frau Leutenegger 
Oberholzer zu relativieren. 
Was die Verfassungsmässigkeit betrifft, gehen die Auffas­
sungen auseinander - aber einzig und allein aus dem 
Grund, weil es sich beim Entscheid, ob die Handänderungs­
abgaben die Ziele des Zivilrechtes erheblich erschweren 
oder verhindern können, letztlich um eine blasse Wertungs­
frage handelt. Diese Wertungsfrage muss der Gesetzgeber 
vornehmen, und deswegen müssen Sie heute diese Beur­
teilung vornehmen und einen entsprechenden Entscheid 
fällen. Sie haben zu beurteilen, ob eine Erhebung von 
Handänderungsabgaben bei Umstrukturierungen die Ziele 
des Fusionsgesetzes in wesentlicher Weise beeinträchtigen 
kann. Wenn Sie diese Frage bejahen, ist auch die Verfas­
sungsmässigkeit gegeben. 
Wer die Praxis kennt - das wurde jetzt verschiedentlich dar­
gelegt - weiss, dass die Erhebung von Handänderungsab­
gaben durchaus entscheidend dafür sein kann, ob eine 
bestimmte Umstrukturierung wie beabsichtigt durchgeführt 
werden kann oder nicht. Nach eingehender Abwägung 
scheint es mir deshalb klarerweise zulässig, die Kantone, 
gestützt auf die Privatrechtskompetenz des Bundes, anzu­
halten, die Handänderungsabgaben bei Umstrukturierungen 
zu eliminieren, damit die Ziele des Fusionsgesetzes auch 
realisiert werden können. 
Deshalb bitte ich Sie, dem Minderheitsantrag Vallender zu 
folgen. 

Art. 2 Bst. h; 17 Abs. 1; 18 Abs. 1 Bst. e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 2 let. h; 17 al. 1; 18 al. 1 let. e 
Proposition de Ja commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art.102a 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Vallender, Abate, Baumann J. Alexander, Gutzwiller, Seiler) 
Festhalten 

Art.102a 
Proposition de Ja majorite 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Proposition de Ja minorite 
(Vallendar, Abate, Baumann J. Alexander, Gutzwiller, Seiler) 
Maintenir 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatjf: Beilage - Annexe 00,052/4069} 
Für den Antrag der Minderheit .... 85 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 63 Stimmen 

Art. 109 Abs. 3 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Antrag der Minderheit 
(Vallendar, Abate, Baumann J. Alexander, Gutzwiller, Seiler) 
Festhalten 

Art. 109 al. 3 
Proposition de Ja majorite 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Proposition de Ja minorite 
(Vallender, Abate, Baumann J. Alexander, Gutzwiller, Seiler) 
Maintenir 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 79 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 49 Stimmen 

Änderungen bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Ziff. 1, 3, 8bls 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1, 3, 8bis 
Proposition de Ja commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Nur ganz kurz zu 
Ziffer 1: Wir sind bei der Frage der Wohnsitzpflicht von Ver­
waltungs- und Geschäftsführungsorganen in der Schweiz in 
verschiedenen Gesellschaftsformen dem Ständerat gefolgt. 
Dieser ist der Auffassung, angesichts der ungeklärten 
Rechtsfragen sei es richtig, die ganze Materie in das GmbH­
Recht zu delegieren. Man muss auch noch die WTO-Kom­
patibilität abklären. Hier muss man den warnenden St!mmen 
in der letzten Nationalratsdebatte Recht geben; das 1st ver­
früht und nicht hinreichend abgeklärt. 
Deshalb möchten wir - wie der Ständerat - bei verschiede­
nen Bestimmungen des Obligationenrechtes beim beste­
henden Recht bleiben und das in einer späteren Phase einer 
vertieften und sorgfältigen Prüfung unterziehen. 

Angenommen - Adopte 
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Anwendung des Gemeinschaftsrechtes im schweizerischen 
Recht ein. Diese Bestimmungen, nämlich Artikel 89a ff. BVG 
und Artikel 25b ff. FZG, sind auch auf das revidierte Efta-Ab­
kommen anwendbar. Konkret bedeutet dies, dass diese Be­
stimmungen auch die Mitgliedländer der Efta umfassen 
sollen, d. h. Island, Liechtenstein und Norwegen. Aus syste­
matischen Gründen sind entsprechende Bestimmungen auf­
genommen bzw. geändert worden. Die betreffenden Be­
stimmungen sind die Artikel 89a Absatz 2, 89b und 89c BVG 
sowie im Anhang die Artikel 25b Absatz 2, 25c, 25d sowie 
25f FZG. 
Bei der IV-Revision hat das Parlament beschlossen, dass 
die volle Rente bei 70 Prozent statt bei zwei Dritteln Invalidi­
tät geleistet wird. Dies wurde in Artikel 24 Absatz 1 BVG 
übernommen. Bei Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b dagegen 
unterblieb die Anpassung. Die Redaktionskommission hat 
nun die Anpassung vorgenommen. 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 42 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

00.052 

Fusionsgesetz 
Loi sur la fusion 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 13.06.00 (BBI 2000 4337) 
Message du Conseil federal 13.06.00 (FF 2000 3995) 

Ständerat/Conseil des Etats 21.03.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Fortsetzung- Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.03 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 16.06.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 15.09.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2003 6691) 
Tex1e de l'acte legislatif (FF 2003 6131) 

Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung 
Loi federale sur la fusion, la scission, la transformation 
et le transfert de patrimoine 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 43 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Präsident (Plattner Gian-Reto, Präsident): Der Stimmen­
zähler hat mir gesagt, die Vorlage 00.052 sei nicht mit 44 zu 
O Stimmen, sondern mit 43 zu O Stimmen angenommen 
worden. Ich bitte das Amtliche Bulletin, diese Korrektur vor­
zunehmen. 
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01.074 

Neugestaltung 
des Finanzausgleichs 
Reforme 
de la perequation financiere 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 11.11.01. (BBI 2002 2291) 
Message du Conseil federal 14.11.01 (FF 2002 2155) 

Ständerat/Conseil des Etats 01 .10.02 (Erstrat - Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.10.02 (Fortsetzung-Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.10.02 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 05.06.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.06.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 16.09.03 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 29.09.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 01.10.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 6591) 
Texte de l'acte legislatif 1 (FF 2003 6035) 

Schweiger Rolf (R, ZG}, für die Kommission: Beim Finanz­
und Lastenausgleichsgesetz hat die Redaktionskommission 
im letzten Artikel noch explizit zum Ausdruck gebracht, dass 
das Gesetz erst nach Annahme der Verfassungsgrundlage 
durch Volk und Stände im Bundesblatt veröffentlicht wird. 
Dies erfolgt analog zu den Bürgerrechtsregelungen, bei de­
nen zwei Vorlagen ebenfalls von der Annahme der entspre­
chenden Verfassungsgrundlagen abhängig sind. 

1. Bundesbeschluss zur Neugestaltung des Finanzaus­
gleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und 
Kantonen 
1. Arrete federal concernant la reforme de la perequa­
tion financiere et de la repartition des täches entre la 
Confederation et les cantons 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 38 Stimmen 
Dagegen .... 2 Stimmen 

2. Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleicl:I 
2. Loi federale sur la perequation flnanciere et la com­
pensation des charges 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 38 Stimmen 
Dagegen .... 3 Stimmen 
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3. Oktober 2003 1745 Nationalrat 00.052 

00.052 

Fusionsgesetz 
Loi sur la fusion 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 13.06.00 (BBI 2000 4337) 
Message du Conseil federal 13.06.00 (FF 2000 3995) 

Ständerat/Conseil des Etats 21.03.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.03.03 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.03 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 16.06.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 15.09.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2003 6691) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2003 6131) 

Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und 
Vermögensübertragung 
Loi federale sur la fusion, la scission, la transformation 
et le transfert de patrimoine 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 00.052/4504) 
Für Annahme des Entwurfes .... 175 Stimmen 
Dagegen .... 12 Stimmen 

01.074 

Neugestaltung 
des Finanzausgleichs 
Reforme 
de la perequation financiere 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 14.11.01 (BBI 2002 2291) 
Message du Conseil federal 14.11.01 (FF 2002 2155) 
Ständerat/Conseil des Etats 01.10.02 (Erstrat - Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.10.02 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Et.als 02.10.02 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 05.06.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 12.06.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 19.06.03 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 16.09.03 (Differenzen - Divergences) 

Nationalral/Conseil national 29.09.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 01.10.03 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vota final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 6591) 
Texte de l'acte legislatif 1 (FF 2003 6035) 

Lauper Hubert (C, FR), pour la commission: Ce sera ma der­
niere intervention a cette tribune, au nom de la Commission 
de redaction. Dans le dernier article de loi federale sur la pe­
requation financiere, la Commission de redaction a ajoute un 
alinea 2 precisant qua la loi sera publiee dans la Feuille fe­
derale seulement apres qua le peuple et las cantons en 
auront accepte la base constitutionnelle. Le legislateur a eu 
recours a la ml3me maniere de proceder pour las modifica-

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

tions de la loi sur la nationalite, dont deux projets dependent 
egalement de l'adoption d'une base constitutionnelle. 

Müller Erich (R, ZH): Die FDP-Fraktion unterstützt den aus­
gehandelten NFA. Leider ging das zentrale Element in der 
Debatte etwas verloren, nämlich der ausgeprägte Wille zur 
wirkungsvollen, nachhaltigen Neuverteilung der Aufgaben 
zwischen Bund und Kantonen. Die FDP-Fraktion bedauert 
das. Trotzdem sind wir überzeugt, dass damit der schweizeri­
sche Föderalismus gestärkt werden kann. Wir erachten den 
NFA als ein gutes Gerüst für eine erfolgreiche, bürgernähere 
Bewältigung der zukünftigen Herausforderung. Der im Res­
sourcenausgleich gefundene gutschweizerische Kompromiss 
bietet zweierlei: Erstens gibt er den Nehmerkantonen die not­
wendige finanzielle Unterstützung; zweitens werden die Ge­
berkantone zwar belastet, aber nicht überfordert. 
Die FDP-Fraktion wird dem NFA zustimmen, und wir werden 
uns in der kommenden Abstimmung für die Annahme durch 
Volk und Stände einsetzen. 

Leu Josef (C, LU): Die Stärke einer staatlichen Gemein­
schaft, d. h. der Wille zum gemeinsamen Erfolg, misst sich 
an der Bereitschaft und Fähigkeit, sich zu reformieren, sich 
dem Wandel der Zeit zu stellen, zeit- und sachgerecht neue 
Antworten auf neue Bedürfnisse zu erarbeiten. Das trifft für 
die Willensnation Schweiz in ihrer Vielfalt und Verschieden­
artigkeit in besonderem Masse zu. Wenn die CVP-Fraktion 
die Sicherstellung und Belebung des nationalen Zusammen­
halts als eine der zentralen künftigen Aufgaben beurteilt, so 
stellt sie gleichzeitig fest die Neugestaltung des Finanzaus­
gleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kanto­
nen nicht nur praktischer Prüfstein, sondern der entschei­
dende Schlüssel dazu ist. Wir müssen diese Chance packen 
und den Quantensprung wagen. Dann wird es gelingen, auf 
der Basis und im Interesse unserer direktdemokratischen 
und föderalen Strukturen politische Handlungsspielräume zu 
gewinnen, neue und motivierende Formen der Zusammen­
arbeit zu erhalten, um Probleme gemeinsam und effizient 
anzupacken. Auf diesem Weg wird unser Land als Ganzes 
für die Zukunft auch politisch konkurrenzfähiger. So betrach­
tet ist dieses bedeutungsvolle Jahrhundertprojekt weit mehr 
als ein finanzpolitisches Projekt, es ist letztlich ein staatspoli­
tisches Projekt. Abschliessend danke ich im Namen der 
CVP-Fraktion Herrn Bundesrat Villiger und seinen Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern, die dieses Grossprojekt mit uner­
müdlichem Einsatz, mit Offenheit und Kompetenz in den 
parlamentarischen Ausmarchungen vertraten und begleite­
ten. 
Ihnen allen, liebe Kolleginnen und Kollegen, danke ich, wenn 
Sie das «Zukunftsschiff NFA» in der heutigen Schluss­
abstimmung mit dem nötigen Schub und Schwung aus un­
serer Werft loslassen! 

Rossini Stephane (S, VS): Pour le groupe socialiste, la nou­
velle repartition des täches et la reforme de la perequation fi­
nanciere entre la Confederation et les cantons est un 
exerclce rate et lnsatlsfaisant, sans reflexion dynamique sur 
l'amenagement du federalisme. 
Le choix fondamental qui a ete fait de retenir une option can­
tonaliste qui ne repond plus aux exigences de masses criti­
ques necessaires pour une utilisation optimale des res­
sources publiques et qui, par ailleurs, est empreinte d'un es­
prit de concurrence entre las cantons, sans maitrise des 
consequences financieres et des consequences sur la mise 
en oeuvre des poiitiques publiques pour les citoyennes et 
les citoyens de ce pays, releve pour nous quasi de l'arbi­
traire et peut s'averer dangereux. 
Pour cette raison, le groupe socialiste s'opposera aux deux 
projets qui composent la reforme. 

Ruey Claude (L, VD): La democratie de proximite est l'une 
des valeurs premieres de notre pays. Nous le savons, nos 
citoyens aiment pouvoir decider sur ce qui est proche d'eux, 
et lorsqu'ils decident sur ce qui est a proximite immediate de 
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00.052 

Ref.4504 

Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlu"ng und Vermögensübertragung (Fusionsgesetz; FusG) 
Lai federale sur la fusion, la scission, la transformation et le transfert de patrimoine (Lai sur la fusion, LFus) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote final 

Abstimmung vom/ Vote du: 03.10.2003 08:53:48 
Abate + R Tl Fehr Hans-Jürq + S SH Kunz 
Aeooli Wartmann + S ZH Fehr Jacaueline + S ZH Kurrus 
Aeschbacher + E ZH Fehr Lisbeth + V ZH Lachat 
Antille + R VS Fehr Maria + s ZH Lalive d'Eoinav 
Baader Caspar + V BL Fetz + s BS Laubach er 
Bader Elvira + C so Fischer-Seenaen + RAG Lauper 
Banaa * s so Freund + V AR Leu 
Banaerter + R BE Frev Claude + R NE Leuenberaer Geneve 
Baumann Alexander + V TG Fässler + s SG Leutenecmer Hajo 
Baumann Ruedi = G BE Föhn + V SZ Leuteneaaer Susanne 
Baumann Steohanie + S BE Gadient + V GR Leuthard 
Beck + L VD Galli + C BE Loeofe 
Berberat + s NE Garbani + s NE Lustenberaer 
Bernasconi + R GE Genner = G ZH Maillard 
Beuola + R GR Giezendanner + V AG Maitre 
Biaaer + V SG Glassan + R FR Marietan 
Bianasca + - Tl Glur + V AG MartiWerner 
Binder + V ZH Goll + s ZH Martv Kälin 
Blocher + V ZH Graf = G BL Maspoli 
Barer + V so Grabet * S GE Mathvs 
Bortoluui + V ZH Grass Andreas * S ZH Maurer 
Bosshard * R ZH Grass Jost + s TG Maurv Pasauier 
Bruderer + s AG Guisan + R VD Meier-Schatz 
Brun + C LU Gutzwiller + R ZH Messmer 
Brunner Toni + V SG Gvsin Hans Rudolf + R BL Mever Therese 
Buanon + V VD Gvsin Remo + s BS Menetrev Savarv 
Bühlmann = G LU Günter + s BE Möraeli 
Bührer + R SH Haerina Binder + s ZH Müller Erich 
Cavalli + s Tl Haller + V BE Müller-Hemmi 
Chappuis + SFR Hassler + V GR Nabholz 
Chevrier + C vs Heberlein + R ZH Neirvnck 
Christen # R VD Heaetschweiler + R ZH Oehrli 
Cina + C vs Heim + C so Pedrina 
Cuche = G NE Hess Berhard + - BE Pelli 
De Dardel + s GE Hess Peter + C ZG Pfister Theophil 
Decurtins + C GR HessWalter + C SG Polla 
Donze + E BE Hofmann Urs + s AG Raaaenbass 
Dormann Rosemarie + C LU Hollenstein = G SG Randeaaer 
Dormond Marlyse + s VD Hubmann + s ZH Rechsteiner Paul 
Dunant + V BS Humbel Näf + C AG Rechsteiner -Basel 
Duoraz + R GE Hämmerle + s GR Rennwald 
Eberhard + C sz lmfeld + C ow Riklin 
Eaerszeai + R AG lmhof + C BL Robbiani 
Eqqly * L GE Janiak + s BL Rossini 
Ehrler + C AG Joder + V BE Ruev 
Enaelberaer + R NW Jossen + s vs Salvi 
Fasel + G FR Jutzet + s FR Sandoz Marcel 
Fattebert + V VD Kaufmann + V ZH Schenk 
Favre + R VD Keller Robert + V ZH Scherer Marcel 
Fehr Hans + V ZH Kofmel + R so Scheurer Remv 

+ ja/oui /sl 
= nein / non / no 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas vote / non ha votato 

+ V LU 
+ R BL 
+ C JU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
= G GE 
+ R ZG 
+ s BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
+ s GL 
+ s ZH 
+ - Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
0 S GE 
+ C SG 
+ R TG 
* C FR 
= G VD 
+ V ZH 
+ R ZH 
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s JU 
+ C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
+ L VD 
+ s VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C G L R s E V 
ja/ oui / si 175 ja/ oui / sl 34 1 5 39 46 4 43 
nein / non / no 12 nein / non / no 0 9 0 0 1 0 0 
enth. / abst. / ast. 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 1 0 0 
entschuldigt / excuse / scusato 11 entschuldigt/ excuse / scusato 1 0 1 2 4 1 2 

Bedeutung Ja/ Signification de oui: 
Bedeutung Nein / Signification de non: 

Schibli + V ZH 
Schlüer + V ZH 
Schmid Odilo + C vs 
Schmied Walter * V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab + S VD 
Seiler Hansoeter + V BE 
Siearist + V AG 
Simoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruqa + S BE 
Soeck + V AG 
Soielmann = - GE 
Souhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi + V AG 
Steineaaer + R UR 
Steiner + R SO 
Strahm + S BE 
Studer Heiner + E AG 
Stumo + SAG 
Suter * R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns + S VD 
Trioonez + R BE 
Tschuppert + R LU 
Tschäooät . s BE 
Vallender + RAR 
Vaudraz Jean-Claude + C GE 
Vaudraz Rene + R VD 
Vermot + s BE 
Vollmer + s BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansiöra * V TG 
Wandfluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Weiaelt + R SG 
Weyeneth + V BE 
Widmer + s LU 
Widria + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wirz-von Pianta + L BS 
Wittenwiler + R SG 
Wvss Ursula + s BE 
Zanetti + s so 
Zapfl + C ZH 
Zisvadis = - VD 
Zuooiaer + V ZH 
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